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Schuman-Plan und europäischer Bundesstaat 
Von Ernst Steindorff 


Der Schuman-Plan führt zur Bildung eines ge- 
meinsamen Marktes für Kohle und Stahl im Gebiet 
aller Mitgliedstaaten. Dieser europäische Markt um- 
faßt 150 Millionen Menschen. Er umschließt das 
Doppelte der deutschen Kohleförderung, das Drei- 
fache der deutschen Stahlproduktion. Die Errichtung 
dieses großen Marktes macht eine neue Arbeitstei- 
lung innerhalb der zusammengefaßten Gebiete mög- 
lich. Arbeitsteilung bewirkt höhere Leistung, Ver- 
besserung, Vermehrung und Verbilligung der Er- 
zeugung. Das bedeutet, daß der Schuman-Plan die 
Wege zu wirtschaftlichen Vorteilen eröffnet, deren 
Europa dringend bedarf, wenn es den Entwicklungs- 
rückstand seiner Montanindustrie überwinden will. 
Entscheidende wirtschaftliche Gründe sprechen also 
für den Schuman-Plan. 


Wie aber steht es mit den politischen Gründen, 
die so oft zugunsten des Schuman-Planes ins Feld 
geführt werden? Mit großen Ueberschriften ist im- 
mer wieder darauf hingewiesen worden, daß der 
Schuman-Plan der erste Schritt zu einem umfassen- 
den Zusammenschluß der europäischen Staaten, also 
der Anfang des europäischen Bundesstaates sei. Da- 
mit wird gesagt: 

1. Die Bildung eines europäischen Bundesstaates, der 

Vereinigten Staaten von Europa, ist erstrebenswert. 


2. Der Schuman-Plan hat für Kohle und Stahl die- 
selben Wirkungen, die sich für diese Wirtschafts- 
zweige aus der Bildung eines europäischen Bun- 
desstaates ergeben. Er bedeutet also nichts anderes 
als die Verwirklichung des europäischen Bundes- 
staates auf einem begrenzten wirtschaftlichen 
Sektor. 


Wenn diese Aussage richtig ist, so sprechen die 
politischen Argumente wie die wirtschaftlichen 
zugunsten des Schuman-Planes. Bei einer Ab- 
wägung der Vor- und Nachteile des Planes fallen 
4lle'die’in- Zahlen schwer ausdrückbaren politischen 
Gesichtspünkte ihs Gewicht, die sich vom Zusammen- 
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schluß Europas her ergeben. In der Diskussion 
um den Schuman-Plan kann niemand behaupten, 
er wolle zwar den Zusammenschluß Europas, nicht 
aber den Schuman-Plan. Denn wer Europa will, der 
muß auch die Wirkungen des Schuman-Planes wollen. 
Es gibt dann nur die Alternative: Ja zum Schuman- 
Plan und zu Europa oder nein zu beiden. Die Trag- 
weite dieser Alternative ist so groß, daß man sich 
hüten muß, ihre Voraussetzungen aus europäischer 
Schwärmerei oder nationalen Ressentiments allein zu 
bejahen oder zu verneinen, ohne sorgfältige Prüfung 
des Tatbestandes. 


1. 


Der Gedanke eines politischen Zusammenschlusses 
der europäischen Staaten ist alt. Welche Gründe tra- 
gen diesen Gedanken heute, wenn wir von wirk- 
lichkeitsfremder Schwärmerei absehen? Da der Vor- 
rat wirtschaftlicher Gründe hier außer Betracht blei- 
ben soll, da wir nur das politische Argument suchen, 
sind die beiden folgenden Gründe vor allen zu 
nennen. 


1. Die Existenz von Staaten ist für den Einzel- 
menschen von geringer Bedeutung, solange staatliche 
Eingriffe in das Leben des Einzelnen Ausnahmen 
und auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben. In den 
letzten Jahrzehnten sind Zahl und Umfang der ge- 
setzgeberischen und verwaltungsmäßigen Eingriffe, 
mit denen die Staaten das Leben ihrer Bürger regu- 
lieren, auf allen Gebieten in erschreckendem Maße 
angewachsen. Die kaum mehr übersehbare Fülle der 
Gesetzessammlungen und die Ausdehnung der Ver- 
waltungsbehörden und ihres Tätigkeitsfeldes machen 
das deutlich. Damit werden Unterschiede zwischen 
Menschen verschiedener Staatsangehörigkeit begrün- 
det und erweitert. Denn jede Regierung trifft ihre 
Maßnahmen für ihren Bereich in eigener Weise. Und 
Hand in Hand mit der Ausdehnung ihrer Tätigkeit 
sind die Staaten, insbesondere die modernen Wohl- 
fahrtstaaten bemüht, die begünstigenden Wirkungen 
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ihrer Maßnahmen den eigenen\Bürgern vorzubehal- 
ten, den Ausländern aber vorzuenthalten. Immer 
mehr schließt der Staat seine Bürger zu einem Kar- 
tell zusammen, das sich dem Wettbewerb des Aus- 
länders verschließt, das die Güter und Kräfte des 
eigenen Landes nur dem nationalen Interesse dienst- 
bar machen will. Dieser Nationalismus, der bei- 
spielsweise die deutsche Kohle deutschen Hütten 
vorbehalten will, ist ein Nationalismus der Besitzen- 
den gegenüber den Besitzlosen, ein Nationalismus, 
der auf der anderen Seite den Nationalismus der 
„Habenichtse“ erweckt, wie ihn das Dritte Reich 
gepredigt hat. Als Beispiel sei hier nur die Verbin- 
dung nationaler Vollbeschäftigungspolitik mit Ein- 
wanderungsverboten oder Beschäftigungsverboten 
für Ausländer erwähnt. Dieser Nationalismus be- 
schränkt die Gültigkeit von Grundrechten auf ein 
Staatsgebiet. Der Schutz des eigenen Bürgers auf 
eigenem Staatsgebiet wird erkauft mit der Recht- 
losigkeit der Menschen auf fremdem Staatsgebiet. 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit für Kauf- 
leute, Einreiseverbote, Verbot der Berufsausübung 
etwa für fremde Aerzte, Devisenregelungen stem- 
peln den Ausländer in jedem Lande zu einem Men- 
schen minderer Rechte. Gleiches gleich zu behandeln, 
lautet das Gebot der Gerechtigkeit. Nur wenn wir 
im Ausländer einen ungleichen, insbesondere, wenn 
wir in ihm einen minderwertigen Menschen sehen, 
können wir ihn um seiner Staatsangehörigkeit willen 
schlechter behandeln als den Inländer, können wir 
ihm Rechte versagen, die der Bürger des eigenen 
Staates genießt. Aber die Anerkennung der Staats- 
angehörigkeit als eines Grundes für unterschiedliche 
Behandlung von Menschen widerstreitet der mensch- 
lichen Natur. Es ist das eine künstliche und darum 
ungerechte Unterscheidung, eine Diskriminierung. 

Diese Diskriminierung, diese Mißachtung des Ge- 
rechtigkeitsgebotes, die mit dem Nationalismus not- 
wendigerweise verknüpft ist, kann nur beseitigt wer- 
den durch Zusammenschluß der Staaten zu einer 
höheren Einheit. In dieser Einheit wird die Staatsan- 
gehörigkeit gegenstandslos, und damit entfällt der 
Anlaß zu unterschiedlicher Behandlung der Menschen 
in dem größeren Gemeinwesen. So wird durch Bil- 
dung einer Einheit aus mehreren Staaten Gleichheit 
der Rechte für alle Bürger erzielt, der Geltungsbe- 
reich menschlicher Grundrechte für die Bürger der 
beteiligten Staaten auf das gesamte Gebiet der grö- 
Beren Gemeinschaft ausgedehnt. Das ist der erste 
Grund für den europäischen Zusammenschluß: Der 
Zusammenschluß entspricht einem Gebot der Ge- 
rechtigkeit. 

2. Die Existenz von Staaten schafft Konfliktstoffe. 
Die verheerenden Weltkriege dieses Jahrhunderts 
haben sich an Staatenstreitigkeiten entzündet. Es ist 
längst anerkannt, daß Kriege nur verhütet werden 
können, wenn ein anderes wirksames Mittel zur 


3956 


Schlichtung staatlicher Streitigkeiten entdeckt wird. 
Aber das Recht der Streitschlichtung, das im Zeichen 
des Völkerbundes und der Vereinigten Nationen ent- 
wickelt worden ist, eignet sich nicht für eine wirk- 
same Streitschlichtung. Denn unter diesem Recht 
sind politische Streitigkeiten ebenso wie die inneren 
Angelegenheiten der Staaten der internationalen Ge- 
richtsbarkeit entzogen, und eine Vollstreckung gegen 
Staaten ist undurchführbar. Die Entwicklung des 
Kriegsverhütungsrechtes und insbesondere des Rech- 
tes der Streitschlichtung in der internationalen Ord- 


nung hat keinen Fortschritt zu verzeichnen. Die 
Satzung der Vereinigten Nationen enthält die- 
selben Schwächen wie die des Völkerbundes. Der 


„domaine reserve“ der Einzelstaaten ist sogar noch 


erweitert worden. 

Die Beseitigung staatlicher Streitigkeiten als Kriegs- 
ursache muß deshalb mit anderen Mitteln bewirkt 
werden. Ein solches Mittel bietet sich in der Ueber- 
tragung staatlicher Hoheitsrechte an eine übergeord- 
nete, an eine überstaatliche Instanz an. Denn damit 
wird die Wahrung von Interessen den Staaten ent- 
zogen, werden Konfliktstoffe als Kriegsursache be- 
seitigt. Hier finden wir den zweiten Grund für den 
europäischen Bundesstaat: Der Zusammenschluß 
dient der Erhaltung des Friedens. 


IE. 


Warum darf nun gesagt werden, daß der Schu- 
man-Plan diesen Zusammenschluß für einen be- 
schränkten Sektor verwirklicht, daß er einen Teil 
des Gebäudes errichtet und daß er zur Errichtung 
des Gebäudes erforderlich ist, das wir als euro- 
päischen Bundesstaat bezeichnen. Zwei Einwände 
gegen diese Aussage sind denkbar: 1) Der Bundes- 
staat Europa kann auch errichtet werden unter gleich- 
zeitiger Belassung der Hoheitsrechte für die Kohle- 
und Stahlwirtschaft bei den nationalen Regierungen. 
2) Zwar müssen auch die Hoheitsrechte für die 
Kohle- und Stahlwirtschaft auf eine europäische In- 
stanz, auf die europäische Regierung übertragen 
werden; der Umfang und die Art dieser Rechte müs- 
sen aber anders gestaltet sein als im Schuman-Plan. 

Die Auseinandersetzung mit dieser Aussage und 
den Einwänden erfordert, daß wir zwei Fragen be- 
antworten: 

1. Welche Wirkungen muß die Errichtung eines 
europäischen Bundesstaates für Kohle und Stahl in 
Europa haben? 

Die Bildung eines Bundesstaates setzt voraus, daß 
Hoheitsbefugnisse der Mitgliedstaaten auf die Bun- 
desregierung übergehen. Ohne solche Hoheitsrechte 
wäre die europäische Organisation nichts anderes als 
eine internationale Organisation alter Art, wie sie 
gerade überwunden werden soll. Auf der anderen 
Seite erfolgt die Bildung eines Bundesstaates nicht 
unter Uebertragung aller Hoheitsrechte der Mitglied- 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


staaten auf die Bundesregierung. Deshalb bedarf es 
einer Begründung, warum gerade die Hoheitsrechte 
für Kohle und Stahl in einem europäischen Bundes- 
staat den Bundesbehörden und nicht den Einzel- 
staaten zustehen müssen. 

Oben ist festgestellt worden, daß der europäische 
Zusammenschluß erfolgt, damit Staatenstreitigkeiten, 
das heißt Streitigkeiten der Mitgliedstaaten unter- 
einander, unmöglich gemacht werden. Das wird er- 
reicht durch eine Vergemeinschaftung der wesent- 
lichen Interessen, deren Wahrnehmung bisher Sache 
der einzelnen Mitgliedstaaten war, vor allem der 
Interessen, um derentwillen ernsthafte Streitigkeiten 
entstehen können. Die Bedeutung der Montan- 
industrie für die Bevölkerung des hochindustriali- 
sierten europäischen Kontinents bedarf keiner Be- 
gründung. Sie zeigt sich innenpolitisch an dem Be- 
mühen um die Preisgestaltung der Schwerindustrie, 
die Beschaffung von Krediten, die Erweiterung der 
Produktion, die Regelung des Mitbestimmungsrechtes 
für diese Industrien. Sie zeigt sich außenpolitisch in 
den Auseinandersetzungen um die Ruhrbehörde und 
die deutschen Exporte, Stahlquote und Schrottliefe- 
rungen ebenso wie in der Saarfrage oder der Ruhr- 
frage nach dem Ersten Weltkrieg. Hieraus folgt, daß 
bei der Bildung eines europäischen Bundesstaates 
die Wahrnehmung der montanindustriellen Interessen 
nicht mehr Sache der Einzelstaaten bleiben kann, 
sondern Aufgabe der europäischen Organe werden 
muß. Die Hoheitsrechte für Kohle und Stahl können 
nicht bei den Einzelstaaten verbleiben. 

Es bleibt die Frage nach Umfang und Art der 
Hoheitsrechte, die europäischen Organen im Bundes- 
‚staat für Kohle und Stahl zustehen müssen. Zwei 
Probleme stellen sich hier. Die Antwort wird einer- 
seits beeinflußt durch all die Erwägungen, die zu 
Wirtschaftsverfassungen überhaupt angestellt wer- 
den, also etwa zu deren marktwirtschaftlicher oder 
planwirtschaftlicher Ausrichtung. Und sie wird zum 
anderen beeinflußt durch die Ueberlegungen, die zur 
Bewältigung der besonderen Aufgabe der Vereini- 
gung erforderlich sind. 

Eine Tatsache drängt sich hier auf: Die Wirt- 
schaftssysteme und die Auffassungen über Wirt- 
schaftsverfassungen sind nicht in allen Staaten die- 
selben. Will man einen Zusammenschluß von Teilen, 
die in ihren Auffassungen voneinander abweichen, 
so muß man, insbesondere wenn die Verwirklichung 
ohnehin schwierig ist, alle die Gegensätze unaus- 
getragen lassen, deren Austrag für die Aufgabe des 
Zusammenschlusses nicht unbedingt notwendig ist. 
Der europäische Zusammenschluß stellt unzählige 
schwierige Aufgaben. Es ist deshalb erforderlich, bei 
diesem Zusammenschluß die Lösung besonderer 
Fragen, so etwa der Fragen der Eigentumsordnung, 
der Sozialisierung ebenso wie etwa der des Gesell- 
schafts- oder Vereinsrechts offenzulassen und ihre 
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Lösung soweit wie möglich den. Einzelstaaten vor- 
zubehalten. Vordringlich ist dagegen die Lösung des 
anderen Problems. Der Zusammenschluß, so ist oben 
festgestellt worden, erfolgt um der Herstellung 
gleicher Rechte willen. In seiner Ansprache zur Er- 
öffnung der Frankfurter Messe am 11. März 1951 
hat der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Pro- 
fessor Dr. Hallstein, ausgeführt: „Die Gleichheit 
steht zu der Herstellung der Einheit nicht in einem 
Verhältnis von willkürlich gesetzter Bedingung und 
Folgerung, sondern es besteht Identität, die Gleich- 
heit ist ein Element der Einheit. Wo nicht Gleichheit 
ist, ist also keine wahre Einheit.“ Das bedeutet: 
Nicht nur wird die Einheit um der Gleichberechti- 
gung willen hergestellt. Sie kann umgekehrt nur 
hergestellt werden durch Gewährung gleicher Rechte, 
durch Verwirklichung einer gerechten Ordnung inner- 
halb der zusammengeschlossenen Staaten, das heißt 
hier innerhalb Europas. 

Daraus folgt für die Kohle- und Stahlwirtschaft 
bei der Bildung des europäischen Bundesstaates: Die 
Wirtschaftsverfassung darf nur die Fragen regeln, 
deren Regelung unerläßlich ist. Sie muß also Ziele 
festlegen für die Wirtschaftspolitik innerhalb der 
Gemeinschaft. Sie muß Organe schaffen, die dort 
eingreifen, wo die Tätigkeit der Wirtschaftsbe- 
teiligten zu einer Abweichung von diesen Zielen 
führt. Das ist die beschränkte Lösung des ersten 
Problems. Eine umfassende Lösung aber erfordert 
das andere Problem: die Herstellung gleicher Rechte. 
Das bedeutet, daß jeder Wirtschaftsbeteiligte im 
Hinblick auf die festgelegten Ziele gleich behandelt 
werden muß mit jedem anderen, der unter gleichen 
natürlichen Bedingungen tätig ist. 

Damit ist die erste Frage, die Frage nach den not- 
wendigen Wirkungen eines europäischen Bundes- 
staates für Kohle und Stahl beantwortet. Letzte Auf- 
gabe ist jetzt die Beantwortung der zweiten Frage: 
2. Entspricht die Lösung des Schuman-Planes den 
hier aufgezeigten Erfordernissen? 


Artikel 1 des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
spricht von den gemeinsamen Zielen, den gemein- 
samen Organen und dem gemeinsamen Markt als 
den Grundlagen der Gemeinschaft. Darin finden wir 
alle die Elemente wieder, die zur Bildung des 
europäischen Bundesstaates erforderlich wären; denn 
gemeinsamer Markt im Sinne des Vertrages bedeutet 
nichts anderes als ein Markt, in dem gleiche Rechte 
gewährt werden. 


Die gemeinsamen Ziele der Gemeinschaft sind in 
den ersten Artikeln des Vertrages festgelegt und be- 
dürfen im’ Rahmen dieser Darstellung keiner wei- 


1) „Ansprachen anläßlich der Internationalen Frankfurter 
Messe, 11. bis 16. März 1951“, Seite 15. 
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teren Erläuterung. Für eine Darstellung der Or- 
gane der Gemeinschaft kann auf die Arbeiten von 
Ophüls und Sahm verwiesen werden?. Daraus ergibt 
sich deutlich, wie diese Organe dem Vorbild der 
bundesstaatlichen Verfassung entsprechen. Die Be- 
fugnisse der Organe sind begrenzt durch den in 
Artikel 5 Absatz 1 des Vertrages ausgesprochenen 
Grundsatz, der in zahlreichen Einzelbestimmungen 
des Vertrages in anderer Form wieder erscheint: 
„Die Gemeinschaft erfüllt ihre Aufgabe unter den in 
diesem Vertrag vorgesehenen Bedingungen durch 
begrenzte Eingriffe“. Das bedeutet, daß in 
der Gemeinschaft in erster Linie die Tätigkeit 
der Unternehmer, der Arbeitnehmer, der Verbraucher 
und Händler zur Geltung kommen soll. Innerhalb 
der Grenzen, die dieser Tätigkeit durch das in 
seinen Anwendungsfällen im folgenden zu unter- 
suchende Gebot einer gerechten Marktordnung ge- 
setzt werden, und unter Zurechtweisung und För- 
derung durch die Organe der Gemeinschaft ent- 
sprechend den im Vertrag festgelegten Zielen wer- 
den die Wirtschaftsbeteiligten innerhalb der Gemein- 
schaft sich im Wettbewerb gegenüberstehen, im Zu- 
stande „organisierter Konkurrenz“. Der Vertrag sieht 
vor, daß in normalen Zeiten die Hohe Behörde, das 
Verwaltungsorgan der Gemeinschaft, Preise fest- 
setzen, Investitionen fördern und unterbinden, Schutz- 
maßnahmen gegen Einfuhren treffen kann, die unter 
Verletzung der wirtschaftlichen Grundsätze des Ver- 
trages erfolgen und die Industrien innerhalb der 
Gemeinschaft gefährden. Es ist Vorsorge getroffen, 
daß in Zeiten offensichtlicher Krise zusammen mit 
Einfuhrverboten Produktionsquoten festgesetzt wer- 
den können, daß in Zeiten ernsthafter Mangellage 
zusammen mit Ausfuhrbeschränkungen Verteilungs- 
maßnahmen und die Aufstellung verbindlicher Pro- 
duktionsprogramme möglich sind. Die Hohe Behörde 
kann. ‚zugunsten der Arbeitnehmer eingreifen, wo 
ungewöhnl ich niedrige Preise die Folge ungewöhn- 
lich niedriger Löhne Sind oder wo Lohnsenkungen 
als Mittel des WettBeWerBs’dder wirtschaftlicher An- 
passung'bbenütztilwerden®soderoschließlich wo Ar- 
beitslosigkeib! droht ıöder!entstehtrinfolgeiwvon Um- 
stellungens'nacho| der ‘Inkraftsetzung:sdesiöVertrages 
oder infolge: der: Einführung)technischer:Neterungen:. 
(ivDaraus! ergibt ‚sich ’daßderSchtimanPlan das 
erste "Problem 'sö' gelöst hat)! wie es bei !Errichtühg 
eines europäischen 10 Bündesstkates'" gelöst "werden 
müßte: Essind' genieinsame”Ziele Festgelegt'’ worden; 
es sind Sgeineinsame‘ Organe leingesbtzt’ worden) \die 
dort, aber auch nur dort eingreifen, WA erforder: 
lich, ist zur|-Exreiehung.deriZiele.des. Vertrages/ und 
die jim ı äühsigem eos Th Ihr. as 
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beteiligten freien Raum lassen. Und der Schuman- 
Plan folgt der oben skizzierten bundesstaatlichen 
Lösung auch insoweit, als er Sonderfragen ungelöst 
der Entscheidung der Mitgliedstaaten überläßt: so 
bestimmt Artikel 83, daß die Begründung der Ge 
meinschaft die Ordnung des Eigentums an den unter 
die Bestimmungen des Vertrages fallenden Unter- 
nehmen nicht berührt. Das bedeutet insbesondere, 
daß die Frage der Sozialisierung der Montanindustrie 
der Entscheidung der Einzelstaaten überlassen bleibt. 


Von besonderer Bedeutung ist die Lösung des 
zweiten Problems, die Herstellung gleicher Rechte 
innerhalb der Gemeinschaft. Denn hier muß der 
Schuman-Plan eine umfassende Lösung verwirk- 
lichen, wenn er dem bundesstaatlichen Vorbild fol- 
gen will. Der Grundsatz des Vertrages, der an zahl- 
reichen Stellen wiederkehrt, lautet: Diskriminierun- 
gen sind verboten. Das heißt mit anderen Worten: 
Anstößige Unterscheidungen oder eine in anstößiger 
Weise unterschiedliche Behandlung der Wirtschafts- 
beteiligten in der Gemeinschaft sind verboten. Und 
anstößig ist jede Unterscheidung, die auf anderen 
als natürlichen, also auf künstlichen Gegebenheiten 
beruht. Die positive Fassung dieses Grundsatzes 
lautet: Gleich zu behandeln ist, was von Natur gleich 
ist. Das ist nichts anderes als das Gerechtigkeits- 
gebot. Ein Beispiel mag das verdeutlichen: Eine 
Zeche mit reichem Kohlevorkommen fördert mit ge- 
ringeren Kosten als eine Zeche mit armem Vor- 
kommen. Würde die Hohe Behörde für beide gleiche 
Preise festsetzen, so würde sie zwei Unternehmen 
gleich behandeln, die von Natur ungleiche Bedin- 
gungen haben. Das müßte als ungerecht unzulässig 
sein. Wird dagegen von zwei Unternehmen mit 
gleichen natürlichen Produktionsbedingungen das 
eine durch staatliche Subventionen unterstützt, das 
andere aber nicht, so würde das kein Grund für eine 
unterschiedliche Preisfestsetzung sein dürfen. Denn 
mit der Gewährung staatlicher Subventionen wird 
ein künstliches Element in die Kostenlage des Unter- 
nehmens eingeführt. Künstliche Unterschiede dürfen 
aber kein Anlaß zu unterschiedlicher Behandlung 


sein. 


o. Die Anwendungsfälle des Grundsatzes zeigen, wie 
derisVertrag über die Gründung der europäischen 
Gemeinschaft, für Kohle und Stahl folgerichtig eine 
gerechte, Ordnung, entwickelt. 

Zölle und‘ 'Händelbeschränkungen innerhalb der 
Gbrnsinsihekt: sind'iverböten‘ dein- sie würden dazu 
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hörigkeit eine Unterscheidung nach einem künst- 
lichen Merkmal und deshalb unzulässig. 

Aus demselben Grunde ist es dem einzelnen Unter- 
nehmer verboten, Abnehmer mit Rücksicht auf deren 
Staatsangehörigkeit zu bevorzugen oder zu benach- 
teiligen. Zu den Zielen der Gemeinschaft gehört, 
daß alle Verbraucher des gemeinsamen Marktes glei- 
chen Zugang zu den Gütern haben sollen. 

Im Hinblick auf die Ziele der Verbesserung, Aus- 
weitung und Verbilligung der Produktion wäre es 
ungerecht, wollte man einzelnen Unternehmen durch 
Gewährung staatlicher Subventionen oder durch Be- 
lastung mit Sonderlasten Wettbewerbsvorteile ver- 
schaffen oder Nachteile aufbürden. Deshalb sind 
grundsätzlich Subventionen und Sonderlasten ausge- 
schlossen. Und die Hohe Behörde darf keine Inve- 
stition aus Fremdmitteln zulassen, die in Form von 
Subventionen gewährt werden oder spätere Sub- 
ventionen erfordern. 

Die Transporttarife und Transportbedingungen 
dürfen im Hinblick auf das Ziel, jedem gleichen Zu- 
gang zu den Gütern der Gemeinschaft zu verschaf- 
fen, keine Diskriminierungen enthalten; sie dürlen 
nicht zu einer unterschiedlichen Behandlung von 
Gütern mit Rücksicht auf deren Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland führen. Eine weitere Vereinheit- 
lichung der Transporttarife und -bedingungen wird 
im gleichen Sinne erfolgen. 

Gleiche Einkaufs- und Verkaufsbedingungen ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit sind nur ge- 
geben, wenn nicht Devisenschwierigkeiten den Ein- 
kauf oder Verkauf behindern. Deshalb sind die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, die geeigneten Regelungen 
zu treffen, damit Güter ohne Devisenbeschränkungen 
innerhalb der Gemeinschaft gekauft und verkauft 
werden können. 

Der Arbeitnehmer soll nicht durch seine Staats- 
angehörigkeit gehindert werden, einen Arbeitsplatz 
in jedem der Mitgliedstaaten zu finden. Deshalb 
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, zunächst für 
die Facharbeiter der Montanindustrie die Freizügig- 
keit und Gleichbehandlung innerhalb der Gemein- 
schaft zu ermöglichen. 

Private Maßnahmen und Abmachungen sollen nie- 
manden hindern, zu gleichen Bedingungen am Ver- 
brauch, an der Produktion und am Handel innerhalb 
der Gemeinschaft teilzuhaben. Deshalb sind Kartelle 
und Zusammenschlüsse von Unternehmen beson- 
deren Bestimmungen unterworfen. 

Andere als die in dem Vertrage enthaltenen Ver- 
bote und Beschränkungen dürfen einzelnen Mitglied- 
staaten nicht von außen auferlegt werden. Deshalb 
hat die französische Regierung der Bundesregierung 
zugesagt, daß sie für die Beseitigung der Beschrän- 
kungen eintreten wird, die der deutschen Industrie 
noch auf Grund des Besatzungsrechtes auferlegt sind. 

Mit den hier aufgezählten Bestimmungen bewirkt 
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der Vertrag, daß in der Gemeinschaft eine gerechte 
Ordnung entsteht, eine Ordnung, die allen Be- 
teiligten eine gerechte Behandlung gewährleistet. 
Diese Ordnung wird ergänzt durch eine Reihe von 
Bestimmungen, die der Hohen Behörde im einzelnen 
vorschreiben, unter welchen Voraussetzungen sie von 
ihren Befugnissen Gebrauch machen darf. In allen 
Fällen sind sachlich-wirtschaftliche Voraussetzungen 
in dem Vertrag festgelegt. Die Beachtung der Staats- 
angehörigkeit eines Unternehmens bei einer Ent- 
scheidung der Hohen Behörde wäre Beachtung eines 
durch den Vertrag nicht zugelassenen Motivs und 
würde den Gerichtshof zwingen, auf eine Nichtig- 
keitsklage hin diese Entscheidung aufzuheben. 

Eine andere Seite des Gerechtigkeitsgebots bedarf 
noch der Darstellung. Es handelt sich um Fälle, in 
denen die Gerechtigkeit fordert, von Natur Un- 
gleiches ungleich zu behandeln. 

Hier treten vor allem die Sonderbestimmungen in 
Erscheinung, die das Abkommen über die Ueber- 
gangsbestimmungen enthält. Insbesondere für die 
belgische Kohle und die italienische Stahlindustrie 
sind während der Uebergangszeit (fünf Jahre) Ab- 
weichungen von den Bestimmungen des Vertrages, 
so etwa von dem Verbot von Zöllen und Handels- 
beschränkungen und von Subventionen, erlaubt. Aus 
einer Ausgleichskasse, zu der Holland und Deutsch- 
land beitragen, wird die belgische Kohle während 
der Uebergangszeit eine Unterstützung erhalten 
können. Diese Sonderbestimmungen finden ihre Be- 
gründung in dem Grundsatz, daß Sonderfälle inner- 
halb der Gemeinschaft einer Sonderregelung be- 
dürfen. Mit der Herstellung der Gemeinschaft ist es 
Aufgabe aller ihrer Glieder, zu einer gerechten Ver- 
teilung der Lasten beizutragen. Diese Beitragspflicht 
wird aktuell, wo natürliche Unterschiede so groß 
sind, daß nur Sondermaßnahmen dieser Ungleichheit 
gerecht zu werden vermögen. 

Ein Sonderproblem wird dadurch verursacht, daß 
die Ziele der Gemeinschaft in Einzelfällen zueinander 
im Widerspruch stehen. Das kommt beispielsweise in 
den Preisbestimmungen des Vertrages zum Ausdruck. 
Das Ziel möglichst niedriger Preise paßt nicht zu 
dem Grundsatz, daß soweit wie möglich die Regeln 
des Wettbewerbs auf dem gemeinsamen Markt gel- 
ten sollen. Und eine gleiche Verteilung der Absatz- 
möglichkeiten verträgt sich nicht immer mit der Be- 
stimmung, daß die Abnehmer gleich zu behandeln 
sind. Eine absolute Gerechtigkeit ist nicht vollzieh- 
bar. Sie kann nur in Beziehung zu den Zielen des 
Vertrages und den natürlichen Gegebenheiten ver- 
wirklicht werden. Stehen diese zueinander im Wider- 
spruch, so kann nur der Versuch unternommen wer- 
den, die einzelnen Gesichtspunkte mit gleichem Ge- 
wicht zur Geltung zu bringen. So entspricht die 
Befugnis der Hohen Behörde zur Festsetzung von 
Höchstpreisen (Artikel 61) dem Grundsatz, daß mög- 
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lichst niedrige Preise zu bilden sind. Und die Be- 
stimmungen des Artikels 60 stellen sicher, daß ein 
Unternehmen nicht durch Mißbrauch seines Rechts 
zum Eintritt in fremde Frachtbasen oder zur Bil- 
dung von Frachtbasispreisen unter Abweichung von 
dem Abwerkspreis einzelnen Abnehmern höhere 
Preise berechnet, als dies nach der für andere Ver- 
käufe desselben Unternehmens gewählten Berech- 
nungsart zulässig wäre. Hier wird eine gerechte Be- 
handlung der Käufer erzielt, die alle den an den 
Kosten orientierten und um den Frachtpreis ver- 
mehrten Preis zahlen und unterschiedliche Preise 
nur, wenn diese durch unterschiedliche natürliche 
Gegebenheiten, also etwa unterschiedliche Trans- 
portentfernungen, bedingt sind. Umgekehrt gewährt 
Artikel 61 der Hohen Behörde die Befugnis zur Fest- 
setzung von Mindestpreisen im Interesse der Er- 
haltung von Produktionsstätten und Arbeitsplätzen 
in Zeiten der Krise. Und die Unternehmen dürfen 
bei Bildung von Frachtbasispreisen oder dem Ein- 
tritt in fremde Frachtbasen um so viel von ihrer für 
andere Verkäufe gewählten Berechnungsart mit den 
Preisen nach unten abweichen, als dies erforderlich 
ist, um die Preise anderer Unternehmen am Lieferort 
nach unten zu erreichen. Soweit diese Befugnis 
reicht, sind die Unternehmen von ihrer Pflicht, die 
Preise für alle Abnehmer nach gleichen Bedingungen 
zu berechnen, entbunden. Aber diese Befugnis findet 
ihre Grenze, wo unter Mißachtung der natürlichen 
Gegebenheiten eine Unterbietung des Konkurrenten 
erfolgen würde, also um der gerechten Behandlung 
der Produzenten willen. Diese verwickelten Bestim- 
mungen der Artikel 60 bis 64 lösen für das Gebiet 
der Preise das Sonderproblem, das an mehreren 
Stellen des Vertrages zum Ausdruck kommt. Gleich- 
heit der Rechte mußte hier ergänzt und ersetzt wer- 
den durch Herstellung des Gleichgewichts zwischen 
verschiedenen Zielen und Gegebenheiten, die sich 
widersprechen. 


So zeigt sich, daß der Vertrag der Herstellung einer 
gerechten Ordnung dient und daß er wenigstens ein 
Gleichgewicht herstellt, wo infolge sich widersprechen- 
der Ziele eine Gleichbehandlung gleicher Fälle nicht 
in vollem Umfang erfolgen kann. Auf eine Besonder- 
heit ist allerdings noch hinzuweisen. In den vorste- 
henden Ausführungen ist mehrfach gesagt worden, 
daß eine unterschiedliche Behandlung nur dann an- 
stößig ist, wenn als Unterscheidungsmerkmal nicht 
ein natürliches, sondern ein künstliches Element ge- 
wählt wird. Was aber sind natürliche und was sind 
künstliche Elemente? Diese Frage hat im Schuman- 
Plan eine besondere Bedeutung gehabt. Der Plan be- 
schäftigt sich nur mit der Wirtschaftspolitik für Kohle 
und Stahl. Soll nun etwa ein Kostenfaktor, der durch 
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Steuermaßnahmen bestimmt wird, im Sinne des 
Schuman-Plans ein natürlicher oder künstlicher Fak- 
tor sein? Die Voraussetzung, daß der Schuman-Plan 
nur die Regelung für ein beschränktes Gebiet ent- 
hält und daß nicht von dort her Eingriffe in alle 
übrigen Gebiete erfolgen dürfen, auf denen die 
Hoheitsrechte der Einzelstaaten unangetastet blei- 
ben, hat dazu geführt, daß als natürlich auch die 
Unterschiede bezeichnet werden, die durch staat- 
liche Maßnahmen außerhalb der unmittelbaren 
Wirtschaftsverwaltung für Kohle und Stahl verursacht 
werden. Sie müssen von der Gemeinschaft hingenom- 
men werden, auch wenn der Wettbewerb infolge 
solcher Maßnahmen erschwert wird, die Wett- 
bewerbsbedingungen verfälscht werden und Gleiches 
nicht mehr gleich behandelt wird. Sie wirken sich 
ebenso aus wie Standortvorteile oder Armut von 
Rohstoffvorkommen. Lediglich aus der Pflicht zur 
Vertragstreue zieht Artikel 67 die Folgerung, daß 
die Staaten vermeiden müssen, durch ihre Maßnah- 
men die Wettbewerbsbedingungen in einem dem 
Wettbewerb abträglichen Sinne zu beeinflussen. Die 
Beschränkung des Schuman-Planes auf Kohle und 
Stahl wirkt sich also auch für Kohle und Stahl selbst 
aus und verhindert die Herstellung einer Ordnung, 
in der in vollkommener Weise die künstlichen Unter- 
schiede als Unterscheidungsmerkmale beseitigt sind. 
Diese Unvollkommenheit wird aber zugunsten aller 
Beteiligten dadurch ausgeglichen, daß sich der 
Schuman-Plan nicht auf die Ausschaltung der Staats- 
angehörigkeit als künstliches Unterscheidungsmerk- 
mal beschränkt, sondern darüber hinaus mit allen 
den Unterscheidungen aufräumt, die als anstößig 
empfunden werden, das heißt mit allen Diskrimi- 
nierungen. 


II. 


Die kurze Darstellung der maßgebenden Be- 
stimmungen des Vertrages über die Gründung einer 
europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl er- 
laubt die Feststellung, daß auch die zweite der 
vorangestellten Aussagen zutrifft. Die geringen auf- 
gezeigten Einschränkungen sprechen nicht gegen die 
Aussage, daß der Schuman-Plan zum ersten Male in 
Europa eine Ordnung verwirklicht hat, in der jedem 
Einzelnen die gleichen Rechte zustehen. Er verwirk- 
licht eine echte europäische Einheit. Die Bestim- 
mungen des Vertrages werden für alle Wirtschafts- 
beteiligten in den sechs Mitgliedstaaten gleicher- 
maßen als Gesetz gelten, ohne Ansehen der Staats- 
angehörigkeit. Damit werden sich alle Personen 
innerhalb der Gemeinschaft auf dem von Diskrimi- 
nierungen gereinigten gemeinsamen Markt als Gleich- 
berechtigte gegenüberstehen, wie die Bürger inner- 
halb eines Staates. 
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3. Fortsetzung und Schluß 


Die atlantische Komponente der französischen Außenpolitik 


Die Alternativen der französischen Politik 

Wer die Reden und Dokumente, die wir in dieser 
Reihe von Beiträgen vereinigt haben, bis zu unserer 
Schilderung der Anfänge des Schuman-Planes zurück- 
blättert!, wird immer wieder von der Konsequenz 
und Geschmeidigkeit überrascht werden, mit der die 
französische Außenpolitik an ihrer ursprünglichen 
Konzeption festgehalten hat. Wir zeigten zu Beginn 
dieses Berichtes, wie Bidault und Schuman — die 
beiden Männer, die sich seit 1945 in der Lenkung 
der französischen Außenpolitik abwechseln — in 
ihren Reden vom 16. und 26. April 1950 den Ver- 
such unternahmen, die amerikanische Forderung nach 
„totaler Diplomatie“, das heißt nach entschlossener 
Abwehr des Bolschewismus auf allen Sektoren der 
Politik, der Wirtschaft und der Strategie zu einem 
positiven politischen Programm zu erweitern. In 
diplomatischen Kreisen Washingtons hat man damals 
rasch erkannt, daß die Forderung Bidaults und Schu- 
mans nach einem „Atlantischen Friedensrat‘“ keine 
ideologische Spekulation etwa im Sinne von Lionel 
Curtis’ „Civitas dei‘ war, sondern einem sehr kühlen 
und klaren politischen Kalkül entsprang. Nachdem 
die Rückkehr Deutschlands als gleichberechtigter 
Partner der internationalen Politik nur mehr eine 
Frage der Zeit war, hatte Frankreich zwischen zwei 
Alternativen zu wählen: Restauration der 
Maginot-Linieundderfranzösischen 
Bündnispolitik der dreißiger Jahre 
oder Aufhebung des deutsch-fran- 
zösischen Gegensatzes auf der höhe- 
ren Ebene einer atlantischen Ge- 
meinschaft. 

Die Politik des „Neutralismus“, wie sie von nicht- 
stalinistischen Linkssozialisten aus Opposition und 
Mißtrauen gegen „restaurative“ Hintergedanken 
oder Nebenabsichten des Atlantikpaktes verfochten 
wird, bot dazu keine neue Alternative, sondern nur 
eine Arbeitshypothese, die an der eigentlichen Ent- 
scheidung vorbeiging. 


Die Entscheidung für den Westkurs 


Die französische Außenpolitik versuchte unter Bi- 
daults Führung so lange, als es nur irgend ging, eine 
Vermittlerrolle zu spielen. Um sie nicht zu präjudi- 
zieren, ist Frankreich bis zur Londoner Außen- 
ministerkonferenz vom November/Dezember 1947 
dem amerikanisch-britischen Abkommen zur Ver- 
einigung des Wirtschaftsgebietes der westlichen Be- 
satzungszonen Deutschlands nicht beigetreten. Erst 
nachdem die Londoner Verhandlungen gescheitert 
waren, erklärte Bidault’: 
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„Jetzt, da das Ereignis im Rollen zu sein scheint, 
ohne daß wir irgend etwas getan haben, um es 
herbeizuführen, und nachdem wir alles getan haben, 
um es zu verhüten, führen wir unsere Aufgabe fort, 
die darin besteht, zu unserer eigenen Sicherung und 
für den Frieden der Welt die ständigen Ziele der 
französischen Politik mit den uns verbliebenen Mit- 
teln durchzusetzen.“ 


Der französische Westkurs und die Besatzungs- 
politik in Deutschland 


Die französische Politik der nächsten drei Jahre 
hat bewiesen, daß diese „verbliebenen Mittel“ im- 
mer noch genügend Spielraum für eine eigenständige 
und konstruktive europäische Politik ließen: Der 
Brüsseler Fünfmächtepakt vom 17. März 1948, die 
Bildung des Europäischen Wirtschaftsrates (OEEC) 
in Paris am 16. April 1948 und des Straßburger 
Europarates am 5. Mai 1949 und schließlich der Vor- 
schlag Schumans zur Bildung einer Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 9. Mai 1950 
sind Etappen dieser Entwicklung. 


Ihnen fügte sich auch die schrittweise Einbeziehung 
Westdeutschlands in den neugeschaffenen west- 
europäischen Rahmen ein: Die Einbeziehung der 
drei Westzonen in das Europäische Wiederaufbau- 
programm durch die Londoner Besprechungen vom 
Februar und März 1948, die Beteiligung der 
Beneluxländer an der Londoner Deutschland-Kon- 
ferenz vom Juni 1948, das Besatzungsstatut vom 
April 1949 und die Einladung Deutschlands in den 
Europarat vom April 1950. Diese Daten zeigen, wie 
Westdeutschland den Etappen der westeuropäischen 
Entwicklung immer etwa im Abstand eines Jahres 
nachfolgte. Die schrittweise Lockerung der Be- 
satzungskontrolle erfolgte allerdings nicht, ohne daß 
jeweils wieder starke Sicherungen eingebaut wurden, 
so insbesondere das Abkommen über das neue In- 
dustrieniveau vom April 1949 und das Ruhrstatut 
von 1949. 


Durch dieses schleppende Verfahren, das gleich- 
sam immer zwei Schritte vorwärts und dann wieder 
einen zurückzugehen schien, wurde die große Linie 
für die deutsche Oeffentlichkeit immer wieder zer- 
stückelt. Man braucht nur die mühseligen Verhand- 
lungen über die Revision des Besatzungsstatuts zu 
verfolgen, über die wir ausführlich berichtet haben, 
um zu verstehen, daß vielen Deutschen das Fest- 
halten der Kontrollbefugnisse der Alliierten als die 
einzige konstante und die einzige reale politische 
Gegebenheit der Nachkriegszeit erschien. 
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Schuman-Plan und „Dritte Kraft“ 


So kam es, daß die neue atlantische Komponente 
der französischen Außenpolitik, die sich in den Er- 
klärungen Schumans und Bidaults vom April 1950 
zeigte, in Deutschland kaum beachtet wurde. Als 
Schuman am 9. Mai 1950 seinen Vorschlag zur Bil- 
dung einer europäischen Montanunion machte, sah 
man darin in Bonn zunächst einen neuen Ansatz- 
punkt für eine Europapolitik der „Dritten Kraft“, 
was zwar vielleicht auf ganz weite Sicht zutraf, aber 
der Komplexität des französischen Vorschlages nicht 
ganz gerecht wurde. Dieses Mißverständnis ist wohl 
nicht zuletzt auf den Generationsunterschied zurück- 
zuführen, der die heute maßgeblichen Politiker der 
Bundesrepublik von ihren französischen Gegen- 
spielern trennt, die, wie etwa Bidault, Robert Schu- 
man, Maurice Schumann, Jean Monnet, Guy Mollet, 
Andre Philip und ein beträchtlicher Teil der jün- 
geren französischen Diplomaten ihre entscheidende 
politische Entwicklung teils in der Resistance und 
teils in der Emigration, in beiden Fällen im engsten 
Kontakt mit der angelsächsischen Welt durchgemacht 
haben. 


Dr. Adenauers Wille zur Verständigung mit 
Frankreich und Dr. Schumachers tief eingewurzeltes 
Mißtrauen gegen die französische Politik haben 
eines gemeinsam: Beiden steht das Frankreich der 
Generation von Poincare und Briand, Leon Blum, 
Flandin und Paul Reynaud wesentlich näher als das 
Frankreich der vierten Republik. Während in Dr. 
Adenauers Verständnisbereitschaft noch etwas von 
dem Geiste zu leben scheint, aus dem in Thoiry die 
ersten Gespräche zwischen Aristide Briand und 
Gustav Stresemann geboren wurde, hat Dr. Schu- 
machers Gedächtnis die Zeit des Ruhrkampfes mit 
unverminderter Schärfe festgehalten. Aus dieser Sicht 
erscheint ihm Adenauers Politik der deutsch-französi- 
schen Verständigung als gefährlicher Illusionismus. 
Bezeichnend dafür sind etwa folgende Sätze seiner 
Erklärung zum Schuman-Plan?: 


„In Deutschland behauptet man, daß der Schuman- 
Plan etwas grundsätzlich Neues sei, das ist unwahr. Seit 
1918, seitdem Frankreich für die lothringischen Erze Koks 
und deutsche Kohle braucht, hat es nie eine andere fran- 
zösische Politik gegenüber Deutschland gegeben... Be- 
reits 1918 begann Frankreich die neue deutsche Republik 
zu Kohle und Kokslieferungen zu zwingen. Schon vor 
Abschluß des Friedensvertrages und dann im Vertrag 
selbst wurde ein ganzes System von Zwangslieferungen 
an Frankreich, Belgien und Italien auferlegt. Wegen 
geringer Rückstände in den Kohlelieferungen erfolgt An- 
fang 1923 die Besetzung des Ruhrgebietes. Dann nahm 
der sogenannte Micum-Vertrag vom 23. November 1923 


der deutschen Wirtschaft 10 Prozent der geförderten 
Kohle und 85 Prozent des erzeugten Kokses.“ 

Zwischen dem Ruhrkampf und Locarno und der 
Gegenwart liegt aber nicht nur das Dritte Reich, 
sondern auch Pearl Harbour und Hiroshima und 
eine Entwicklung des Flugverkehrs, die den At- 
lantik zu einem Mittelmeer der Neuzeit macht. Diese 
Ereignisse haben nicht nur das Ausmaß des ameri- 
kanischen Einflusses auf Europa verändert, sondern 
auch die Art seiner geistigen und politischen Aus- 
strahlungen. 


Frankreichs Rolle in der Atlantikpakt- 
Organisation 

Die französische Außenpolitik stand daher, nach- 
dem sie sich zu einem klaren West-Kurs entschieden 
hatte, vor einer doppelten Aufgabe. Sie mußte ihre 
europäischen Partner aus der Enge der kontinen- 
talen Betrachtungsweise herausführen und gleich- 
zeitig die amerikanische Oeffentlichkeit so taktvoll 
wie möglich und so laut wie nötig darauf aufmerk- 
sam machen, daß ihre Rolle als stärkster Macht- 
faktor des Atlantikpaktes etwas wesentlich anderes 
war als die Rolle der Hegemonialmacht in einem 
Paktsystem alten Stils. Dabei war es noch verhältnis- 
mäßig einfach, der amerikanischen Oeffentlichkeit 
klarzumachen, daß Europa ohne ihre wirtschaftliche 
Hilfe und militärische Rückendeckung bolschewistisch 
werden würde, unendlich viel schwieriger aber, ihr 
die tausenderlei Rücksichten und Vorbehalte zu ver- 
deutlichen, die beachtet werden mußten, wenn 
Europa sich zu einem selbständigen und freien poli- 
tischen Partner entwickeln sollte. 

Die Organisation des Atlantikpaktes, die in erster 
Linie als Instrument der militärischen Zusammen- 
arbeit entstanden war, war dieser delikaten Aufgabe 
nicht gewachsen. Sie war zu schwerfällig und zu sehr 
auf die Arbeitsmethoden militärischer Sachverständi- 
ger zugeschnitten, um ein wirksames Instrument der 
internationalen Politik zu sein. So sehen wir die 
französische Politik in der Atlantikpaktorganisation 
mehr und mehr in der Lage der Primaballerina eines 
großen Hauses, die sich auf der kleinen Bühne eines 
Fronttheaters produzieren soll. Sie absolviert ihr 
vorgeschriebenes Pensum so gut es eben geht und 
schont ihre Kräfte für einen großen Auftritt in dem 
ihr angemessenen Rahmen. Das lustlose, oft geradezu 
schleppende Auftreten Frankreichs in den Aus- 
schüssen des Atlantikpaktes wird erst dann voll be- 
greiflich, wenn man es im Zusammenhang mit den 
gleichzeitigen Vor-Verhandlungen zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
sieht. Dort war die Bühne, auf der Frankreich sich 
für seine große europäische Rolle vorbereitete. 


Der innenpolitische Hintergrund des Pleven-Planes 


Die französischen Forderungen 
Als die Frage der Einbeziehung Westdeutsch- 
lands in das Verteidigungssystem des Westens auf 
den verschiedenen Konferenzen des Atlantikpaktes 
behandelt wurde, stellte Frankreich von vornherein 
zwei Forderungen: 
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1. Die Wiederaufrüstung der Alliierten muß absolute 
Priorität vor jeder Art der Wiederbewaffnung Deutsch- 
lands haben; 

2. Die Einbeziehung Westdeutschlands in die Atlantische 
Gemeinschaft muß aufgeschoben werden, bis der Aus- 
bau des nordatlantischen Verteidigungssystems weiter 
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fie ist, zunächst aber bis mindestens Ende 
951. 

Die Konferenz des Atlantikrates vom September 
1950 konnte die Frage der Schaffung einer inte- 
grierten atlantischen Streitmacht unter einem gemein- 
samen Oberbefehlshaber noch nicht entscheiden, da 
Frankreich gegen den Vorschlag, auch Westdeutsch- 
land einzubeziehen, unnachgiebig geblieben war. 
Die abschließende Erklärung der Konferenz? besagte 
nur, Deutschland müsse in die Lage versetzt werden, 
zur Verteidigung des Westens beizutragen. 


Der Verteidigungsausschuß sollte aber bereits 
wenige Wochen später (Ende Oktober 1950) Emp- 
fehlungen über die wirkungsvollste Form des deut- 
schen Beitrages ausarbeiten. Frankreich blieb also 
nur sehr wenig Zeit, um seine Verhandlungspartner 
für einen weiteren Aufschub der Entscheidung zu 
gewinnen. 

Vom 18. bis 17. Oktober 1950 fanden in Washing- 
ton Finanzbesprechungen zwischen Frankreich und 
den Vereinigten Staaten statt, die Frankreich eine 
Rüstungshilfe in Höhe von 2,4 Milliarden Dollar 
brachten. Mit dieser Summe soll die geplante Aus- 
rüstung von zehn französischen Divisionen bis Ende 
1951 finanziert werden. Daneben erhielt Frankreich 
die Zusage auf beschleunigte Waffenhilfe für Indo- 
china und einen weiteren Fond in Höhe von 200 Mil- 
lionen Dollar für den Ausbau seiner Rüstungspro- 
duktion. Damit war die erste französische Forderung 
verwirklicht, die zweite war allerdings wesentlich 
schwerer durchzusetzen. 


Die innenpolitischen Rücksichten der französischen 
Regierung 

Selbst die langsamen Verhandlungen der Organi- 
sation des Atlantikpaktes waren Mitte Oktober 1950 
in der Behandlung der deutschen Frage wesentlich 
weiter gediehen, als die französische Oeffentlichkeit 
wahrhaben wollte. Die Regierung hatte sich ver- 
pflichten müssen, keinem Plan, der früher oder 
später einen militärischen Beitrag der Bundesrepu- 
blik vorsah, ohne vorherige Befragung der National- 
versammlung zuzustimmen. Wenn sie überhaupt ein 
Mandat für die Behandlung dieser Frage im Rah- 
men der Organisation des Atlantikpaktes haben 
wollte, mußte sie das Problem zunächst in eine Form 
bringen, die in der Nationalversammlung diskutier- 
bar war, ohne eine ernste Regierungskrise herauf- 
zubeschwören. 

Wohl aus diesem Grunde trägt der Plan für eine 
europäische Armee, mit dem die Regierung am 
24. Oktober 1950 an die Oeffentlichkeit trat, den 
Namen des Ministerpräsidenten Ren& Pleven, wäh- 


rend Außenminister Schuman im Hintergrund blieb. 
In diesem Plan wurde die Aufstellung einer europä- 
ischen Armee unter Beteiligung deutscher Kontin- 
gente ausdrücklich an die Voraussetzung der Ver- 
wirklichung des Schuman-Planes geknüpft. Die Re- 
gierung suchte damit der zu erwartenden starken 
Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen, 
indem sie nicht nur den Gedanken einer selbständi- 
gen deutschen Armee ablehnte, sondern auch die 
Rekrutierung deutscher Kontingente von der vor- 
herigen Aufstellung europäischer Organe abhängig 
machte und mit neuen einschränkenden Bedingungen 
verknüpfte. In dieser Form fand der Plan am 26. Ok- 
tober 1950 die Zustimmung der Nationalversamm- 
lung in einem Stimmverhältnis von 343 gegen 225 
Stimmen. In einem Zusatzantrag wurde die Regie- 
rung jedoch ausdrücklich verpflichtet, sich der Auf- 
stellung einer deutschen Armee und der Bildung 
eines deutschen Generalstabes zu widersetzen. 


Deutscher Einspruch gegen die Koppelung von 
Pleven-Plan und Schuman-Plan 


Die Verbindung der Frage einer deutschen Be- 
teiligung an der europäischen Verteidigung mit dem 
Plan für eine „Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl“ wurde auf deutscher Seite sehr bedauert. 
Bundeskanzler Dr. Adenauer erklärte am 28. Oktober 
1950, eine solche Koppelung liege nicht im Interesse 
des Schuman-Planes. Für die SPD erklärte der Bun- 
destagsabgeordnete Dr. Gerhard Lütkens am 31. Ok- 
tober 1950, der Pleven-Plan sei politisch unmöglich. 
Er werde letzten Endes die Aufstellung einer aus 
Deutschen bestehenden Fremdenlegion bedeuten. 

Im Hinblick auf die Ablehnung seines Planes in 
Deutschland versuchte der französische Ministerprä- 
sident seinen Standpunkt in einer Rede auf dem 
Kongreß der demokratisch-sozialistischen Wider- 
stands-Union in Lyon am 29. Oktober 1950 zu er- 
läutern und erklärte: 

„Unser Vorschlag für eine europäische Armee ist weder 
ein Ablenkungsmanöver noch ein Mittel, Westdeutsch- 
land im Vergleich zu den übrigen Angehörigen der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu diskriminieren. Nur eine euro- 
päische Armee unter europäischer Kontrolle garantiert 
uns, daß der Wiederaufbau einer deutschen Armee uns 
eines Tages nicht einen Kreuzzug oder einen Vergel- 
tungskrieg bringt, was wir um keinen Preis wünschen.“ 

Am 30. Oktober 1950 hatte der französische Hohe 
Kommissar, Andr& Frangois-Poncet, eine Unterredung 
mit Bundeskanzler Adenauer, in der er diesem zu- 
sätzliche Informationen über den Pleven-Plan über- 
mittelte. Es gelang ihm aber nicht, seine Bedenken 
zu zerstreuen. 


Die Verhandlungen der Atlantikpaktmächte über den Pleven-Plan 


Frankreich zu Zugeständnissen nicht bereit 
Immerhin hatte die französische Regierung mit der 
Abstimmung über den Pleven-Plan eine Konsolidie- 
rung ihrer innenpolitischen Stellung erreicht. Sie 
konnte nun den Verteidigungsminister Moch gestützt 
durch das Mandat der Nationalversammlung und mit 
einem festen Programm zu der vom 28. bis 31. Ok- 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


tober 1950 in Washington tagenden Konferenz des 
Nordatlantischen Verteidigungsausschusses entsen- 
den. In Anbetracht der innenpolitischen Situation in 
Frankreich und der kurzen Zeit, die seit der Sitzung 
des Atlantikrates zur Verfügung stand, war dies ein 
beachtliches Ergebnis. 

In Washington fand der französische Plan freilich 
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keine Gegenliebe. Die amerikanische Enttäuschung 
war unverkennbar. Trotz der bevorzugten Behand- 
lung in der Rüstungsfrage und trotz der amerikani- 
schen Bereitschaft, Frankreich bei den zu diesem 
Zeitpunkt sehr schwierigen Schumanplan-Verhand- 
lungen zu stützen, war die französische Regierung 
offensichtlich nicht bereit, nun auch ihrerseits Zuge- 
ständnisse zu machen. Auch in den übrigen Atlantik- 
paktstaaten wurde der Pleven-Plan als ein Rückschritt 
angesehen und als Verzögerungsmanöver bezeichnet. 


Die Konferenz der Verteidigungsminister endete 
ohne konkrete Ergebnisse. Das Kommunique besagte 
lediglich, daß die Verteidigungsminister „in An- 
tracht der Vielgestaltigkeit“ des Problems beschlos- 
sen, die Angelegenheit einer Einbeziehung Deutsch- 
lands an den Rat der Stellvertreter in London und 
an den Militärausschuß zu weiterem Studium zu 
überweisen.’ 


Die französische Regierung hatte der Konferenz 
klar zu verstehen gegeben, daß sie jede sofortige 
Teilnahme Deutschlands am europäischen Verteidi- 
gungssystem ablehnen werde, wenn der Pleven-Plan 
nicht akzeptiert würde.° 


Kein disagreement, sondern lack of agreement 


Britische Bemühungen, Frankreich zum Einlenken 
zu bewegen, scheiterten an der starren Haltung des 
französischen Verteidigungsministers Moch. Le 
Monde vom 2. November 1950 berichtete, daß 
Moch sich geweigert habe, irgendwelche Vorschläge, 
außer seinen eigenen, überhaupt zu diskutieren. 


Der amerikanische Außenminister Acheson be- 
mühte sich, bei der Würdigung der nicht gerade 
ermutigenden Ergebnisse der Beratungen des Ver- 
teidigungsausschusses einen optimistischen Ton zu 
finden. Er bediente sich einer sehr diplomatischen 
Formulierung, als er erklärte, es wäre übermensch- 
lich gewesen, wenn die Verteidigungsminister die 
Frage der Heranziehung Deutschlands hätten lösen 
können. Die Konferenz habe nicht etwa zu einem 
disagreement geführt, sondern es habe sich lediglich 
ein lack of agreement gezeigt. 


Acheson verwies aber auch auf die Erklärung Präsi- 
dent Trumans, wonach die Vereinigten Staaten nur 
dann bereit seien, ihre Truppen in Europa zu ver- 
stärken, wenn die europäischen Nationen selbst ihre 
Truppenbestände entsprechend erhöhten. Dazu ge- 
höre auch ein Beitrag Deutschlands, eine Frage, die 
auch mit den Deutschen selbst besprochen werden 
müsse. 


Der britische Verteidigungsminister Emanuel Shin- 


well äußerte sich am 6. November 1950 in Montreal 
über die Ergebnisse der Konferenz: 

„Die Lösung des Problems der Verteidigung des 
Westens kann nicht in einer Reihe von voneinander ge- 
trennten Einzellösungen gefunden werden. Der Aufbau 
der Streitkräfte, die Bereitstellung von Material, die 
Frage eines Oberkommandierenden müssen zusammen 
mit einem deutschen Beitrag zu der Verteidigung als ein 
Problem gesehen und behandelt werden. Die Regierung 
des Vereinigten Königreiches hält an dem Grundsatz fest, 
daß jeder wirksame Verteidigungsplan für Westeuropa 
einen deutschen Beitrag einschließen muß, und zwar nicht 
nur durch Arbeitseinheiten, sondern auch durch mili- 
tärische Einheiten.“ 

Diese Erklärung zeigte, daß Großbritannien nun 
den amerikanischen Standpunkt teilte und voll unter- 
stützte. 


Entscheidung auf höchster Ebene erforderlich 


Am 13. November 1950 nahm der Rat der Stell- 
vertreter der Außenminister der Atlantikpaktmächte, 
der sogenannte Spofford-Ausschuß, seine Arbeit in 
London wieder auf, die er am 1. November 1950 
in Washington begonnen hatte. Seine Aufgabe war 
es nun, eine Lösung der politischen Probleme zu 
finden, die mit der Frage einer Einbeziehung deut- 
scher Kontingente verknüpft waren, während sich 
der Militärausschuß in Washington um die Lösung 
der militärisch-technischen Fragen des gleichen 
Problemes bemühte. 

Schon die ersten Beratungen des Spofford-Aus- 
schusses zeigten, daß die politische Größenordnung 
des Problems in Wirklichkeit eine Entscheidung der 
Regierungen der maßgebenden Mächte erforderte. 
Was den Außenministern und den dann beauftragten 
Verteidigungsministern nicht gelungen war, konnten 
die Stellvertreter der Außenminister auch nicht lösen. 

Dies bestätigte die Beobachtungen, die wenige 
Wochen vorher von dem Londoner Royal Institute 
of International Affairs (Chatham House) in der Studie 
„Defense in the Cold War“ veröffentlicht worden 
waren, Die organisatorische Struktur des Atlantik- 
paktes mit den übereinander und ineinander ver- 
schachtelten Räten und Ausschüssen ist nicht ge- 
eignet, um Entscheidungen von politischer Tragweite 
herbeizuführen. Hierzu wäre, wie der Bericht von 
Chatham House in Uebereinstimmung mit den Dar- 
legungen Bidaults und Schumans vom April 1950 
feststellte, eine „Höchste Behörde“ an der Spitze der 
Atlantikpaktorganisation notwendig, die sich aus den 
Regierungschefs der Signatarstaaten zusammensetzen 
müßte. 


Schumans Interpretierung des Pleven-Plans vor dem Europarat 


Die Straßburger Verteidigungsdebatte vom 
24. November 1950 
So wie sie nun einmal war, bot die Atlantikpakt- 
organisation Frankreich keine Chance, seine Auffas- 
sung im Zusammenhang mit den maßgeblichen poli- 
tischen Gründen darzulegen. Diese mußten einem 
Gremium militärischer Fachleute nur als unnötige 
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Komplikationen erscheinen. Da war es eine willkom- 
mene Gelegenheit, daß der Ständige Ausschuß der 
Konsultativversammlung des Europarates im An- 
schluß an die von Churchill eingeleitete Diskussion 
über die Bildung einer europäischen Armee die fran- 
zösische Regierung um nähere Aufklärung über ihren 
Plan ersucht hatte. 
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Mit Zustimmung der überwiegenden Mehrheit des 
Ministerausschusses kam Schuman am 24. November 
1950 persönlich nach Straßburg, um vor der Konsul- 
tativversammlung zu sprechen. Hier war ein Forum 
von Parlamentariern, vor dem er ohne die Rücksich- 
ten, die Ministerpräsident Pleven vor der Kammer zu 
nehmen hatte, freimütig seine Auffassung zur Frage 
der deutschen Wiederbewaffnung und zum Verhältnis 
der geplanten europäischen Armee zur integrierten 
atlantischen Armee darlegen und auf eine euro- 
päische Resonanz rechnen konnte. 

Ohne näher auf die Straßburger Debatte’@ ein- 
gehen zu können, die an anderer Stelle behandelt 
werden soll, scheint es uns wichtig, hier den Wort- 
laut dieser bedeutungsvollen Rede einzuflechten: 


Der Wortlaut der Schuman-Rede 


Ich sehe es als meine Pflicht an, der Einladung Folge 
zu leisten, die mir von Ihrem Ständigen Ausschuß zu- 
gegangen ist. Die große Mehrheit des Ministeraus- 
schusses hat zugestimmt, und ich bin um so dankbarer 
dafür, als mir die Bedenken nicht unbekannt sind, die 
sich in den beiden Körperschaften bezüglich dieses 
Projektes ergeben haben. 

Sie haben den Wunsch geäußert, über die Ziele und 


Leitgedanken unterrichtet zu werden, die dem fran- 


zösischen Vorschlag zur Schaffung einer europäischen 
Armee zugrunde liegen. Ich werde in meinem eigenen 
Namen antworten, ausschließlich auf meine eigene Ver- 
antwortung, Das heißt, daß ich außer mir selbst nieman- 
den festlege. 

Diese Erklärung enthält keinerlei polemische oder 
propagandistische Absicht, wodurch die jetzt im Gange 
befindlichen Untersuchungen und Verhandlungen der 
internationalen Organisationen gestört werden könnten, 
denen die schwere Verantwortung zufällt, in dieser An- 
gelegenheit Beschlüsse zu fassen oder vorzubereiten. Die 
Debatte hierüber wird jedoch schon seit einigen Monaten 
vor der Oeffentlichkeit ausgetragen. Wir mögen diese 
Tatsache bedauern, aber wir können sie nicht übersehen: 
sie führt uns wieder einmal die großartige und gleich- 
zeitig dienende Stellung unserer Demokratien vor Augen. 
Unter diesen Umständen liegt es in aller Interesse, die 
wesentlichen Punkte der Debatte so genau wie möglich 
kennenzulernen. Wir müssen danach trachten, sie von 
allen Leidenschaften sowie auch von allen Mißverständ- 
nissen und ungerechtfertigten Verdächtigungen zu be- 
freien. 

In diesem Zusammenhang möchte ich an erster Stelle 
den Vorwurf erwähnen, der der französischen Regierung 
gemacht wird, nämlich, daß sie einen ungenügend aus- 
gearbeiteten, improvisierten Plan vorgebracht habe, um 
damit den amerikanischen Forderungen zu begegnen. 

Es stimmt, daß unser Plan sachverständige Unter- 
suchungen erfordert; das haben wir vom ersten Tage 
an vorausgesetzt und gefordert; diese Untersuchung ist 
jetzt im Gange. In dieser Hinsicht kann uns gerechter- 
weise kein Vorwurf gemacht werden. Es ist das Los aller 
kühnen und fruchtbaren Ideen, Anlaß zu Einwänden 
zu geben, denen dann begegnet werden muß. Nur das 
Alltägliche ist dieser Mühe überhoben. 


Unser Vorschlag ist weder ein Verzögerungsmanöver 
noch eine aus Verlegenheit vorgebrachte Ausflucht. 
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Schuman-Plan und Atlantikpakt 


u a ern ae a Dane Te ee 3 Ser. eis Se 


Im vergangenen September lag uns zum ersten Male 
ein Vorschlag vor, der die Schaffung nationaler mili- 
tärischer Einheiten durch die deutsche Regierung vor- 
sah, die später zu einem Bestandteil einer Atlantikarmee 
werden sollten. Bis dahin war nur von gegenseitigem 
Beistand der zwölf Signatarmächte des Atlantikpaktes 
untereinander unter den im Vertrag enthaltenen Be- 
dingungen die Rede gewesen; die alliierten Besatzungs- 
truppen in Deutschland sind in dieses Verteidigungs- 
system einbezogen; jeder gegen sie geführte Angriff 
würde eine Aggression gegen die alliierten Staaten selbst 
darstellen. 

Die Ereignisse im Fernen Osten haben eine besorg- 
niserregende Aehnlichkeit in der Lage Deutschlands 
und Koreas aufgezeigt: hier wie da haben wir ein Land, 
das durch eine Demarkationslinie in zwei Teile geteilt 
ist, und in beiden Fällen sind die zwei Zonen poli- 
tischen Regierungsformen unterstellt, die in heftigem 
Gegensatz zueinander und dabei unter der Kontrolle und 
dem Schutz von Mächten stehen, die ihren Bestand 
garantieren. Unsere Befürchtungen sind um so berechtig- 
ter, als diese Mächte die einander feindlichen Zonen 
besetzt halten und sich damit im Falle der Invasion 
einer dieser Zonen unmittelbar und automatisch in einen 
Konflikt hineingezogen sehen würden, Jeder ist sich des 
Problems bewußt geworden, das sich in Deutschland in 
seiner ganzen Größe erhebt. Es handelt sich nicht nur 
darum, die alliierten Interessen gegen jeden Angriff von 
außen zu verteidigen, wie es ursprünglich der Sinn des 
Atlantikpaktes war. Die Verteidigung deutschen Gebietes 
und der deutschen Bevölkerung, für die wir ja die Ver- 
antwortung übernommen haben, müssen sichergestellt 
werden. 

Deutschland ist tatsächlich von den Alliierten nach 
ihrem eigenen Willen entwaffnet worden und ist nicht 
in der Lage, sich selbst zu verteidigen. Ganz natürlich 
erhebt sich hier eine Frage. Können die Länder des 
Atlantikpaktes, die nicht nur die Verantwortung für die 
Verteidigung ihrer eigenen Interessen — was nur sie 
allein angehen würde —, sondern auch der Sicherheit 
Deutschlands übernommen haben, zulassen, daß Deutsch- 
land, obwohl ein Nutznießer der gemeinsamen Verteidi- 
gung, keinen aktiven Beitrag dazu leistet? Das ist die 
Frage, auf die wir eine Antwort finden müssen. 

Der amerikanische Vorschlag sucht die Lösung in einer 
direkten Beteiligung autonomer deutscher Militärein- 
heiten an der atlantischen Verteidigung. Die französische 
Regierung ist der Ansicht, daß eine Lösung in der 
Richtung gesucht werden müßte, die Sie selbst in Ihrer 
im August 1950 angenommenen Empfehlung aufzeigen, 
die sich auf die Schaffung einer europäischen Armee 
bezog. 

Diese Wahl entsprang für uns nicht aus dem Wunsch 
nach einem Notbehelf, sondern nach einem allumfassen- 
den Programm, einer weitgesteckten politischen Ziel- 
setzung, die wir auf das militärische Gebiet ausdehnen 
möchten, da wir uns auf wirtschaftlichem Gebiet bereits 
von ihr haben leiten lassen, Wir wünschen die Einigung 
Europas, Diese Idee gibt dem Europarat seine Daseins- 
berechtigung. Die Einheit Europas herzustellen — das 
ist unsere wesentlichste und vordringlichste Aufgabe. Ein 
solcher Leitgedanke ist nur in dem Maße richtig, als er 
sich als anwendbar und von den verschiedensten Ge- 
sichtspunkten aus brauchbar erweist. Die französische 
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Regierung zweifelt nicht, daß dies der Fall ist, und mir 
fällt die Aufgabe zu, Ihnen das zu beweisen. 

Sie wissen, wie sehr meine Regierung für die Idee 
europäischer Lösungen eingenommen ist und sich immer 
stärker dafür einsetzt, weil sie davon überzeugt ist, daß 
die europäischen Länder durch keine andere Politik von 
ihrer Zersplitterung, ihren Zwisten und ihrer Ohnmacht 
befreit werden können. 

Die Zersplitterung Europas ist eine ständige und immer 
noch zunehmende Ursache von Schwäche auf allen Ge- 
bieten, dem politischen, dem wirtschaftlichen und dem 
militärischen. Dagegen wären uns Wohlstand, Macht 
und Frieden sicher, wenn wir unsere Hilfsquellen zu 
einer organischen Einheit verschmelzen könnten, Wenn 
meine Regierung diese Ueberzeugung zum Ausdruck 
bringt, denkt sie dabei zur Zeit noch nicht an irgend- 
eine politische Struktur, sei sie nun föderalistisch oder 
anders, Damit werden wir uns später befassen müssen. 

Zur Zeit sehen wir unsere Aufgabe ausschließlich 
darin, in Uebereinstimmung mit den anderen europäi- 
schen Ländern eine Lösung der konkreten Probleme zu 
suchen und zu finden, vor die wir uns in der nächsten 
Zukunft gestellt. sehen werden. Dabei lassen wir uns 
nicht von doktrinären Begriffen leiten, sondern ver- 
suchen, den praktischen Notwendigkeiten gerechtzu- 
werden. 

Dieses Verfahren bedingt nicht die Schaffung eines 
Ueber-Staates, sondern beschränkt sich auf die Errich- 
tung einzelner Institutionen auf einem bestimmten Ge- 
biet. Wir haben es bereits bei unserem Plan für eine 
gemeinschaftliche Bewirtschaftung der Kohle- und Stahl- 
produktion angewandt. Sie selber haben sogar dieses 
Verfahren empfohlen, indem sie die Schaffung von 
Spezialbehörden auf den verschiedensten Gebieten er- 
wogen. Ein solches Verfahren ist frei von jeder ideo- 
logischen Bindung, es ist im wesentlichen praktisch in 
seinen Zielen und empirisch in der Methode. 

Wir sehen uns also jetzt veranlaßt, dieselbe Methode 
auf das militärische Problem anzuwenden, das sich früher 
oder später auf jeden Fall erheben mußte, Nun ist es 
eher aufgetaucht, als wir gedacht und gewünscht hätten. 
Wir hätten gern erst den wirtschaftlichen und politischen 
Unterbau weiterentwickelt, ehe wir mit der Errichtung 
der militärischen Struktur beginnen. Aber wir können 
uns unsere Aufgaben nicht auswählen, sie stellen sich 
uns, und wir müssen sie ausführen, wie sie sich uns in 
den Weg stellen. 

Eine induktive Methode dieser Art mag bei denjenigen 
auf Ablehnung stoßen, die — und sie sind in Frankreich 
besonders zahlreich vertreten — die deduktive Methode 
vorziehen, bei der man von oben ausgehend sich von 
den großartigen ideologischen Grundsätzen und fertigen 
Systemen zu ihrer Anwendung im einzelnen herabläßt. 
Der von uns eingeschlagene Weg geht auf die alterprobte 
britische Gepflogenheit in ihrer weisen, realistischen Art 
zurück. Sie werden verstehen, warum ich diese Fest- 
stellung so hervorhebe. 

Wir setzen uns für die Organisation der Verteidigung 
auf europäischer Ebene ein, weil wir Europa, ein ein- 
heitliches und vollständiges Europa, errichten wollen. 
Wir haben diesen Wunsch und verfolgen ihn mit so viel 
Nachdruck und Ueberzeugnug, weil wir, wenigstens 
unter den gegebenen Umständen, keine andere Möglich- 
keit zur Lösung der deutschen Frage sehen. Es ist be- 


3966 


merkenswert, daß beide Gedankengänge zu derselben 
Schlußfolgerung führen, Sehen wir mit Mut und Offen- 
heit den Tatsachen, so wie sie sind, ins Gesicht. Deutsch- 
land ist abgerüstet. Die Wiederaufrüstung Deutschlands 
zu erwägen, wäre gleichbedeutend mit einer Zuwider- 
handlung gegen die eindeutigsten und formellsten inter- 
nationalen Abmachungen, die bisher noch niemals in 
Frage gestellt worden sind. Außerdem würde es in den 
östlichen Ländern Europas eine Reaktion auslösen, deren 
Ausmaße wir noch nicht ermessen können, es würde 
der feindlichen Propaganda neue Nahrung zuführen, in- 
dem ihr Argumente geliefert würden, deren Anwendung 
höchst unangenehm für uns wäre. Unsere Politik sollte 
vielmehr auf eine Vermehrung unserer Verteidigungs- 
mittel und gleichzeitig in mindestens ebenso hohem 
Maße auf eine Verminderung der in der Welt herrschen- 
den Spannungen ausgerichtet sein. 

Denn was bedeutet es eigentlich, „Deutschland wieder 
aufzurüsten“? Bevor wir die Frage diskutieren, wollen 
wir uns über die Begriffe, die Terminologie einig wer- 
den. Ein Land bewaffnen, das heißt, ihm oder seiner 
Regierung eine nationale Streitmacht zur freien Ver- 
fügung zu stellen, die geeignet wäre, zum Instrument 
seiner Politik zu werden. Es heißt nicht, ein Land zu 
bewaffnen, wenn man es nur in ein System der gemein- 
samen Verteidigung mit einbezieht, das von der Gemein- 
schaft der Teilnehmerländer organisiert und gelenkt 
wird, die ihre kollektive Autorität über diese Organi- 
sation auf allen Gebieten und in allen Phasen ausübt. In 
einem solchen System gibt es keine nationale Armee 
und keine nationale Rüstung. Europa würde bewaffnet, 
und nicht ein europäisches Land für sich genommen, 

Wenn Deutschland bereit ist, seine Staatsbürger zu 
bevollmächtigen oder zu verpflichten, in einer euro- 
päischen Armee zu dienen, so würde das keine Auf- 
rüstung des Landes selbst bedeuten. Es würde nur seinen 
Anteil an den Lasten und Verantwortungen übernehmen, 
die ihm als militärischem Mitglied einer europäischen 
Vereinigung obliegen. 

Natürlich muß Deutschland selbst bestimmen, ob es 
gewillt ist, diesen Weg einzuschlagen. Es ist nicht meine 
Sache, eine Auslegung der deutschen Denkweise zu 
geben oder die deutsche Willensäußerung vorwegzu- 
nehmen, Was Frankreich anbetrifft, so ist es der Ansicht, 
daß es seine eigene Haltung weniger durch Erwägungen 
eigener Vorliebe oder Annehmlichkeit bestimmen lassen 
sollte als vielmehr durch die Achtung vor seinen Ver- 
pflichtungen und durch den Wunsch, dem Frieden und 
der Freiheit aller derjenigen Völker zu dienen, denen 
diese Dinge am Herzen liegen. 

Man wird mich vielleicht fragen, ob es wirklich not- 
wendig ist, eine europäische Organisation einzuschalten, 
wenn wir Deutschland ebenso gut in eine Atlantikarmee 
eingliedern könnten, in die auch die Vereinigten Staaten 
und Kanada eintreten würden. 

Meine Antwort ist, daß man zur Zeit unter dem Aus- 
druck Integration der Atlantikarmee die Einrichtung 
eines einzigen Oberkommandos versteht, während die 
nationalen Einheiten und sogar die nationalen Armeen 
bestehen bleiben. Es würde übrigens schwierig sein, eine 
wirkliche Atlantikarmee zu schaffen, das heißt eine nach 
einheitlichen Regeln aufgestellte und ausgebildete Armee 
unter der Leitung einer Atlantikbehörde. Eine solche 
Ausweitung des Problems würde keine Vereinfachung 
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bedeuten, und die vorgesehene Lösung würde das Pro- 
blem nicht für die Länder lösen, die nicht zu den Unter- 
zeichnern des Paktes gehören, Schließlich ist das Ziel des 
Atlantikpaktes, wie bereits ganz richtig herausgestellt 
wurde, ein zeitgebundenes, während die europäische 
Armee, wie wir sie verstehen, eine Dauerlösung darstellt 
und den Frieden Europas gegenüber allen Bedrohungen, 
von innen oder von außen, jetzt und in Zukunft garan- 
tieren soll. 

Es muß unbedingt erkannt und verstanden werden, 
daß die Europa-Armee nicht eine zusammengewürfelte 
Masse nationaler Einheiten sein darf, die bei der ersten 
Erschütterung auseinanderzufallen droht. Sie muß eine 
Dauereinrichtung werden, die man nicht nach Belieben 
aus einer Anwandlung von nationalem Egoismus oder 
.vorübergehender Mißverständnisse wegen verlassen kann. 

Ihre Grundlage ist nicht eine einfache vertragliche Ver- 
pflichtung, die man aufkündigen oder ableugnen kann, 
ein vergängliches Bündnis, wie sie die Geschichte in 
solcher Vielfalt aufweist. 

Darum müssen sich die Staaten damit abfinden, einen 
Teil ihrer Autonomie zugunsten einer kollektiven Autori- 
tät aufzugeben, an der sie selbst beteiligt sind, der sie 
sich aber von vornherein unterstellen. In diesem Fall 
würde es sich um einen europäischen Minister oder 
Hohen Kommissar für die Verteidigung handeln, der 
der Kontrolle eines die Vertreter aller beteiligten Mächte 
umfassenden Ministerausschusses unterstellt sein würde. 
Diese Behörde würde für die Anwerbung, Ausbildung 
und Unterhaltung der europäischen Armee verantwort- 
lich sein. Sie würde das gemeinsame Verteidigungs- 
budget aufstellen und, falls erforderlich, einer gemein- 
samen interparlamentarischen Versammlung Rechenschaft 
über die Geschäftsführung ablegen. 

Es wird keinerlei Diskriminierung unter den beteilig- 
ten Ländern geben. Allerdings werden Bestimmungen 
von nur vorübergehender Art getroffen werden müssen, 
die der Tatsache Rechnung tragen, daß die meisten Teil- 
nehmerländer zur Zeit nationale Armeen haben, während 
einige keine haben. Auch muß berücksichtigt werden, daß 
die einen militärische Verpflichtungen außerhalb Europas 
haben und andere nicht. Es sind dies Unterschiede in 
der Lage, aber nicht in der Behandlung. 

Es handelt sich also nicht mehr einfach um ein Mittel 
zur Beruhigung der Angst oder zur Abwehr einer Ge- 
fahr wie zum Beispiel der einer militärischen Besetzung 
oder einer einseitig aufgezwungenen Herrschaft. Die 
Demokratien haben gezeigt, daß sie unfähig sind, ein 
Zwangsregime durchzuführen, worin sich die totalitären 
Regierungen so hervortun, denn dies ist ja der eigent- 
liche Sinn ihres Daseins. 

Die Garantie, die wir anstreben, soll darin liegen, daß 
die Verknüpfung der Interessen, die tatsächliche Solidari- 
tät so stark sind, daß niemand sich ihnen entziehen 
kann. Die entnationalisierte Armee wird, wenn sie ein- 
mal eindeutig und endgültig im Dienst der kollektiven 
Sicherheit eingesetzt ist, nicht wieder von diesem aus- 
schließlichen Ziel abgelenkt werden können, 

Wie ich bereits angedeutet habe, ergeben sich zahl- 
reiche Probleme technischer Art. Keines von ihnen ist 
unlösbar, wenn der ehrliche Wille vorhanden ist, eine 
Lösung zu finden. Es wird Aufgabe der Fachleute sein, 
die beste Lösung herauszusuchen. Aber wir dürfen es 
nicht zulassen, daß uns die Fachleute bei dieser geistigen 
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Vorbereitung ihre Mitarbeit versagen und uns von einem 
politischen Ziel abzubringen versuchen, das von politisch 
verantwortlichen Menschen mit Herz und Gewissen als 
der einzige Weg bestimmt und erkannt worden ist, der 
den Anforderungen der Gegenwart entspricht. Die rich- 
tigen Lösungen werden nur durch die gemeinsamen 
Bemühungen der politischen und militärischen Instanzen 
gefunden werden können. 


Wir sind in demselben oder vielleicht in noch höherem 
Maße als andere von dem Wunsch beseelt, so schnell wie 
möglich zum Ziel zu gelangen. Frankreich kann sich bei 
seiner geographischen Lage keinen Zeitverlust leisten, 
Es ist daher bereit zu jeder Konzession, die zu einer 
baldigen Einführung eines gemeinsamen Verteidigungs- 
systems beitragen kann, Aber Frankreich würde es für 
einen schwerwiegenden und vielleicht nicht wieder gut- 
zumachenden Fehler halten, wenn man alle anderen 
Ueberlegungen hinter dem Wunsch nach Eile zurück- 
stellen wollte, 


Das von Frankreich vorgeschlagene System ist sicher- 
lich keine Lösung, die ihrer leichten Durchführbarkeit 
wegen gewählt wurde. Bei keinem System wird es 
leicht sein, seine Annahme zu erreichen und seine An- 
wendung durchzusetzen. Wie die Wahl auch ausfällt, es 
wird zunächst erprobt werden müssen. 


Aber es sollte wenigstens anerkannt werden, daß 
Frankreich mit seinem Vorschlag ein Beispiel der Selbst- 
verleugnung gegeben hat. Frankreich, das überlieferungs- 
gemäß eine so starke Bindung zu seiner Armee hat, das 
so stolz ist auf diese Armee, die das Werkzeug seiner 
Einheit und Unverletzbarkeit und so oft der Vorkämp- 
fer für Idealismus und Freiheit war; es ist bereit, diese 
Armee den Erfordernissen Europas zu unterwerfen, sie 
ohne ‚Privilegien oder Vorbehalte in einer übernationalen 
Organisation aufgehen zu lassen. 


Das ist in großen Linien der Vorschlag, der in seiner 
Kühnheit überraschend und mit den hohen Voraus- 
setzungen, die er an den guten Willen aller stellt, viel- 
leicht sogar erschreckend wirken mag. Aber ich frage 
Sie, ist es wirklich zu kühn, von den Völkern und ihren 
Staatsmännern zu erwarten. daß sie nicht nur zu der 
geistigen Vorarbeit, sondern auch zum tatsächlichen Auf- 
bau entschlossen sind, solange noch Zeit ist, in Ruhe 
und ohne Panik daranzugehen? 


Warum sollten sie nicht die nötige Kühnheit für die 
Sache des Friedens aufbringen, da sie doch noch nie- 
mals mit Heldentum und Opfermut gegeizt haben im 
Kampf oder in Zeiten der Not? 


Wird man endlich im Kampf gegen den Krieg andere 
Mittel anwenden als die sogenannten klassischen, die, 
wenn der Konflikt ausbricht, so bald aufgegeben und 
als überholt beiseitegeschoben werden? 


Aber Ihnen braucht man diese Frage nicht zu stellen, 
denn schon allein Ihre Gegenwart hier stellt eine Her- 
ausforderung an die üblichen Methoden dar; durch Ihre 
Stimmabgabe haben Sie sich hinter die Leitgedanken 
unseres Planes gestellt, ja vielmehr, Sie waren überhaupt 
die Anreger des Planes. Dieser Plan ist im wesentlichen 
das, was Sie empfohlen haben, und was in dem Vor- 
schlag enthalten ist, der Ihnen soeben vom Allgemeinen 
Ausschuß (Politischen Ausschuß) zur Abstimmung vor- 
gelegt wurde. 
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Auch habe ich diese Ideen in einem kürzlich erschie- 
nenen Artikel des Präsidenten dieser Versammlung 
wiedergefunden, der sie meisterhaft definierte und ver- 
teidigte, 

Nein, die europäische Armee ist keine Utopie, keine 
hypothetische, von der Verwirklichung weit entfernte 
Möglichkeit. Sie ist eine für das zukünftige Europa un- 
entbehrliche Einrichtung, Sie ist eine Entwicklung, die 
sich für uns auf dem Wege, den wir in vollem Bewußt- 
sein eingeschlagen haben, ergibt. 

Lassen Sie uns nun nicht das Ziel verleugnen, das wir 
uns selber gesteckt haben®b. 


Auswirkungen der Straßburger Rede Schumans 


Schon wenige Tage nach der bedeutsamen Erklä- 
rung Schumans in Straßburg erzielten der Rat der 
Stellvertreter und der Militärausschuß der Atlantik- 
paktmächte wesentliche Fortschritte. Im Militäraus- 
schuß erklärte sich Frankreich im Prinzip mit der 
Bildung deutscher „Brigaden‘“ einverstanden. Groß- 
britannien und die skandinavischen Länder erklärten 
bei den Beratungen der Stellvertreter in London, 
daß sie nichts dagegen einzuwenden hätten, wenn 
Frankreich den Versuch machen würde, eine euro- 
päische Armee zu bilden. Allerdings unter der Vor- 
aussetzung, daß die Europäer selbst damit einver- 
standen und sich über die Mittel und Schlüsse klar 
seien, wie die europäische Armee organisiert, ausge- 
rüstet und unterhalten werden solle. Auf beiden 
Seiten erklärte man sich bereit, die praktischen Mög- 


lichkeiten einer solchen Armee im Laufe der nächsten 
Monate und Jahre genau zu prüfen. Die Schaffung 
eines atlantischen Verteidigungssystems solle aber 
deshalb nicht weiter aufgeschoben werden. 


Diese Haltung Großbritanniens und der skandi- 
navischen Länder bedeutete nicht, daß diese Länder 
gewillt waren, der europäischen Armee beizutreten. 
Frankreich verblieben daher als Partner für die 
etwaige Durchführung seines Planes praktisch nur 
diejenigen Staaten, die bereits im Sommer 1950 den 
Plan Schumans für eine Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl aufgegriffen hatten. 


Aus dieser Sachlage läßt sich der französische Vor- 
schlag verstehen, wonach die Organe der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl gleichzeitig 
die oberste politische und parlamentarische Behörde 
für die europäische Armee sein sollten. 


Bei den Beratungen der Stellvertreter und des 
Militärausschusses galt es nun, eine für alle Part- 
ner annehmbare Formulierung für die Art der Ver- 
bindung der Organisation der europäischen Armee 
mit der der atlantischen Streitkräfte zu finden. Dabei 
bildete das deutsche Problem auch weiterhin die 
Hauptschwierigkeit. 


Alle diese Ueberlegungen wurden nun von der 
dramatischen Zuspitzung des Koreakonfliktes über- 
schattet, die durch das Eingreifen rot-chinesischer 
Verbände in Korea erfolgt war. 


Der Pleven-Plan und die Begegnung Truman — Attlee 


Regierungsbesprechungen in London und 
Washington 

Nach der Ankündigung Präsident Trumans vom 
30. November 1950, daß die Vereinigten Staaten 
dem Eingreifen Rot-Chinas unter Umständen mit 
der Verwendung der Atombombe begegnen würden, 
schien die Gefahr eines Dritten Weltkrieges näher 
als je zuvor. Aus dieser Besorgnis entstand der Be- 
schluß ‘des britischen Premierministers Attlee, zu 
einer persönlichen Aussprache mit Präsident Truman 
am 4. Dezember 1950 nach Washington zu reisen. 
In die diplomatischen Vorbereitungen dieser Reise 
wurde auch die Frage der europäischen Verteidi- 
gung einbezogen. In diesem Zusammenhang fanden 
am 2. Dezember 1950 in London Besprechungen 
zwischen Pleven, Schuman, Attlee und Bevin statt. 
Die Franzosen waren dabei offensichtlich bemüht, 
die Stellung Attlees in Washington dadurch zu stär- 
ken, daß sie ihm die Möglichkeit gaben, auf eine 
einheitliche Haltung der europäischen Staaten in der 
Verteidigungsfrage hinzuweisen. 


Die Frage der europäischen Verteidigung kam 
auch tatsächlich in Washington zur Sprache, da sie 
für die Festlegung der Antwort des Westens auf die 
sowjetische Note vom 3. November 1950° von ent- 
scheidender Bedeutung war. In dieser Note hatte die 
Sowjetunion die Einberufung des Rates der Außen- 
minister vorgeschlagen, um über die in Potsdam 
beschlossene Entmilitarisierung Deutschlands und 
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die „in dieser Frage bestehenden unterschiedlichen 
Auffassungen der vier Besatzungsmächte“ zu be- 
raten. Damit war die Frage der Wiederbewaffnung 
Deutschlands aus der Ebene der Ausschußberatungen 
auf die höchste Ebene der diplomatischen und poli- 
tischen Entscheidungen gerückt. Das Kommunique 
dieser Besprechungen zwischen Truman und Attlee 
schweigt über diesen Punkt.'° Es ist jedoch anzu- 
nehmen, daß die Frage, ob die militärische Einbe- 
ziehung Deutschlands nun abgebremst oder beson- 
ders stark vorangetrieben werden solle, in dieser 
Besprechung behandelt wurde. Die weiteren Ver- 
handlungen geben gewisse Hinweise darauf, wie 
hier auf höchster Ebene die Entscheidung gefallen 
sein dürfte. 


Die Auswirkungen des französischen Besuches 
in London 

Kurz nach der Rückkehr Plevens und Schumans 
aus London wurde der französische Delegierte beim 
Rat der Stellvertreter, Herve Alphand, zu Bespre- 
chungen nach Paris berufen. Als Ergebnis dieser 
Beratungen wurde am 6. Dezember 1950 bekannt- 
gegeben, daß die französische Regierung die vom 
Spofford-Ausschuß ausgearbeiteten Vorschläge als 
Uebergangslösung bis zur Schaffung einer europä- 
ischen Armee billigte. Dieser sogenannte Spofford- 
Plan hielt an dem Grundsatz einer europäischen 
Armee fest, gestattete jedoch die Schaffung deut- 
scher Kampfgruppen mit einer Stärke von etwa 
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6000 Mann auf der Grundlage, daß das Verhältnis 
deutscher Truppen gegenüber den Truppen der an- 
deren Mitgliedstaaten des Atlantikpaktes 1:5 betrage. 
Amerikanischerseits hatte man sich also bereit gezeigt, 
von der Bedingung der sofortigen Aufstellung deut- 
scher „Divisionen“ abzugehen, während Frankreich 
die Mochsche These deutscher „Arbeitsbataillone“ 
fallengelassen hatte. Auch das Projekt eines euro- 
päischen Verteidigungsministers hatte Frankreich zu- 
rückgezogen. Dafür war von holländischer Seite nun 
die Einsetzung eines zivilen Hohen Kommissars vor- 
geschlagen worden, der die Eingliederung deutscher 
Einheiten in die gemeinsame Armee der Atlantik- 
paktstaaten überwachen sollte. Die ursprüngliche 
französische Bedingung, wonach die Unterzeichnung 
des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl weiteren Entscheidungen in 


militärischen Fragen vorausgehen solle, wurde nicht 
mehr erwähnt. 

Sicherlich stellte dieser Kompromiß eine Ueber- 
windung der bisherigen scharfen Gegensätze dar. 
Es konnte aber nicht übersehen werden, daß es 
Frankreich gelungen war, genügend Sicherungen ein- 
zubauen, die nicht mit dem Grundsatz einer mili- 
tärischen Gleichberechtigung aller an der Verteidi- 
gung teilnehmenden Staaten in Einklang zu bringen 
waren. 

Die Regierung der Bundesrepublik erhielt von den 
Londoner Beschlüssen zunächst nur durch Presse- 
meldungen Kenntnis, die sich zum Teil widerspra- 
chen. Im Bundeskanzleramt wurde daher betont, daß 
eine offizielle Stellungnahme nicht erfolgen könne, 
solange keine direkten Vorschläge an die Bundes- 
regierung gerichtet würden. 


Pleven-Plan und Spofford-Plan 


Die Londoner Empfehlungen 


Am 12. Dezember 1950, am Vortage des Ab- 
schlusses der gemeinsamen Beratungen des Spofford- 
Ausschusses und des Militärausschusses in London 
umriß Außenminister Schuman vor der National- 
versammlung in Paris nochmals die Ziele der franzö- 
sischen Außenpolitik: 


1. Schnelle Organisation einer kollektiven europä- 
ischen Verteidigung; 


2. Achtung internationaler Abkommen; 


3. Die Bewahrung Deutschlands vor einer Wie- 
dergeburt des Militarismus. 


Schuman betonte, die Schaffung einer europä- 
ischen Armee sei die einzige Lösung des deutschen 
Problems. 


Am 13. Dezember 1950 traten der Militärausschuß 
und der Rat der Stellvertreter zu einer gemeinsamen 
Sitzung in London zusammen. Die Konferenz bil- 
ligte verschiedene Dokumente über die militärischen 
und politischen Aspekte der Eingliederung deutscher 
Einheiten. Die Empfehlungen sahen vor: 


1. Die sofortige Emennung General Eisenhowers als 
Oberkommandierenden der Nordatlantikarmee und 
die Aufstellung dieser gemeinsamen Armee im Jahre 
1951. 


2. Sofortige Aushebung deutscher Truppen in der Stärke 
von Brigaden. 


3. Die deutschen Kontingente sollen ein Fünftel des 
totalen Effektivbestandes der Atlantikpaktarmee in 
Westeuropa nicht übersteigen. 


4. Ermächtigung an Frankreich, seine Pläne zur Bildung 
einer kleineren europäischen Armee im Rahmen der 
Nordatlantikpaktarmee weiter zu fördern. 


Diese Empfehlungen bildeten nun die Grundlage 
für die wenige Tage später in Brüssel beginnende 
Konferenz des Verteidigungsausschusses der Nord- 
atlantikstaaten und des aus den Außenministern der 
Signatarstaaten bestehenden Atlantikrates. 
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Ablehnung des Spofford-Planes durch die Bundes- 
regierung und die Opposition 

Da die Bonner Regierung keine Möglichkeit hatte, 
auf dem üblichen diplomatischen Wege zu diesen 
Problemen Stellung zu nehmen, kam es wieder zu 
einem Interview mit dem Korrespondenten der Nach- 
richtenagentur INS, Kingsbury Smith, das diesmal 
von Bundeskanzler Adenauer und dem Führer der 
sozialdemokratischen Opposition, Dr. Kurt Schuma- 
cher, gemeinsam gegeben wurde. Dr. Adenauer er- 
klärte, er habe bereits vor einigen Tagen zu ver- 
stehen gegeben, daß ein solcher Plan von der deut- 
schen Oeffentlichkeit, der deutschen Bundesregierung 
und dem Parlament zurückgewiesen werden würde. 


„Ich wünsche, die Verhandlungen der Atlantikpakt- 
staaten nicht zu stören. Ich wünsche nur zu verhindern, 
daß uns der gegenwärtige Plan in aller Form vorgelegt 
wird. Wenn das geschähe, kämen wir in die unglückliche 
Lage, ihn ablehnen zu müssen.“ 


Wie stark die deutschen Bedenken gegen die Lon- 
doner Empfehlungen waren, geht daraus hervor, 
daß Dr. Adenauer zu verstehen gab, der Spofford- 
Plan könne die deutsche Unterstützung für das 
Schuman-Plan-Projekt beeinträchtigen. 


Dr. Schumacher erklärte namens der Sozialdemo- 
kratischen Partei Deutschlands, daß der Spofford- 
Plan der Bruch eines Versprechens sei, das die Ver- 
einigten Staaten führenden Politikern der Bundes- 
republik gegeben hätten. Er müsse das deutsche Volk 
davor warnen, diesem Plan zuzustimmen, selbst wenn 
er von der Bundesregierung angenommen werden 
sollte. Dr. Schumacher erklärte: 

„Die Amerikaner haben uns gesagt, wenn die Deut- 
schen sich an einer atlantischen Streitmacht beteiligen, 
werden sie volle Gleichberechtigung erhalten. Jetzt haben 
die Amerikaner genau das Gegenteil getan, um die 
französische Zustimmung zu einem deutschen Ver- 
teidigungsbeitrag zu erhalten. Man kann die Freiheit 
aber nicht verteidigen, wenn man willkürlich einige Sol- 
daten als erstklassig und andere als zweitklassig einstuft 
und den zweitklassigen gefährlichere Aufgaben zuweist.“ 
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Abschließend erklärte er: 


„Die vorherrschende Einstellung in Europa ist gegen- 
wärtig noch die Unterscheidung von Siegern und Be- 
siegten. Damit muß Schluß gemacht werden. Die Deut- 
schen bringen einer internationalen Organisation und 
einem geeinten Europa viel guten Willen entgegen. Aber 
die anderen leben geistig noch als Sieger von 1945.“ 


Von alliierter Seite ließ man die deutsche Bundes- 
regierung wissen, daß die Informationen des Bun- 


deskanzlers unvollständig und teilweise falsch und 
überholt seien. In Kreisen der britischen Hohen Kom- 
mission erklärte man, der Plan, der der Deutschen 
Bundesregierung schließlich vorgelegt würde, werde 
beträchtliche Unterschiede gegenüber dem Plan auf- 
weisen, den der Bundeskanzler jetzt für unannehm- 
bar halte. Diesen Nachrichten gegenüber zeigte man 
sich in Bonn jedoch betont zurückhaltend und er- 
klärte, daß die Ergebnisse zunächst abgewartet wer- 
den müßten. 


Die Brüsseler Konferenz der Atlantikpaktstaaten vom Dezember 1950 


Veränderte Voraussetzungen 


Am 18. Dezember 1950 traten in Brüssel die Ver- 
teidigungs- und Außenminister der Atlantikpakt- 
staaten zur Prüfung der Londoner Empfehlungen 
vom 13. Dezember zusammen. 


Inzwischen waren zwei Ereignisse eingetreten, die 
für den Verlauf der Konferenz und deren Ergebnisse 
von großer Bedeutung wurden. Als sich die franzö- 
sische Delegation bereits zur Abreise nach Brüssel 
fertig machte, traf in Paris eine amerikanische Note 
ein, die der französischen Regierung die Zusicherung 
gab, daß ihre Thesen über die Wiederbewaffnung 
Deutschlands von den Vereinigten Staaten voll und 
ganz berücksichtigt werden würden. 


In Paris erblickte man in dieser Zusicherung das 
Verständnis der Vereinigten Staaten für den franzö- 
sischen Wunsch nach Verschiebung des Problems 
der Einbeziehung Deutschlands in die Atlantische 
Gemeinschaft. Die französische Presse betonte je- 
doch, Frankreich wolle die gegebene Billigung des 
Spofford-Planes nicht widerrufen, sondern lediglich 
bewirken, daß ein endgültiger Beschluß erst gefaßt 
werde, wenn sich die Besatzungsmächte mit der 
Bundesregierung über deren Forderungen nach 
Gleichberechtigung verständigt hätten und nicht 
vorher. 

Etwa zur gleichen Zeit, als die amerikanische Note 
in Paris eintraf, wurden den Regierungen Frank- 
reichs und Großbritanniens sowjetische Noten über- 
mittelt,'! in denen sie im Zusammenhang mit den 
Verhandlungen über die Einbeziehung der Bundes- 
republik in die westeuropäische Verteidigung der 
Verletzung des französisch-sowjetischen beziehungs- 
weise des britisch-sowjetischen Vertrages beschul- 
digt wurden. 

Diese beiden Ereignisse veränderten die Voraus- 
setzungen der Brüsseler Konferenz. Das deutsche 
Problem, welches bisher die zentrale Frage in den 
Beratungen der Atlantikpaktmächte gebildet hatte, 
trat unter diesen Umständen in den Hintergrund. 


Die Ergebnisse der Brüsseler Konferenz 
Der Verteidigungsausschuß der Atlantikpaktmächte 
billigte auf seiner ersten Sitzung am 18. Dezember 
1950 die Empfehlungen des Rates der Stellvertreter 
und des Militärausschusses. 
In der anschließenden gemeinsamen Sitzung mit 
den Außenministern erhielten die Londoner Emp- 
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fehlungen den Charakter eines offiziellen Beschlusses 
der Atlantikpaktmächte.'” 

Das wichtigste Ergebnis war dabei der Vorschlag 
zur Ernennung General Eisenhowers zum Oberkom- 
mandierenden der gemeinsamen Streitkräfte. Wenige 
Stunden später traf bereits die bejahende Antwort 
Präsident Trumans in Brüssel ein. 

Die kurzen Erklärungen des Kommuniques, die 
sich mit der deutschen Wiederbewaffnung befassen, 
sind bezeichnenderweise im Konjunktiv gehalten. Die 
Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und der 
Vereinigten Staaten wurden aufgefordert, die Prü- 
fung dieser Frage mit der Regierung der Bundes- 
republik weiter zu verfolgen. Die Außenminister der 
drei Westmächte ermächtigten ihrerseits die Hohen 
Kommissare, „auf dem Verhandlungswege mit der 
Regierung der Deutschen Bundesrepublik dieses Pro- 
blem auf Grund der vom Rat gemachten Vorschläge 
weiter zu verfolgen und gleichzeitig etwaige Ver- 
änderungen am gegenwärtigen Besatzungsregime zu 
prüfen, die logischerweise im Zusammenhang 
mit einem deutschen Verteidigungsbeitrag stehen 
könnten."? 

Das Projekt der Aufstellung deutscher Kontingente 
in der Stärke von Brigaden hatte zwar diesmal die 
verbindliche Zustimmung aller Mitgliedstaaten des 
Atlantikpaktes gefunden. Es zeigte sich aber, daß 
von dieser prinzipiellen Entscheidung bis zu ihrer 
praktischen Verwirklichung noch ein weiter Weg 
war, während man sie bisher als unmittelbar bevor- 
stehend erwartet hatte. 


Die Gründe für das amerikanische Einschwenken 

Für den amerikanischen Entschluß, den Gedanken 
der sofortigen Aufstellung deutscher Kontingente auf- 
zugeben, waren sicherlich nicht nur die französischen 
Vorstellung maßgeblich. Die Einmütigkeit der deut- 
schen Ablehnung einer deutschen Wiederbewaffnung 
ohne politische Gleichberechtigung fiel vielleicht noch 
stärker ins Gewicht. Vor allem aber war die Möglich- 
keit der Einbeziehung Deutschlands in das atlantische 
Verteidigungssystem nun zu einem Druckmittel für 
die bevorstehenden Verhandlungen mit der Sowjet- 
union geworden, dessen Bedeutung man nicht durch 
verfrühte Festlegungen schwächen wollte. Alle diese 


‘Faktoren zusammen hatten nun eine Situation ge- 


schaffen, die im Grunde sowohl den französischen 
wie den deutschen Wünschen, allerdings aus ganz ver- 
schiedenen Gründen, entgegenkam. Für die franzö- 
sischen Neutralisten und die radikalen Gegner jeder 
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Art von deutscher Wiederbewaffnung, wie etwa den 
Verteidigungsminister Moch, eröffnete der Zeitgewinn 
vor allem eine, wenn auch geringe Hoffnune. daß 
eine Verständigung mit der Sowjetunion alle weiteren 
Sorgen über den deutschen militärischen Beitrag über- 
flüssig machen würde. Für Außenminister Schuman 
und Bundeskanzler Adenauer bot sich nun die Mög- 
lichkeit, in der Zwischenzeit die Europäische Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl und vielleicht auch andere 
europäische Organisationen ohne Störung durch mili- 
tärische Probleme voranzutreiben. 


Für den Vorsitzenden der Sozialdemokratischen 
Partei und Führer der Opposition, Dr. Schumacher, 
war das Ergebnis der Brüsseler Konferenz nicht be- 
friedigend, da sie die Aussichten für eine unmittelbare 
Beteiligung deutscher Verbände an einer internatio- 
nalen Armee verringerte, wenn auch das Eingehen 
der Atlantikpaktmächte auf die besonders von der 
SPD erhobenen Forderung nach militärischer und 
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politischer Gleichberechtigung den Interessen Dr. 
Schumachers entgegenkam. 


Der Pariser Korrespondent der New York Times, 
C. L. Sulzberger, berichtete seiner Zeitung am 
20. Dezember 1950 über die abschließenden Ein- 
drücke der Brüsseler Konferenz. Er schrieb unter an- 
derem: 

„Durch eine besonnene Behandlung des kitzligen Pro- 
blems der deutschen Teilnahme an der gemeinsamen 
Verteidigung des Westens wurde dieses hochexplosive 
politische Problem ‚auf Eis gelegt‘. Natürlich wird Bonn 
aufgefordert, seine Haltung über eine eventuelle Zu- 
sammenarbeit an der Verteidigung des Kontinents be- 
kanntzugeben. Aber die Erkenntnis der Tatsache, daß 
die Umstände — vor allem die innenpolitische Lage 
Westdeutschlands — jede positive Maßnahme in dieser 
Frage für einige Monate verhindern, hebt das Problem 
aus allen hysterischen und aufregenden gegenwärtigen 
Erwägungen heraus.“ 


Das Echo auf die Brüsseler Konferenz 


Zustimmung in Großbritannien 


In London wurden die Beschlüsse der Brüsseler 
Konferenz sowohl in politischen als auch militärischen 
Kreisen begrüßt. Die Londoner Times vom 20. De- 
zember 1950 schrieb: 


„Klar ist auf jeden Fall, daß eine deutsche Wieder- 
bewaffnung noch immer nur ein Gedankengebilde ist. 
Die deutsche Bundesregierung wird nicht sofort damit 
einverstanden sein, ihre Dienste unter den Bedingungen 
des Atlantikrates zur Verfügung zu stellen. Der Forde- 
rung nach militärischer Gleichstellung — die in den vom 
Rate vorläufig vereinbarten Vorkehrungen nicht vorge- 
sehen ist — haben die Deutschen die Forderung nach 
politischer Gleichstellung hinzugefügt. Diese wäre nach 
deutscher Auffassung durch Ablösung des ihnen aufer- 
legten Besatzungsstatutes durch einen auf dem Ver- 
handlungswege geschaffenen Vertrag zu erreichen. Das 
eröffnet ein ganz neues Kapitel heikler und schwieriger 
Diskussionen, bei denen Fragen sowohl unter den West- 
mächten als auch zwischen ihnen und den Deutschen 
gründlich erörtert werden müssen. Die Westmächte soll- 
ten gegenüber der Sowjetregierung keinen Zweifel daran 
lassen — und werden das sicherlich auch nicht tun —, daß 
sie, wenn es wirklich eine Zukunft für Deutschland gibt, 
welche die Sicherheit des Westens wie auch des Ostens 
gewährleistet, selbst jetzt, während jene Dinge verhan- 
delt werden, bereit sind, sich mit ihr an den Konferenz- 
tisch zu setzen. Die Verteidigungsstreitmacht wird nicht 
allein um ihrer selbst willen geschaffen, sie ist auch das 
Mittel zur Herbeiführung des Kräftegleichgewichtes, das 
es dem Westen ermöglichen wird, unter gleichen Be- 
dingungen zu verhandeln.“ 


Eine Erklärung des französischen Außenministers 


In Frankreich erklärte Außenminister Schuman vor 
der außenpolitischen Kommission des Rates der Repu- 
:blik, die Frage der Beteiligung Deutschlands an der 
gemeinsamen Verteidigung bleibe im Rahmen der im 
gegenwärtigen Besatzungsstatut festgelegten Verbote 
und Einschränkungen, doch hätten sich die Unter- 
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zeichnerstaaten des Nordatlantikpaktes über den Cha- 
rakter der autonomen Kampfverbände geeinigt, die in 
Deutschland aufgestellt und der atlantischen Streit- 
macht eingegliedert werden könnten. In diesem 
Punkte müßten jedoch die Besprechungen mit der 
Bonner Regierung fortgesetzt werden. 


Amerikanische Kritik 


In den Vereinigten Staaten wurden die Ergebnisse 
der Brüsseler Konferenz durch den scharfen Angriff 
des ehemaligen Präsidenten Hoover auf die amerika- 
nische Außenpolitik überschattet. Hoover erklärte in 
einer Rundfunkansprache vom 20. Dezember 1950, 
die westeuropäischen Völker seien uneinig und ließen 
jeden Willen zum Widerstand gegen den aggressiven 
Kommunismus vermissen. Hoover forderte eine Be- 
schränkung der amerikanischen Verteidigungsmaß- 
nahmen. Europa solle nur noch Hilfe zuteil werden, 
wenn die europäischen Völker selbst ausreichende 
Streitkräfte aufstellen würden, um jedem Angriff 
begegnen zu können. 


In seinem Bericht über die Brüsseler Konferenz 
mußte sich Außenminister Acheson am 22. Dezember 
1950 in Washington vor allem mit diesen Ausfüh- 
rungen Hoovers auseinandersetzen. Die Ergebnisse 
der Konferenz selbst traten demgegenüber in den 
Hintergrund. Ueber Deutschland führte Acheson unter 
anderem aus: 

„In Brüssel haben wir auch Maßnahmen in der sehr 
wichtigen Frage der Beziehung Deutschlands zur Ver- 
teidigung Westeuropas getroffen und die Hindernisse 
aus dem Weg geräumt, die einer deutschen Teilnahme 
im Wege standen. Wir haben den Deutschen klar: zu 
verstehen gegeben, daß ihre Teilnahme eine Angelegen- 
heit ist, die mit ihnen erörtert werden muß. Ihr Wille 
und ihre begeisterte Zusammenarbeit ist eine grund- 
legende Voraussetzung für jeden weiteren Schritt. Wir 
haben klargemacht, daß, wenn sie an diesen Bemühun- 
gen teilnehmen, ihre Beziehungen mit den Nationen 
Westeuropas und den Vereinigten Staaten natürlich auf 
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einer anderen Grundlage beruhen werden und können, 
als dies gegenwärtig der Fall ist.“ 

Bemerkenswert ist ferner eine Aeußerung des be- 
kannten Militärschriftstellers Hanson W. Baldwin: 

„In Deutschland, das zwischen Ost und West geteilt 
ist, aber keinem von beiden untertan ist, sondern nur 
einem größeren Deutschland, muß die Wiedergeburt des 
Nationalismus in Rechnung gestellt und benutzt werden, 
wenn eine echte Verteidigung Westeuropas aufgebaut 
werden soll. Der gegenwärtige Kompromiß, keine grö- 
ßeren Einheiten als deutsche Kampfgruppen aufzustel- 
len, die unter einem höheren alliierten Kommando ein- 
gesetzt werden sollen, wird sich als politisch, psycholo- 
gisch und militärisch undurchführbar erweisen.“ 


Die Haltung der Bundesregierung und der Opposition 


Während sich die Bundesregierung bewußt jeden 
Kommentars enthielt, um die angekündigte Unter- 
richtung durch die Hohen Kommissare abzuwarten, 
nahm der Führer der Opposition, Dr. Kurt Schu- 
macher, bereits am 19. Dezember 1950 Stellung zu 
den Ergebnissen der Brüsseler Konferenz. Er bezeich- 
nete die Brüsseler Beschlüsse als „nicht einmal disku- 
tierbar“. Solange die Alliierten glaubten, daß ihre 
Einigung untereinander auch das Problem der deut- 
schen Wiederaufrüstung löse, werde man zu keinem 
Ergebnis kommen. Man könne die Probleme von 
heute nicht mit Methoden von gestern lösen. 

„Die Alliierten diskutieren über uns, als ob wir für 
ihre eigenen in Potsdam gemachten Fehler bestraft wer- 
den sollten. In Deutschland erkannte man schon früher 
als in London, Washington oder Paris, daß eine dauer- 
hafte Freundschaft mit Moskau eine gefährliche Illusion 
ist, und wir sehen nicht ein, weshalb wir den Alliierten 
besondere Hilfe nur deshalb leisten sollen, weil sie selbst 
die Situation vor fünf Jahren verkannt haben. Die Frage, 
ob Westeuropa von dreißig, sechzig oder hundert Divi- 
sionen verteidigt werden soll, ist neben der Grundfrage, 
ob das deutsche Volk einen der Verteidigung würdigen 
Staat haben wird, völlig unwichtig.“ 

Am 21. Dezember 1950 wurde Dr. Adenauer von 
den Alliierten Hohen Kommissaren in einer fast fünf- 
stündigen Konferenz eingehend über die Beratungen 
und Beschlüsse der Brüsseler Konferenz unterrichtet. 
Es wurde vereinbart, daß in Kürze Besprechungen 
zwischen deutschen und alliierten Sachverständigen 
stattfinden werden, in denen das Ausmaß und die Art 
des deutschen Beitrages geprüft werden sollen. Das 
Ergebnis dieser Prüfung würde dann Gegenstand von 
Verhandlungen zwischen der Alliierten Hohen Kom- 
mission und der Bundesregierung sein. 

Am Tage darauf nahm Dr. Adenauer vor einem 
kleinen Kreis von Journalisten in Bonn Stellung zu 
den Ergebnissen der Brüsseler Konferenz. 


Die Brüsseler Konferenz, so erklärte der Kanzler 
im einzelnen, habe mehrere sehr wichtige Entwick- 
gungsabschnitte gebracht. Ein sehr wesentlicher da- 
von sei, daß die Bundesrepublik an den Verhandlun- 
gen über die Aufstellung einer europäischen Armee 
als gleichberechtigter Partner teilnehmen werde. Be- 
vor es zur Schaffung dieser Armee kommen werde, 
würden allerdings noch lange Besprechungen notwen- 
dig sein. Aus diesem Grund habe man sich entschlos- 
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sen, schon jetzt eine Zusammenfassung der gegen- 
wärtig vorhandenen Streitkräfte in Europa unter 
General Eisenhower vorzunehmen. 

Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen vertrat der 
Bundeskanzler den Standpunkt, daß die Alliierten bei 
der geplanten Viermächtekonferenz mit der Sowjet- 
union wenig Rücksicht auf die Interessen und Wünsche 
der Deutschen nehmen würden, wenn die Bundes- 
republik nicht ihre Bereitschaft erklären würde, einen 
Beitrag zur europäischen Verteidigung zu leisten. 

Gleichzeitig betonte Adenauer jedoch, daß die 
Alliierten der Bundesrepublik völlige Freiheit in ihrer 
Entscheidung gelassen hätten, die Einladung zur Teil- 
nahme an der europäischen Verteidigung anzuneh- 
men oder Gegenvorschläge zu machen. 


Voraussetzungen für eine Beteiligung 
der Bundesrepublik 


In einer Rede auf dem Landesparteitag der west- 
fälischen CDU in Bielefeld präzisierte Bundeskanzler 
Adenauer die Voraussetzungen für eine Zusammen- 
arbeit der Bundesrepublik mit den westeuropäischen 
Ländern: 

1. Alle freiheitlichen Völker müßten ihre gesamte 
politische und militärische Kraft unverzüglich im 
Dienst des Friedens und zur Sicherung ihrer Frei- 
heit einsetzen. 

2. Das Besatzungsrecht müsse durch ein Vertrags- 
recht ersetzt und die Alliierte Hohe Kommission in 
eine Botschafterkonferenz umgewandelt werden. 

3. Das deutsche Verteidigungskontingent müsse mit 
dem der anderen Partner absolut gleichberechtigt 
sein. 

4. Die eigenen Leistungen der Bundesrepublik beim 
Aufbau ihrer Verteidigungsbereitschaft müßten 
durch finanzielle Unterstützung von den Alliierten 
ergänzt werden, damit der Bund seinen außer- 
ordentlich hohen sozialen Verpflichtungen gerecht 
werden könne. 

5. Eine Viererkonferenz dürfe nicht zum Schaden 
Deutschlands enden. 

Mit dieser Rede des Bundeskanzlers wurden die 
bisherigen Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
Bundesregierung und der sozialdemokratischen Oppo- 
sition hinsichtlich der Voraussetzungen für 
einen deutschen Verteidigungsbeitrag im Rahmen der 
atlantischen Streitkräfte weitgehend überbrückt. Ver- 
gleicht man die fünf Punkte Adenauers mit den 
Thesen Dr. Schumachers und seiner Partei vom 
Herbst 1950, so läßt sich eine weitgehende Ueber- 
einstimmung feststellen'*). 


Die in den Brüsseler Beschlüssen angekündigten 
Besprechungen mit der Bundesregierung begannen 
am 9. Januar 1951 mit der Aufnahme informeller Be- 
sprechungen über militär-technische Angelegenheiten 
zwischen Vertretern der Alliierten Hohen Kommission 
und deutschen Sachverständigen. 


Diese erste Phase der Besprechungen konnte An- 
fang Mai zum Abschluß gebracht werden — in- 
zwischen hat eine weitere Phase begonnen. Am 
10. Mai fanden Besprechungen zwischen Vertretern 
der Alliierten Hohen Kommission und einer deut- 
schen Delegation unter Leitung von Staatssekretär 
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Hallstein statt, der als Sachverständige Professor 
Wilhelm Grewe und der Leiter des Instituts für 
Besatzungsfragen in Tübingen, Dr. Gustav von 


Schmoller, angehören. Gegenstand des Gespräches 
ist ein Meinungsaustausch über die Umwandlung des 
Besatzungsstatuts in vertragliche Abmachungen. 


Der Besuch Eisenhowers in Europa 


Besprechungen in Deutschland 


Im Anschluß an seine Emennung zum Oberbefehls- 
haber der Atlantischen Streitkräfte wurde General 
Eisenhower von Präsident Truman beauftragt, sich 
nach Europa zu begeben, um sich an Ort und Stelle 
von der Verteidigungsbereitschaft und den Verteidi- 
gungsmöglichkeiten der einzelnen Atlantikpaktstaaten 
zu überzeugen und um die Frage der Zusammen- 
setzung eines internationalen Generalstabes und der 
Errichtung eines Hauptquartiers zu prüfen. 

Eisenhower kam am 6. Januar 1951 nach Europa 
und besuchte Paris, Brüssel, Den Haag, Kopenhagen, 
Oslo, London, Lissabon, Rom und Luxemburg. An- 
schließend begab er sich nach Westdeutschland, von 
wo er nach einem kurzen Aufenthalt in Paris über 
Reykjavik und Ottowa nach den Vereinigten Staaten 
zurückflog. 


General Eisenhower führte in allen Hauptstädten 
der Atlantikpaktstaaten Besprechungen mit den Re- 
gierungsoberhäuptern und den maßgebenden Mini- 
stern sowie militärischen Persönlichkeiten. Einzel- 
heiten über die Besprechungen wurden nicht bekannt. 


Bei seiner Ankunft in Deutschland erklärte General 
Eisenhower auf dem Rhein-Main-Flughafen in Frank- 
furt: 

»... Ich habe nun einige Tage lang die Hauptstädte 
der Länder bereist, die zusammen die Nordatlantikpakt- 
organisation bilden. In Deutschland bin ich naturgemäß 
in einer etwas anderen Eigenschaft, da Deutsch- 
land bisher noch nicht Mitglied dieser Organisation ist... 

Ich möchte jedoch sagen, daß ich natürlich hoffe, daß 
das große deutsche Volk eines Tages mit der übrigen 
Welt zusammenstehen wird. Denn ich glaube, daß die 
Deutschen im Grunde die Freiheit lieben. Deshalb hoffe 
ich, daß es eines Tages mit uns allen zusammen in einer 
Reihe stehen wird. Wenn das der Fall ist, dann muß es 
den anderen Völkern in jeder Beziehung gleichgestellt 
sein. Ich würde mich niemals bereitfinden, eine Truppe 
zu befehligen, deren Soldaten, gleichgültig, woher sie 
kommen, nicht in der Ueberzeugung dienten, daß sie 
ihrem Lande, der Zivilisation und der Freiheit einen 
Dienst erweisen...“ 


Am 22. Januar 1951 traf General Eisenhower auf 
einem Empfang des amerikanischen Hohen Kommis- 
sars, John J. McCloy, in Bad Homburg mit Bundes- 
kanzler Dr. Adenauer, dem stellvertretenden Vorsit- 
zenden der SPD, Erich Ollenhauer, dem Beauftragten 
für die Unterbringung der Besatzungstruppen, Theo- 
dor Blank, sowie den ehemaligen Generalen Hans 
Speidel und Adolf Heusinger zusammen. Dr. Schu- 
macher war wegen Krankheit verhindert. Der Zu- 
sammenkunft ging eine Unterredung Eisenhowers 
mit den drei Hohen Kommissaren voraus, in der der 
General über den bisherigen Verlauf der Besprechun- 
gen mit dem Bundeskanzler und der deutsch-alliierten 
Millitärsachverständigen-Kornmission zur Frage des 
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deutschen Verteidigungsbeitrages unterrichtet worden 
war. 


Ueber den Inhalt der Gespräche, die Eisenhower 
mit Dr. Adenauer und daran anschließend mit Erich 
Ollenhauer führte, ist nichts bekannt geworden. Ein 
Regierungssprecher erklärte lediglich, daß Dr, Aden- 
auer von seiner halbstündigen Unterredung mit Ge- 
neral Eisenhower sehr befriedigt gewesen sei. Allge- 
mein wurde in Regierungskreisen betont, daß die 
Zusammenkunft in Homburg den Zweck erfüllt habe, 
einen Schlußstrich unter gegenseitige Ressentiments 
zu ziehen. Die Zusammenkunft habe aber schon 
ihrem Charakter nach keinen Anlaß zu entscheiden- 
den politischen oder militärischen Gesprächen geben 
können. 


Einladung zur Pariser Konferenz über die 
europäische Armee 


Während General Eisenhower die abschließenden 
Besprechungen seines Aufenthaltes in Europa in 
Paris führte, beschloß die französische Regierung am 
24. Januar 1951, alle Mitgliedstaaten der Nordatlan- 
tikpaktorganisation und des Europarates mit Aus- 
nahme Schwedens zu einer Konferenz über den Plan 
zur Schaffung einer europäischen Armee einzuladen. 
Ein Sprecher der französischen Außenministeriums 
erklärte in diesem Zusammenhang, daß eine solche 
Konferenz nur wenig Zweck haben würde, wenn die 
Bundesrepublik die Einladung zur Konferenz ab- 
lehnen sollte. Die Tatsache, daß Frankreich über- 
haupt beschlossen habe, eine solche Konferenz ein- 
zuberufen, sei der erste Beweis dafür, daß die fran- 
zösische Regierung nicht gewillt sei, auf die Einglie- 
derung der Bundesrepublik in das westeuropäische 
Verteidigungsystem zu verzichten. 

Der stellvertretende französische Hohe Kommissar 
in Deutschland, Armand Berard, der die offizielle 
Einladung am 26. Januar 1951 an die Bundesregie- 
rung übermittelte, erklärte auf einer Pressekonferenz, 
die Initiative zu einer europäischen Armee liege auf 
der gleichen Linie wie die des Schuman-Planes. Der 
Plan sei keine Improvisation, die sich aus der gegen- 
wärtigen Situation ergebe. sondern solle zu einer 
festen und dauerhaften Institution führen, 

Die Bundesregierung nahm die französische Ein- 
ladung am 30. Januar 1951 an. 


Der Bericht Eisenhowers an den amerikanischen 
Kongreß 

Am 27. Januar 1951 traf General Eisenhower in 
Washington ein, wo er Präsident Truman, einer Son- 
dersitzung des Kabinetts und dem Ständigen Aus- 
schuß der Organisation des Nordatlantikpaktes Be- 
richt erstattete, Am 1. Februar 1951 legte er dem 
Kongreß einen Bericht über die Ergebnisse seiner 
Reise vor. Diesem Bericht folgte am Tage darauf 
eine Rundfunkansprache an das amerikanische Volk. 
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In seinem Bericht an den amerikanischen Kongreß, 
in dem er die Verbundenheit der Vereinigten Staaten 
mit Westeuropa hervorhob, sagte Eisenhower über 
Deutschland: 


».... Ich möchte nicht einmal meine verschiedenen Be- 
sprechungen in Deutschland erwähnen, und zwar aus 
einem ganz bestimmten Grunde. Ich persönlich bin der 
Ansicht, daß zunächst eine politische Plattform geschaf- 
fen werden muß, die eine schließliche und verdiente 
Gleichberechtigung Deutschlands vorsieht, ehe wir dar- 
über sprechen können, ob deutsche Einheiten in irgend- 
eine Armee aufgenommen werden. Ohne Frage möchte 
ich als einer der Befehlshaber keine widerstrebend kämp- 
fenden Truppen haben; ich möchte in irgendeiner Armee 
unter meinem Kommando keinen Soldaten haben, der so 
dient wie die hessischen Soldaten, die während unseres 
Unabhängigkeitskrieges kämpften. Dies könnte lediglich 
Schwäche ergeben. Solange deshalb die Politiker, die 
Diplomaten und die Staatsmänner auf dieses Problem 


noch nicht die richtige Antwort gefunden haben, steht 
es dem Soldaten nicht zu, sich allzusehr damit zu be- 
schäftigen....“ 


Der Bericht Eisenhowers, der überall in Europa 
begrüßt wurde, fand auch in der Bundesrepublik eine 
günstige Aufnahme. Dr. Adenauer nahm zu dem Be- 
richt wie folgt Stellung: 


„Ich bin mit der Erklärung einverstanden; sie ent- 
spricht voll und ganz den Auffassungen der Bundes- 
regierung.“ 

Ein offizieller Sprecher der SPD erklärte: „Seine 
(Eisenhowers) Ausführungen decken sich genau mit 
der von der SPD schon immer vertretenen Auffas- 
sung.“ 

Der Vorsitzende der FDP - Bundestagsfraktion, 
August Euler, äußerte, die Erklärung Eisenhowers 
gebe die Auffassung wieder, die von der FDP seit 
zwei Jahren vertreten werde. 


Besprechungen zwischen Truman und Pleven 


Das Kommunique 

Zur gleichen Zeit, da General Eisenhower den 
europäischen Kontinent wieder verließ, begab sich der 
französische Ministerpräsident Pleven zu Besprechun- 
gen mit Präsident Truman nach Washington. 

Die Besprechungen brachten eine völlige Einigung 
in allen Fragen der europäischen Einheit und Vertei- 
digung. In dem Kommunique über die Besprechun- 
gen zwischen Truman und Pleven vom 31. Januar 
1951 heißt es zu dem Thema „Europäische Pro- 
bleme“: 

„Der Präsident und der Ministerpräsident erkannten 
beide die große Wichtigkeit Europas für die Verteidigung 
der gesamten freien Welt an. Der Ministerpräsident er- 
läuterte die französischen Bemühungen um die Erzielung 
der europäischen Einheit. Er betonte in diesem Zusam- 
menhang den französischen Wunsch, daß die Meinungs- 
verschiedenheiten und Rivalitäten verschwinden mögen, 
die einer harmonischen Entwicklung der europäischen 
Wirtschaft und der Schaffung eines straff organisierten 
Europas entgegenstehen. Der Ministerpräsident stellte 
fest, daß es das Ziel der französischen Regierung sei, 
die Schaffung eines weiten europäischen Marktes zu 
fördern, der durch Abschaffung der Kartelle und dis- 
kriminierender Praktiken dem Wettbewerb offensteht. 

Der Präsident und der Ministerpräsident waren sich 
grundsätzlich darüber einig, daß es für die Sache des 
Friedens in Europa und der Welt förderlich ist, das 
demokratische Deutschland schrittweise in jeder Hinsicht 
immer enger mit einer kräftigen westeuropäischen Ge- 
meinschaft zusammenzuschließen. 

Der Ministerpräsident informierte den Präsidenten 
über die letzten Entwicklungen im Zusammenhang mit 
dem Vertrag über den Schuman-Plan. 

Er äußerte sich anerkennend über das Interesse und 
das Verständnis, das dieser Plan in den Vereinigten Staa- 
ten gefunden hat. Der Präsident verlieh seiner Hoffnung 
Ausdruck, daß der Vertrag sobald wie möglich in be- 
friedigender Form abgeschlossen wird. 

Der Ministerpräsident erwähnte ferner, daß neue 
Schritte in gleicher Richtung beabsichtigt sind, vor allem 
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auf dem Gebiet der Landwirtschaft. Der Ministerpräsi- 
dent sprach weiter über die Konferenz, die am 6. Februar 
in Paris zusammentreten soll, um die Bildung einer euro- 
päischen Armee zu erörtern, die auf europäischen politi- 
schen Einrichtungen basiert und dem Rahmen der Atlan- 
tikpaktorganisation eingegliedert ist. Der Präsident hieß 
die Konferenz willkommen und verlieh seiner Hoffnung 
für ihren erfolgreichen Verlauf Ausdruck. 

Er teilte dem Ministerpräsidenten mit, daß die Ver- 
einigten Staaten gern eine Einladung zur Entsendung 
eines Beobachters entgegennehmen werden und daß 
Botschafter David Bruce mit dieser Aufgabe betraut 
werden wird. 

Atlantische Verteidigungspläne 

Der Präsident und der Ministerpräsident tauschten ihre 
Ansichten über die Fortschritte aus, die beide Länder 
auf dem Gebiet der Verteidigung erzielt haben. Der 
Präsident beschrieb dem Ministerpräsidenten die großen 
Anstrengungen, die die Vereingten Staaten gegenwärtig 
unternehmen. Pleven erläuterte die Schritte, die Frank- 
reich auf diesem Gebiet unternommen hat, und fügte 
hinzu, daß die französische Regierung keine Möglichkeit 
ungenützt lassen werde, um die Wiederaufrüstung zu 
intensivieren. 

Der Präsident und der Ministerpräsident bestätigten 
erneut ihre Ueberzeugung, daß eine deutsche Beteiligung 
an den gemeinsamen Verteidigungsbemühungen, wie sie 
im vergangenen Monat in Brüssel ins Auge gefaßt wur- 
den, die Sicherheit Europas verstärken würde, ohne in 
irgendeiner Weise den rein defensiven Charakter der 
Atlantikpaktorganisation zu ändern. 


Wirtschaftliche Probleme 

Der Präsident und der Ministerpräsident überprüften 
ferner gewisse Fragen bezüglich der amerikanischen 
Hilfeleistung an Frankreich auf wirtschaftlichem Gebiet. 
Sie sprachen über Methoden, die es ermöglichen sollen, 
daß die amerikanische Unterstützung den denkbar besten 
Beitrag zu den französischen Verteidigungsbemühungen 
leistet. Sie waren sich einig, daß die Lösung der Roh- 
stoffprobleme nicht durch nationales, sondern durch in- 
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ternationales Vorgehen, und zwar mit größter Schnellig- 
keit und Energie, erfolgen muß. Ziel derartiger Maß- 
nahmen ist, den Erfordernissen der Verteidigung den 
nötigen Vorrang zu geben und die unerläßlichen zivilen 
Bedürfnisse durch Anregung der Produktion, gleich- 
mäßige Verteilung der vorhandenen Versorgungsgüter, 
Verhütung der Verschwendung für nicht unbedingt not- 
wendige Zwecke und Vermeidung unnötiger Vorrats- 
bildungen zu befriedigen. 

Die beiden Regierungen schlagen gegenwärtig zu- 
sammen mit der britischen Regierung die Bildung inter- 
nationaler Rohstoffbehörden vor, die sich mit den 
brennenden Problemen der Rohstoffknappheit befassen 
sollen, die für die Länder der freien Welt von gemein- 
samem Interesse sind. 

Sie erkannten die Notwendigkeit an, das Problem der 
Inflation und der steigenden Preise zu bewältigen, das 
die gemeinsamen Verteidigungsbemühungen nachteilig 
beeinflußt. 

Sie stimmten überem, daß zu diesem Zweck nicht 
nur energische Maßnahmen durch die einzelnen Staaten 
ergriffen werden müssen, sondern daß sie auch jeder 
internationalen Maßnahme ihre volle Unterstützung 
leihen werden, die wirksam zur Lösung dieses Problems 
beitragen kann. 

Der Präsident und der Ministerpräsident wollen fest- 
stellen, daß das oberste Ziel der Außenpolitik der Ver- 
einigten Staaten und Frankreichs die Schaffung und Er- 
haltung eines dauernden Friedens ist, der sich auf Recht 
und Gerechtigkeit gründet. Die Maßnahmen, die sie be- 
sprachen und die sie gemeinsam mit anderen freien 
Nationen für den Aufbau einer hinreichenden Verteidi- 
gung im Rahmen des Atlantikpaktes und für die Ent- 
wicklung der europäischen Einheit unternommen haben, 
dienen ausschließlich diesem Zweck. Darüber hinaus 
sind die beiden Regierungen in der Vergangenheit keiner 
wirklichen Gelegenheit zur Regelung internationaler 


Probleme durch Verhandlungen ausgewichen, und sie 
werden dies auch hinfort nicht tun. 


Die Beratungen zwischen dem Präsidenten und dem 
Ministerpräsidenten haben emeut gezeigt, daß keine 
Drohung und keine politischen Winkelzüge eine Er- 
schütterung der grundsätzlichen Einigkeit erreichen 
werden, die zwischen den Vereinigten Staaten und 
Frankreich besteht.“ 


Dieses Kommuniqu& zeigt sehr deutlich, wie sich 
die Verhandlungen über den Schuman-Plan in den 
Gesamtrahmen der Probleme der atlantischen Ge- 
meinschaft einfügen. Es wäre ebenso unrichtig, sie 
nur als eine Art „Vorhof“ für die Einbeziehung 
Westdeutschlands in den Atlantikpakt zu betrachten, 
wie es andererseits unrealistisch wäre, den Zusam- 
menhang zwischen dem Schuman-Plan und den 
Fragen der europäischen und atlantischen Verteidi- 
gung zu ignorieren. Hinter der Vielzahl der Pro- 
bleme und der politischen, militärischen und wirt- 
schaftlichen Organisationen, die sich mit ihnen be- 
fassen, steht letzten Endes immer die gleiche Frage: 
Wird es dem Westen gelingen, hinter dem tempo- 
rären Schutz der Atlantikpaktorganisation eine neue 
Ordnung aufzubauen, die dem Totalitätsanspruch des 
Ostens nicht nur technisch und organisatorisch, son- 
dern vor allem auch durch ihre soziale Zielsetzung 
überlegen ist? In diesem Wettlauf mit der Zeit 
stellen die Paraphierung des Vertrages der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl am 19. März 
1951 und seine Unterzeichnung durch die Außen- 
minister am 18. April 1951 wichtige Abschnitte dar. 
Ueber den Inhalt des Vertragswerkes und den Ab- 
lauf der technischen Verhandlungen berichten wir 
an anderer Stelle. Hier kam es nur darauf an, die 
technischen Einzelheiten in die Perspektiven der 
weltpolitischen Entwicklung zu rücken", 


Ausblick 


Die Reise Plevens nach Washington setzte die 
Reihe der Besprechungen der Regierungschefs fort, die 
mit seiner Reise nach London begonnen hatte und 
durch Attlees Gespräch mit Truman fortgesetzt wor- 
den war. Der Apparat des Atlantikpaktes hatte sich 
im Augenblick der akuten politischen Krise, die mit 
dem Eintritt Rot-Chinas in den Koreakonflikt aus- 
gebrochen war, als zu schwerfällig erwiesen. Dies ist 
eine weitere Bestätigung der Richtigkeit der These 
Schumans vom 26. April 1950", daß nur ein stän- 
diges Exekutivorgan, an dem auch die Vereinigten 
Staaten teilnehmen und dessen Tätigkeit sich nicht 
nur auf militärische, sondern auch auf wirtschaftliche 
und soziale Fragen erstreckt, mit den gemeinsamen 
Problemen der Atlantischen Gemeinschaft fertig wer- 
den kann. Gegenüber diesem langfristigen Ziel, des- 
sen Verwirklichung etwa so aussehen könnte wie die 
Commonwealthkonferenzen der britischen Völker- 
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gemeinschaft, ist das Ziel des Atlantikpaktes, wie 
Schuman in Straßburg so stark betonte, zeitgebunden. 

Ohne diese Stütze, die noch durch die wirtschaft- 
liche der Marshallplan-Hilfe und des Punkt-Vier- 
Programmes verstärkt wird, wäre an die Schaffung 
dauerhafter übernationaler Organe der europäischen 
Zusammenarbeit oder gar eines europäischen Bundes- 
staates nicht zu denken. Nach den Gedankengängen 
Schumans ist es aber klar, daß diese europäischen 
Organe nicht etwa als Untergliederungen der Atlantik- 
paktorganisation gedacht sind, sondern vielmehr die 
Aufgabe haben, der Atlantischen Völkergemeinschaft 
einen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Inhalt 
zu geben, den sie aus der militärischen Zusammen- 
arbeit allein nie beziehen könnten. 

Man versteht nun, weshalb Schuman in Straßburg 
von den erschreckend hohen Anforderungen sprach, 
die sein Plan an den guten Willen der Beteiligten 
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stellt. Es ist eben nicht mit der Schaffung einer euro- 
päischen Montanunion oder selbst einer europäischen 
Armee getan. Gleichzeitig mit diesen Zielen, die wir 
vor Jahresfrist, zu Beginn dieser Beitragsreihe als den 
„Kleinen Schuman-Plan“ bezeichnet haben, ist Eu- 
ropa vor die noch viel größere Aufgabe gestellt, der 
westlichen Welt, die heute nur durch das militärische 
Band des Atlantikpaktes zusammengehalten wird, 
eine neue Wirtschaftsform und einen neuen sozialen 
Inhalt zu geben. 

Schuman hat der französischen Politik dieses große 
und weitgesteckte Ziel gesetzt und gleichzeitig mit 
genialem Griff die Stelle ausfindig gemacht, von der 


allein es — wenn überhaupt — mit Erfolg angepackt 
werden kann: Die deutsch-französische Verständigung 
auf der Grundlage einer europäischen Montanunion. 
Seine Straßburger Rede, an der kein Wort nebensäch- 
lich ist, enthält nicht ohne tieferen Grund ein Be- 
kenntnis zur angelsächsischen politischen Methode 
des schrittweisen funktionellen Vorgehens, denn nur 
durch eine Vereinigung von französischer Logik, deut- 
schem Geist und der praktischen Nüchternheit der 
Angelsachsen könnte die Konzeption einer selbstän- 
digen europäischen Politik im atlantischen Rahmen 
verwirklicht werden. 
Wilhelm Cornides und Hermann Volle. 


Anmerkungen 


1) Vgl. Europa-Archiv 13/1950, S. 3147—83158, 21/1950, S. 
3464—3474 und 22/1950, S., 3503—83513. 


2) Vgl. den Text der Erklärung Bidaults vor dem außen- 
politischen Ausschuß der Nationalversammlung vom 20. De- 
zember 1947 in „Um den Frieden mit Deutschland“, Doku- 
mente zum Problem der deutschen Friedensordnung 1941 bis 
1948. nn und Berichte des Europa-Auchivs, Bd. 6, 
S. 44 £. 


3) HN Dr. Kurt Schumacher; „Was weißt Du vom Schuman- 
Plan?“ 


4) Vgl. Europa-Archiv 22/1950, S. 3511. 
5) Vgl. Europa-Archiv 21/1950, S. 3475—8476. 


6) Vgl. den Wortlaut des Planes in Europa-Archiv 22/1950, 
S. 3518—3520. 


?) Vgl. den Wortlaut des Abschlußkommuniques in Europa- 
Archiv 22/1950, S. 3520. 


8) Vgl. Chronique de Politique Etrangere Vol. IV/No. 1, 
Januar 1951, S. 8. 


8a) Vgl. in diesem Zusammenhang den Wortlaut der auch 
von der französischen Regierung unterstützten Resolution der 
Beratenden Versammlung des Europarates zur Bildung einer 
europäischen Armee, Europa-Archiv 18/1950, S. 3350, sowie 
die Rede Churchills vom 11. August 1950 vor dem Europa- 
rat in Europa-Archiv, 18/1950, S. 3374—8376. 


8b) Quelle: Presseverlautbarung des Europarates A 3347. 
Uebersetzung des Europa-Archivs. 


9) Vgl. Europa-Archiv 3/1951, S. 3711. 


10) Vgl. den Wortlaut des Kommuniques in Europa-Archiv, 
1/1951, S. 3640—8641. 


11) Vgl. Europa-Archiv 3/1951, S. 3714-8715. 


12) Vgl. hierzu den Wortlaut des Kommuniqu6s in Europa- 
Archiv 1/1951, S. 3639 
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13) Vgl. hierzu das Kommuniqu& der drei Außenminister 
vom 19. Dezember 1950 in Europa-Archiv 1/1951, S. 3639. 


14)Vgl. hierzu die Ausführungen über die Haltung der SPD 
zur Frage der Verteidigung des Westens in Europa-Archiv 
24/1950, S. 3582 —3584. 


15) Vgl in diesem Zusammenhang die folgenden Doku- 
mente über die Verhandlungen zum Schuman-Plan: Erklärung 
der französischen Regierung über eine gemeinsame deutsch- 
französische Schwerindustrie vom 9. Mai 1950 in Europa- 
Archiv 11/1950, S. 3091/92. 

Depesche des britischen Außenministers an den britischen 
otschafter in Paris vom 9. Mai 1950; Note des französischen 
Botschafters in London an den britischen Außenminister vom 
9. Mai 1950; Erklärung des britischen Premierministers vor 
dem Unterhaus am 11. Mai 1950; Protokoll über die britisch- 
französischen Gespräche vom 14. bis 19. Mai 1950; Gespräch 
zwischen dem britiscehn und dem französischen Außen- 
minister am 23. Mai 1950; Note des britischen Außenministers 
an den französischen Außenminister vom 25. Mai 1950; fran- 
zösisches Memorandum vom 25. Mai 1950; Memorandum des 
Vereinigten Königreiches vom 27. Mai 1950; Bericht über 
die Unterredung zwischen dem britischen Staatsminister und 
dem französischen Botschafter am 28. Mai 1950; französisches 
Memorandum vom 30. Mai 1950; Memorandum des Ver- 
einigten Königreiches vom 31. Mai 1950; französisches Memo- 
randum vom 1. Juni 1950; Memorandum des Vereinigten 
Königreiches vom 2. Juni 1950; französisches Memorandum 
vom 3. Juni 1950; Kommuniqu& des. Vereinigten Königreiches 
vom 3. Juni 1950; französisches Kommuniqu& vom 3. Juni 
1950; Sechs-Mächte-Kommuniqu& vom 3. Juni 1950 in Europa- 
Archiv 13/1950, S. 3167-8174. 

Die Resolution der Internationalen Sozialistischen Kon- 
ferenz in London zur Koordinierung der europäischen Grund- 
en vom 18. Juni 1950 in Europa-Archiv 15/1950, 


Das Arbeitsdokument Jean Monnets vom 27. Juni 1950 in 
Europa-Archiv 19/1950, S. 3409—8411. 


16) Vgl. Europa-Archiv 13/1950, S. 3151. 
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Die Verfassung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Die Verfassung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 


Von Dr. Ulrich Sahm, Leiter des Sekretariats für Fragen des Schuman-Plans im Auswärtigen Amt 


Vorbemerkung: Probleme der europäischen Integration 


Die Bemühungen um eine europäische Integration 
sind lange, ebenso wie ähnliche Bemühungen in der 
ganzen Welt, durch die Armut unserer politischen 
und juristischen Begriffswelt gehemmt worden. Die 
im 19. Jahrhundert ausgebildeten Begriffe und Denk- 
schemata waren ausreichend und angemessen, wo es 
um die Anwendung der in jeder Zeitepoche einmal 
gefundenen Lösungen geht. Sie wurden zum Hemm- 
nis, wo neue Sachverhalte einer Ordnung bedürfen. 


Der Schuman-Plan — und damit ist er auch in die- 
sem Punkt eine schöpferische Leistung der beteiligten 
Staaten — hat unter Ueberwindung dieser Hemm- 
nisse neue Ordnungsbegriffe gefunden. 


In unserer Welt sind herkömmlicherweise Staaten 
die Grundform der Organisation politischer Gemein- 
schaften. Der vollsouveräne Staat war das Leitbild, 
an dem sich das politische und juristische Streben 
orientierte. Neue politische Gemeinschaften konnten 
in diesem System grundsätzlich nur in zwei Formen 
entstehen: als Zusammenfassung von Staaten zu einer 
Gesellschaft souverän bleibender Nationalstaaten oder 
als Verschmelzung von Staaten zu einem souveränen 
Gesamtstaat, in dem die Einzelteile keine Souveräni- 
tätsrechte mehr besitzen. 


Die Gesellschaft souveräner Staaten wird vor allem 
repräsentiert durch den Völkerbund und durch dessen 
Fortbildung, die Organisation der Vereinten Na- 
tionen; sie wird ferner repräsentiert durch den Zu- 
sammenschluß europäischer Staaten zum Europa-Rat. 
Dieses Ordnungsschema befriedigt jedoch die euro- 
päischen Völker nicht mehr, denn es gibt mit dem 
Veto jedem einzelnen die Macht, die Gesellschaft zu 
sprengen. Ordnung ohne Sicherheit ihres Bestandes 
ist aber wertlos; sie muß notfalls auch gegen den 
Willen eines einzelnen durchgesetzt werden können. 


Wie soll hiernach die europäische Integration, eine 
neue europäische Ordnung verwirklicht werden, wenn 
auf der anderen Seite nur der Verzicht auf die eigene 
Souveränität, die Unterstellung des einzelstaatlichen 
„ich“ und sein Aufgehen in einem neuen, übergeord- 
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neten Gesamtstaat zur Wahl steht, und wenn die 
europäischen Regierungen und Völker noch nicht 
bereit sind, einen so umfassenden Schritt zu tun? 


Der Schuman-Plan hat diese Frage gelöst, indem 
er die hergebrachten Alternativen verneint und eine 
Gemeinschaft begründet, in der Teile einzelner Staa- 
ten zu einem übernationalen, staatsähnlichen Gemein- 
wesen zusammengefaßt sind, das die souveränen 
Einzelstaaten als solche fortbestehen läßt. In der 
„Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ 
werden nur die Hoheitsbefugnisse zusammengefaßt, 
die die Montanindustrie der einzelnen Staaten betref- 
fen. Und auch auf diesem Gebiet werden nicht alle 
denkbaren Befugnisse der Gemeinschaft zustehen. 
Die allgemeinen Hoheitsrechte der Staaten bezüglich 
der Industrien bleiben unberührt. Die Industrien sind 
nach wie vor unter anderem der Besteuerung und 
Devisenregelung, dem Vereins- und Gesellschafts- 
recht, dem Arbeitsrecht, dem bürgerlichen, dem Han- 
dels- und Strafrecht der einzelnen Staaten unterstellt. 
Sie bleiben insoweit Gegenstand der einzelstaatlichen 
Rechtsordnungen, so wie sie es bisher waren. Hin- 
gegen sind der Gemeinschaft die spezifischen Befug- 
nisse auf dem Gebiet von Kohle und Stahl übertragen, 
also insbesondere die Befugnis zur Kontrolle und 
Regelung der Preisbildung, der Investitionen, der 
Produktion und in beschränktem Ausmaß des Außen- 
handels, außerdem zur Aufrechterhaltung eines im 
Vertrag festgelegten Wettbewerbsystems, und zwar 
jeweils unter bestimmten, in den Vertragsbedingun- 
gen im einzelnen umrissenen Voraussetzungen. 

Die im folgenden abgedruckte Arbeit von Dr. 
Ulrich Sahm, dem Leiter des Sekretariats für Fragen 
des Schuman-Plans im Auswärtigen Amt, zeigt, wie 
das schwierige Problem der Organisation der Gemein- 
schaft gelöst worden ist, wie sich der Mut zu einer 
neuartigen Lösung durchgesetzt und bewährt hat. 

Neue Fragen werden aufgeworfen werden, wenn 
weitere europäische Gemeinschaften entstehen, sei es 
auf Grund der Konferenz über die Bildung einer 
europäischen Armee, sei es auf Grund von Plänen, die 
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noch nicht Gegenstand von Verhandlungen sind. Wie 
wird das Verhältnis dieser Gemeinschaften zueinan- 
der sein? Wie wird sich dies Verhältnis insbesondere 
gestalten, wenn an ihnen nicht dieselben Staaten 
beteiligt sind? Und welche Form werden für die 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl ebenso wie für die 
künftigen europäischen Gemeinschaften die Bezie- 
hungen zu dritten Staaten annehmen? Mit diesen 
Fragen stellen sich der europäischen Politik Auf- 


gaben, die gemeistert werden müssen und gemeistert 
werden können. Auch hier wird man sich auf die 
bisher benutzten und bekannten Formen und Metho- 
den nicht als ausschließliches Rüstzeug beschränken 
können. So wie der Schuman-Plan neue Gedanken 
zur Gestaltung politischer Gemeinschaften eingeführt 
hat, so gilt es, notfalls noch weitere neue Mittel zur 
Bewältigung der europäischen Aufgabe zu ersinnen 
und anzuwenden. E. St. 


Die Lösungen im Schuman-Plan 


Die Grundzüge der überstaatlichen Gemeinschaft 


Aın 18. April 1951 wurde in Paris der Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl von den Außenministern der an 
den Verhandlungen über den Schuman-Plan be- 
teiligten Länder: Belgien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, die Niederlande und Deutschland 
unterzeichnet. Nach der Unterzeichnung wird der 
Vertrag den Parlamenten der Mitgliedstaaten zur 
endgültigen Billigung zugeleitet. In Deutschland er- 
folgt dies in Form eines Gesetzes, das vom Bundes- 
tag und Bundesrat genehmigt werden muß (Art. 59 
des Grundgesetzes). Nach Annahme des Gesetzes 
fertigt der Bundespräsident die Ratifizierungsurkunde 
aus und übersendet sie der französischen Regierung. 
Sobald alle sechs Länder ihre Ratifizierungsurkunden 
hinterlegt haben, tritt der Vertrag in Kraft (Art. 99). 
Damit ist die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl gegründet. 


Die Gemeinschaft ist eine überstaatliche Organi- 
sation, die selbst Völkerrechtssubjekt ist und eigene 
Rechtspersönlichkeit besitzt (Art. 6). Sie faßt die ihr 
von den Mitgliedstaaten durch den Vertrag über- 
tragenen Hoheitsrechte auf dem Gebiet von Kohle 
und Stahl zusammen und übt sie nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Vertrages nunmehr aus eigenen 
Rechte aus. Der Vertrag ist somit nicht nur die 
Gründungsurkunde, sondern gleichzeitig auch die 
Verfassung der Gemeinschaft. Die Mitgliedstaaten 
sind — soweit es Kohle und Stahl betrifft — der 
Gemeinschaft untergeordnet und verpflichtet, alle 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen zu sichern, die sich für sie aus den Be- 
schlüssen der Organe der Gemeinschaft ergeben. 
Gleichzeitig müssen sie alle Maßnahmen unterlassen, 
die dem Vertrag zuwiderlaufen (Art. 86). Falls ein 
Staat seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, 
können gewisse Maßnahmen getroffen werden, um 
ihn zur Vertragstreue anzuhalten (Art. 88). Die Ge- 
meinschaft stellt somit eine völlig neuartige Form 
des Zusammenschlusses von Staaten auf übernationa- 
ler Ebene dar, da hierdurch ein echter Souveränitäts- 
verlust für den einzelnen Staat verbunden ist. Aehn- 
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liche Fälle einer Zusammenfassung wirtschaftlicher 
Befugnisse auf überstaatlicher Ebene waren der 
Deutsche Zollverein vom 1. Januar 1834 und das 
Zentralamt für Wirtschaft in der britischen Be- 
satzungszone, das in den ersten Jahren nach dem 
Kriege gewisse auf die Wirtschaft beschränkte Be- 
fugnisse gegenüber den Ländern der britischen Zone 
besaß. Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat für derartige Fälle bereits Vorsorge ge- 
troffen, indem es den Bund ermächtigt, „durch Ge- 
setz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrich- 
tungen zu übertragen“ (Art. 24 Grundgesetz). 

Das Wesen der Gemeinschaft wird gekennzeichnet 
durch einen gemeinsamen Markt, durch gemeinsame 
Ziele und gemeinsame Organe (Art. 1). Neben den 
rein wirtschaftlichen Bestrebungen, die in dem Ver- 
trag ihren Ausdruck finden, waren es entscheidende 
politische Zwecke, die der Plan des französischen 
Außenministers Schuman verfolgte und die eben- 
falls Gegenstand des Vertrages geworden sind. Es 
ist dies einmal die Erkenntnis, daß Europa sich 
gegenwärtig einer außerordentlichen Bedrohung 
gegenübersieht, die nur durch Vereinigung aller 
Kräfte abgewehrt werden kann, um den Frieden zu 
erhalten. Zum anderen ist es die Aufgabe der gegen- 
wärtigen Generation, einen neuen Krieg zwischen 
Frankreich und Deutschland nicht nur undenkbar, 
sondern materiell unmöglich zu machen, um auch 
auf diese Weise zur Bewahrung des Friedens beizu- 
tragen. Schließlich hat das bisherige Scheitern aller 
Bemühungen zur Vereinheitlichung Europas, insbe- 
sondere die konstitutionelle Schwäche des Europa- 
rates, es gebieterisch gefordert, daß neue Wege ein- 
geschlagen wurden, um den in allen freien Völkern 
Europas lebendigen Wunsch auf Vereinigung zu 
verwirklichen. 

Diese Ziele waren es, die die Mitgliedstaaten ver- 
anlaßten, erstmalig Souveränitätsrechte aufzugeben 
und Organe zu schaffen, die nicht mehr international, 
sondern europäisch zusammengesetzt waren. Nicht 
mehr weisungsgebundene Regierungsvertreter sollten 
die Geschicke dieser neuen Organisation bestimmen, 
sondern Männer, die lediglich auf Grund ihrer Per- 
sönlichkeit und ihrer sachlichen Befähigung ausge- 
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wählt werden und ausschließlich europäischen, über- 
nationalen Einrichtungen verantwortlich sein sollen. 
Aus diesen Ueberlegungen heraus wurden die Organe 
der Gemeinschaft geschaffen, die diese im Rahmen 
ihrer jeweiligen Befugnisse vertreten (Art. 6 Abs. 4), 
ähnlich, wie auch ein Staat oder eine Aktiengesell- 
schaft durch ihre Organe vertreten werden. 

Der Vertrag bestimmt, daß folgende Organe der 
Gemeinschaft gebildet werden (Art. 7): Die Hohe 
Behörde mit einem Beratungsausschuß, die Gemein- 
same Versammlung, der Besondere Ministerrat und 
der Gerichtshof. Daneben nehmen — ebenfalls im 
Rahmen der Bestimmungen des Vertrages — an dem 
Leben der Gemeinschaft handelnd oder duldend teil: 
die Regierungen der Mitgliedstaaten, die Unter- 
nehmen der Eisen- und Stahlindustrie und des 
Kohlenbergbaues, die Unternehmerverbände, die 
Organisationen der Erzeuger, Arbeitnehmer und 
Verbraucher sowie schließlich Studienausschüsse, 
die von der Hohen Behörde bei Bedarf gebildet 
werden können. 

Durch diese Vielfalt von Einrichtungen soll aber 
nicht ein umfassendes dirigistisches System einge- 
führt werden, das der Initiative des einzelnen und 


den natürlichen Gesetzen des Wirtschaftens und der: 


Wirtschaftlichkeit keinen Raum lassen würde. Die 
Gemeinschaft soll vielmehr nur in den unbedingt 
notwendigen Fällen mit möglichst beschränkten 
Mitteln eingreifen, wenn dies zur Aufrechterhaltung 
der Funktionen des gemeinsamen Marktes und zur 
Erreichung der im Vertrag gesetzten Ziele unum- 
gänglich ist (Art. 5). Die Hauptaufgabe der Organe 
besteht in der Sicherung einer reibungslosen Zu- 
sammenarbeit aller am gemeinsamen Markt Betei- 
ligten zum gemeinsamen Besten. Es soll daher auch 
nicht eine große Bürokratie errichtet werden, die 
durch ihr Schwergewicht die freie Entwicklung 
lähmen und hindern würde (Art. 5 Abs. 3). 


Alle diese Bestimmungen bleiben Papier, wenn 
sie nicht in einem Geiste ausgefüllt werden, der dem 
entspricht, der sie geschaffen hat. Es wird daher ent- 
scheidend darauf ankommen, daß die geeigneten 
Männer gefunden und an die richtige Stelle gesetzt 
werden. Dies gilt in ganz besonderem Maße für die 
Mitglieder der Hohen Behörde, des wichtigsten 
Organs der Gemeinschaft. 


Die Hohe Behörde 


Die Hohe Behörde ist in erster Linie dazu be- 
rufen, die Gemeinschaft zu repräsentieren und für sie 
zu handeln. Ihr obliegt die Sorge für die Erreichung 
der im Vertrag festgelegten Ziele (Art. 8). Ihre Be- 
schlüsse werden bestimmend dafür sein, ob der Ver- 
trag auf die Dauer nur der besseren Organisation 
und Koordination der europäischen Montanindustrien 
dienen oder aber überzeugendes Vorbild und Bei- 
spiel für weitere Integrationsbestrebungen sein wird. 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


Die Mitglieder der Hohen Behörde werden durch 
ihr Verhalten beweisen müssen, ob sie europäisch 
denken und entscheiden können oder noch den über- 
kommenen nationalstaatlichen Begriffen verhaftet 
sind. 

Die Hohe Behörde besteht aus neun Mitgliedern, 
die aus den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
lediglich auf Grund ihrer allgemeinen Eignung aus- 
gewählt werden. Bei der ersten Wahl werden acht 
Mitglieder gemeinsam von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten ernannt, das neunte Mitglied von 
den acht ernannten hinzugewählt. In allen späteren 
Fällen erfolgt die Wahl mit °/sMehrheit; über das 
Veto des überstimmten Staates entscheidet der Ge- 
richtshof. Die Mitglieder der Hohen Behörde sind 
nicht Vertreter der Regierung oder der besonderen 
Interessen ihres Heimatlandes, sondern üben ihre 
Funktionen in völliger Unabhängigkeit zum Besten 
der Gemeinschaft aus. Die Regierungen müssen sich 
jeder Einflußnahme auf die Mitglieder der Hohen 
Behörde enthalten (Art. 9). 

Um die nötige Unabhängigkeit der Mitglieder zu 
wahren, werden sie für sechs Jahre in die Hohe 
Behörde gewählt und können auch wiedergewählt 
werden (Art. 10); während dieser Zeit dürfen sie 
keine andere berufliche Tätigkeit ausüben und sich 
nicht an Geschäften auf dem Gebiet von Kohle und 
Stahl beteiligen (Art. 9). Bei schweren Verfehlungen 
können die Mitglieder durch den Gerichtshof ihres 
Amtes enthoben werden (Art. 12). 


An der Spitze der Hohen Behörde stehen ein 
Präsident und ein Vizepräsident, die nach dem 
gleichen Verfahren wie die Mitglieder für zwei Jahre 
gewählt werden (Art. 11). Der Präsident leitet die 
Sitzungen der Hohen Behörde, die ihre Beschlüsse 
mit Stimmenmehrheit faßt (Art. 13). Es gibt also kein 
Vetorecht, das in anderen Organisationen so häufig 
zu einer Lähmung geführt hat (Sicherheitsrat der 
UN, Ministerrat des Europarates). Der Präsident ist 
gleichzeitig Leiter des Verwaltungsapparates der 
Hohen Behörde, mit dessen Hilfe er ihre Beschlüsse 
durchzuführen hat (Art. 16). Im übrigen wird die 
Organisation des inneren Betriebes der Hohen Be- 
hörde zu gegebener Zeit von dieser selbst zu regeln 
sein. 

Die materiellen Aufgaben und Befugnisse der 
Hohen Behörde, die vorwiegend in den wirtschafts- 
und sozialpolitischen Bestimmungen des Vertrages 
zusammengefaßt sind (Art. 46 ff.), sind außerordent- 
lich vielfältig; sie reichen von der Einholung von 
Auskünften bis zur Festsetzung von Preisen und 
Produktionsquoten, von unverbindlicher Beratung 
bis zur Trennung unzulässigerweise zusammen- 
geschlossener Unternehmen. Eine ungeheure Macht- 
fülle scheint ihr in die Hand gegeben worden zu 
sein und die Befürchtungen über die Möglichkeit 
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eines übertriebenen „Dirigismus‘“ zu bestätigen. Da- 
bei wird aber meist übersehen, daß die Hohe Be- 
hörde in vierfacher Weise in der Freiheit ihrer Ent- 
scheidung beschränkt ist, wodurch jede Willkür und 
jede Gefahr einer übermäßigen Machtkonzentration 
ausgeschlossen wird: 


1. Die Hohe Behörde ist an den Vertrag gebun- 
den (Art. 8). Sie ist insbesondere gebunden an 
die Bestimmungen der Artikel 2 bis 5, in denen 
ihrem Handeln ganz bestimmte Richtlinien ge- 
geben werden, wie beispielsweise das Prinzip 
der niedrigsten Preise (Art. 3 Abs. c), oder das 
Prinzip der Wirtschaftlichkeit (Art. 3 Abs. d); 

2. die Hohe Behörde ist an die Mitwirkung an- 
derer Stellen gebunden. Es gibt kaum eine Be- 
stimmung des Vertrages, die der Hohen Be- 
hörde bestimmte Eingriffsbefugnisse zuerkennt, 
in der sie nicht gleichzeitig verpflichtet wird, 
den Beratungsausschuß, die Unternehmerver- 
bände oder den Ministerrat zu hören, im Be- 
nehmen mit ihnen zu handeln oder ihre Zustim- 
mung einzuholen: 

3. die Hohe Behörde unterliegt der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes. Jede Maßnahme der Hohen 
Behörde kann von den Betroffenen vor dem 
Gerichtshof angefochten werden; 

4. die Hohe Behörde kann von der Gemeinsamen 

. Versammlung abberufen werden. 


Im einzelnen soll hier auf diese Bindungen nicht 
weiter eingegangen werden, da sie an anderer Stelle 
näher behandelt werden. Diese kurzen Andeutungen 
zeigen jedoch, daß die Befugnisse der Hohen Be- 
hörde erheblich eingeschränkt sind. 


Die Hohe Behörde kann ihren Willen in drei 
Formen zum Ausdruck bringen: durch Entscheidun- 
gen, Empfehlungen oder Stellungnahmen (Art. 14). 
Die Beschlüsse der Hohen Behörde können sich an 
einen Einzelempfänger (z. B. ein Unternehmen, einen 
Verband oder einen Mitgliedstaat) oder an eine 
Mehrheit von Empfängern wenden (z. B. sämtliche 
Eisen- und Stahlunternehmen, sämtliche Mitglied- 
staaten). Im ersten Fall werden die Entscheidungen 
und Empfehlungen dem Empfänger zugestellt, in 
den übrigen Fällen werden sie durch öffentliche Be- 
kanntmachung wirksam (Art. 15). In jedem Fall ist 
der Empfänger verpflichtet, eine Entscheidung in 
allen ihren Teilen auszuführen (Art. 14 Abs. 2). 
Demgegenüber ist die Empfehlung lediglich hin- 
sichtlich des zu erreichenden Endzieles verbindlich; 
sie überläßt jedoch dem Empfänger die Wahl der 
zur Erreichung dieses Zieles anzuwendenden Mittel 
(Art. 14 Abs. 8). Im übrigen gelten für die Emp- 
fehlung und ihr Wirksamwerden die gleichen Be- 
stimmungen wie für die Entscheidung. 

Die Stellungnahme hat lediglich die Bedeutung 
einer unverbindlichen Beratung, mit Ausnahme der 
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negativen Stellungnahme zu bestimmten Investi- 
tionsvorhaben, die einer ablehnenden Entscheidung 
gleichgestellt wird (Art. 54 Abs. 5). 


Sowohl die Entscheidungen und Empfehlungen 
wie auch die Stellungnahmen sind mit einer Be- 
gründung zu versehen (Art. 15). Dadurch wird die 
Hohe Behörde veranlaßt, in jedem einzelnen Fall 
nachzuweisen, daß sich der betreffende Beschluß im 
Rahmen der Bestimmungen des Vertrages hält; dies 
ermöglicht andererseits den Betroffenen die Prüfung, 
ob die — bei Entscheidungen und Empfehlungen 
zulässige — Erhebung einer Nichtigkeitsklage vor 
Gericht Aussicht auf Erfolg hat. 


Der Beratende Ausschuß 

Damit die Ueberlegungen und Beschlüsse der 
Hohen Behörde nicht in einer lebensfernen Atmo- 
sphäre bürokratischer Abgeschlossenheit erfolgen, ist 
sie gehalten, ständig mit dem bei ihr gebildeten Be- 
ratenden Ausschuß Fühlung zu halten. In zahlreichen 
Bestimmungen des Vertrages ist vorgesehen, daß die 
Hohe Behörde vor wesentlichen Beschlüssen die Stel- 
lungnahme dieses Ausschusses einholen muß; in allen 
übrigen Fällen kann sie dies tun, wenn sie es für 
angebracht hält (Art. 19). Dieser Ausschuß repräsen- 
tiert die eigentlichen wirtschaftlichen Kräfte der 
Montanindustrien, indem in ihm zu gleichen Teilen 
Vertreter der Erzeuger, der Arbeitnehmer sowie der 
Verbraucher und Händler Aufnahme finden (Art. 18). 
Im Rahmen dieses Ausschusses haben die beteiligten 
Kreise der Wirtschaft jederzeit Gelegenheit, ihre 
Stimme bei der Hohen Behörde zu Gehör zu brin- 
gen, da sie auch von sich aus zu ihnen wesentlich 
erscheinenden Fragen Stellung nehmen können (Art. 
19). Die maßgebenden Erzeuger- und Arbeitnehmer- 
organisationen wirken bei der Auswahl der Mitglie- 
der, die von dem Ministerrat ernannt werden, durch 
Kandidatenvorschläge mit (Art. 18). 


Die Gemeinsame Versammlung 


Neben dieser Vertretung der unmittelbar der Ge- 
meinschaft angehörigen Wirtschaftskreise ist auch 
dafür Sorge getragen, daß die Völker der in der Ge- 
meinschaft zusammengeschlossenen Mitgliedstaaten 
in den Organen der Gemeinschaft eine Vertretung 
finden. Ein besonders von der deutschen Delegation 
angestrebtes, durch direkte Wahlen berufenes, echtes 
Parlament der Gemeinschaft war nicht durchsetzbar 
gewesen. So mußte man sich mit der Gemeinsamen 
Versammlung begnügen, deren Mitglieder von den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten aus ihrer Mitte be- 
nannt oder innerhalb der Mitgliedstaaten durch all- 
gemeine, direkte Wahlen gewählt werden; darüber, 
welches Verfahren eingeschlagen wird, entscheiden 
die zuständigen Instanzen jedes Mitgliedstaates. 


Die einzelnen Mitgliedstaaten erhalten folgende 
Sitze: Deutschland, Frankreich und Italien je 18, 
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Belgien und Holland je 10 und Luxemburg 4 (Art. 
21). Die Mitglieder der Hohen Behörde und des 
Ministerrates können an allen Sitzungen der Ver- 
sammlung teilnehmen und sind zu hören (Art. 23). 


Die Befugnisse der Gemeinsamen Versammlung 
sind an sich gering; sie hat einmal im Jahr den 
Tätigkeitsbericht der Hohen Behörde zu prüfen. Miß- 
billigt sie ihn mit Zweidrittelmehrheit, so muß die 
Hohe Behörde geschlossen zurücktreten, und neue 
Mitglieder werden nach dem üblichen Verfahren von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten gewählt (Art. 
24). Außerdem kann die Versammlung an die Hohe 
Behörde Anfragen richten, die diese mündlich oder 
schriftlich zu beantworten hat (Art. 23). Schließlich 
wirkt sie in dem Verfahren zur Abänderung des 
Vertrages, der sogenannten kleinen Revision, mit 
(Art. 95). 

Dennoch sollte die Gemeinsame Versammlung in 
ihrer Bedeutung nicht unterschätzt werden. Die stän- 
dige Drohung des Mißtrauensvotums wird die Hohe 
Behörde dazu anhalten, ihr Gesamtverhalten so ein- 
zurichten, daß diese Drohung nie Wirklichkeit wird. 
Sie wird sich also bemühen, ihre Wirtschaftspolitik 
so zu führen, daß sie stets mit den politischen An- 
sichten der Mehrheit in der Gemeinsamen Versamm- 
lung übereinstimmt. Wie schon im Europa-Rat, so 
wird sich auch in der Gemeinsamen Versammlung 
erweisen, daß die politischen Ueberzeugungen häufig 
stärker sind als nationalstaatliche Gesichtspunkte 
und daß die Partei- und Meinungsbildung quer 
durch die nationalen Vertretungen hindurchgehen 
wird. Dies aber führt auf die Dauer zu einer Partei- 
bildung europäischen Ausmaßes und damit zu einer 
europäischen Politik, in der die besonderen Interes- 
sen des Heimatlandes des jeweiligen Abgeordneten 
den übergeordneten gemein-europäischen Interessen 
nachgeordnet sein werden. 


Ueberdies gewährt die Vorschrift, daß die Ver- 
sammlung auf Verlangen einer Mehrheit ihrer Mit- 
glieder, des Ministerrates oder der Hohen Be- 
hörde zu außerordentlichen Sitzungen zusammen- 
gerufen werden kann, die Möglichkeit, in entschei- 
denden Fragen der Gemeinschaft eine Meinungs- 
äußerung der Volksvertreter herbeizuführen, die ein 
erhebliches moralisches und politisches Gewicht 
haben kann (Art. 22). 


Der Ministerrat 

Sind in der Gemeinsamen Versammlung die be- 
rufenen Vertreter der Völker der Gemeinschaft ver- 
einigt, so finden im Ministerrat die Regierungen als 
Träger der Souveränität der Mitgliedstaaten ihre 
Vertretung. Die Schaffung dieses Organs der Ge- 
meinschaft erwies sich als erforderlich, „um die Tä- 
tigkeit der Hohen Behörde und der für die allge- 
meine Wirtschaftspolitik ihrer Länder verantwort- 
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lichen Regierungen aufeinander abzustimmen“ 
(Art. 26). 

Eine besondere Schwierigkeit bei der Durchfüh- 
rung des Vertrages ergibt sich daraus, daß die Hohe 
Behörde nur für Kohle und Stahl zuständig ist, wäh- 
rend die übrige Wirtschaft weiterhin der Hoheit der 
Mitgliedstaaten unterliegt. Die Grundstoffindustrien 
sind aber untrennbar mit dem gesamten Wirtschafts- 
leben eines Staates verbunden. Es ist auch nicht die 
Absicht des Vertrages, diese enge Verbindung auf- 
zuheben, die Grundstoffindustrien aus ihrer Ver- 
flechtung mit den nationalen Volkswirtschaften 
herauszulösen oder sie zu isolieren. Um zu gewähr- 
leisten, daß Hohe Behörde und Regierungen 
nicht gegeneinander, sondern miteinander arbeiten, 
ist dem Ministerrat als Koordinierungsorgan eine 
Reihe von wichtigen Befugnissen übertragen wor- 
den. Neben der allgemeinen Aufgabe, die Hohe Be- 
hörde zu beraten und ihr Anregungen zu geben 
(Art. 26), hat er bei zahlreichen Maßnahmen der 
Hohen Behörde mitzuwirken. Diese Mitwirkung 
reicht von der unverbindlichen Anhörung (z. B. 
Art. 51 Ziffer 1 Abs. 3) über das Erfordernis der 
Zustimmung zu bestimmten Maßnahmen (z. B. Art. 
54 Abs. 2) bis zu Entscheidungen, die der Hohen 
Behörde bindende Verpflichtungen auferlegen (z.B. 
Art. 58 Abs. 2). Dieses zum Teil recht starke Ge- 
wicht des Ministerrates war nicht zu vermeiden, 
wollte man ein reibungsloses Funktionieren des neu- 
geschaffenen Mechanismus sicherstellen. Zudem wer- 
den die Mitglieder des Ministerrates bei jedem Be- 
schluß in erster Linie die Gesamtinteressen der Ge- 
meinschaft zu berücksichtigen haben, da deren Ent- 
wicklung im guten wie im schlechten Sinne immer 
ihre Rückwirkungen auf die einzelnen Mitglied- 
staaten und ihre Industrien haben wird. So wird sich 
auf die Dauer auch im Ministerrat das Denken und 
Handeln in europäischen Maßstäben vollziehen. 

Der Ministerrat setzt sich aus je einem Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten zusammen 
(Art. 27), die von den Regierungen entsandt werden. 
Er faßt seine Beschlüsse grundsätzlich mit Stim- 
menmehrheit, es sei denn, daß im Vertrage aus- 
drücklich eine qualifizierte Mehrheit oder Einstim- 
migkeit vorgeschrieben ist (vgl. Art. 50 Ziffer 2; 
Art. 54 Abs. 2). In den Fällen, in denen der Mini- 
sterrat seine Zustimmung zu beabsichtigten Maß- 
nahmen der Hohen Behörde erteilen muß, gelten als 
entscheidende Mehrheit 

a) die absolute Mehrheit der Stimmen, wenn min- 
destens ein Land, dessen Produktion mehr als 20 
Prozent der Gesamtproduktion der Gemeinschaft 
repräsentiert, auf der Seite der Mehrheit mitstimmt; 

b) bei Stimmengleichheit und wenn die Hohe Be- 
hörde bei nochmaliger Nachprüfung auf ihrem Be- 
schluß beharrt, die Seite, auf der die Vertreter von 
zwei Ländern, deren Produktion je mindestens 20 
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Prozent der Gesamtproduktion der Gemeinschaft 
repräsentiert, mitstimmen (Art. 28). 

Bei allen übrigen Beschlüssen gilt die absolute 
Mehrheit, wenn mindestens ein Staat, der produk- 
tionsmäßig die eben genannten Voraussetzungen er- 
füllt, auf der Seite der Mehrheit stimmt, es sei denn, 
daß Einstimmigkeit oder qualifizierte Mehrheit ge- 
fordert sind. 

Das bedeutet praktisch, daß Frankreich und 
Deutschland, die beide eine Produktionskraft von 
mehr als 20 Prozent der Gemeinschaft besitzen, je 
eine Zusatzstimme besitzen. Beide Länder allein kön- 
nen nicht gegen die Stimmen aller übrigen Länder 
Beschluß fassen; sie können gemeinsam aber auch 
nicht von den anderen Mitgliedstaaten überstimmt 
werden. Durch dieses wohlabgewogene System ist 
sowohl den berechtigten Interessen der produktions- 
stärksten Länder wie auch der produktionsschwachen 
Länder in genügender Weise Rechnung getragen. 

Mit Rücksicht auf das erforderliche häufige Zu- 
sammentreten des Ministerrates können sich seine 
Mitglieder, die ja als Regierungsmitglieder in ihren 
Heimatländern noch zahlreiche andere Verpflichtun- 
gen haben, bei der Stimmabgabe durch ein anderes 
Mitglied vertreten lassen (Art. 28). Der Rat wird 
von seinem Präsidenten auf Antrag der Hohen Be- 
hörde oder eines Mitgliedstaates einberufen (Art. 28). 
Das Amt des Präsidenten wechselt alle drei Monate 
unter den Vertretern der Mitgliedstaaten (Art. 27). 


Der Gerichtshof 


Ein weiteres Organ der Gemeinschaft ist der 
Gerichtshof. Er besteht aus sieben Richtern, die ge- 
meinsam von den Regierungen der Mitgliedstaaten 
für sechs Jahre ernannt werden. (Art. 32). Ebenso 
wie bei den Mitgliedern der Hohen Behörde ist für 
ihre Auswahl nicht ihre Nationalität, sondern die 
Persönlichkeit entscheidend. Unabhängigkeit und Be- 
fähigung sind die einzigen Kriterien, die für die Er- 
nennung maßgebend sein sollen (Art. 32). Sollte der 
Arbeitsanfall oder die Erweiterung der Aufgaben 
des Gerichtshofs eine Erhöhung der Zahl der Rich- 
ter erforderlich machen, kann der Ministerrat auf 
Vorschlag des Gerichtshofs durch einstimmigen Be- 
schluß das Erforderliche veranlassen. Der erste Prä- 
sident des Gerichtshofs wird von den Regierungen 
bestimmt ($ 5 der Uebergangskonvention); später 
wird der Präsident von den Mitgliedern des Gerichts- 
hofs selbst gewählt (Art. 32). 

Existenz und Aufgaben des Gerichtshofs ergeben 
sich aus der besonderen Konstruktion des Vertrages. 
Während eine Verfassung im üblichen Sinne nur die 
Befugnisse der Organe des Staates gegeneinander 
abgrenzt und nichts aussagt über die eigentliche 
Politik, die von Parlament und Regierung verfolgt 
wird, sind der Hohen Behörde in dem Vertrag auch 
schon die „Gesetze“ mitgegeben, an die sie gebun- 
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den ist. Insbesondere die Artikel 2—5 enthalten die 
Grundsätze, nach denen die Hohe Behörde und die 
übrigen Organe der Gemeinschaft ihr Handeln ein- 
zurichten haben. Aufgabe des Gerichtshofs ist es, 
darüber zu wachen, daß diese allgemeinen Prinzi- 
pien jeder Maßnahme der Organe der Gemeinschaft 
zugrundegelegt und in objektiver Weise angewandt 
werden. Der Gerichtshof ist somit der berufene Hüter 
der Objektivität. Er hat dafür zu sorgen, daß das 
Recht bei Anwendung und Auslegung des Vertrages 
gewahrt wird (Art. 31). In den einzelnen Bestim- 
mungen über die Aufgaben des Gerichtshofs ist 
dieser Gedanke einer rechtsstaatlichen Kontrolle durch 
eine unabhängige richterliche Instanz in umfassender 
Form ausgebaut worden. Jeder Betroffene kann den 
Gerichtshof anrufen, wenn er glaubt, daß das Recht 
nicht gewahrt wurde. Mitgliedstaaten, Ministerrat 
und Unternehmen sowie deren Verbände können 
Nichtigkeitsklagen gegen Entscheidungen und Emp- 
fehlungen der Hohen Behörde erheben (Art. 33); 
wenn die Hohe Behörde durch Untätigkeit eine Be- 
stimmung des Vertrages verletzt, die ein bestimm- 
tes Handeln von ihr fordert, können die gleichen 
Beteiligten ebenfalls Klage beim Gerichtshof erhe- 
ben, da in dem Schweigen der Hohen Behörde eine 
ablehnende Entscheidung zu erblicken ist (Art. 35). 

Der Gerichtshof ist weiterhin zuständig für die 
Entscheidung über: 

Schadenersatzklagen der Unternehmen gegen die 
Hohe Behörde, falls eine Entscheidung oder Emp- 
fehlung infolge groben Verschuldens zustande ge- 
kommen ist (Art. 34 Abs. 2); Anfechtungsklagen 
gegen die Festsetzung von finanziellen Sanktionen 
durch die Hohe Behörde (Art. 36); Anfechtungskla- 
gen der Hohen Behörde oder der Mitgliedstaaten 
gegen Beschlüsse des Ministerrats und der Gemein- 
samen Versammlung (Art. 38); Schadenersatzklagen 
gegen die Gemeinschaft oder einen Angehörigen der 
Dienststellen der Gemeinschaft, falls bei Durchfüh- 
rung des Vertrages durch einen Dienstfehler oder 
das Verschulden eines solchen Angehörigen ein Scha- 
den entstanden ist (Art. 40); Feststellung der Gültig- 
keit von Beschlüssen der Hohen Behörde oder des 
Ministerrats (Art. 41); Fälle, in denen der Gerichts- 
hof auf Grund einer vertraglichen Schiedsklausel 
tätig wird (Art. 42, 89); Fälle, für die in einer Zu- 
satzbestimmung zum Vertrage die Zuständigkeit des 
Gerichtshofs vorgesehen ist (Art. 43 Abs. 1); Fälle, 
in denen er durch die Gesetzgebung eines Mitglied- 
staates für zuständig erklärt wird (Art. 43 Abs. 2); 
Streitfälle unter den Mitgliedstaaten über die Durch- 
führung des Vertrages (Art. 89); Aussetzung der 
Zwangsvollstreckung (Art. 92 Abs. 3). 

Diese umfassenden Möglichkeiten zur Anrufung 
des Gerichtshofes dürfen andererseits nicht dazu 
führen, daß der Gerichtshof sich an die Stelle der 
Hohen Behörde setzt und statt ihrer die materiellen 
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Entscheidungen trifft, wodurch die Hohe Behörde 
praktisch lahmgelegt werden könnte. Es ist daher 
bestimmt, daß der Gerichtshof grundsätzlich nicht 
die Würdigung der auf wirtschaftlichen Tatsachen 
oder Umständen beruhenden Verhältnisse nachprü- 
fen darf, die dem angefochtenen Beschluß der Hohen 
Behörde zugrunde liegen, es sei denn, daß die Hohe 
Behörde ihr Ermessen mißbraucht oder die Bestim- 
mungen des Vertrages offensichtlich verkannt hat 
(Art. 83) oder daß es sich um die Anfechtung der 
Festsetzung von finanziellen Sanktionen und Zwangs- 
geldern handelt (Art. 36 Abs. 2); in einzelnen Ar- 
tikeln des Vertrages sind weitere Ausnahmen von 
diesem Grundsatz vorgesehen (z. B. Art. 66 Ziff. 5 
Abs. 2). 

Ebenfalls der Beschleunigung des Rechtsganges 
dienen die Fristen, die für die Klageerhebung fest- 
gelegt sind (Art. 33 Abs. 3; Art. 35 Abs. 3; Art. 38 
Abs. 2), sowie die Bestimmung, daß die Klagen 
keine aufschiebende Wirkung haben (Art. 39). 

Die Entscheidungen des Gerichtshofs werden eben- 
so wie die der Hohen Behörde durch die zuständigen 
Organe der Mitgliedstaaten in deren Gebiet voll-- 
streckt. Die Aussetzung der Zwangsvolistreckung 
kann nur durch den Gerichtshof erfolgen (Art. 44 
und 92). 

Der Haushalt der Gemeinschaft 

Der Etat der Gemeinschaft (Art. 78) wird in Form 
eines Haushaltsvoranschlages von einem Ausschuß 
gebilligt, dem die Präsidenten der Hohen Behörde, 
des Ministerrats, der Gemeinsamen Versammlung 
und des Gerichtshofs unter Vorsitz des letzteren an- 
gehören. Jedes Organ stellt für sich den betreffenden 
Abschnitt des Haushaltsvoranschlages zusammen. 
Wenn der Ausschuß der Präsidenten den gesamten 
Haushaltsvoranschlag für die Gemeinschaft geneh- 
migt hat, erhebt die Hohe Behörde die Umlagen 
auf die Erzeugung von Kohle und Stahl (Art. 49), 
die zur Deckung der Verwaltungskosten und der 
sonstigen im Vertrag vorgesehenen Auslagen erfor- 
derlich sind und die 1 Prozent nicht übersteigen 
dürfen (Art. 50). Die Ordnungsmäßigkeit der Buch- 
führung und des Finanzgebarens der Organe der 
Gemeinschaft wird von einem durch den Rat be- 
stellten Rechnungsprüfer überprüft. Der Haushalts- 
voranschlag sowie der Bericht des Rechnungsprüfers 
werden der Gemeinsamen Versammlung einmal jähr- 
lich zusammen mit dem allgemeinen Tätigkeitsbe- 
richt (Art. 17) übermittelt, die diese Berichte prüft 
und gegebenenfalls zum Gegenstand eines Miß- 
trauensantrages macht (Art. 24). 


Gemeinschaft und Mitgliedstaaten 
Neben den in Artikel 7 aufgezählten Organen der 
Gemeinschaft wirkt, wie schon erwähnt, eine ganze 
Reihe weiterer Institutionen und Gruppen an dem 
Leben der Gemeinschaft mit. Dazu gehören in erster 
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Linie die Regierungen der Mitgliedstaaten, die ver- 
schiedene selbständige Aufgaben im Rahmen der 
Gemeinschaft haben. Eine besondere Rolle fällt 
ihnen zu, indem sie gemeinsam die Mitglieder der 
maßgebenden Organe der Gemeinschaft, also der 
Hohen Behörde und des Gerichtshofs, zu berufen 
und ihre Vertreter in den Ministerrat zu entsenden 
haben. Jeder Staat für sich ist aber auch verpflichtet, 
alles zu tun, um das Wirken der Organe überhaupt 
zu ermöglichen und der Gemeinschaft die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu erleichtern (Art. 86). Soweit be- 
sondere staatliche Maßnahmen erforderlich sind, um 
die Entscheidungen und Empfehlungen der Organe 
zur Durchführung zu bringen, müssen die Staaten 
das Erforderliche veranlassen. Gleichzeitig müssen 
sie alles unterlassen, was mit dem Bestehen des ge- 
meinsamen Marktes unvereinbar ist. Diese Bestim- 
mungen des Artikels 86 kennzeichnen in besonderen 
Maße die neuartige, übernationale Struktur der Ge- 
meinschaft und die damit verbundene Aufgabe ge- 
wisser Hoheitsrechte. Daß dies andererseits nicht be- 
deutet, daß der einzelne Staat jedes Mitspracherecht 
bei den in seinem Hoheitsgebiet gelegenen Kohle- 
und Stahlindustrien verliert, ergibt sich vor allem 
daraus, daß die Hohe Behörde in erster Linie durch 
ständige Beratung mit allen Beteiligten, zu denen 
auch die Mitgliedstaaten gehören, für das Funktio- 
nieren des gemeinsamen Marktes sorgen und direkte 
Eingriffe nach Möglichkeit unterlassen soll (Art. 5, 
46 und 57). Besondere Regelungen sind getroffen 
für die Fälle, in denen Maßnahmen der Hohen Be- 
hörde tiefgreifende und anhaltende Störungen in der 
Wirtschaft eines Mitgliedstaates hervorrufen (Art. 37) 
oder in denen umgekehrt Maßnahmen des Staates 
fühlbare Auswirkungen auf die Wettbewerbsbedin- 
gungen in der Kohle- und Stahlindustrie haben 
(Art. 67). Grundsätzlich unberührt bleiben die Be- 
fugnisse der Mitgliedstaaten auf dem. Gebiet, der 
en und. _Handelspolit ik. In den Ar- 
tikeln 68 bis 75 sind lediglich solche Vorschriften 
über diese Gebiete enthalten, die eine Harmonisie- 
rung der Beziehungen zwischen Staat und Gemein- 
schaft sicherstellen und Störungen des gemeinsamen 
Marktes ausschalten sollen. Selbstverständlich gilt 
auch hier die Verpflichtung, daß die Staaten jede 
Maßnahme zu unterlassen haben, die mit dem Be- 
stehen des gemeinsamen Marktes unvereinbar ist 
(Art. 86 Abs. 2). 

Daneben ist an verschiedenen Stellen des Ver- 
trages den Regierungen der Mitgliedstaaten das Recht 
zur Vertretung ihrer besonderen Interessen gewährt 
(Klagerecht Art. 33, 35, 37 und 38; materielle Mit- 
wirkung Art. 52, Art. 58 Abs. 2 und 5, Art. 59 
Ziff. 1 Abs. 2 usw.). 

Kommt ein Staat den Verpflichtungen, die ihm 
durch den Vertrag auferlegt sind, nicht nach, so kann 
die Hohe Behörde nach Ablauf gewisser Fristen oder 
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— nachdem der Gerichtshof das Bestehen einer Ver- 
tragsverletzung festgestellt hat — mit Zustimmung 
des Rates Maßnahmen ergreifen, die den Staat zur 
Vertragstreue anhalten sollen. Sie kann entweder 
Zahlungen, die sie an den Staat zu leisten hat, aus- 
setzen oder den betreffenden Staat von den Vorteilen 
des gemeinsamen Marktes auschließen, dadurch zum 
Beispiel, daß sie selbst oder die übrigen Mitglied- 
staaten wieder Zollgrenzen errichten (Art. 88). 


Selbstverwaltung der Wirtschaft: Die Verbände 


Schließlich hat der Gedanke der Selbstverwaltung 
der Wirtschaft seinen Niederschlag in zahlreichen 
Bestimmungen gefunden, die eine Mitwirkung der 
Unternehmer, Arbeitnehmer, Verbraucher und Händ- 
ler sowie ihrer Verbände vorsehen. In dem bereits 
erwähnten Beratenden Ausschuß (Art. 18 und 19) 
ist eine unmittelbare ständige Fühlungnahme zwi- 
schen-diesen Gruppen und der Hohen Behörde sicher- 
gestellt. Auch unabhängig davon können die ge- 
nannten Beteiligten jederzeit Beratungen mit der 
Hohen Behörde aufnehmen und ihr Anregungen 
geben (Art. 46). 

Selbstverständlich beschränkt der Vertrag auch 
nicht das Vereinigungsrecht aller an der Kohle- und 
Stahlindustrie beteiligten Kreise, sondern berück- 
sichtigt in zahlreichen Bestimmungen ausdrücklich 
bestehende oder neugebildete Organisationen (Art. 
18 Abs. 3; Art. 46 Abs. 1 usw.). Besonders geregelt 
sind die freiwilligen Verbände der Unternehmer 
(Art. 48). Abgesehen von dem allgemeinen Recht, in 
allen Fällen gehört zu werden, in denen sich die 
Hohe Behörde gemäß den Vertragsbestimmungen 
mit dem Beratenden Ausschuß ins Benehmen setzen 
muß (z. B. Art. 56 Abs. a, Art. 55 Ziffer 2, Art. 58 
Abs. 1), kann die Hohe Behörde die Hilfe der Er- 
zeugerverbände zur Durchführung bestimmter Auf- 
gaben in Anspruch nehmen, Voraussetzung für die 
Uebertragung solcher Aufgaben ist allerdings, daß 
die betreffenden Verbände in ihrer Organisation den 
Arbeitnehmern und Verbrauchern ausreichende Mög- 
lichkeiten gewährt haben, ihre Interessen zum Aus- 
druck zu bringen (Art. 48). 


Die Unternehmen in der Gemeinschaft 


Eine besondere Stellung haben naturgemäß die 
Unternehmen, also die eigentlichen Träger des ge- 
meinsamen Marktes, auf die sich die meisten Maß- 
nahmen der Hohen Behörde beziehen werden. Unter 
die Bestimmungen des Vertrages fallen die Unter- 
nehmen, die innerhalb der europäischen Gebiete 
der Mitgliedstaaten (Art. 79) eine Produktionstätig- 
keit auf dem Gebiet von Kohle und Stahl (vgl. An- 
lage I: Bestimmung der Begriffe „Kohle“ und 
„Stahl“) ausüben; darüber hinaus unterliegen den 
Bestimmungen der Artikel 65 und 66 über Kartelle 
und Unternehmenszusammenschlüsse auch Groß- 
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handelsunternehmen (Art. 80). Jedes Unternehmen 
hat das Recht, der Hohen Behörde zu allen inter- 
essierenden Fragen Anregungen zu geben (Art. 46). 
Jedes Unternehmen kann bei einer Entscheidung der 
Hohen Behörde, die seines Erachtens eine Vertrags- 
verletzung darstellt, bei dem Gerichtshof Nichtig- 
keitsklage erheben und im Falle, daß die betref- 
fende Maßnahme der Hohen Behörde aufgehoben 
wird, Schadenersatz verlangen. Andererseits sind die 
Unternehmen natürlich verpflichtet, den Weisungen 
der Hohen Behörde in der gleichen Weise Folge zu 
leisten, wie sie dies bisher gegenüber staatlichen 
Rechtsvorschriften zu tun verpflichtet waren. Die 
Hohe Behörde kann die Unternehmen durch Fest- 
setzung von Geldbußen und Zwangsgeldern zur Be- 
folgung der Vorschriften anhalten, soweit dies bei 
den einzelnen Bestimmungen vorgesehen ist und die 
Betroffenen vorher gehört sind (Art. 36). Die Fest- 
setzung solcher finanziellen Sanktionen kann bei dem 
Gerichtshof angefochten werden, der den Sachver- 
halt in vollem Umfange nachprüft (Art. 36 Abs. 2). 
Bildet eine Vertragsverletzung eines Unternehmens 
gleichzeitig eine Verletzung der staatlichen Gesetze, 
so kann die Hohe Behörde dem Gerichts- oder Ver- 
waltungsverfahren des betreffenden Staates den Vor- 
zug geben und muß dessen Entscheidungen bei 
etwaiger Festsetzung eigener Sanktionen berücksich- 
tigen (Art. 90). 


Die Fortentwicklung des Vertragswerkes 


Wie bereits erwähnt, ist in dem Vertrag kein Ver- 
fahren vorgesehen, um Gesetze oder Durchführungs- 
bestimmungen für die Gemeinschaft zu erlassen. Die 
Prinzipien des Vertrages und die einzelnen Befug- 
nisse der Organe sind so allgemein gehalten und für 
alle denkbaren Fälle vorgesehen, daß sie für die 
Vertragsdauer von 50 Jahren (Art. 97) unveränderte 
Gültigkeit behalten können. Dennoch ist es aber 
denkbar, daß wirtschaftliche oder politische Situatio- 
nen eintreten können, denen mit den vom Vertrag 
vorgesehenen Mitteln nicht in genügender Weise 
begegnet werden kann. Für solche Fälle ist in Ar- 
tikel 95 bestimmt, daß die Hohe Behörde zur Er- 
reichung der in den Artikeln 2 bis 5 des Vertrages 
gesetzten Ziele mit einstimmiger Zustimmung des 
Rates und nach Anhörung des Beratenden Aus- 
schusses die erforderlichen Entscheidungen oder 
Empfehlungen erlassen kann. 


Daneben gibt es noch zwei Möglichkeiten zur 
Aenderung des Vertragstextes selber. 


Wenn sich nach Ablauf der in $ 1 des Abkommens 
über die Uebergangsbestimmungen vorgesehenen 
Uebergangszeit von fünf Jahren herausstellt, daß 
sich bei der Anwendung des Vertrages oder durch 
tiefgreifende Aenderungen der Wirtschaftsstruktur 
des gemeinsamen Marktes eine Notwendigkeit zur 
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Aenderung der Befugnisse der Hohen Behörde er- 
gibt, so können die erforderlichen Abänderungen im 
Rahmen der Bestimmungen der Art. 2—4 vorgenom- 
men werden, wobei aber das Verhältnis zwischen 
der Hohen Behörde und den übrigen Organen nicht 
beeinträchtigt werden darf. Eine solche Vertragsän- 
derung erfolgt auf gemeinsamen Vorschlag der 
Hohen Behörde und des Ministerrates nach Stellung- 
nahme des Gerichtshofes durch qualifizierten Mehr- 
heitsbeschluß der Gemeinsamen Versammlung (Art. 
95). Diese Bestimmung ermöglicht es der Gemein- 
schaft, unabhängig von den Regierungen, also auto- 
nom, die Bestimmungen des Vertrages den wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten anzupassen. 

Außerdem kann der Vertrag allgemein durch 


Staatsvertrag abgeändert werden, der von den Par- 
lamenten der Mitgliedstaaten zu ratifizieren ist. Ent- 
sprechende Vorschläge können von den Regierungen 
oder von der Hohen Behörde dem Ministerrat unter- 
breitet werden, der über die Notwendigkeit der Ab- 
haltung einer Konferenz der Mitgliedstaaten Beschluß 
faßt (Art. 96). 

So sind in dem Vertrag selbst alle Möglichkeiten 
enthalten, um seine Prinzipien in dynamischer Weise 
fortzuentwickeln und der jeweiligen Lage anzu- 
passen. Er soll auch nicht auf die Staaten beschränkt 
bleiben, die ihn abgeschlossen haben. Alle euro- 
päischen Staaten sind aufgefordert, dem Vertrag bei- 
zutreten, wofür ein besonderes Verfahren vorge- 
sehen ist (Art. 98). 


Anhang 
Die Entstehung des Vertrages der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Am 9. Mai 1950 verkündete der französische Außen- 
minister Robert Schuman, einen Beschluß des franzö- 
sischen Ministerrates über einen Vorschlag zur Vereini- 
gung der Kohle- und Stahlproduktion Deutschlands, 
Frankreichs und weiterer europäischer Länder, die sich 
diesem Plan anzuschließen wünschen (Europa-Archiv 
11/1950, S. 3091-—92). Auf Grund eines gemeinsamen 
Kommuniques der Regierungen Frankreichs, Belgiens, 
Deutschlands, Italiens, Luxemburgs und der Niederlande 
vom 3. Juni 1950 (Europa-Archiv, 13/1950, S. 3173) be- 
gannen am 20. Juni 1950 zwischen den Vertretern der 
genannten Regierungen die Verhandlungen über den Plan 
der französischen Regierung. 

Die Bundesregierung hatte folgende Mitglieder des 
Deutschen Verhandlungsausschusses für die Konferenz 
über den Schuman-Plan ernannt: 

a) Professor Dr. iur. Walter Hallstein, Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes (Leiter) 

b) Ministerialdirektor Herbert Blankenhorn, Auswärtiges 
Amt 

c) Dr. Hans Boden, Vorstandsmitglied der AEG 

d) Dr. Walter Bauer, ehem. deutscher Beobachter bei 
der Ruhrbehörde 

e) Hans vom Hoff, Mitglied des Bundesvorstandes des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. 

Als Generalsachverständige waren dem Verhandlungs- 

ausschuß beigegeben: 

a) Dr. Hans Werner von Dewall (für Kohle) 

b) Max Carl Müller (für Stahl) 
Ständiger Berater in Rechtsfragen war 
Ministerialrat Prof. Dr. Carl Friedrich Ophüls. 

Das Sekretariat des Verhandlungsausschusses wurde 
geleitet von 

Legationsrat Dr. Hans Ulrich von Marchtaler. 

Außerdem wurden in großem Umfang Sachverständige 
der Behörden, Unternehmen, Gewerkschaften und Ver- 
bände zu den Beratungen der Konferenz oder des Deut- 
schen Verhandlungsausschusses hinzugezogen. 
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Zur Behandlung aller mit den Verhandlungen über 
den Schuman-Plan zusammenhängenden Fragen wurde 
ein Kabinettsausschuß der Bundesregierung bestimmt, 
der auch dem Deutschen Verhandlungsausschuß die 
Richtlinien für die Führung der Verhandlungen zu er- 
teilen hatte. Dem Kabinettsausschuß gehörten an: 

a) der Bundeskanzler 

b) der Stellvertreter des Bundeskanzlerss und Bundes- 
minister für den Marshall-Plan 

c) der Bundesminister für Wirtschaft 

d) der Bundesminister der Finanzen. 


Zur Beratung des Kabinettsausschusses und des 
Deutschen Verhandlungsausschusses wurden Sachver- 
ständigenausschüsse gebildet, und zwar 
a) ein Koordinierungsausschuß 
b) ein Ausschuß für wirtschaftlich-technische Fragen 
c) ein juristischer Ausschuß 

Zu Mitgliedern der Ausschüsse wurden sachverständige 
Persönlichkeiten aus allen Gebieten der Wirtschaft be- 
rufen. Die Ausschüsse umfaßten insgesamt 84 Mitglieder. 


Zur Verbindung zwischen den zuständigen Stellen der 
Bundesregierung und dem Deutschen Verhandlungs- 
ausschuß und für die technischen Arbeiten diente das 
Sekretariat für Fragen des Schuman-Plans im Aus- 
wärtigen Amt (Leiter: Oberregierungsrat Dr. Ulrich 
Sahm). 

Die Delegationen der sechs Länder, die dem franzö- 
sischen Vorschlag vom 9. Mai 1950 beigetreten sind, 
haben ihre Arbeit zur Verwirklichung des Schuman- 
Plans am 20. Juni 1950 in Paris begonnen. Den Vor- 
sitz führte im Einvernehmen aller Delegationen der Chef 
der französischen Delegation, Herr Jean Monnet. Je nach 
Bedarf wurden zur Bearbeitung einzelner Sachgebiete 
Ausschüsse und Unterausschüsse eingesetzt. 


Gemeinsame Protokolle über die Beratungen wurden 
nicht angefertigt. Die französische Delegation arbeitete 
von Zeit zu Zeit gewisse zusammenfassende Uebersichten 
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über die Verhandlungsergebnisse aus (zunächst in Form 
von Memoranden, später in Form von Vertragsentwürfen), 
die dann als Grundlage für die weiteren Verhandlungen 
dienten. 

Die Verhandlungen der Delegationen dauerten mit 
kurzen Unterbrechungen bis zum 19. März 1951. An 
diesem Tage fand die Paraphierung des Vertragsentwurfes 
mit Ausnahme einiger Bestimmungen statt, die der Ent- 
scheidung durch eine besondere Konferenz der Außen- 
minister vorbehalten blieben. 


Diese Außenministerkonferenz begann am 12. April 
1951 in Paris. An ihr nahmen teil: 


für Deutschland Dr. Konrad Adenauer 
Bundeskanzler und Bundesminister 
des Auswärtigen 

Herr Paul van Zeeland 
Minister des Auswärtigen 
Herr Joseph Meurice 
Minister für Außenhandel 
Herr Robert Schuman 
Minister des Auswärtigen 
Graf Carlo Sforza 
Minister des Auswärtigen 
Herr Joseph Bech 
Minister des Auswärtigen 


für Belgien 


für Frankreich 
für Italien 


für Luxemburg 


Herr Dirk Udo Stikker 

Minister des Auswärtigen 

Herr Johannes R. M. van den Brink 
Wirtschaftsminister 


Am 18. April 1951 unterzeichneten diese Vertreter der 
sechs am Schuman-Plan beteiligten Länder folgende 
Dokumente: 


für die Niederlande 


1. Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl 
2. Protokoll über die Privilegien und Immunitäten der 
Gemeinschaft 
Protokoll über die Beziehungen zum Europa-Rat 
Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs 
Abkommen über die Uebergangsbestimmungen 
Protokoll über die Interims-Konferenz 
Europäische Deklaration (Sechs-Mächte-Erklärung). 
Ferner fand am gleichen Tage ein Briefwechsel zwi- 
schen dem französischen Außenminister und dem Bundes- 
kanzler und Bundesminister des Auswärtigen über die 
Stellung des Saargebietes statt. 

Schließlich richtete der französische Außenminister an 
den Bundeskanzler und Bundesminister des Auswärtigen 
ein Schreiben über die Aufhebung des Ruhrstatuts und 
anderer besatzungsrechtlicher Beschränkungen. 


SUR ED 


Schreiben des französischen Außenministers Schuman an Bundeskanzler Adenauer hinsichtlich der 
Aufhebung der Beschränkungen für die deutsche Stahlproduktion und der Funktionen der Ruhrbehörde 


Herr Bundeskanzler! Paris, 18. April 1951 


Im Augenblick der Beendigung der Besprechungen über 
den Schuman-Plan ist es mir ein Bedürfnis, Ihnen zu 
sagen, wie sehr die französische Regierung die besonders 
freundliche Atmosphäre zu schätzen weiß, in der sich die 
Verhandlungen abgespielt haben und zu einem glück- 
lichen Abschluß gelangt sind. 

Die heute unterzeichneten Abkommen schaffen eine 
europäische Gemeinschaft von übernationalem Charakter. 
Sie verwirklichen die Zusammenlegung der Produktions- 
möglichkeiten für Kohle und Stahl in den sechs Ländern 
unter der Autorität der Gemeinschaft und im Interesse 
aller beteiligter Länder auf der Grundlage völliger Gleich- 
berechtigung. Sie eröffnen damit eine neue Aera in den 
Beziehungen zwischen den beteiligten Ländern und stel- 
len einen entscheidenden Abschnitt auf dem Wege zu 
der europäischen Integration dar. 

Die Deutschland auf dem Gebiete der Kohle und des 
Stahls auferlegten besonderen Verpflichtungen sind nach 
Auffassung der französischen Regierung nicht mehr mit 
den gemeinsamen Normen vereinbar, denen alle Unter- 
zeichnerstaaten des Vertrages in gleicher Weise unter- 
worfen sind. 

Die französische Regierung ist demgemäß und vorbe- 
haltlich der Zustimmung der beteiligten Regierungen der 
Auffassung, daß die folgenden Maßnahmen getroffen 
werden müßten: 

1. Die gegenwärtig von der Ruhrbehörde ausgeübten 
Funktionen müßten in dem Maße erlöschen, in dem die 
Hohe Behörde die Befugnisse zur Ausübung ihrer Zu- 
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ständigkeit gemäß der Konvention über die Uebergangs- 
bestimmungen erhält. Die Ruhrbehörde und das Lon- 
doner Abkommen vom 28. April 1949, mit welchem sie 
eingesetzt wurde, müßten sodann im Einvernehmen mit 
den Unterzeichnerstaaten spätestens mit der Errichtung 
des gemeinsamen Marktes für Kohle außer Kraft treten. 
2. Soweit es sich um die Stahlproduktion und die Pro- 
duktionskapazität für Stahl handelt, dürfte Deutschland 
nur noch den auf alle Unterzeichnerstaaten gemeinsam 
anwendbaren Normen unterworfen sein. Demgemäß 
müßten die Beschränkungen für die Produktion und die 
Produktionskapazität Deutschlands für Stahl bei dem 
Inkrafttreten des Vertrages aufgehoben werden. 


3. Die Hohe Kommission müßte darauf verzichten, für 
sich selbst und für die ihr angegliederten Stellen ein- 
schließlich der Kontrollgruppen diejenigen ihrer Funk- 
tionen auf dem Gebiet von Kohle und Stahl auszuüben, 
für welche die Hohe Behörde die Zuständigkeit erhalten 
hat, und zwar in dem Maße in dem diese ermächtigt sein 
wird, diese Zuständigkeit gemäß der Konvention über 
die Uebergangsbestimmungen auszuüben. 


Die Gesamtheit der in diesem Schreiben vorgesehenen 
Maßnahmen würde spätestens mit der Errichtung des 
gemeinsamen Marktes in Kraft treten. Die französische 
Regierung beabsichtigt, alsbald nach Unterzeichnung des 
Vertrages sowohl bei den Unterzeichnermächten des 
Londorier Abkommens als auch bei den übrigen Be- 
satzungsmächten die Schritte zu unternehmen, die zur 
Erwirkung ihrer Zustimmung zu den vorstehenden Maß- 
nahmen erforderlich sind. gez. Schuman 
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Eisen- und Stahlindustrie in Europa 


Statistische Daten zu der Karte „Eisen- und Stahlindustriein Europa“ 


Hauptsächliche Eisenerz -Vorräte (in Millionen Tonnen) 


Wahr- R Wahr- : 
: Durchschn. | E h. . Durchschn. | E h. 
see Land und Fundstätte ng Elengeh, a Nr'auf Land und Fundstätte Be Eisengeh. a 
arte ar. in %0 Vorräte |j der Karte I ar Ei 1 ee Rn Bach TE ee a BE a 2 a in.o Vorräte I ri 1 a ee 
EUROPA , EUROPA (Forts.) | 
Oesterreich Spanien 
1 Erzberg 200 36 72 30 Oviedo-Lugo 269 47 126 
31 Santand 45? 47 21 
Tschechoslowakei 99, Ber a 
ao 40 47 19 
2 Nusice-Zdice 334 35 117 38 Mer 140 54 76 
> SD 34 | Cartagena | a| 2 
Frankreich 35 Almeria 69 47 32 
4 Normandie 800 45 360 Schweden 
5 Bretagne 1.000 25 250 36 Kiruna 2200 63 | 1400 
6 Lothringen* 4 600 32 1472 37 Lappmarken 300 63 190 
fi Nancy 230° 32 74 38 Gättivare 250 63 160 
8 Ost-Pyrenäen 100 50 50 39 Bergslagen 220 58 130 
Deutschland Schweiz 
9 Osnabrück sl 28 9 40 Fricktal 90 28 14 
10 Salzgitter-Peine 1 650 30 495 Türkei 
11 Sieg, Lahn, Dill 165 33 54 41 Torbali 10? 50 5? 
12 Thüringen = 35 = 49 Ku 10? 50 5 
13 Bayern 0 43 
Di 31 60 19 
14 | Baden 2 | 2| = une 
Großbritannien 
Griechenland 44 Westküste as 50 |> 38 
15 | Atalanti-Larymna 10 50 5 45 Cleveland 275 29 65 
46 Frodingham 760 22 154 
Ungarn 
2 000 30 600 
I U ERadah 24 39 9 47 | Northampshire 
Bert 48 Marlstone 325 25 8 
Italien 
Sowjetunion 
Hi ee : pP 49 | Kursk so| 5 | ı 
a 
K R 1491 55 20 
19 Bergamo | «as 43 6 ir a ; 
Jugoslawien 
Luxemburg* 270 30 8l 51 Croatia 5 50 g 
Nöneegen 52 Braun I 45 | se 
20 Sydvaranger 1000 35 350 53 ae» 00 50 
21 Ofoten-Salangen 45 831 14 | 
22 | Dunderland 1000 | ss | 880 REN Re 
23 | Fosdalen 100 35| 8 ee “ j. 2 
24 | Rödsand »2®| 0 8 = en 8 
25 Sogndal 1 35 1 Span. Marokko 
55 Rif 42 64 27 
Polen u. unter poln. 
Verwaltung Algerien 
26 Kielce-Radom 60 28 ET 56 Beni Saf 5 53 3 
27 Tschenstochau 87 30 26 57 Zaccar 11 53 6 
58 Dschebel Bou 
Portugal Amrane 1 53 1 
28 |  Moncorvo a a WR 59 | Ouenzas 2| 50| se 
Rumänien Tunesien 
29 Posana Rusca 45 45 21 Dscherissa® 30 50 15 
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ANchı: V /f 
Lo. Mau AGST 


e 


Hauptsächliche Kohlenvorräte (in Millionen Tonnen) 


Nr. auf Wahrscheinl. 
Gr kare Land und Fundstätte derKune | Mmtwmärendnine | | Moksohle || derKame | 1 
EUROPA 
Oesterreich 
60 Niederösterreich 3 
Belgien 
61 Campine 8 000 
62 Südbecken: Liege? \ 
3.000 
63 Südbecken: andere 
Tschechoslowakei 
64 Kladno 237 
65 Pilsen 46 
66 Ostrau-Karvinna 27 962 
Frankreich® 
67 Norden u. Pas 
de Calais 3500 
68 Moselle > 5860 
69 Burgund 82 
70 Loire 230 
71 Mitte 50 
72 Gard u. Herault |> 460 
73 Tarn u. Aveyron 162 
74 Alpen 50 
Deutschland 
75 Niedersachsen 228 
76 Ruhr-Ibbenbüren 213 600 
77 Aachen 10 500 
78 Sachsen >> 225 
Ungarn 
79 Pecs 113 
Italien 
80 Sardinien? > 24 
Niederlande 
8 Limburg 4 402 
Polen u. unter poln. 
Verwaltung 
82 Niederschlesien 2944 
83 Oberschlesien 190 000 


I 


davon 
Kokskohle 


480° 


4 000° 


100° 


145 000° 
> 3200 


2 100° 


1500? 
18 200 


 — 


Rn Land und Fundstätte 
EUROPA (Forts.) 
Rumänien 

84 Aninal! 
85 Saar 
Spanien 
86 Oviedo 
87 Leön 
88 Ciudad Real 
Türkei 
89 Zonguldak!? 
Großbritannien?® 
90 Schottland 
91 Cumberland 
92 Northumberland, 
Durham 
93 Nordstaffs, Lancs. 
u.Cheshire 
94 Yorkshire, Derbys., 
Notts. u, Lei- 
cestershire 
95 Nordwales u. 
Shropshire 
96 Südstaffs. u. 
Warwickshire 
97 Südwales 
98 Kent 
Sowjetunion 
99 Moskaubecken 
100 Donezbecken 
Jugoslawien 
101 Pola1? 
102 Nord-Ost-Serbien 
NORDAFRIKA 
Franz. Marokko 
103 Oudja-Gebiet 


Wa :rscheinl. 
Steinkohlen- 


Vorrat ® 


> 2500 


davon 
Kokskohle 


3.049 
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Nr auf 
der Karte 


104 
105 


106 
107 
147 


108 
109 
110 
111 
112 


113 


114 


115 


116 
117 
118 
119 
120 
121 
122 
123 
124 
125 
126 


127 
128 
129 
130 
131 
132 
133 
134 


135 
136 


Eisen- und Stahlindustrie in Europa 


Die Hauptproduktionszentren für Roheisen und Rohstahl in Europa 
(Höchster Jahresertrag auf Grund der Monatsbestzahl 1948/49) 


Land und Zentrum | 


EUROPA 
Oesterreich 
Linz 
Donawitz-Gebiet 
Belgien 
Charleroi-Gebiet 
Liege-Gebiet 
Provinz Luxem- 
burg! - 


Tschechoslowakei 
Komotau 
Kladno 
Pilsen 
Teschen 


Slowakei 


Dänemark 
Aalborg — Frede- 
rikshavn — Ko- 
penhagen 
Varde 


Finnland 
Vuoksennika- 
Imatra 


Frankreich 
St. Nazaire 
Caen 
Norden 
Ardennen 
Lothringen 
Nancy 
Creusot 
Montlugon 
St. Etienne 
Alpen 
Ariege 

Deutschland 
Herrenwyk 
Osnabrüc-Gebiet 
Ruhr 
Sieg, Lahn, Dill 
Peine-Gebiet 
Hennigsdorf 
Thale 

- Riesa-Gräditz- 

Gebiet 

Unterwellenborn 
Amberg-Gebiet 
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Roheisen 
in 
Ts. to!5 


Rohstahl 


Nr. auf 
der Karte 


137 


138 
139 


140 
141 


142 
143 


144 
145 
146 


147 


148 
149 


150 
151 
152 
153 


154 
155 
156 


157 


158 


159 


160 


161 


162 
163 


| Land und Zentrum | 


EUROPA (Forts.) 
Griechenland 
Piräus-Gebiet 


Ungarn 
Ozd-Diosyör-Geb. 
Csepel Insel 


Italien 

Tal von Aosta 

Mailand-Bergamo- 
Brescia-Gebiet 

Turin 

Savona-Novi 
Genua-Gebiet 

Piombino 

Terni 

Neapel-Gebist 


Luxemburg!*® 


Niederlande 
Ymuiden 
Utrecht 


Norwegen 
Bremanger 
Aardal 
Oslo 
Stavanger 


Polen u. unter poln. 
Verwaltung 


Elbing 
Ostrowiec-Gebiet 
Oberschlesien 


Rumänien 
Eisenmarkt-Calan- 
Gebiet 
Reschitza 


Saar 


Spanien 
Oviedo 
Santander 
Baskische Provinz 
Sagunto 


Roheisen 
in 
Ts. to 


9517 


35 


700 
150 


100 


250 


350 


250 


245 


130 


425 
140 


2 


2 


2 
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INTERNATIONALE STATISTIK 


Die Hauptproduktionszentren für Roheisen und Rohstahl in Europa 


(Fortsetzung) 
N r Roheisen Rohstahl Kerze Roheisen on 
r. au 5 3 2 
FR Fe Land und Zentrum De BE BEN Land und Zentrum va Ir no 
EUROPA (Forts.) EUROPA (Forts.) 
Schweden Sowjetunion 
164 Lulea 200 100 181 Tula-Gebiet “n {A en 
Mittelschweden 182 Lipezk 
2 > ” I 183 Woronesch 140 370 
Schweiz 184 Stalino-Woroschi- 
166 Choindez 40 = lowsk-Gebiet 3.000 2560 
167 Gerlafingen e 100 185 Dnjepropetrowsk- 
168 Klus = 40 Gebiet 1810 1550 
186 Kriwoi Rog 790 680 
Inn sur 187 | Mariupol 1 120 950 
169 wien 90 25 188 Kertsch 480 410 
Ai en Jugoslawien? 
170 Karabük 140 130 189 Tesenice 10018 2901 
Großbritannien 190 re eo 
Glasgow-Gebiet ebie — 
in en > 2 er: 191 Caprag-Topusco- 
Workington . Beslinac 50, Bas 
173 Nord-Ost-Küste 9,550 3.400 192 Vares-Zenica 60 n 
174 Süd-Lancashire? 200 1400 193 Smedorovo — 
175 Süd-Yorkshire u. 
Nord-Derby- 
shire? 700 2450 
176 Lincolnshire 1370 1 600 
177 Midlands 570 900 
178 Süd-Wales 1270 3 400 
179 Northamptonshire? 1600 650 
180 Dagenham? 100 — 
Anmerkungen 


1) Auf Grund der verschiedenen Schätzungsmethoden der 
einzelnen Länder und der verschiedenartigen Bewertung der 
Reserven sind die nachstehenden Zahlen nicht immer absolut 
vergleichbar. 

2) Schätzung des Sekretariats der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Europa. 

3) Wenngleich der durchschnittliche FeGehalt der Vor- 
kommen in der Bretagne nur 25 °/o beträgt, erweist die gegen- 
wärtige Produktion einen FeGehalt von 49 ®o. 

4) Die Vorkommen in Lothringen und Luxemburg werden 
auf der Karte als ein Gebiet gezeigt. Die luxemburgischen 
Vorkommen schließen 300 000 Tonnen (1 Million t Erz mit 
80 %/o FeGehalt) der Vorräte in Belgien ein. 

5) Die Vorkommen von Ouenza und Dscherissa sind auf 
der Karte als ein Gebiet dargestellt. 

6) Bis zu einer Teufe von 2000 Meter. 

?) Die Vorkommen von Liege stellen nur einen Bruchteil 
der Gesamtvorkommen des Südbeckens dar. 

8) Einschließlich möglicher Vorräte, die etwa 62 Prozent der 
Gesamtvorräte darstellen (wahrscheinliche + mögliche), 

9) Nicht als Hüttenkoks geeignet. 

10) Bis einschließlich 1937 wurde die Förderung dieses 
Beckens als Braunkohle bezeichnet. 

11) Auf weitere Vorräte von 100 Millionen Tonnen in den 
Almasbergen kann notfalls zur Verkokung zurückgegriffen 
werden. 

12) Die Vorräte von Zonguldak bestehen hauptsächlich aus 
Kokskohle. 

13) Die Zahlen für Großbritannien beziehen sich nur auf 
die geplanten erschlossenen Vorräte bis zum Jahr 2042. Sie 
belaufen sich auf etwa 20000 Millionen Tonnen gegenüber 


IV 


einer wahrscheinlichen Gesamtreserve von 200 000 Millionen 
Tonnen, 

14) Die Vorräte von Pola belaufen sich etwa auf 100 Mil- 
lionen Tonnen. Die gegenwärtige Jahresförderung beträgt 
durchschnittlich 300 000 Tonnen. 

15) Einschließlich Hochofeneisenlegierungen. 


16) Die Erzeugung im südöstlichen Teil der belgischen 
Provinz Luxemburg wurde Luxemburg zugerechnet. 


17) Roheisen wird gegenwärtig in Sauda etwa 80 km nord- 
östlich Stavanger hergestellt. Die Jahreskapazität beträgt 
27 000 Tonnen. 


18) Berichtigte Zahlen. 


Hinweis: Wenn auch die gegenwärtig nicht aus- 
gebeuteten Erzlager mit einbezogen werden, erhöht sich die 
Zahl für Großbritannien von insgesamt 938 Millionen Tonnen 
auf 3467 Millionen Tonnen. Für Frankreich würden sich die 
Zahlen von 2206 Millionen auf 3320 Millionen Tonnen erhöhen. 


Die Zahlen für die Sowjetunion umfassen nur hochgrädige 
Vorräte. Ausgenommen sind eine Industriereserve von 608 
Millionen (1600 Millionen Tonnen Erz mit 38% FeGehalt) 
auf der Halbinsel Kertsch und weitere 18500 Millionen Ton- 
nen (50 000 Millionen mit 37 %/o FeGehalt) in Kriwoi Rog und 
6900 Millionen Tonnen (19 700 Millionen mit 35 /o FeGehalt) 
in der Nähe von Kursk, die gegenwärtig alle noch nicht aus- 
gebeutet werden, 

Im Falle Spaniens sind die bedeutenden Vorkommen von 
Ponferrada in Leön (100 Millionen Tonnen Erz) sowie auch 
die Vorkommen von Rio Tinto und Sevilla nicht berücksichtigt. 
Die Ausbeutung der beiden letztgenannten Vorkommen ist 
nicht länger wirtschaftlich. 
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a 

PROTOKOLL ‚ÜBER DIE  BEZIEHUN 3 

GEN ZUM EUROPARATT. Ser 

RE NE AU - 1 


BRIEFWECHSEL ZWISCHEN DER RE- 
GIERUNG DER BUNDESREPUBLIK 
BL DEUTSCHLAND UND DER REGIE 
SEI LE ZCOUVERNEMENT DE (LA:  RUNG.DER FRANZÖSISCHEN REPU- 
_ REPUBLIQUE FRANCAISE CONCER- BLIK ÜBER DIE SAAR EEE 
NANT BAT SARREnS.. .... AOTE 7 


TRAITE 


LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE 
FEDERALE D’ALLEMAGNE, SON AL- 
IRESSE ROYAER LE PRINCE ROYAL DE 
BELGIQUE, LE PRESIDENT DE LA RE- 
PUBLIQUE FRANCGAISE, LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE, SON 
BI:EESSE ROYALE LA GRANDE” DU- 
CHESSE DE LUXEMBOURG, SA MA- 
JESTE LA REINE DES PAYS-BAS. 


CoNsIDERANT que la paix mondiale ne peut 
A 
etre sauvegard&e que par des efforts cr&ateurs 
& la mesure des dangers qui la menacent; 


Convaıncus que la contribution qu’une 
Europe organisee et vivante peut apporter 
ä la civilisation est indispensable au maintien 
de relations pacifiques; 


ConscIENTsS que l’Europe ne se construira 
que par des realisations concretes cr&ant 
d’abord une solidarite de fait, et par l’Etablis- 
sement de bases communes de developpe- 
ment &conomique; 


Soucıeux de concourir par l’expansion 
de leurs productions fondamentales au rele- 
vement du niveau de vie et au progres des 
oeuvres de paix; 


\ 


R£sorus & substituer aux rivalites secu- 
laires une fusion de leurs interets essentiels, 
i fonder par l’instauration d’une commu- 
naut& &conomique les premitres assises d’une 
communaute plus large et plus profonde 
entre des peuples longtemps opposes par des 
divisions sanglantes, et & jeter les bases 
d’institutions capables d’orienter un destin 
desormais partage, | 


OnT D£cıpk de creer une Communaute 
Europ&enne du Charbon et de l’Acier et ont 
designe & cet effet comme Plenipotentiaires; 
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VERTRAG 


DER. PRÄSIDENT "DER BUNDES: 
REPUBLIK DEUTSCHLAND, #SEINE 
KONIGLICHE HOHEIT DER KRON- 
PRINZ. VON ‚BELGIEN, DER -PRASIE 
DENT DER FRANZÖSISCHEN  RE- 


PUBLIK, DER PRÄSIDENT DER ITA- 


LIENISCHEN REPUBLIK, IHRE KOÖNIG- 
LICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN 
VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT 
DIE KONIGIN DER NIEDERLANDE, 


HABEN 


IN DER ERwÄGUNG, daß der Weltfriede nur 
durch schöpferische, den drohenden Gefah- 
ren angemessene Anstrengungen gesichert 
werden kann, 


IN DER ÜBERZEUGUNG, daß der Beitrag, 
den ein organisiertes und lebendiges Europa 
für die Zivilisation leisten kann, zur Auf- 
rechterhaltung friedlicher Beziehungen uner- 
läßlich ist, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß Europa nur durch 
konkrete Leistungen, die zunächst eine tat- 
sächliche Verbundenheit schaffen, und durch 
die Errichtung gemeinsamer Grundlagen 
für die wirtschaftliche Entwicklung aufge- 
baut werden kann, \ 


IN DEM BEMÜHEN, durch die Ausweitung 


ihrer Grundproduktionen zur Hebung des 
Lebensstandards und zum Fortschritt der 
Werke des Friedens beizutragen, 


ENTsSCHLossen, an die Stelle der jahrhun- 


dertealten Rivalitäten einen Zusammenschluß 
ihrer wesentlichen Interessen zu setzen, durch 
die Errichtung einer wirtschaftlichen Ge- 
meinschaft den ersten Grundstein für eine 
weitere und vertiefte Gemeinschaft unter 
Völkern zu legen, die lange Zeit durch 
blutige Auseinandersetzungen entzweit 
waren, und die institutionellen Grundlagen 
zu schaffen, die einem nunmehr allen ge- 
meinsamen Schicksal die Richtung weisen 
können, 


BESCHLOSSEN, eine Europäische Gemein- | 


schaft für Kohle und Stahl zu gründen und zu 
diesem Zweck als Bevollmächtigte bestellt: 


3991 


LE Pr£sıpent DE LA R£PUBLIQUE FEDÄRALE 
D’ÄLLEMAGNE: 


Monsieur le Doctenr Konrad ADENAUER, 


Chancelier et Ministre des Affaires Etrangeres; 


SoN ALTESSE RoyALE Le Prince RovAL DE 
BELGIQUE: 


Monsieur Paul van ZEELAND, Ministre 
des Affaires Etrangeres 


Monsieur Joseph MEURICE, Ministre du 
Commerce Exterieur; 


LE PR£SIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANGAISE : 


Monsieur Robert SCHUMAN, Ministre des 
Affaires Etrangeres; 


LE PrR£sSIDENT DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE: 


Monsieur Carlo SFORZA, Ministre des 
Affaires Etrangeres; 


SoN ALTESSE RoyALE LA GRANDE DuchHEssE 
DE LUXEMBOURG : 


Monsieur Joseph BECH, ee des 
Affaires Etrangeres; 


Sa MAJESTE LA Reıne Des Payvs-Bas: 


Monsieur Dirk Udo STIKKER, Ministre 
des Affaires Etrangeres; 


Monsieur Johannes Roelof Maria van 


"den BRINCK, Ministre des Affaires Eco- 


nomiques; 


LESQUELS, apres avoir &chang& leurs 
pleins pouvoirs, reconnus en bonne et due 
forme, sont convenus des dispositions qui 
suivent. 


3992 


Der ee 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 


Herrn Doktor Konrad ADENAUER, 
Bundeskanzler und Bundesminister des Aus- 
wärtigen; 


SEINE KÖNIGLICHE HOoHEIT- 
DER KRONPRINZ VON BELGIEN: 


Herrn Paul VAN ZEELAND, Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten; 


Herrn Joseph MEURICIE, Minister für 
den Außenhandel; 


DER PRÄSIDENT 
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 


Herrn Robert SCHUMAN, Minister = 
Auswärtige Angelegenheiten; 


Der PRÄSIDENT 
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 


Herrn Carlo SFORZA, Minister für Aus- 
wärtige Angelegenheiten; 


IHnrEe KÖNIGLICHE HOoHEIT 
DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG: 


Herrn Josef BECH, Minister für Aus- 
wärtige Angelegenheiten; 


Inre MAJESTÄT 
DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE: 


Herrn Dirk U. STIKKER, Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten; 


Herrn Johannes Roelof Maria VAN DEN 
BRINK, Wirtschaftsminister; 


die nach Austausch ihrer als gut und 
gehörig befundenen Vollmachten die folgen- 
den Bestimmungen vereinbart haben. 
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TITRE PREMIER 


Ben Command 
Europeenne du Charbon 
et de. PAcıer 


ARTICLE 1 


Par le present Trait& les Haures ParrıEs 
CONTRACTANTES instituent entre Elles une 
COMMUNAUTE EUROPEENNE DU CHARBON ET 
DE L’ACIER, fondee sur un march& commun, 
des objectifs communs et des institutions 
communes. 


ARTFICHE2 


La Communaute Europeenne du charbon 
et de l’acier a pour mission de contribuer, 

en harmonie avec l’&conomie generale des 
Etats membres et gräce & l’&tablissement d’un 
marche commun dans les conditions de£finies 
a Particle 4, ä Pexpansion &conomique, au 
developpement de l’emploi et au relevement 
du niveau de vie dans les Etat membres. 


La Communaut& doit realıser l’etablisse- 
ment progressif de conditions assurant par 
elles-mömes la r&partition la plus rationnelle 
de la production au niveau de productivite 
le plus &leve, tout en sauvegardant la conti- 
nuite de ’emploi et en Evitant de provoquer, 
dans les &conomies des Etats membres, des 
troubles fondamentaux et persistants. 


ARTICLE: 3 


Les institutions de la Communaute doi- 
vent, dans le cadre de leurs attributions res- 
pectives et dans l’inter&t commun: 


a) veiller & l’approvisionnement regulier 
du marcheE commun, en tenant compte des 
besoins des pays tiers; 

b) assurer 4 tous les utilisateurs du march& 
commun places dans des conditions compa- 
rables un Egal acces aux sources de produc- 
tion; 

c) veiller ä l’etablissement des prix les plus 
bas dans des conditions telles qu’ils n’entrai- 
nent aucun relevement corr£latif des prix 
pratiques par les m&mes entreprises dans 
d’autres transactions nı de l’ensemble des 


- 
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ERSTER TITEL 


Die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 


ARTIREL“1 


Durch diesen Vertrag begründen die HoHuen 
VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE unter sich eine 
EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND 
STAHL; sie beruht auf einem gemeinsamen 
Markt, verfolgt gemeinsame Ziele und hat 
gemeinsame Organe. 


ARTIKEL 2 
Die Europäische Gemeinschaft für Kohle 


und Stahl ist dazu berufen, im Einklang mit 


der Gesamtwirtschaft der Mitgliedstaaten 
und auf der Grundlage eines gemeinsamen 
Marktes, wie er in Artikel 4 näher bestimmt 
ist, zur Ausweitung der Wirtschaft, zur Stei- 
gerung der Beschäftigung und zur Hebung 
der Lebenshaltung in den Mitgliedstaaten 
beizutragen. 


Die Gemeinschaft hat in fortschreitender 
Entwicklung die Voraussetzungen zu schaf- 
fen, die für sich allein die rationellste Ver- 
teilung der Erzeugung auf dem -höchsten 
Leistungsstande sichern; sie hat hierbei dafür 
zu sorgen, daß keine Unterbrechung in der 
Beschäftigung eintritt, und zu vermeiden, daß 


' ım Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten tief- 


greifende und anhaltende Störungen hervor- 
gerufen werden. 


ARTIKEL 3 


Die Organe der Gemeinschaft haben im 
Rahmen der jedem von ihnen zugewiesenen 
Befugnisse und im gemeinsamen Interesse 


a) für eine geordnete Versorgung des ge- 
meinsamen Marktes unter Berücksichtigung 
des Bedarfs dritter Länder zu sorgen; 


b) allen in vergleichbarer Lage befind- 
lichen Verbrauchern des gemeinsamen Mark- 
tes gleichen Zugang zu den Produktions- 
gütern zu sichern; 


c) für die Festsetzung niedrigster Preise 
unter den Bedingungen Sorge zu tragen, daß 
diese Preise nicht gegenseitig eine Erhöhung 
der von den gleichen Unternehmen bei an- 
deren Geschäften angewandten Preise oder 
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prix dans une autre p£riode, tout en permet- 
tant les amortissements necessaires et en 
menageant aux capitaux engages des possi- 
bilites normales de remune£ration; 


d) veiller au maintien de conditions inci- 
tant les entreprises & developper et & ame&- 
liorer leur potentiel de production et & pro- 
mouvoir une politique d’exploitation ration- 
nelle des. ressources naturelles &vitant leur 
epuisement inconsidere; | 

e) promouvoir l’am&lioration des condi- 
tions de vie et de travail de la main-d’oeuvre, 
permettant leur &galisation dans le progres, 
dans chacune des industries dont elle a la 
charge; 

f) promouvoir le developpement des Echan- 
‚ges internationaux et veiller au respect de 
limites @quitables dans les prix pratiqu&s sur 
les march&s ext£rieurs; 


g) promouvoir l’expansion reguliere et la 
modernisation de la production ainsi que 
 Pamelioration de la qualite, dans des con- 
ditions qui Ecartent toute protection contre 
les industries concurrentes que ne justifierait 
pas une action illEgitime mende par elles ou 
en leur faveur. 


ARTICLE 4 


Sont reconnus incompatibles avec le 
marche commun du charbon et de Pacier et, 
en consequence, sont abolis et interdits dans 
les conditions prevues au present Traite, & 
Pinterieur de la Communaute: 

a) les droits d’entree ou de sortie, ou taxes 
d’effet &quivalent, et les restrictions quanti- 
tatives A la circulation des produits; 


b) les mesures ou pratiques &tablissant une 
discrimination entre producteurs, entre ache- 
teurs ou entre utilisaterırs, notamment en ce 
qui concerne les conditions de prix ou de 
livraison et les tarifs de transports, ainsi que 
les mesures ou pratiques faisant obstacle au 
libre choix par l’acheteur de son fournisseur; 


c) les subventions ou aides accord&es par 
les Etats ou les charges sp£ciales imposees par 
eux, sous quelque forme que ce soit; 
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der Gesamtheit der Preise während eines 


anderen Zeitabschnittes zur Folge haben; 


hierbei sind die erforderlichen Abschreibun- 
gen zu ermöglichen und den hereingenom- 
menen Kapitalien normale Verzinsungsmög- 
lichkeiten zu bieten; 

d) dafür zu sorgen, daß Voraussetzungen 
erhalten bleiben, die einen Anreiz für die 
Unternehmen bieten, ihr Produktionspoten- 
tial auszubauen und zu verbessern und eine 
Politik rationeller Ausnutzung der natür- 
lichen Hilfsquellen unter Vermeidung von 
Raubbau zu verfolgen; 

e) auf eine Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Arbeiter hinzuwir- 
ken, die es erlaubt, diese Bedingungen im 
Rahmen der Fortschritte in jeder der zu 
ihrem Aufgabenkreis gehörenden Industrien 
einander anzugleichen; 

f) die Entwicklung des zwischenstaatlichen 
Austausches zu fördern und dafür zu sorgen, 
daß bei den Preisen auf den auswärtigen 
Märkten angemessene Grenzen eingehalten 
werden; 


g) die geordnete Ausweitung und Moder- 
nisierung der Erzeugung sowie die Verbesse- 
rung der Qualität so zu fördern, daß Schutz- 
maßnahmen gegen Konkurrenzunternehmen 
nur dann ergriffen werden, wenn sie durch 
eine von diesen Unternehmen oder zu ihren 
Gunsten vorgenommene unzulässige Hand- 
lung gerechtfertigt sind. 


ARTIKEL 4 


Als unvereinbar mit dem gemeinsamen 
Markt für Kohle und Stahl werden inner- 
halb der Gemeinschaft gemäß den Bestim- 
mungen dieses Vertrages aufgehoben und 
untersagt: 


a) Ein- und Ausfuhrzölle oder Abgaben 
gleicher Wirkung sowie mengenmäßige Be- 
schränkungen des Warenverkehrs; 


b) Maßnahmen oder Praktiken, die eine 
Diskriminierung zwischen Erzeugern oder 
Käufern oder Verbrauchern herbeiführen, 
insbesondere hinsichtlich der Preis- und Lie- 
ferbedingungen und der Beförderungstarife, 
sowie Maßnahmen oder Praktiken, die den 
Käufer an der freien Wahl seines Lieferan- 
ten hindern; 


c) von den Staaten bewilligte Subventio- 
nen oder Beihilfen oder von ihnen auferlegte 
Sonderlasten, in welcher Form dies auch 
immer geschieht; 
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d) les pratiques restrictives tendant & la’ 


_ repartition ou 4 Pexploitation des marches. 


ARTIGLE-3 


La Communaute accomplit sa mission, 
dans les conditions prevues au present 
Traite, avec des interventions limit£es. 


A cet effet: 


— Elle &claire et facilite l’action des inte- 
resses en recueillant des informations, en or- 
ganısant des consultations et en definissant 
des objectifs generaux; 


— Elle met des moyens de financement & 
la disposition des entreprises pour leurs in- 
vestissements et participe aux charges de la 
readaptation; 


— Elle assure l’etablissement, le maintien 
et le respect de conditions normales de con- 
currence et n’exerce une action directe sur la 
production et le march& que lorsque les cir- 
constances l’exigent; 


— Elle rend publics les motifs de son 
action et prend les mesures necessaires pour 
assurer le respect des regles prevues par le 
present Traite. 


Les institutions de la Communaute& exer- 
cent ces activites avec un appareil admini- 
stratif reduit, en cooperation £troite avec les 
interesses. 


ARTICLE 6 


La Communaute a la personnalit& juri- 
dique. 

Dans les relations internationales, la Com- 
munaute jouit de la capacit& juridique ne- 
cessaire pour exercer ses fonctions et attein- 
dre ses buts. 


Dans chacun des Etats membres, la Com- 
munaute£ jouit de la capacit& juridique la plus 
large reconnue aux personnes morales natio- 
nales; elle peut, notamment, acquerir et 
aliener des biens immobiliers et mobiliers et 
ester en justice. 


La Communaute est representee par ses in- 
stitutions, chacune dans le cadre de ses attri- 
butions. 
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d) einschränkende Praktiken, die auf eine 
Aufteilung oder Ausbeutung der Märkte ab- 
zielen. 


ARTIKEL 5 


Die Gemeinschaft erfüllt ihre Aufgabe 
unter den in diesem Vertrag vorgesehenen 
Bedingungen durch begrenzte Eingriffe. 

Zu diesem Zweck 

erhellt und erleichtert sie das Handeln der 


Beteiligten dadurch, daß sie Auskünfte ein- 


holt, für Beratungen sorgt und allgemeine 
Ziele bestimmt; 

stellt sie den Unternehmen Finanzierungs- 
mittel für ihre Investitionen zur Verfügung 
und beteiligt sich an den Lasten der Anpas- 
sung; 

sorgt sie für Schaffung, Aufrechterhal- 
tung und Beachtung normaler Wettbewerbs- 
bedingungen und greift in die ‚Erzeugung 
und den Markt nur dann direkt ein, wenn es 
die Umstände erfordern; 

gibt sie die Gründe für ihr Handelz be- 
kannt und ergreift die Maßnahmen, die er- 
forderlich sind, um die Beachtung der Be- 
stimmungen dieses Vertrages zu gewähr- 
leisten. 

Die Organe der Gemeinschaft erledigen 
diese Aufgaben mit einem möglichst kleinen 
Verwaltungsapparat in enger Zusammen- 
arbeit mit den Beteiligten. 


ARTIKEL 6 


Die Gemeinschaft hat Rechtspersönlich- 
keit. 


Im zwischenstaatlihen Verkehr hat die 


Gemeinschaft die für die Durchführung ihrer 
Aufgaben und Erreichung ihrer Ziele erfor- 
derliche Rechts- und Geschäftsfähigkeit. 


Die Gemeinschaft hat in jedem Mitglied- 
staat die weitestgehende Rechts- und Ge- 
schäftsfähigkeit, die juristischen Personen die- 
ses Staates zuerkannt ist; sie kann insbeson- 
dere bewegliches und unbewegliches Vermö- 
gen erwerben und veräußern sowie klagen 
und verklagt werden. 


Die Gemeinschaft wird durch ihre Organe 
im Rahmen ihrer Befugnisse vertreten. 
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TITRE DEUXIEME 


Des Institutions 
de la Communaute 


ARTICLE 7 
Les institutions de la Communaute£ sont: 


— une HaurtE AUTORITE, assistee d’un 
Comite Consultatif ; 


— une AssEMBLEE ÜCOMMUNE, ci-apres 


denomme&e «1’Assemblee » ; 


— un ConseiL SPECIAL DE MINISTRES, 
ci-apres denomme& «le Conseil» ; 


— une CoUR DE JUSTICE, ci-apres denom- 
mee «la Cour». 


Chapitre I 


DE LA HAUTE AUTORITE 


ARTICLE 8 


La Haute Autorit& est chargee d’assurer la 
realisation des objets fixes par le present 
Traite dans les conditions prevues par celui- 
cı. 


ARHILSEE 9 


La Haute Autorit€ est composee de neuf 
membres nomm&s pour six ans et choisis en 
raison de leur compe£tence gen£rale. 

Les membres sortants peuvent tre nom- 
mes de nouveau. Le nombre des membres de 
la Haute Autorit€ peut £tre reduit par de- 
cision du Conseil statuant & l’unanimite. 


Seuls des nationaux des Etats membres 
peuvent &tre membres de la Haute Autorite. 

La Haute Autorit€E ne peut comprendre 
plus de deux membres ayant la nationalite 
d’un me&me Etat. 

Les membres de la Haute Autorit& exer- 
cent leurs fonctions en pleine ind&pendance, 
dans linteret general de la Communaute, 
Dans l’accomplissement de leurs devoirs, ils 
ne sollicitent ni n’acceptent d’instructions 
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ZWEITER TITEL 


Die Organe 
der Gemeinschaft 


ARTIKEL 7 
Die Organe der Gemeinschaft sind: 


die Houe BEHÖRDE, der ein Beratender 


Ausschuß zur Seite steht; 


die GEMEINSAME VERSAMMLUNG, nachstehend 
„die Versammlung“ genannt; 


der BESONDERE MINISTERRAT, nachstehend 
„der Rat“ genannt; 


der GERICHTSHOF. 


Kapitel I 
DIE HOHE BEHÖRDE 


ARTIKEL 8 


Die Hohe Behörde hat die Aufgabe, für 
die Erreichung der in diesem Vertrag festge- 
legten Zwecke nach Maßgabe des Vertrages 


zu sorgen. 
> 


ARTIKEL 9 


Die Hohe Behörde besteht aus neun Mit- 
gliedern, die für sechs Jahre ernannt und auf 
Grund ihrer allgemeinen Befähigung ausge- 
wählt werden. - 

Ausscheidende Mitglieder können wieder- 
ernannt werden. Die Zahl der Mitglieder 
der Hohen Behörde kann durch einstimmigen 
Beschluß des Rates herabgesetzt werden. 

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 
können Mitglieder der Hohen Behörde 
werden. 

Der Hohen Behörde dürfen nicht mehr als 
zwei Mitglieder gleicher Staatsangehörigkeit 
angehören. 

Die Mitglieder der Hohen Behörde üben 
ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit im 
allgemeinen Interesse der Gemeinschaft aus. 
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d’aucun gouvernement ni d’aucun orga- 
 nisme. Ils s’abstiennent de tout acte incom- 
 patible avec le caract£re supranational de 
leurs fonctions. 


Chaque Etat membre s’engage A respecter 
ce caractere supranational et ä ne pas chercher 
“= 
a influencer les membres de la Haute Auto- 

et: > 4 > A 
rite dans Pex&cution de leur täche. 


Les membres de la Haute Autorit ne peu- 
vent exercer aucune activite professionnelle, 
remuneree ou non, ni acquerir ou conserver, 
directement ou indirectement, aucun inter&t 
dans les affaires relevant du charbon et de 
Pacier pendant l’exercice de leurs fonctions 
et pendant une duree de trois ans A partir de 
la cessation desdites fonctions. 


ARLIGLE 10 


Les gouvernements des Etats membres 
nomment d’un commun accord huit mem- 
bres. Ceux-ci procedent & la nomination du 
neuvieme membre, qui est &lu s’il recueille au 
moins cing voix. 

Les membres ainsı nomm&s demeurent en 
fonctions pendant une p£riode de six ans & 
compter de la date d’etablissement du march& 
commun. 


Au cas ou, pendant cette premiere p£riode, 
une vacance se produit pour l’une des causes 
prevues A Particle 12, celle-ci.est comblee, 
suivant les dispositions du troisieme alınea 
dudit article, du commun accord des gou- 
“ vernements des Etats membres. 


En cas d’application, au cours de la m&me 
periode de P’article 24, alınea 3, il est pourvu 
au remplacement des membres de la Haute 
Autorite conform&ment aux dispositions du 
premier alında du pr6sent article. 

A Pexpiration de cette p£riode, un renou- 
vellement gen£ral a lieu, et la d&signation: des 
neuf membres s’opere comme suit: les gou- 
vernements des Etats membres, A defaut 
d’accord unanime, procedent, A la majorite 
des cing sixiemes, A la nomination de huit 
membres, le neuvieme £tant designe par 
cooptation dans les conditions prevues au 
premier alin&a du prösent article. La m&me 
procedure s’applique au renouvellement 
general rendu n£cessaire en cas d’application 
de Particle 24. 


Le renouvellement des membres de la 
Haute Autorite s’opere par tiers tous les deux 
ans. 
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Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten 
weder Anweisungen von einer Regierung oder 
einer anderen Stelle einholen, noch solche An- 
weisungen entgegenehmen. Sie haben jede 
Handlung zu unterlassen, die mit dem über- 
nationalen Charakter ihrer Tätigkeit unver- 
einbar ist. 

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen 
übernationalen Charakter zu achten und 
nichts zu unternehmen, um die Mitglieder der 
Hohen Behörde bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben zu beeinflussen. | 

Die Mitglieder der Hohen Behörde dürfen 
keine entgeltliche oder unentgeltliche beruf- 
liche Tätigkeit ausüben, noch sich unmittelbar 
oder mittelbar während ihrer Amtszeit und 
drei Jahre nach deren Beendigung an Ge- 
schäften, die Kohle und Stahl betreffen, be- 
teiligen oder hieran beteiligt bleiben. 


ARTIKEL 10 


Die Regierungen der Mitgliedstaaten er- 
nennen im gemeinsamen Einvernehmen acht 
Mitglieder. Diese nehmen die Ernennung des 
neunten Mitglieds vor, das gewählt ist, wenn 


es mindestens fünf Stimmen erhält. + 


Die so ernannten Mitglieder bleiben wäh- 
rend eines Zeitraumes von sechs Jahren nach 
dem Zeitpunkt der Errichtung des gemein- 
samen Marktes im Amt. | 


Wird während dieses ersten Zeitabschnittes. 
aus einem der in Artikel 12 vorgesehenen 
Gründe ein Sitz frei, so wird dieser im ge- 
meinsamen Einvernehmen der Regierungen 
der Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Be- — 
stimmungen des dritten Absatzes des er- 
wähnten Artikels neu besetzt. 


Wird im Verlauf des gleichen Zeitab- 


schnittes Artikel 24 Absatz 3 angewandt, so 
erfolgt die Ersetzung der Mitglieder der 
Hohen Behörde nach Maßgabe der Bestim- 
mungen des ersten Absatzes dieses Artikels. 

Nach Ablauf dieses Zeitabschnittes findet 
eine allgemeine Neubesetzung statt; die Er- 
nennung der neun Mitglieder geschieht wie 
folgt: Die Regierungen der Mitgliedstaaten 
nehmen, falls keine Einstimmigkeit erzielt 
wird, mit einer Mehrheit von fünf Sechsteln 
die Ernennung von acht Mitgliedern vor, das 
neunte Mitglied wird unter den im ersten 
Absatz dieses Artikels vorgesehenen Bedin- 
gungen hinzugewählt. Wird im Falle der An- 
wendung des Artikels 24 eine allgemeine 
Neubesetzung erforderlich, so wird das 
gleiche Verfahren angewandt. 
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Dans tous les cas de renouvellement gene- 
ral, P’ordre de sortie est immediatement 
determine par le sort A la diligence du presi- 
dent du Conseil. 


Les renouvellements reguliers r&sultant de 
Pexpiration des periodes biennales s’operent 
alternativement, dans d’ordre suivant, par 
nomination des gouvernements des Etats 
membres dans les conditions prevues au 
cinquieme alin&a du present article, et par 
cooptation conformement aux dispositions 
du premier alinea. 


Au cas ou des vacances viennent A se pro- 
duire pour l’une des causes prevues & P’article 
12, celles-cı sont comblees, suivant les dis- 
positions du troisieme alinea dudit article, 
alternativement, dans l’ordre suivant, par 
nomination des gouvernements des Etats 
membres dans les conditions prevues au cin- 
quieme aline&a du present article, et par 
cooptation conform&ment aux dispositions 
du premier alin&a. 


„Dans tous les cas prevus au pre&sent article 
ou une nomination est faite par voie de de- 
cision des gouvernements A la majorite des 
cimg sixiemes ou par voie de cooptation, cha- 
que gouvernement dispose d’un droit de 
veto dans les conditions ci-apres: 


Lorsqu’un gouvernement a use de son droit 
de veto A l’&gard de deux personnes s’il s’agit 
d’un renouvellement individuel et de quatre 
personnes s’il s’agit d’un renouvellement g£- 
neral ou biennal, tout autre exercice dudit 
droit & l’occasion du m&me renouvellement 
-Peut £tre defere & la Cour par un autre gou- 
vernement; la Cour peut declarer le veto nul 
et non avenu si elle l’estime abusif. 


Sauf cas de demission d’office prevu & 
Particle 12, alin&a 2, les membres de la Haute 
Autorite restent en fonctions jusqu’& ce qu’il 
soit pourvu & leur remplacement. 


ARTICLE 11 


Le president et le vice-president de la 
Haute Autorit€ sont designes parmi les 
membres de celle-ci pour deux ans, selon la 
meme procedure que celle prevue pour la 
nomination des membres de la Haute Auto- 
rite par les gouvernements des Etats membres, 
Leur mandat peut &tre renouvel&, 
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Alle zwei Jahre wird ein Drittel der Mit- 
glieder der Hohen Behörde neu bestellt. 

In allen Fällen allgemeiner Neubesetzung 
veranlaßt der Präsident des Rates sofort die 
Festlegung der Reihenfolge der ausscheiden- 
den Mitglieder durch das Los. 

Die auf dem Ablauf der zweijährigen Zeit- 
abschnitte beruhenden Neubesetzungen weı- 
den in der vorgesehenen Reihenfolge ab- 
wechselnd durch Ernennung seitens der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten gemäß Ab- 
satz 5 dieses Antlecls und durch Hinzuwahl 
gemäß den Bestimmungen des ersten Ab- 
satzes vorgenommen. 


Werden Sitze aus einem der in Artikel 12 
vorgesehenen Gründe frei, so werden diese 
gemäß den Bestimmungen des dritten Ab- 
satzes des erwähnten Artikels in der vor- 
gesehenen Reihenfolge abwechselnd durch Er- 
nennung seitens der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten gemäß Absatz 5 dieses Artikels 
und durch Hinzuwahl gemäß den Bestim- 
mungen des ersten Absatzes neu besetzt. 

In allen in diesem Artikel vorgesehenen 
Fällen, in denen eine Ernennung im Wege 
einer Entscheidung der Regierungen mit einer 
Mehrheit von fünf Sechsteln oder durch Hin- 
zuwahl erfolgt, besitzt jede Regierung ein 
Vetorecht unter folgenden Bedingungen: 

Hat eine Regierung von ihrem Vetorecht 
gegenüber zwei Personen bei einer einzelnen 
Neubesetzung oder gegenüber vier Personen 
bei einer allgemeinen oder einer auf dem Ab- 
lauf eines zweijährigen Zeitabschnitts be- 
ruhenden Neubesetzung Gebrauch gemacht, so 
kann bei jeder anderen Ausübung dieses 
Rechtes aus Anlaß der gleichen Neubesetzung 
der Gerichtshof von einer andern Regierung 
angerufen werden; der Gerichtshof kann das 
Veto für unwirksam erklären, wenn er es als 
Mißbrauch ansieht. 

Die Mitglieder der Hohen Behörde bleiben 
bis zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt, 
außer im Falle der in Artikel 12 Absatz 2 
vorgesehenen Amtsenthebung. 


ARTIKEL 11 


Der Präsident und der Vizepräsident der 
Hohen Behörde werden durch die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten unter den Mit- 
gliedern dieser Behörde für die Dauer von 
zwei Jahren nach demselben Verfahren, wie 
es für die Ernennung der Mitglieder der 
Hohen Behörde vorgesehen ist, ausgewählt. 
Sie können wiedergewählt werden. 
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Sauf dans le cas d’un renouvellement g£- 
.neral, la nomination est faite apr&s consul- 
tation de la Haute Autorit£. 


ARTICLE 12 


En dehors des renouvellements r&guliers, 
les fonctions des membres de la Haute Auto- 
rit€ prennent fin individuellement par dec&s 
ou demission. 

Peuvent &tre declar&s d&missionnaires d’of- 
fice par la Cour, ä la requ&te de la Haute 
Autorite ou du Conseil, les membres de la 
Haute Autorit& ne remplissant plus les con- 
ditions necessaires pour exercer leurs fonc- 
tions ou ayant commis une faute grave. 


Dans les cas prevus au present article, 
P’interesse est remplace, pour la duree du 
mandat restant A courir, dans les conditions 
fix&es & Particle 10. Il n’y a pas lieu 4 rem- 
placement si la duree du mandat restant A 
courir est inferieure & trois mois. 


ARTIGIE 13 


Les deliberations de la Haute Autorite sont 
acquises & la majorite des membres qui la 
composent. 

Le reglement interieur fixe le quorum. 
Toutefois ce quorum doit &tre superieur & 
la moiti€ du nombre des membres qui com- 
posent la Haute Autorite. 


ARTICLE 14 


Pour l’ex&cution des missions qui lui sont 
confiees et dans les conditions prevues au 
present Traite, la Haute Autorite prend des 
decisions, formule des recommandations ou 
emet des avis. 

Les decisions sont obligatoires en tous 
leurs Elements. ; 

Les recommandations comportent obliga- 
tion dans les buts qu’elles assignent, mais lais- 
sent 4 ceux qui en sont l’objet le choix des 
moyens propres A atteindre ces buts. 

Les avis ne lient pas. 

Lorsque la Haute Autorit& est habilitee A 
prendre une decision, elle peut se borner 4 
formuler une recommandation. 
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Außer im Falle einer allgemeinen Neu- 
besetzung erfolgt die Ernennung nach An- 
hörung der Hohen Behörde. 


ARTIKEL 12 


Abgesehen von den regelmäßigen Neu- 
besetzungen endet das Amt eines Mitglieds der 
Hohen Behörde durch Tod oder Rücktritt. 


Mitglieder der Hohen Behörde, welche die 
für die Ausübung ihres Amtes erforderlichen 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllen oder eine 
schwere Verfehlung begangen haben, können 
auf Antrag der Hohen Behörde oder des 
Rates durch den Gerichtshof ihres Amtes 
enthoben werden. 

In den in diesem Artikel genannten Fällen 
wird das ausscheidende Mitglied für den Rest 
seiner Amtszeit nach Artikel 10 ersetzt. Eine 
Ersetzung findet nicht statt, wenn die ver- 
bleibende Amtszeit weniger als drei Monate 
beträgt. 


ARTIKEL 13 


Die Beschlüsse der Hohen Behörde werden 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gefaßt. 

Die Geschäftsordnung legt die Beschluß- 
fähigkeit fest. In jedem Fall ist für die Be- 
schlußfähigkeit der Hohen Behörde die An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte ihrer 
Mitglieder erforderlich. 


ARTIKEL 14 


Um die ihr übertragenen Aufgaben unter 
den im Vertrag vorgesehenen Bedingungen 
zu erfüllen, erläßt die Hohe Behörde Ent- 
scheidungen, spricht sie Empfehlungen aus 
oder gibt sie Stellungnahmen ab. 

Die Entscheidungen sind in allen ihren 
Teilen verbindlich. 

Die Empfehlungen sind hinsichtlich der 
von ihnen bestimmten Ziele verbindlich, 
lassen jedoch denen, an die sie gerichtet sind, 
die Wahl der für die Erreichung dieser Ziele 
geeigneten Mittel. 

Die Stellungnahmen sind nicht verbindlich. 

Ist die Hohe Behörde befugt, eine Ent- 
scheidung zu erlassen, so kann sie sich darauf 
beschränken, eine Empfehlung auszusprechen. 
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ARTICLE 15 


Les decisions, recommandations et avis de 
la Haute Autorit& sont motives et visent les 
avis obligatoirement recueillis. 


" Les decisions et recommandations, lors- 
qu’elles ont un caract£ere individuel, obligent 
l’interesse par l’effet de la notification qui lui 
en est faite. 


Dans les autres cas, elles sont applicables 
par le seul effet de leur publication. 

Les modalites d’ex&cution du present 
article seront determinees par la Haute 
Autorite. 


ARTICLE 16 


La Haute Autorit& prend toutes mesures 
d’ordre interieur propres 4 assurer le fonc- 
tionnement de ses services. ß 

Elle peut instituer des Comites d’etudes et 
notamment un Comite d’etudes &cono- 
miques. 

Dans le cadre d’un r&glement general d’or- 
ganisation &tabli par la Haute Autorit£, le 
President de la Haute Autorite est charge de 
administration des services et assure l’ex&- 
cution des deliberations de la Haute Autorite. 


ARTIGLEr 17. 


La Haute Autorit& publie tous les ans, un 
mois au moins avant l’ouverture de la session 
de l’Assemblee, un rapport general sur 
Pactivite de la Communaut@ et sur ses 
depenses administratives. 


ARTIGLEN1S 


Un Comite Consultatif est institu& aupres 
de la Haute Autorite. Il est compose de 
trente membres au moins et de cinquante et 
un au plus et comprend, en nombre &gal, des 
producteurs, des travailleurs, et des utilisa- 
teurs et negociants. 


Les membres du Comit& Consultatif sont 
nomm£s par le Conseil. 


En ce qui concerne les producteurs et les 
travailleurs, le Conseil designe les organi- 
sations repr£sentatives, entre lesquelles il 
repartit les sieges A pourvoir. Chaque organi- 
sation est appelee & £tablir une liste compre- 
nant un nombre double de celui des sieges 
qui lui sont attribu&s. La nomination est 
faite sur cette liste. 

Les membres du Comite Consultatif sont 
nomme&s A titre personnel et pour deux ans. 
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ARTIKEL15S 


Die Entscheidungen, Empfehlungen und 


Stellungnahmen der Hohen Behörde werden 
mit Gründen versehen und haben auf die 
Stellungnahmen Bezug zu nehmen, die ein- 
geholt werden müssen. 


Betreffen Entscheidungen und Empfeh- 


“ Jungen einen Einzelfall, so werden sie für den 


Beteiligten durch die Zustellung verbindlich. 


In den übrigen Fällen genügt die Veröf- 
fentlichung für die Anwendbarkeit. 


Die Hohe Behörde erläßt Ausführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel. 


ARTIKEL 16 


Die Hohe Behörde trifft alle Maßnahmen 
des inneren Geschäftsbetriebes, die geeignet 
sind, das ordnungsmäßige Arbeiten ihrer 
Dienststellen sicherzustellen. 


Sie kann Studienausschüsse, insbesondere 
einen wirtschaftswissenschaftlichen Ausschuß 
einsetzen. 

Im Rahmen der von der Hohen Behörde 
erlassenen allgemeinen Organisationsanord- 
nung hat der Präsident die Dienststellen der 
Hohen Behörde zu verwalten und für die 
Durchführung ihrer Beschlüsse zu sorgen. 


ARTIKEL 17 


Die Hohe Behörde veröffentlicht .alljähr- 
lich, spätestens einen Monat vor der Eröff- 
nung der Sitzungsperiode der Versammlung, 
einen Gesamtbericht über die Tätigkeit und 
die Verwaltungsausgaben der Gemeinschaft. 


ARTIKEL 38 


Bei der Hohen Behörde wird ein Beraten- 
der Ausschuß gebildet. Er besteht aus min- 
destens dreißig und höchstens einundfünfzig 
Mitgliedern, und zwar aus einer gleichen An- 
zahl von Vertretern der Erzeuger, der Arbeit- 
nehmer sowie der Verbraucher und Händler. 


Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses 
werden durch den Rat ernannt. 


Der Rat bestimmt die maßgebenden Er- 
zeuger- und Arbeitnehmerorganisationen, 
auf die er die zu besetzenden Sitze verteilt. 
Jede Organisation soll eine Liste aufstellen, 
die für jeden der Organisation zugewiesenen 
Sitz zwei Kandidaten enthält. Die Ernen- 
nung erfolgt auf Grund dieser Liste. 


Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses 
werden persönlich und für die Dauer von 
zwei Jahren ernannt. Sie sind nicht an Auf- 
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‚Us ne sont lies par aucun mandat ou instruc- 


tion des organisations qui les ont design. 
Le Comite Consultatif designe parmi ses 
membres son president et son bureau pour 
: 
une duree d’un an. Le Comite arr&te son 
\ . . 
reglement interieur. 


Les indemnites alloudes aux membres du 

a 

Comite Consultatif sont fix&es par le Conseil 
sur proposition de la Haute Autorite. 


AREICLE19 


La Haute ' Autorit€ peut consulter le 
Comite Consultatif dans tous les cas oü elle 
le juge opportun. Elle est tenue de le faire 

aque fois que cette consultation est 
prescrite par le present Traite. 

La Haute Autorit& soumet au Comite Con- 
sultatif les objectifs generaux et les program- 
mes £tablis au titre de l’article 46 et le tient 
informe& des lignes directrices de son action 
au titre des articles 54, 65 et 66. 


Si la Haute Autorit& l’estime necessaire, 
elle impartit au Comite Consultatif, pour 
presenter son avis, un delai qui ne peut £tre 
inferieur 4 dix jours & dater de la communi- 
cation qui est adressee A cet effet au 


‚president. 


Le Comite Consultatif est convoqu& par 
re > \ 
son president, soit & la demande de la Haute 
Autorite, soit & la demande de la majorite 
de ses membres, en vue de d£liberer sur une 
question determinee. 


Le proces-verbal des deliberations est 
transmis & la Haute Autorit€ et au Conseil 
en m&me temps que les avis du Comite. 


Chapitre I 
DE L’ASSEMBLEE 


ARTICLE: 20 


L’Assemblee, composee de representants 
des peuples des Etats reunis dans Ja Commu- 
naute, exerce les pouvoirs de contröle qui 


lui sont attribues par le present Traite. 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


träge oder Weisungen der Organisationen 
gebunden, die sie benannt haben. 

Der Beratende Ausschuß ernennt aus 
seiner Mitte seinen Präsidenten und die 
Mitglieder seines Büros für die Dauer eines 
Jahres. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

Die den Mitgliedern des Beratenden Aus- 
schusses zu gewährenden Vergütungen wer- 
den vom Rat auf Vorschlag der Hohen Be- 
hörde festgesetzt. 


ARTIKEL 19 


Die Hohe Behörde kann den Beratenden 
Ausschuß in allen Fällen anhören, in denen 
sie es für angebracht hält. Sie hat es immer 
dann zu tun, wenn dieser Vertrag die An- 
hörung vorschreibt. 

Die Hohe Behörde unterbreitet dem Be- 
ratenden Ausschuß die allgemeinen Ziele und 
Programme, die sie auf Grund des Artikels 46 
festgelegt hat; sie unterrichtet ihn laufend 
über die allgemeinen Richtlinien ihrer Tätig- 
keit auf Grund der Artikel 54, 65 und 66. 


Hält es die Hohe Behörde für erforder- 
lich, so kann sie dem Beratenden Ausschuß 
zur Abgabe seiner Stellungnahme eine Frist 
setzen; diese Frist darf nicht kürzer als zehn 
Tage sein, gerechnet vom Zeitpunkt der zu 
diesem Zweck erfolgten Mitteilung an den 
Präsidenten. 

Auf Antrag der Hohen Behörde oder auf 
Antrag der Mehrheit seiner Mitglieder wird 
der Beratende Ausschuß von seinem Präsi- 
denten zur Beratung über eine bestimmte 
Frage einberufen. 

Die Verhandlungsniederschrift ist der 
Hohen Behörde und dem Rat gleichzeitig 
mit den Stellungnahmen des Ausschusses zu- 
zuleiten. 


Kapitel II 
DIE VERSAMMLUNG 


ARTIKEL 20 


Die Versammlung besteht aus Vertretern 
der Völker der in der Gemeinschaft zu- 
sammengeschlossenen Staaten; sie übt die 
Kontrollbefugnisse aus, die ihr nach diesem 
Vertrage zustehen. 
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ARTICLE 21 


L’Assemblee est form&e de delegu&s que les 
Parlements sont appeles A designer en leur 
sein une fois par an, ou &lus au suffrage uni- 
versel difect, selon la procedure fixee par 

“chaque Haute Partie Contractante. 


Le nombre de ces delegues est fix ainsi 
qu’il suit: 


Allemagne’ .. .. “x. 18 
Belciqueis. ns 2 10 
Brancer 4, Tan Sek 
VB NE a a Re N 
Luxembourg . . . 4 
Pays Bass WS ud 


Les repr&sentants de la population sarroise 
sont compris dans le nombre des delegues 
attribues & la France. 


ARDIGBES22 


L’Assemblee tient une session annuelle. 
Elle se reunit de plein droit le deuxieme 
mardı de mai. La session ne peut se pro- 
longer au-delä de la fin de l’exercice financier 
en cours. 

L’Assemblee peut .Etre convoquee en 
session extraordinaire & la demande du Con- 
seil pour &mettre un avis sur les questions 
qui lui sont soumises par celui-ci. 

Elle peut &galement se r&unir en session 
extraordinaire & la demande de la majorite 
de ses membres ou de la Haute Autorite. 


ARLIGLE 23 

L’Assemblee ‚designe parmi ses membres 
son president et son bureau. 

Les membres de la Haute Autorit& peuvent 
assister A toutes les seances. Le president 
ou les membres de la Haute Autorite 
designes par elle sont entendus sur leur 
demande. 

La Haute Autorit€ repond oralement ou 
par Ecrit aux questions qui lui sont posees 
par l’Assemblee on par ses membres. 

Les membres du Conseil peuvent assister A 


toutes les seances et sont entendus sur leur 
demande. 


ARTICLE 24 
L’Assemblee proc£de, en seance publique, 
a la discussion du rapport general qui lui 
est soumis par la Haute Autorite. 
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ARTIKEL 21 
Die Versammlung besteht aus Abgeordneten, 


(die einmal jährlich nach dem von jedem 


Hohen Vertragschließenden Teil bestimmten 
Verfahren von den Parlamenten aus deren 
Mitte zu ernennen oder in allgemeiner 
direkter Wahl zu wählen sind. 

Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie 
folgt festgesetzt: 


Deutschland: 2. mm et 
Belgien "rt 2 BR a 
Brankreich" 2 War ee Es 
Isahenss u a SEE u 
Luxembure-.:, N ae 
Niederlande ARSTER: 10 


Die Vertreter der Saarbevölkerung sind in 
die Zahl der Frankreich zugewiesenen Abge- 
ordneten eingerechnet. 


ARLIRELS22 


Die Versammlung hält jährlich eine 


‘Sitzungsperiode ab. Sie tritt, ohne daß es 


einer Einberufung bedarf, am zweiten Diens- 
tag des Monats Mai zusammen. Die Sitzungs- 
periode darf nicht über das Ende des lau- 
fenden Rechnungsjahres hinaus ausgedehnt 
werden. 


Die Versammlung kann auf Antrag des 
Rates zu einer außerordentlichen Sitzung 
einberufen werden, um zu Fragen Stellung 
zu nehmen, die ihr vom Rat vorgelegt 
werden. 

Sie kann ebenso auf Antrag. der Mehrheit 
ihrer Mitglieder oder der Hohen Behörde zu 
einer außerordentlichen Sitzung zusammen- 
treten. 


ARTIKEL. 23 


Die Versammlung bestellt aus ihrer Mitte 
ihren Präsidenten und die Mitglieder ihres 
Büros. 


Die Mitglieder der Hohen Behörde können 
an allen Sitzungen teilnehmen. Der Präsi- 
dent der Hohen Behörde oder die von ihr 
bestimmten Mitglieder sind auf ihren An- 
trag zu hören. 


Die Hohe Behörde antwortet mündlich 
oder schriftlich auf die ihr von der Versamm- 
lung oder deren Mitgliedern gestellten Fragen. 

Die Mitglieder des Rates können an allen 
Sitzungen teilnehmen und sind auf ihren An- 
trag zu hören. 


ARTIKEL 24 


Die Versammlung erörtert in öffentlicher | 
Sitzung den Gesamtbericht, der ihr von der 
Hohen Behörde vorgelegt wird. 
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en u SE IE N Ze, . { i 
L’Assemblee, saisie d’une motion de 


_ censure sur le rapport, ne peut se prononcer 


sur-ladite motion que trois jours au moins 
/ A > . . 
apres son de&pöt et par un scrutin public. 


Si la motion de censure est adoptee X une 


majorite des deux tiers des voix exprimees et 
& la majorit€ des membres qui composent 
l’Assemblee, les membres de la Haute Auto- 
rit€ doivent abandonner collectivement leurs 
fonctions. Ils continueront.& expedier les 
affaires courantes jusqu’& leur remplacement, 
conforme&ment & Particle 10. 


ARLICLE 25 


L’Assemblee arr&te son r&glement interieur 
Ä =; : 
a la majorit& des membres qui la composent. 


Les actes de l’Assemblee sont publies dans 
les conditions prevues par ce reglement. 


Chapitre III 


DU CONSEIL 


ARTICLE 26 


Le Conseil exerce ses- attributions dans 
les cas prevus et de la maniere indiquee au 
present Traite, notamment en vue d’harmo- 
niser ]’action de la Haute Autorite et celle 
des gouvernements responsables de la poli- 
tique Economique generale de leurs pays. 

Ä cet effet, le Conseil et la Haute Autorit 
procedent & des changes d’informations et 
des consultations r&ciproques. 


Le Conseil peut demander ä la Haute Au- 
torite de proceder 4 l’etude de toutes propo- 
sitions et mesures qu’il juge opportunes ou 
necessaires A la r£alisation des objectifs 
communs. ? 


/ 
e 
\ 
a 


ARLICLEND? 


Le Conseil est forme& par les representants 
des Etats membres. Chaque Etat y delegue 
un membre de son gouvernement. 

La presidence est exercee A tour de röle par 
chaque membre du Conseil pour une dur£e 
de trois mois suivant l’ordre alphabetique des 
Etats membres. 
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Wird aufgrund des Berichts ein Miß- 
trauensantrag eingebracht, so darf die Ver- 
sammlung über diesen Antrag nicht vor Ab- 
lauf von mindestens drei Tagen nach seiner 
Einbringung und nur in offener Abstim- 
mung entscheiden. 


Wird der Mißtrauensantrag mit Zwei- 
drittelmehrheit der abgegebenen Stimmen 
und mit der Mehrheit der Stimmen aller 
Mitglieder der Versammlung angenommen, 
so müssen die Mitglieder der Hohen Behörde 
geschlossen zurücktreten. Sie führen die lau- 


fenden Geschäfte bis zu ihrer Ablösung ge- 


mäß Artikel 10 weiter. 


ARTIKEBRE2S 


Die Versammlung gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung; hierzu ist Stimmenmehrheit ihrer 
Mitglieder erforderlich. 


Die Verhandlungen der Versammlung 
werden nach den Bestimmungen dieser Ge- 
schäftsordnung veröffentlicht. 


Kapitel II 


DER RAT 


ARTIKEL 26 


Der Rat übt seine Befugnisse in den in 
diesem Vertrag vorgesehenen Fällen und in 
der dort angegebenen Weise aus, insbesondere 


um die Tätigkeit der Hohen Behörde und. 


der für die allgemeine Wirtschaftspolitik ihrer 
Länder verantwortlichen Regierungen aufein- 
ander abzustimmen. 

Rat und Hohe Behörde unterrichten und 
beraten einander zu diesem Zweck. 

Der Rat kann die Hohe Behörde auf- 
fordern, Vorschläge und Maßnahmen aller 
Art zu prüfen, die er zur Erreichung der ge- 
meinsamen Ziele für zweckmäßig oder erfor- 


derlich hält. 
ARTIKEL 27 


Der Rat besteht aus den Vertretern der 
Mitgliedstaaten. Jeder Staat entsendet ein 
Mitglied seiner Regierung. | 

Die Präsidentschaft wird von den Mit- 
gliedern des Rates nacheinander in alphabe- 
tischer Reihenfolge der Mitgliedstaaten für je 
drei Monate wahrgenommen. 
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ARTICLE 28 
Le Conseil se r&unit sur convocation de son 


president, & la demande d’un Etat membre 
ou de la Haute Autorite.' 


Lorsque le Conseil est consult par la 
Haute Autorite, il delibere sans proc&der 
necessairement & un vote. Les proces-verbaux 
des deliberations sont transmis A la Haute 
Autorite. 


Dans le cas ou le pr&sent Trait& requiert un 
avis conforme du Conseil, l’avis est r&pute 
acquis si la proposition soumise par la Haute 
Autorite recueille l’accord: 


— de la majorit& absolue des repr&sentants 
des Etats membres, y compris la voix du re- 
presentant d’un des Etats qui assurent au 
moins 20 %/o de la valeur totale des produc- 
tions de charbon et d’acier de la Commu- 
naut6; 


— ou, en cas de partage Egal des voix, et 
si la Haute Autorit€ maintient sa proposition 
apres une seconde deliberation, des represen- 
tants de deux Etats membres assurant chacun 
20/0 au moins de la valeur totale des pro- 
ductions de charbon et d’acier de la Com- 
munaute. 


Dans. le cas oü le present Trait& requiert 
une decision A l’unanimiteE ou un avis con- 
forme & l’unanimite, la decision ou l’avis sont 
acquis s’ils recueillent les voix de tous les 
membres du Conseil. 


Les decisions du Conseil, autres que celles 
qui requierent une majorite yqualifite ou 
l’unanimite, sont prises A la majorite des 
membres qui composent le Conseil; cette 
majorite est r&putee acquise si elle comprend 
la majorit& absolue des representants des Etats 
membres, y compris la voix du reprösentant 
d’un des Ftats qui assurent au moins 20 %o 
de la valeur totale des productions de char- 
bon et d’acier de la Communaute. 


. 
En cas de vote, chaque membre du Con- 
seil peut recevoir delegation d’un seul des 
autres membres. 


Le Conseil communiquc avec les Etats 
membres par l’interm&diaire de son president. 


Les delib£rations du Conseil sont publiees 
dans les conditions arr&t&es par lui.' 


ARTICLE 29 


Le Conseil fixe les traitements, indemnites 
et pensions du president et des membres de 
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ARTIKEL 292° B | 

Der Rat tritt auf Antrag eines Mitglied- 
staates oder der Hohen Behörde nach Ein- 
berufung durch seinen Präsidenten zusammen. 


Bei Anhörung des Rates durch die Hohe 
Behörde berät der Rat, ohne notwendiger- 
weise eine Abstimmung vorzunehmen. Die 
Beratungsprotokolle werden der Hohen Be- 
hörde übermittelt. 


Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zu- 
stimmung des Rates gilt als erteilt, wenn dem 
von der Hohen Behörde vorgelegten Vor- 
schlag zustimmen: 


die absolute Mehrheit der Vertreter der 
Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimme des 
Vertreters eines Mitgliedstaates, der 20 v.H. 
des Gesamtwertes der Kohle- und Stahl- 
produktion in der Gemeinschaft umfaßt; 


oder, wenn bei Stimmengleichheit die Hohe 
Behörde ihren Vorschlag nach einer zweiten 
Beratung aufrechterhält, die Vertreter von 
zwei Mitgliedstaaten, die jeder 20 v.H. des 
Gesamtwertes der Kohle- und Stahlproduk- 
tion in der Gemeinschaft umfassen. 


Ist in diesem Vertrage eine einstimmige 
Entscheidung oder einstimmige Zustimmung 
verlangt, so sind hierzu die Stimmen aller 
Mitglieder des Rates erforderlich. 


“ Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer 
qualifizierten Mehrheit oder der Einstimmig- 
keit bedürfen, werden die Entscheidungen des 
Rats mit Mehrheit der Mitglieder des Rats 
getroffen; diese Mehrheit ist erreicht, wenn 
sie die absolute Mehrheit der Vertreter der 
Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimme des 
Vertreters eines Mitgliedstaates enthält, der 
20 v.H. des Gesamtwertes der Kohle- und 
a in. der Gemeinschaft um- 
aßst. 


Bei Abstimmung kann jedes Mitglied des 
Rates von einem einzigen der anderen Mit- 
glieder zur Ausübung dessen Stimmrechts er- 
mächtigt werden. 


Der Rat verkehrt mit den Mitgliedstaaten 
über seinen Präsidenten. 


Die Beschlüsse des Rates werden in der von 
ihm bestimmten Weise veröffentlicht. 


ARTIKEL 29 


Der Rat setzt die Gehälter, Vergütungen 
und Ruhegehälter für den Präsidenten und 
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la Haute Autorite, du president, des juges, des 
avocats generaux et du greffier de la Cour. ‘ 


\ 


ARTICLE 30 


Le Conseil arr&te son röglement interieur. 


Chapitre IV 
DE LA COUR 


ARTICLE 31 


La Cour assure le respect du droit dans 
Pinterpretation et l’application du present 
Trait& et des r&glements d’ex&cution. 


ARTICLE 32 


La Cour est form£e de sept juges nomme&s 
d’un commun accord pour six ans par les 
gouvernements des Etats membres parmi des 
personnalites offrant toutes garanties d’in- 
dependance et de competence. 


Un renouvellement partiel aura lieu tous 
les trois ans. Il portera alternativement sur 
trois membres et sur quatre membres. Les 
trois membres dont la designation est sujette 
a renouvellement ä la fin de .la premiere 
periode de trois ans seront design&s par le 
sort. 


Les juges sortants peuvent &tre nomme&s de 
nouveau. 


Le nombre des juges peut &tre augmentd 
par le Conseil statuant & ’unanimite sur pro- 
position de la Cour. 


Les juges designent parmi eux, pour trois 
ans, le President de la Cour. 


ARTIGBE 33 


La Cour est comp£tente pour se prononcer 
sur les recours en annulation pour incom- 
petence, violation des formes substantielles, 
violation du Trait& ou de toute regle de droit 
relative ä son application, ou detournement 
de pouvoir, form&s contre les decisions et 
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die Mitglieder der Hohen Behörde sowie den 
Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte 
und den Kanzler des Gerichtshofes fest. 


ARTIKEL 30 
Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Kapitel IV 
DER GERICHTSHOF 


ARTIREL-31 


Der Gerichtshof sichert die Wahrung des 
Rechts bei der Auslegung und Anwendung 
dieses Vertrages und der Durchführungs- 
vorschriften. 


ARTIKREL,S2 


Der Gerichtshof besteht aus sieben Richtern; 
sie werden von den Regierungen der Mitglied- 
staaten im gemeinsamen Einvernehmen für 
die Dauer von sechs Jahren ernannt und sind 
unter den Persönlichkeiten auszuwählen, die 
jede Gewähr für Unabhängigkeit und Be- 
fähigung bieten. 


Alle drei Jahre wird ein Teil von ihnen 
neu ernannt. Die Neuernennung erfolgt ab- 
wechselnd für drei und vier Mitglieder. Die 
drei Mitglieder, deren Stellen nach Ablauf 
der ersten dreijährigen Periode neu zu be- 
setzen sind, werden durch das Los bestimmt. 


Ausscheidende Richter 
ernannt werden. 


Die Zahl der Richter kann auf er 
des Gerichtshofs durch einstimmigen Beschluß 
des Rates erhöht werden. 


Die Richter bestellen aus ihrer Mitte den 
Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer 
von drei Jahren. 


können wieder- 


ARTIKEL 33 


Der Gerichtshof ist für Entscheidungen 
über Nichtigkeitsklagen zuständig, mit de- 
nen ein Mitgliedstaat oder der Rat Ent- 
scheidungen und Empfehlungn der Hohen 
Behörde wegen Unzuständigkeit, Verletzung 
wesentlicher Formvorschriften, wegen Ver- 
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recommandations de la Haute Autorit& par 
un des Etats membres ou par le Conseil. 
Toutefois, ’examen de la Cour ne peut por- 
ter sur l’appreciation de la situation decou- 
lant des faits ou circonstances &conomiques 
au vu de laquelle sont intervenues lesdites 
decisions ou recommandations, sauf s’il est 
fait grief A la Haute Autorite d’avoir commis 
un detournement de pouvoir ou d’avoir 
meconnu d’une maniere patente les disposi- 
tions du Traite ou toute regle de droit 
relative ä son application. 


"Les entreprises ou les associations visees A 
l’article 48 peuvent former, dans les m&mes 
conditions, un recours contre les decisions 
et recommandations individuelles les con- 
cernant ou contre les decisions et recom- 
mandations generales qu’elles estiment en- 
tachees de detournement de pouvoir & leur 
egard. 


Les recours prevus aux deux premiers 
alineas du present article doivent &tre formes 
dans le delai d’un mois A compter, suivant 
le cas, de la notification ou de la publication 
de la decision ou recommandation. 


ARTICLE 34 


En cas d’annulation, la Cour renvoie 
l’affaire devant la Haute Autorite. Celle-ci 
est tenue de prendre les mesures que com- 
porte lexe&cution de la decision d’annulation. 
En cas de prejudice direct et sp£cial subi par 
une entreprise ou un groupe d’entreprises du 
‚fait d’une decision ou d’une recommandation 
reconnue par la Cour entachee d’une faute 
de nature ä engager la responsabilite de la 
Communaut£, Ja Haute Autorit& est tenue de 
prendre, en usant des pouvoirs qui lui sont 
reconnus par les dispositions du present 
Traite, les mesures propres A assurer une 
equitable reparation du prejudice resultant 
directement de la decision ou de la recom- 
mandation annulee et d’accorder, en tant 
que de besoin, une juste indemnite. 


Si la Haute Autorite s’abstient de prendre 
dans un. d@lai raisonnable les mesures que 
comporte l’execution d’une decision d’annu- 
lation, un recours en indemnite est ouvert 
devant la Cour. 
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letzung des Vertrages oder irgend einer bei 


seiner Durchführung anzuwendenden Rechts- 
norm oder wegen Ermessensmißbrauchs an- 


“ ficht. Die Nachprüfung durch den Gerichts- 


hof darf sich jedoch nicht auf die Würdi- 
gung der auf wirtschaftlichen Tatsachen 
oder Umständen beruhenden Verhältnisse 
erstrecken, die zu den angefochtenen Ent- 
scheidungen oder Empfelilungen geführt 
haben, es sei denn, daß der Hohen Behörde 
der Vorwurf gemacht wird, sie habe ihr Er- 
messen mißbraucht oder die Bestimmungen 
des Vertrages oder irgend einer bei seiner 
Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm 
offensichtlich verkannt. 


Unter den gleichen Voraussetzungen kön- 
nen die Unternehmen oder die in Artikel 48 
genannten Verbände Klage wegen der sie 
individuell betreffenden Entscheidungen und 
Empfehlungen oder wegen der allgemeinen 
Entscheidungen und Empfehlungen erheben, 
die nach ihrer Ansicht einen Ermessensmiß- 
brauch ihnen gegenüber darstellen. 


Die in Absatz 1 und 2 dieses Artikels ge- 
nannten Klagen sind innerhalb eines Monats 
nach Zustellung der individuellen Entschei- 
dung oder Empfehlung oder nach Ver- 
öffentlichung der allgemeinen Entscheidung 
oder Empfehlung zu erheben. 


ARTIKEL 34 


Im Falle der Aufhebung verweist der Ge- 
richtshof die Sache an die Hohe Behörde 
zurück. Diese hat die Maßnahmen zu er- 
greifen, die sich aus der aufhebenden Ent- 
scheidung ergeben. Hat ein Unternehmen 
oder eine Gruppe von Unternehmen infolge 
einer Entscheidung oder Empfehlung, die nach 
Feststellung des Gerichtshofs mit einem die 
Haftung der Gemeinschaft begründenden 
Fehler behaftet ist, einen unmittelbaren 
und besonderen Schaden erlitten, so hat die 
Hohe Behörde im Rahmen der ihr nach den 
Bestimmungen des Vertrages zustehenden 
Befugnisse geeignete Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um eine angemessene Wiedergut- 
machung des durch die aufgehobene Ent- 
scheidung oder Empfehlung unmittelbar ver- 
ursachten Schadens und, soweit erforderlich, 
eine billige Entschädigung zu gewähren. 


Ergreift die Hohe Behörde nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist die Maßnahmen, die 
sich aus der aufhebenden Entscheidung er- 
geben, so kann vor dem Gerichtshof auf 
Schadensersatz geklagt werden. 
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5 PARFICLE 93 

Dans le cas ol la Haute Autorite, tenue 
par une disposition du present Traite ou des 
‚reglements d’application de prendre une 
‚decision ou de formuler une recommanda- 
tion, ne se conforme pas & cette obligation, il 
appartient, selon le cas, aux Etats, au Conseil 
Ou aux entreprises et associations de la saisir. 


Il en est de m&me dans le cas ol la Haute 
Autorite, habilitee par une disposition du 
present Trait€ ou des rtglements d’appli- 
cation A prendre une decision ou A formuler 
une recommandation, sen abstient et oü 
‚cette abstention constitue un detournement 
de pouvoir. 


Si, a Pexpiration d’un delai de deux mois 
la Haute Autorit& n’a pris aucune decision ou 
formul& aucune recommandation, un recours 
peut £tre forme& devant la Cour dans un delai 
d’un mois contre la decision implicite de 
refus qui est r&putee resulter de ce silence. 


ARTICLE 36 


La Haute Autorite, avant de prendre une 
des sanctions p&cuniaires ou de fixer une des 
astreintes prevues au present Traite, doit 
mettre l’interesse en mesure de presenter ses 
observations. 


Les sanctions pecuniaires et les astreintes 
prononcees en vertu des dispositions du 
present Traite peuvent faire l’objet d’un 
recours de pleine juridiction. 

Les requerants peuvent se prevaloir, A 
Pappui de ce recours, dans les conditions 
pr&vues au premier alinea de l’article 33 du 
present Traite, de l’irregularit& des decisions 
et recommandations dont la meconnaissance 
leur est reprochee. 


ARTICLE 37 


Lorsqu’un Etat membre estime que, dans 
un cas determine, une action ou un defaut 
d’action de la Haute Autorit& est de nature 
a provoquer dans son &conomie des troubles 
fondamentaux et persistants, il peut saisir la 
Haute Autorite. 

Celle-ci, apres consultation du Conseil, re- 
connait, s’il y a lieu, Pexistence d’une telle 
situation et decide des mesures & prendre, 
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ARTIKEL 35 


‚Ist die Hohe Behörde auf Grund einer Be- 


stimmung dieses Vertrages oder der Durch- 


führungsvorschriften verpflichtet, eine Ent-' 


scheidung zu erlassen oder eine Empfehlung 
auszusprechen, und kommt sie dieser Ver- 
pflichtung nicht nach, so können je nach Lage 
des Falles die Staaten, der Rat oder die Un- 
ternehmen und Verbände die Hohe Behörde 
mit der Angelegenheit befassen. 


Das gleiche gilt, falls die Hohe Behörde auf 
Grund einer Bestimmung dieses Vertrages oder 
der Durchführungsvorschriften befugt ist, eine 
Entscheidung zu erlassen oder eine Empfeh- 
lung auszusprechen, dies aber unterläßt, und 
wenn diese Unterlassung einen Ermessens- 
mißbrauch darstellt. 


Hat die Hohe Behörde innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten keine Entscheidung 
erlassen oder keine Empfehlung ausgespro- 
chen, so kann innerhalb einer Frist von 
einem Monat wegen der diesem Schweigen 
zu entnehmenden ablehnenden Entscheidung 
beim Gerichtshof Klage erhoben werden. 


ARLIKREI 36 


Vor Festsetzung der nach diesem Vertrage 
vorgesehenen finanziellen Sanktionen oder 
Zwangsgelder hat die Hohe Behörde dem 
Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

Wegen der nach den Bestimmungen die- 
ses Vertrages festgesetzten finanziellen Sank- 
tionen und Zwangsgelder kann Klage im Ver- 
fahren mit unbeschränkter Ermessensnach- 
prüfung erhoben werden. 

Die Kläger können zur Begründung dieser 
Klage nach Maßgabe des Artikels 33 Ab- 
satz 1 des Vertrages geltend machen, daß die 
Entscheidungen und Empfehlungen, deren 
Nichtbeachtung ihnen zum Vorwurf gemacht 
wird, fehlerhaft sind. 


ARTIKEL 37 


Ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, daß eine 
Handlung oder Unterlassung der Hohen Be- 
hörde in einem bestimmten Falle geeignet ist, 
tiefgreifende und anhaltende Störungen in 
seiner Wirtschaft hervorzurufen, so kann: er 
die Hohe Behörde damit befassen. 


Diese stellt, falls hierzu Anlaß besteht, 
nach Anhörung des Rates das Vorliegen 
eines solchen Sachverhaltes fest und entschei- 
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dans les conditions prevues au pr&sent Traite, 
pour mettre fin & cette situation tout en 
sauvegardant les interets essentiels de la Com- 
munaute. 


Lorsque la Cour est saisie d’un recours 
fond& sur les dispositions du pr&sent article 
contre cette decision ou contre la decision 
explicite ou implicite refusant de reconnaitre 
Pexistence de la situation ci-dessus visee, il 
lui appartient d’en apprecier le bien-fond£. 

En cas d’annulation, Ja Haute Autorite est 
tenue de decider, dans le cadre de l’arret de 
la Cour, des mesures A prendre aux fins prevues 
au deuxieme alinea du present article. 


ARTICLE 38 


La Cour peut annuler, & la requ£te d’un 
des Etats membres ou de la Haute Autorite, 
les deliberations de Il’Assemblee ou du 
Conseil. ° 


La requ£te doit &tre formee dans le delai 
d’un mois & compter de la publication de la 
deliberation de lP’Assemblee ou de la com- 
munication de la deliberation du Conseil aux 

“Etats membres ou A la Haute Autorite. 


Seuls les moyens tires de l’incompe£tence 
ou de la violation des formes substantielles 
peuvent £&tre invoqu&s & l’appui d’un tel 
recours. 


ARTICLE 39 


Les recours formes devant la Cour n’ont 
pas d’effet suspensif. 


Toutefois, la Cour peut, si elle estime que 
les circonstances l’exigent, ordonner le sursis 
a l’execution de la decision ou de la recom- 
mandation attaquee. 


Elle peut prescrire toutes autres mesures 
provisoires necessaires. 


ARTICLE 40 


Sous reserve des dispositions de l’article 34, 
alinea 1, la Cour est compe£tente pour accor- 
der, sur demande de la partie lesee, une 
reparation pecuniaire A la charge de la Com- 
munaute, en cas de pr£&judice cause dans 
P’execution du present Traite par une faute 
de service de la Communaute. 


Elle est egalement compe£tente pour accor- 
der une r&paration A la charge d’un agent des 
services de la Communaut£, en cas de pre£- 
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det über die im Rahmen dieses Vertrages zu 


treffenden Maßnahmen, um diesem Sachver- 
halt unter Wahrung der wesentlichen In- 
teressen der Gemeinschaft ein Ende zu 
machen. 


Wird eine solche Entscheidung oder eine 


Entscheidung, die ausdrücklich oder still- 
schweigend das Vorliegen eines solchen Sach- 
verhaltes verneint, auf Grund dieses Artikels 
durch Klageerhebung angefochten, so hat 
der Gerichtshof die zugrunde liegende mate- 
rielle Rechtslage nachzuprüfen. 

Hebt der Gerichtshof die angefochtene Ent- 
scheidung auf, so hat die Hohe Behörde im 
Rahmen des Urteils Maßnahmen im Sinne 
von Absatz 2 dieses Artikels zu treffen. 


ARTIKEL 38 


Auf Klage eines der Mitgliedstaaten oder 
der Hohen Behörde kann der Gerichtshof die 
Beschlüsse der Versammlung oder des Rates 
aufheben. 


Die Klage ist innerhalb einer Frist von 


.einem Monat nach Veröffentlichung des Be- 


schlusses der Versammlung oder der Mittei- 
lung des Beschlusses des Rates an die Mitglied- 
staaten oder an die Hohe Behörde zu erheben. 

Diese Klage kann nur auf Unzuständigkeit 
oder Verletzung wesentlicher Formvorschriften 
gestützt werden. 


ARTIKEL 39 


Die beim Gerichtshof erhobenen Klagen 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

Der Gerichtshof kann jedoch, wenn. es die 
Umstände nach seiner Ansicht erfordern, die 
Vollstreckung der angefochtenen Entscheidung 
oder Empfehlung aussetzen. 


Er kann jede andere erforderliche einst- 
weilige Anordnung treffen. 


ARTIKEL 40 


Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ar- 
tikels 34 Absatz 1 ist der Gerichtshof 
zuständig, der geschädigten Partei auf ihren 
Antrag eine Entschädigung in Geld zu 
Lasten der Gemeinschaft zuzuerkennen, 
falls in Durchführung dieses Vertrages durch 
einen Dienstfehler der Gemeinschaft ein 
Schaden verursacht worden ist. 


Der Gerichtshof ist ferner zuständig, eine 
Entschädigung zu Lasten eines Angehörigen 
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judice cause par une faute personnelle de cet 
agent dans l’exercice de ses fonctions. Si la 
partie lesee n’a pu obtenir cette r&paration 
de la part de l’agent, la Cour peut mettre 
une indemnite &quitable & la charge de la 
Communaute. 


Tous autres litiges nes entre la Com- 
munaute et les tiers, en dehors de P’appli- 
cation des clauses du present Trait& et des 
reglements d’application, sont portes devant 
les tribunaux nationaux. 


ARTICLE 41 


La Cour est seule comp£tente pour statuer, 
a titre prejudiciel, sur la validite des delibe- 
rations de la Haute Autorite et du Conseil, 
dans le cas ol un litige porte devant un 
tribunal national mettrait en cause cette 


validite. 


ARTICLE 42 


La Cour est compe£tente pour statuer en 
vertu d’une clause compromissoire contenue 
dans un contrat de droit public ou de droit 
prive passe par la Communaute ou pour son 
compte. 


ARTICLE 43 


La Cour est comp£tente pour statuer dans 
tout autre cas prevu par une disposition 
additionnelle du present Traite. 


Elle peut &galement statuer dans tous les 
cas en connexite avec l’objet du present 
Traite ou la legislation d’un Etat membre Jui 
attribue compe£tence. 


ARTICLE 44 


Les arrets de la Cour ont force ex&cutoire 
sur le territoire des Etats membres, dans les 
conditions fixe&es A P’article 92: ci-apres. 


ARTICLE 45 


Le Statut de la Cour est fix& par un Proto- 
cole annex@ au present Traite. 
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der Dienststellen der Gemeinschaft zuzu- 
erkennen, falls ein Schaden durch persönliches 
Verschulden dieses Angehörigen in Ausübung 
seiner dienstlichen Obliegenheiten verursacht 
worden ist. Kann die geschädigte Partei von 
dem Angehörigen der Dienststelle diesen 
Schadensersatz nicht erlangen, so kann der 
Gerichtshof der Gemeinschaft die Zahlung 


einer angemessenen Entschädigung auferlegen. 


Alle übrigen zwischen der Gemeinschaft 
und Dritten entstehenden Streitigkeiten, auf 
welche die Bestimmungen dieses Vertrages 
und die Durchführungsvorschriften keine An- 
wendung finden, sind bei den staatlichen Ge- 
richten anhängig zu machen. | 


ARTIKEL 41 


Der Gerichtshof allein entscheidet ver- 
bindlich über die Gültigkeit von Beschlüssen 
der Hohen Behörde und des Rates, falls bei 
einem Streitfall vor einem staatlichen Gericht 
diese Gültigkeit in Frage gestellt wird. 


ARTIKEL 42 


Der Gerichtshof ist für Entscheidungen 
auf Grund einer Schiedsklausel zuständig, die 
in einem von der Gemeinschaft oder für 
ihre Rechnung abgeschlossenen öffentlich- 
rechtlichen oder privatrechtlichen Vertrage 
enthalten ist. 


ARTIKEL 43 


Der Gerichtshof ist für die Entscheidung | 


in jedem anderen Falle zuständig, der in 
einer Zusatzbestimmung zu diesem Vertrag 
vorgesehen ist. | 


Er kann außerdem in allen mit dem Ge- 
genstand dieses Vertrages in Zusammenhang 
stehenden Fällen entscheiden, wenn die Ge- 


setze eines Mitgliedstaates ihn für zuständig 


erklären. 


ARTIKEL 44 


Die Entscheidungen des Gerichtshofs sind 
nach Maßgabe des Artikels 92 im Gebiet der 
Mitgliedstaaten vollstreckbar. 

ARTIKEL 45 


Die Satzung des Gerichtshofs wird durch 


ein Zusatzprotokoll zu diesem Vertrag fest- _ 


gelegt. . 
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Dispositions Economiques 
et Sociales 


Chapitre I 
DISPOSITIONS GENERALES 


ARTICLE 46 


'La Haute Autorite peut, ä tout moment, 
consulter les gouvernements, les divers 
interesses (entreprises, travailleurs, utilisa- 
teurs et negociants) gt leurs associations, ainsi 
que tous experts. 


Les entreprises, les travailleurs, les utili- 
sateurs et negociants, et leurs associations 
ont qualit€E pour presenter & la Haute 
Autorite toutes suggestions ou observations 
sur les questions les concernant. 


Pour orienter, en fonction des missions 
imparties & la Communaute, l’action de tous 
les interesses, et pour determiner son action 
propre, dans les conditions prevues au pre- 
sent Traite, laHaute Autorite doit, en recou- 
rant aux consultations ci-dessus: 


1° effectuer une &tude permanente de 
evolution des march&s et des tendances des 
prix; 

2° Etablir periodiquement des programmes 
previsionnels de caractere indicatif portant 
sur la production, la consommation, l’expor- 
tation et l’importation; 


30 definir periodiquement des objectifs 
generaux concernant la modernisation, 
l’orientation A long terme des fabrications et 
l’expansion des capacit&s de production; 


4° participer, A la demande des gouverne- 
ments interesses, A l’&tude des possibilit&s de 
reemploi, dans les industries existantes ou 
par la creation d’activit&s nouvelles, de la 
main-d’oeuvre rendue disponible par ’&volu- 
tion du marche ou les transformations 
techniques; 


50 rassembler les informations n&cessaires 
a P’appreciation des possibilit&s de reltvement 
des conditions de vie et de travail’de la main- 
d’ceuvre des industries dont elle a la charge 


et des risques qui menacent ces conditions de 
vie. 
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DRITTER TITEL 


Wirtschafts- und 


Sozialbestimmungen 


Kapitel I 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 


ARTIKEL 46 


Die Hohe Behörde kann jederzeit die Re- 
gierungen, die verschiedenen Beteiligten 
(Unternehmen, Arbeitnehmer, Verbraucher 
und Händler) und ihre Verbände ebenso wie 
Sachverständige anhören. 


Die Unternehmen, die Arbeitnehmer, die 
Verbraucher und Händler und ihre Ver- 
bände sind berechtigt, der Hohen Behörde 
zu den sie angehenden Fragen Anregungen 
oder Bemerkungen jeder Art vorzulegen. 


Um entsprechend den Aufgaben der Ge- 
meinschaft allen Beteiligten Hinweise für ihre 
Tätigkeit zu geben und um ihr eigenes Han- 
deln nach Maßgabe dieses Vertrages zu be- 
stimmen, hat die Hohe Behörde im Beneh- 
men mit den obengenannten Stellen: 


1. Marktentwicklung und Preistendenzen 
fortlaufend zu untersuchen; 


2. in regelmäßigen Zeitabständen Pro- 
gramme für Erzeugung, Verbrauch, Ausfuhr 
und Einfuhr unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Entwicklung aufzustellen; 
diese Programme dienen als Hinweis; 


3. ın regelmäßigen Zeitabständen allge- 
meine Ziele für die Modernisierung, die 
Orientierung der Fabrikation auf lange Sicht 
und die Ausweitung der Produktionskapa- 
zität anzugeben; 


4. sich auf Antrag der beteiligten Regie- 
rungen an der Untersuchung darüber zu be- 
teiligen, welche Möglichkeiten bestehen, um 
die durch die Marktentwicklung oder die 
technische Umgestaltung freigewordenen Ar- 
beitskräfte in den bestehenden Industrien 
oder in neu zu schaffenden Arbeitsplätzen 
wieder unterzubringen; 


5. die Auskünfte einzuholen, die zur Be- 
urteilung der Verbesserungsmöglichkeiten für 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Ar- 
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" den 


Elle Eile les ‚objectifs gendraux et. 1es, 
Programmes, apres les avoir soumis au 
Comite Consultatif. 


Elle peut rendre publiques les tudes et 
informations mentionnees ci-dessus. 


ARLICLEA7 


La Haute Autorite peut recueillir les in- 
formations necessaires A laccomplissement 
de sa mission. Elle peut faire proc&der aux 
verifications ne&cessaires. 


La Haute AutoritE est tenue de ne pas 
divulguer les informations qui, par leur 
nature, sont couvertes par le secret pro- 
fessionnel et notamment les renseignements 
relatifs aux entreprises et concernant leurs 
relations commerciales ou les &l&ments de 
leur prix de revient. Sous cette reserve, elle 
doit publier les donnees qui sont susceptibles 
d’etre utiles aux gouvernements ou & tous 
autres interesses. 


La Haute Autorit€ peut prononcer, ä 
Pencontre des entreprises qui se soustrai- 
raient aux obligations r&sultant pour elles 
des decisions prises en application des dispo- 
sitions du prösent article ou qui fourniraient 
scıemment des informations fausses, des 
amendes, dont le montant maximum 
sera de 1 p. 100 du chiffre d’affaires annuel, 
et des astreintes dont le montant maximum 
sera de 5 p. 100 du chiffre d’affaires jour- 
nalier moyen par jour de retard. 

Toute violation par la Haute Autorite du 
secret professionnel ayant cause un dommage 
ä une entreprise pourra faire l’objet d’une 
action en indemnite devant la Cour, dans les 
conditions prevues & l’article 40. 


ARTICLE 48 


Le droit des entreprises de constituer des 
associations n’est pas affect€ par le present 
Traite. L’adhesion & ces associations doit Etre 
libre. Elles peuvent exercer toute activite 
qui n’est pas contraire aux dispositions du 
present Trait€E ou aux decisions ou recom- 
mandations de la Haute Autorite. 

Dans les cas ou le present Trait& prescrit 
la consultation du Comite Consultatif, toute 
"association est en droit de soumettre & la 
Haute Autorite, dans les delais fix&s par 
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beiterschaft in den zu ihrem Aufgabenkreis 
gehörenden Industrien und zur Beurteilung 
der Gefahren erforderlich sind, die diese Le- 


bensbedingungen bedrohen. 


Die Hohe Behörde veröffentlicht ach 
Vorlage beim Beratenden Ausschuß die all- 


gemeinen Ziele und die Programme. 


Die Hohe Behörde kann die oben er- 
wähnten Untersuchungen und Auskünfte 
veröffentlichen. 


ARTIKEL 47 


Die Hohe Behörde kann die für die Er- 
füllung ihrer Aufgaben notwendigen Aus- 
künfte einholen. Sie kann die erforderlichen 
Nachprüfungen vornehmen lassen. 


Die Hohe Behörde ist verpflichtet, Aus- 
künfte, die ihrem Wese unter das Be- 
rufsgeheimnis fallen, nicht bekanntzugeben; 
dies gilt insbesondere für Auskünfte über die 
Unternehmen und deren Geschäftsbeziehun- 
gen oder ihre Kostenelemente. Mit dieser 
Einschränkung hat die Hohe Behörde alle 
Angaben zu veröffentlichen, die für die Re- 
gierungen oder alle anderen Beteiligten von 
Nutzen sein können. 


Die Hohe Behörde kann gegen Unterneh- 
men, die ihren Verpflichtungen aus den in 
Durchführung der Bestimmungen dieses Ar- 
tikels erlassenen Entscheidungen nicht nach- 
kommen oder wissentlich falsche Auskünfte 
erteilen, Geldbußen bis zum Höchstbetrag 


von 1 v.H. des Jahresumsatzes und Zwangs- 


gelder bis zum Höchstbetrag von 5 v.H. des 
durchschnittlichen Tagesumsatzes für jeden 
Tag des Verzugs festsetzen. 

Hat ein Unternehmen dadurch einen Scha- 
den erlitten, daß die Hohe Behörde das Be- 
rufsgeheimnis verletzt hat, so kann es bei 
dem Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 
40 Klage auf Schadensersatz erheben. 


ARTIKEL 48 


Das Recht der Unternehmen, Verbände 
zu bilden, wird durch diesen Vertrag nicht 
berührt. Die Mitgliedschaft bei diesen Ver- 
bänden ist freiwillig. Sie können jede Tätig- 
keit ausüben, die zu den Bestimmungen 
dieses Vertrages oder zu den Entscheidun- 
gen oder Empfehlungen der Hohen Behörde 
nicht im Widerspruch steht. 


In allen Fällen, in denen dieser Vertrag die 
Anhörung des Beratenden Ausschusses vor- 
schreibt, ist jeder Verband berechtigt, der 
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celle-ci, les observations de ses membres sur 
Paction envisage£e. 

Pour obtenir les informations qui lui sont 
necessaires, ou pour faciliter l’ex&cution des 
missions qui lui sont confiees, la Haute 
"Autorite recourt normalement aux associa- 
tions de producteurs, ä la condition, soit 
qu’elles assurent aux representants qualifies 
des travailleurs et des utilisateurs une parti- 
cipation & leurs organes directeurs ou & des 
comites consultatifs £etablis aupres d’elles, 
soit qu’elles fassent par tout autre moyen, 
dans leur organisation, une place satisfaisante 
a l’expression des interets des travailleurs et 
des utilisateurs. 

Les associations visees 4 l’alinea precedent 
sont tenues de fournir & Ja Haute Autorit£ 
les informations que celle-ci estime necessaires 
sur leur activite.e Les observations visees au 
deuxieme aline&a du present article et les in- 
formations fournies au titre du quatrieme 
alinea sont egalement communiqu£es par les 
associations au gouvernement interesse. 


Chapitre II 


DISPOSITIONS FINANCIERES 


ARLICLE49I 


La Haute AutoritE est habilitee ä se 
procurer les fonds ne£cessaires A l’accom- 
plissement de sa mission: 


— en £tablissant des prelevements sur la 
production de charbon et d’acier; 


— en contractant des emprunts. 
Elle peut recevoir & titre gratuit. 


ARTICLE 50 


1. Les prelevements sont destines & couvrir: 
— les depenses administratives prevues A 
Particle 78; 

— Jaide non remboursable prevue A 
Particle 56, relatif & la r&adaptation; 
— en ce qui concerne les facilites de finan- 

cement prevues aux articles 54 et 56 

et apres appel au fonds de reserve, la fraction 

du service des emprunts de la Haute Auto- 
bh 

rite &ventuellement 'non couverte par le 
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‚Mitglieder zu der beabsichtigten Maßnahme 


Sr . a E BR ! 
Hohen Behörde innerhalb der von ihr fest- 
gesetzten Fristen die Bemerkungen seiner 


zuzuleiten. | 


Um die erforderlichen Auskünfte zu er- 
langen und um die Durchführung der ihr 
übertragenen Aufgaben zu erleichtern, soll 
sich die Hohe Behörde der Erzeugerverbände 
bedienen, vorausgesetzt, daß diese die be- 
rufenen Vertreter der Arbeitnehmer und 
Verbraucher an ihren leitenden Organen 
oder an den bei ihnen gebildeten beratenden 
Ausschüssen beteiligen, oder daß sie in ihrer 
Organisation mit anderen Mitteln einen aus- 
reichenden Platz für die Geltendmachung der 
Interessen der Arbeitnehmer und Verbraucher 
einräumen. 

Die im vorstehenden Absatz genannten 
Verbände sind verpflichtet, über ihre Tätig- 
keit der Hohen Behörde die von ihr für er- 
forderlich erachteten Auskünfte zu erteilen. 
Die in Absatz 2 dieses Artikels genannten 
Bemerkungen und die auf Grund des Ab- 
satzes 4 erteilten Auskünfte werden von den 
Verbänden gleichfalls der beteiligten Regie- 
rung mitgeteilt. 


Kapitel II 


FINANZBESTIMMUNGEN 


ARTIKEL 49 


Die Hohe Behörde ist berechtigt, sich 


durch Erhebung von Umlagen auf 
die Erzeugung von Kohle und Stahl, 


durch Aufnahme von Anleihen 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lichen Mittel zu beschaffen. 


Sie kann unentgeltliche Zuwendungen ent- 
gegennehmen. 


ARTIKEL 50 


1. Die Umlagen sollen decken: 
die Verwaltungsausgaben nach Artikel 78; 
die nicht rückzahlungspflichtige Anpas- 
sungsbeihilfe nach Artikel 56; | 


soweit es sich um die Finanzierungsmög- 
lichkeiten nach Artikel 54 und 56 handelt, | 
den nach Rückgriff auf den Reservefonds 
verbleibenden Bruchteil des Anleihedienstes | 
der Hohen Behörde, der gegebenenfalls nicht | 
durch den Dienst ihrer eigenen Kredite ge- 
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service de ses pröts, ainsi que le jeu &ventuel 


e sa garantie aux emprunts souscrits direc- 


tement par les entreprises; 


— les depenses consacrees A P’encourage- 
ment de la recherche technique et Eecono- 
mique dans les conditions prevues au para- 
graphe 2 de P’article 55. 


2. Les prelevements sont assis annuellement 
sur les differents produits en fonction de leur 
valeur moyenne sans que le taux en puisse 
exceder 1 p. 100, sauf autorisation prealable 
du Conseil prise & la majorit& des deux tiers. 
Les conditions d’assiette et de perception 
sont fixees, en &vitant dans toute la mesure 
possible les taxations cumulatives, par une 
decision generale de la Haute Autorite prise 
apres consultation du Conseil. 
3. La Haute Autorite peut prononcer, & l’en- 
contre des entreprises qui ne respecteraient 
pas les decisions prises par elle en application 
ee present .article, des majorations de 5 p. 
100 au maximum par trimestre de retard. 


ARTIGER 51 


1. Les fonds d’emprunts ne peuvent Etre 
utilises par la Haute Autorite que pour 
consentir des pr£ts. 


L’emission des emprunts de la Haute. 


Autorite sur les march&s des Etats membres 
est soumise aux reglementations en vigueur 
sur ces marches. 


Au cas oü la Haute -Autorite estime 
necessaire la garantie d’Etats membres pour 
contracter certains emprunts, elle saisit, apres 
consultation du Conseil, le ou les gouverne- 
ments interesses; aucun Etat n’est tenu de 
donner sa garantie. 


2.La Haute Autorit€ peut, dans les condi- 
tions prevues & P’article 54, garantir des 
emprunts consentis directement aux entre- 
prises par des tiers. 


3. La Haute Autorit& peut am&nager ses con- 
ditions de pret ou de garantie en vue de con- 
stituer un fonds de r&serve destine exclusive- 
"ment & reduire le möntant &ventuel des 
prelevements prevus A Particle 50, $ 1, 
alinea 3, sans que les sommes ainsi accumulees 
puissent &tre utilisees a des pr£ts A des entre- 
prises, sous quelque forme que ce soit. 


4. La Haute Autorit€ n’exerce pas elle-m&me 
les activites de caractere bancaire correspon- 
dant & ses missions financieres. 
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deckt wird, und etwaige Verpflichtungen aus 
ihrer Gewährleistung für Anleihen, welche die 
Unternehmen unmittelbar aufgenommen 


haben; 


die nach Maßgabe des Artikels 55 Para- 
graph 2 zur Förderung der technischen und 
wirtschaftlichen Forschung bestimmten Aus- 
gaben. 


2. Die Umlagen werden jährlich durch Be- 


lastung der verschiedenen Erzeugnisse nach 


ihrem Durchschnittswert festgesetzt; die Be- 


lastung darf jedoch 1 v. H. nicht übersteigen, 


es sei denn, daß der Rat mit Zweidrittel- 
mehrheit vorher zustimmt. Die Bedingungen 
für die Veranlagung und Erhebung sind mög- 
lichst unter Vermeidung kumulativer Be- 
lastungen durch eine nach Anhörung des-Rates 
erlassene allgemeine Entscheidung der Hohen 
Behörde festzusetzen. 

3. Die Hohe Behörde kann gegen Unterneh- 
men, die auf Grund dieses Artikels erlassene 
Entscheidungen nicht befolgen, Zuschläge 
von höchstens 5 v.H. für jedes Vierteljahr 
des Verzuges festsetzen. 


ARTIKEL 51 N 
1. Die Hohe Behörde darf die durch Anleihen 


aufgebrachten Mittel nur zur Gewährung 


von Krediten verwenden. 


Die Begebung von Anleihen der Ho 


Behörde auf den Märkten der Mitgliedstaa- 


ten unterliegt den auf diesen Märkten gel- 


tenden Vorschriften. 


Hält die Hohe Behörde die Gewähr- 
leistung von Mitgliedstaaten für die Auf- 
nahme einzelner Anleihen für erforderlich, 


so wird sie nach Anhörung des Rates bei der - 


oder den beteiligten Regierungen vorstellig; 
kein Staat ist verpflichtet, seine Gewähr- 
leistung zuzusagen. 


2.Die Hohe Behörde kann nach Maßgabe 


von Artikel 54 die Gewährleistung für An- 
leihen übernehmen, die Dritte den Unter- 
nehmen unmittelbar gewähren. 


3. Die Hohe Behörde kann ihre Kredit- oder | 


Gewährleistungsbedingungen so einrichten, 
daß die Bildung eines Reservefonds ermög- 
licht wird; dieser Reservefonds ist ausschließ- _ 
lich dazu bestimmt, den in Artikel 50 Para- 
graph 1 Absatz 3 vorgesehenen etwaigen 
Umlagebeitrag zu kürzen, ohne daß die so 
angesammelten Beträge für Kredite an Unter- 
nehmen verwendet werden dürfen, in welcher 
Form dies auch immer geschieht. 
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ARTICLE 32 


Les Etats membres prennent toutes disposi- 
tions utiles pour assurer, a P’interieur des terri- 
toires vis&s \ Palinea 1 de Particle 79, et dans 
le cadre des modalit&s adopt&es pour les regle- 
ments commerciaux, le transfert des fonds 
provenant des prelevements, des sanctions 
pecuniaires et astreintes et du fonds de re- 
serve, dans la mesure necessaire & leur utili- 
sation pour les objets auxquels ils sont 
destines par le present Trait£. 


Les modalites des ‚transferts, tant entre les 
Etats membres qu’ä destination des pays 
tiers, resultant des autres op£rations finan- 
cieres effectu&es par la Haute Autorite ou 
sous sa garantie, feront l’objet d’accords 
passes par la Haute Autorit& avec les Etats 
membres interesses ou les organismes compe£- 
tents sans qu’aucun Ftat membre qui 
applique une reglementation des changes 
soit tenu d’assurer des transferts pour les- 
quels il n’a pas pris d’engagements explicites. 


’ 


ARLICLES>S 


Sans pr&judice des dispositions de ’article58 
et du chapitre V du titre III, la Haute Auto- 
rite peut: 


a) apres consultation du Comit&e Consul- 
tatif et du Conseil, autoriser l’institution, 
dans les conditions qu’elle determine, et sous 
son contröle, de tous me&canismes financiers 
communs | plusieurs entreprises, qu’elle re- 
connalit necessaires & l’ex&cution des missions 
aefinies A l’article 3 et compatibles avec les 
dispositions du present Traite, en particulier 
de l’article 65; 


b) sur avis conforme du Conseil statuant 
A Punanimite, instituer elle-m&me tous meca- 
nismes financiers r&pondant aux m&mes fins. 


Les mecanismes de m&me ordre instituds 
ou maintenus par les Etats membres sont 
notifies & la Haute Autorit& qui, apres con- 
sultation du Comit& Consultatif et du Con- 
seil, adresse aux Ftats interesses les recom- 
mandations ne&cessaires, au cas oU de tels me- 
canısmes sont en tout ou partie contraires A 
application du present Trait£. 
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nr Die Ich. Behörde übe Se die 


Banktätigkeit aus, die sich bei ihren finan- 
ziellen Aufgaben ergibt. 


ARTIKEL 32 


Die Mitgliedstaaten erlassen alle geeig- 
neten Vorschriften, um innerhalb der ın 
Artikel 79 Absatz 1 genannten Gebiete und 
im Rahmen der für die Handelsabkommen 
vorgesehenen Einzelheiten die Transferie- 
rung der aus Umlagen, finanziellen Sank- 


tionen und Zwangsgeldern stammenden . 


Geldmittel und des Reservefonds soweit zu 
sichern, wie dies für ihre Verwendung zu den 
in diesem Vertrag bestimmten Zwecken er- 
forderlich ist. 

Die Modalitäten der Transferierungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und nach dritten 
Ländern, die sich aus den anderen von der 
Hohen Behörde oder unter ihrer Gewähr- 
leistung durchgeführten Geldgeschäften er- 
geben, werden durch Abkommen zwischen der 
Hohen Behörde und den beteiligten Mitglied- 
staaten oder den zuständigen Organisationen 
geregelt, ohne daß ein Mitgliedstaat mit De- 
visenbewirtschaftung verpflichtet ist, Trans- 
ferierungen vorzunehmen, für die er keine 


ausdrücklichen: Verpflichtungen übernommen 
hat. 


ARTIBELSS? 


Unbeschadet der Bestimmungen des Ar- 
tikels 58 und des Kapitels V des Titels III 
kann die Hohe Behörde 


a) nach Anhörung des Beratenden Aus- 
schusses und des Rates unter Bedingungen, die 
sie bestimmt, und unter ihrer Kontrolle die 
Schaffung jeder Art von gemeinsamen finan- 
ziellen Einrichtungen für mehrere Unter- 
nehmen genehmigen, die sie zur Durchführung 
der Aufgaben nach Artikel 3 für erforderlich 
und mit den Vorschriften des Vertrages, ins- 
besondere mit Artikel 65, für vereinbar hält; 


b) mit einstimmiger Zustimmung des Rates 
selbst jede Art finanzieller Einrichtungen 
schaffen, die denselben Zwecken dienen. 


Von den Mitgliedstaaten geschaffene oder 
beibehaltene Einrichtungen gleicher Art wer- 
den der Hohen Behörde bekanntgegeben. 
Diese richtet nach Anhörung des Beraten- 
den Ausschusses und des Rates an die be- 
teiligten Staaten die erforderlichen Empfeh- 
lungen, falls solche Einrichtungen ganz oder 
teilweise zu der Durchführung dieses Ver- 
trages in Widerspruch stehen. 
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Chapitre IN 


INVESTISSEMENTS ET AIDES FINAN- 


CIERES 


ARTICLE 54 


La Haute Autorite peut faciliter la re&ali- 
sation des programmes d’investissements en 
consentant des prets aux entreprises ou en 
donnant sa garantie aux autres emprunts 
qu’elles contractent. 

Sur avis conforme du Conseil statuant A 
’unanimit, la Haute Autorite peut 
concourir par les m&mes moyens au finance- 
ment de travaux et d’installations qui con- 
tribuent directement et & titre principal & 
accroitre la production, abaisser les prix de 
revient ou faciliter l’&coulement de produits 
soumis A sa juridiction. 


Pour favoriser un developpement coor- 
donn£ des investissements, la Haute Autorite 
peut obtenir, conform&ment aux dispositions 
de P’article 47, communication prealable des 
programmes individuels, soit par une de- 
mande speciale adressee & l’entreprise inte- 
ressee, soit par une decision definissant la 
nature et l’importance des programmes qui 
doivent &tre communiques. 

Elle peut, apr&s avoir donn& aux interesses 
toutes facilites pour presenter leurs observa- 
tions, formuler un avis motiv& sur ces pro- 
grammes dans le cadre des objectifs generaux 
prevus & l’article 46. Sur demande de Pentre- 
prise interessee, elle est tenue de formuler un 
tel avis. La Haute Autorite notifie Pavis A 
Pentreprise interessee et le porte A la 
connaissance de son gouvernement. La liste 
des avis est publiee. 

Si la Haute Autorit reconnait que le 
financement d’un programme ou l’exploi- 
tation des installations qu’il comporte impli- 


. . . er 
queraient des subventions, aides, protections 
ou d 


iscriminations contraires au present 
Traite, l’avis defavorable pris par ces motifs 
vaut decision au sens de Particle 14 et 
entraine „interdiction pour l’entreprise 
interessee de recourir, pour la realisation de 
ce programme, A d’autres ressources que ses 
fonds propres. 
La Haute Autorit€E peut prononcer, A 
“ Pencontre desentreprises qui passeraient outre 
A Pinterdiction prevue & Palinea precedent, 
des amendes dont le montant maximum sera 
egal aux sommes indüment consacrees & la 
realisation du programme en cause. 
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Kapitel II 


INVESTITIONEN UND FINANZIELLE 
HILFEN 


ARTIKEL 54 
Die- Hohe Behörde kann die Durchfüh- 


rung der Investitionsprogramme dadurch er- 
leichtern, daß sie den Unternehmen Kredite 
bewilligt oder für die anderen von ihnen auf- 
genommenen Anleihen die Gewährleistung 
übernimmt. 


Mit einstimmiger Zustimmung (des Rates 
kann die Hohe Behörde mit den gleichen 
Mitteln die Finanzierung von Arbeiten und 
Einrichtungen unterstützen, die unmittelbar 
und in erster Linie dazu beitragen, die Pro- 
duktion zu steigern, die Gestehungskosten 
zu senken oder den Absatz der ihrer Zu- 
ständigkeit unterliegenden Erzeugnisse zu 
erleichtern. 


Um eine aufeinander abgestimmte Ent- 
wicklung der Investitionen zu begünstigen, 


“kann die Hohe Behörde gemäß Artikel 47 


die vorherige Mitteilung von Einzelprogram- 
men durch eine besondere, an das beteiligte 
Unternehmen gerichtete Aufforderung oder 
durch eine Entscheidung verlangen, die Art 
und Umfang der mitzuteilenden Programme 
angibt. 

Nachdem die Hohe Behörde den Beteilig- 
ten jede Möglichkeit zur Außerung gegeben 
hat, kann sie eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme zu diesen Programmen im 
Rahmen der allgemeinen Ziele des Artikels46 
abgeben. Auf Antrag des beteiligten Unter- 
nehmens ist die Hohe Behörde verpflichtet, 
eine solche Stellungnahme abzugeben. Sie 
stellt die Stellungnahme dem beteiligten 
Unternehmen zu und bringt sie seiner Re- 
gierung zur Kenntnis. Die Liste der Stellung- 
nahmen wird veröffentlicht. 


Stellt die Hohe Behörde fest, daß die Fi- 
nanzierung eines Programmes oder die sich 
aus diesem ergebende Benutzung von An- 
lagen zu diesem Vertrag im Widerspruch ste- 
hende Subventionen, Beihilfen, Schutzmaß- 


nahmen oder Diskriminierungen nach sich 


ziehen würde, so gilt die aus diesen Gründen 
abgegebene ungünstige Stellungnahme als 
Entscheidung im Sinne des Artikels 14; sie 
"hat zur Folge, daß es dem Unternehmen 
verboten ist, zur Durchführung dieses Pro- 
grammes andere als seine eigenen Mittel zu 
verwenden. 
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ARTICLE 55 


1.La Haute Autorit€ doit encourager la 
recherche technique et &conomique inte- 
ressant Ja production et le d&veloppement 
de la consommation du charbon et de l’acier, 
ainsi que la securite du travail dans ces 
industries. Elle organise, & cet effet, tous 
contacts appropries entre les organismes de 
recherche existants. | 


2. Apres consultation du Comite Consultatif, 
la Haute Autorit& peut susciter et faciliter 
le developpement de ces recherches: 

a) soit en provoquant un financement en 
commun par les entreprises interessees; 


b) soit en y consacrant des fonds regus & 
titre gratuit; 


c) soit, apres avis conforme du Conseil, 
en y affectant des fonds provenant des prele- 
vements prevus & l’article 50, sans, toutefois, 
que le plafond defini au paragraphe 2 dudit 
article puisse Etre dEpasse. 


Les r&sultats des recherches financees, dans 
les conditions prevues en b et c, sont mis 
& la disposition de l’ensemble des interesses 
dans la Communaute. 


3. La Haute Autorit€ emet tous avis utiles & 
la diffusion des ame&liorations techniques, 
notamment en ce qui concerne les &changes 
de brevets et la delivrance des licences 
d’exploitation. 


a 


ARTICLE 56 


Si P’introduction, dans le cadre des objec- 
tifs generaux de la Haute Autorite, de 


proc&des techniques ou d’&quipements nou- 


veaux a pour consequence une reduction 
d’une importance exceptionnelle des besoins 
de main-d’oeuvre des industries du charbon 
ou de lacier entrainant dans une ou 
A EREERN E 
plusieurs regions des difficultes particulieres 
dans le reemploi de la main-d’oeuvre rendue 
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Die Hohe Behörde kann gegen Unter- 
nehmen, die das im vorhergehenden Absatz 
vorgesehene Verbot nicht beachten, Geldbußen 
bis zum Höchstbetrag der für die Durch- 
führung des Programms unzulässigerweise vor- 
gesehenen Beträge festsetzen. 


ARTIRELSDS 


1. Die Hohe Behörde hat die technische und 
wirtschaftliche Forschung für die Erzeugung 
und die Steigerung des Verbrauchs von 
Kohle und Stahl sowie für die Betriebssicher- 
heit in diesen Industrien zu fördern. Sie hat 
zu diesem Zweck eine geeignete Zusammen- 
arbeit zwischen den vorhandenen For- 
schungsstellen zu organisieren. 


2.Nach Anhörung des Beratenden Aus- 
schusses kann die Hohe Behörde solche For- 
schungen anregen und erleichtern, indem sie 


a) die beteiligten Unternehmen zur ge- 
meinsamen Finanzierung veranlaßt, oder 


b) Mittel aus unentgeltlichen Zuwendungen 
bewilligt, oder 


c) nach Zustimmung des Rates Mittel aus 
den Umlagen des Artikels 50 bewilligt; der 
in Artikel 50 Paragraph 2 genannte 
Höchstbetrag darf jedoch nicht überschritten 
werden. 


Die Ergebnisse der nach b und c finan- 
zierten Forschungen sind allen an der Ge- 
meinschaft Beteiligten zugänglich zu machen. 


3.Die Hohe Behörde gibt Stellungnahmen 
jeder Art ab, die der Verbreitung der tech- 
nischen Verbesserungen dienen, insbesondere 
insoweit, als es sich um den Austausch von 
Patenten und die Ausstellung von Lizenzen 


handelt. 


ARTIKEL 36 


Werden im Rahmen der allgemeinen 
Ziele der Hohen Behörde neue technische 
Verfahren oder Produktionsmittel einge- 
führt, und ergibt sich hieraus in außergewöhn- 
lichem Umfang eine Verminderung des Bedarfs 
an Arbeitskräften der Kohle- und Stahl- 
industrie, die besondere Schwierigkeiten für 
die Wiederbeschäftigung der freigewordenen 
Arbeitskräfte in einem oder mehreren Ge- 
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disponible, laHaute Autorit£, sur la demande 
_ des gouvernements interess6s: 


a) prend P’avis du Comite Consultatif; 


b) peut faciliter, suivant les modalites 
prevues ä Particle 54, soit dans les industries 
relevant de sa juridiction, soit sur’avis con- 
forme du Conseil, dans toute autre industrie, 
le financement des programmes, approuv&s 
par elle, de creation d’activites nouvelles 
economiquement saines et susceptibles 
d’assurer le r&emploi productif de la main- 
d’oeuvre rendue disponible; 


c) consent une aide non remboursable 
pour contribuer: 

— aux versements d’indemnites per- 

mettant 4 Ja main-d’euvre d’attendre 

d’etre replacke; 

— & Pattribution aux travailleurs d’allo- 

catıions pour frais de r£installation; 

— au financement de la r&&ducation pro- 

fessionnelle des travailleurs amenes \ 

changer d’emploi. 


La Haute Autorite subordonne FPoctroi 
d’une aide non remboursable au versement 
par l’Etat interesse d’une contribution sp£- 
ciale au moins @quivalente au montant de 
cette aide, sauf derogation autorisee par le 
Conseil statuant & la majorit@ des deux tiers. 


Chapitre IV 


PRODUCTION 


ARTIGLE57 


Dans le domaine de la production, la 
Haute Autorit€ recourt de preference aux 
modes d’action indirects qui sont A sa 
disposition, tels que: 

— la cooperation avec les gouvernements 
“pour regulariser ou influencer la con- 
sommation generale, en particulier celle des 
services publics; 

'— les interventions en matiere de prix et 
de politigque commerciale prevues par le 
present Traite. 
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bieten mit sich bringt, und stellen die be- 
teiligten Regierungen einen dahingehenden 
Antrag, | 


a) so holt die Hohe Behörde die Stellung- 
nahme des Beratenden Ausschusses ein; 


b) kann sie nach Maßgabe des Artikels 54 
in den ihrer Zuständigkeit unterstehenden 
Industrien oder mit Zustimmung des Rates 
in jeder anderen Industrie die Finanzierung 
der von ihr gebilligten Programme zur 
Schaffung neuer Betätigungsmöglichkeiten er- 
leichtern, die wirtschaftlich gesund und ge- 
eignet sind, eine produktive Beschäftigung 
der freigewordenen Arbeitskräfte zu sichern; 

c) bewilligt sie eine nicht rückzahlungs- 
pflichtige Beihilfe, um 

zur Zahlung von Entschädigungen, 
die es den Arbeitern ermöglichen, ihre 
Wiedereinstellung abzuwarten, 

zur Gewährung von Beihilfen an die 
Arbeitnehmer für die Kosten zur Er- 
langung eines neuen Arbeitsplatzes, 

zur Finanzierung der Umschulung 
der Arbeitnehmer, die ihre Beschäfti- 
gung wechseln müssen, 


beizutragen. 

Die Hohe Behörde macht die Bewilligung 
einer nicht rückzahlungspflichtigen Beihilfe 
von der Zahlung eines mindestens gleich 
hohen besonderen Beitrages durch den be- 
teiligten Staat abhängig, es sei denn, daß der 
Rat mit Zweidrittelmehrheit eine Ab- 
weichung zuläßt. 


Kapitel IV 


ERZEUGUNG 


ARLIKERSZ 


Auf dem Gebiete der Erzeugung bedient 
sich die Hohe Behörde vorzugsweise der ihr 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten in- 
direkter Maßnahmen. Solche Möglichkeiten 
sind 

die Zusammenarbeit mit den Regierungen, 
um den allgemeinen Verbrauch, insbesondere 
den der öffentlichen Dienste, gleichmäßiger 
zu gestalten oder zu beeinflussen; 

das Eingreifen auf dem Gebiet der Preise 
und der Handelspolitik, wie es dieser Ver- 
trag vorsieht. 
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ARTICLE 58 


En cas de reduction de la demande, si la 
Haute Autorit€ estime que la Communaute 
se trouve en presence d’une periode de crise 
manifeste et que les moyens d’action prevus 
"A Particle 57 ne permettent pas d’y faire face, 
elle doit, apres consultation du Comite Con- 
sultatif et sur avis conforme du Conseil, 
instaurer un regime de quotas de production 
accompagne, en tant que de besoin, des 
mesures prevues & l’article 74. 


A defaut d’initiative de la Haute Autorit£, 
l’un des Etats membres peut saisir le Conseil 
qui, statuant & l’unanimite, peut prescrire A 
la Haute Autorite l’instauration d’un regime 
de quotas. 


La Haute Autorite, sur la base d’etudes 
faites en liaison avec les entreprises et les 
associations d’entreprises, Etablit les quotas 
sur une base &quitable, compte tenu des 
principes definis aux articles 2, 3 et 4. Elle 
peut, notamment, regler le taux de marche 
des entreprises par des prelevements appro- 
pries sur les tonnages depassant un niveau de 
reference defini par une decision generale. 


Les sommes ainsi obtenues sont affectees 
au soutien des entreprises dont le rythme 
de production est ralenti au-dessous de la 
-mesure envisag&e, en vue, notamment, d’assu- 
rer autant que possible le maintien de l’emploi 
dans ces entreprises. 


Le regime des quotas prend fin sur pro- 
position adressee au Conseil par la Haute 
Autorit&, apres consultation du Comite Con- 
sultatif, ou par le gouvernement d’un des 
Etat membres, sauf decision contraire du 
Conseil & ’unanimite sı la proposition &mane 
de la Haute Autorite et & la majorite simple 
sı elle &mane d’un gouvernement. La fin du 
regime des quotas fait l’objet d’une publi- 
cation par les soins de la Haute Autorite. 


La Haute Autorit@ peut prononcer A 
l’encontre des entreprises qui violeraient les 
decisions prises par elle en application du 
present article, des amendes dont le montant 
est egal au maximum A la valeur des pro- 
ductions irregulieres. 
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| ARTIKEL OB OR 


Ist die Hohe Behörde bei einem Rück- 
gang der Nachfrage der Auffassung, daß sich 
die Gemeinschaft in einer offensichtlichen 
Krise befindet, und daß die in Artikel 57 
vorgesehenen Maßnahmen nicht ausreichen, 
um dieser Lage zu begegnen, so hat sie nach 


Anhörung des Beratenden Ausschusses und 


mit Zustimmung des Rates ein System der 
Erzeugungsquoten einzuführen, erforder- 
lichenfalls unter Anwendung .der in Artikel 
74 vorgesehenen Maßnahmen. 


Ergreift die Hohe Behörde nicht die Ini- 
tiative, so kann sich ein Mitgliedstaat an den 
Rat wenden; dieser kann einstimmig der 
Hohen Behörde die Einführung eines Quo- 
tensystems zur Pflicht machen. 


Die Hohe Behörde setzt auf Grund von 
Untersuchungen, die sie unter Beteiligung der 
Unternehmen und der: Unternehmensver- 
bände angestellt hat, angemessene Quoten 
fest; sie hat hierbei die in den Artikeln 2, 3 
und 4 genannten Grundsätze zu berücksichti- 
gen. Sie kann insbesondere die Kapazitäts- 
ausnutzung der Unternehmen durch geeignete 
Umlagen auf die Mengen regeln, die ein Ver- 
gleichsniveau überschreiten, das durch eine 
allgemeine Entscheidung festgesetzt worden 
ist. 


Die so eingegangenen Beträge werden zur 
Unterstützung der Unternehmen verwen- 
det, deren Produktionsrhythmus hinter dem 
vorgesehenen Maß zurückbleibt, um insbe- 
sondere so weit als möglich die Erhaltung der 
Arbeitsplätze in diesen Unternehmen zu 
sichern. 


Das Quotensystem wird durch einen nach 
Anhörung des Beratenden Ausschusses ge- 
stellten Antrag der Hohen Behörde oder durch 
Antrag der Regierung eines Mitgliedstaates 
an den Rat beendet, es sei denn, daß 
der Rat bei einem Antrag der Hohen Be- 
hörde einstimmig, bei einem Antrag einer 
Regierung, mit einfacher Mehrheit anders 
entscheidet. Die Beendigung des Quoten- 
systems ıst von der Hohen Behörde bekannt- 
zumachen. 


Die Hohe Behörde kann gegen Unterneh- 
men, die den auf Grund dieses Artikels von 
ihr erlassenen Entscheidungen zuwiderhandeln, 
Geldbußen bis zum Höchstbetrag des 
Wertes der unzulässigen Erzeugung fest- 
setzen. 
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ARRICELE.IY 


1. Si la Haute Autorit& constate, apr&s con- 


sultation du Comite Consultatif, que la 
Communaute se trouve en presence d’une 
penurie serieuse de certains ou de l’ensemble 
des produits soumis & sa juridiction, et que 
les moyens d’action prevus A l’article 57 ne 
permettent pas d’y faire face, elle doit saisir 
le Conseil de cette situation et, sauf decision 
contraire de celui-ci statuant & l’unanimite, 
lüi proposer les mesures necessaires. 


A defaut d’initiative de la Haute Autorite, 
le Conseil peut £tre saisi par l’un des Etats 
membres et, par une decision prise A l’unani- 
mite, reconnaltre l’existence de la situation 
prevue ci-dessus. 


2. Le Conseil statuant & l’unanimite, decide, 
sur proposition de la Haute Autorite, et en 
consultation avec elle, d’une part, des prio- 
rites d’utilisation, et, d’autre part, de la 
repartition des ressources de la Communaut& 
en charbon et en acıer entre les industries 
soumises A sa juridiction, l’exportation et 
les autres consommations. 


En fonction des priorites d’utilisation ainsi 
decidees, la Haute Autorite £tablit, apres 
consultation des entreprises interessees, les 
programmes de fabrication que les entre- 
prises sont tenues d’ex&cuter. 


3.A defaut d’une decision unanime du 
Conseil sur les mesures visees au para- 
graphe 2, la Haute Autorit procede elle- 
meme, en fonction des consommations et des 
exportations et ind&pendamment de la loca- 
lisation des productions, 4 la r&partition des 
ressources de la Communaute entre les Etats 
membres. 


Dans chacun des Etats membres, la r&par- 
tition des ressources attribu&es par la Haute 
Autorite est faite sous la responsabilite du 
gouvernement, sans qu’elle puisse affecter 
les livraisons prevues A d’autres Etats 
membres, et sous reserve de consultations 
avec la Haute Autorit@ en ce qui concerne 
les parts affectees A l’exportation et & la 
marche des industries du charbon et de 
Pacier. 


Si la part affectee ä l’exportation par un 
gouvernement est reduite par rapport aux 
bases retenues dans l’attribution totale faite 
ä PEtat membre en cause, la Haute Autoritg, 
lors du renouvellement des op£@rations de 
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ARTIKEL 39 


1. Stellt die Hohe Behörde nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses fest, daß inner- 
halb der Gemeinschaft eine ernste Mangellage 
bei einzelnen oder allen ihrer Zuständigkeit 
unterliegenden Erzeugnissen besteht, und daß 
die in Artikel 57 vorgesehenen Maßnahmen 
nicht ausreichen, um dieser Lage zu begegnen, so 
hat sie den Rat hiermit zu befassen und ihm 
die erforderlichen Maßnahmen vorzuschlagen, 
es sei denn, daß der Rat einstimmig anders 
entscheidet. | 


Ergreift die Hohe Behörde nicht die 
Initiative, so kann sich ein Mitgliedstaat an 
den Rat wenden, der durch einstimmig ge- 
faßten Beschluß feststellen kann, daß die 
oben bezeichnete Lage gegeben ist. 


2. Der Rat entscheidet einstimmig auf Vor- 
schlag der Hohen Behörde und im Benehmen 
mit ihr über Verwendungsprioritäten und 
Verteilung des Aufkommens der Gemeinschaft 
an Kohle und Stahl auf die ihrer Zuständig- 
keit unterstehenden Industrien, den Export und 
den sonstigen Verbrauch. 


Entsprechend den. so festgesetzten Ver- 
wendungsprioritäten stellt die Hohe Behörde 
nach Anhörung der beteiligten Unternehmen 
die Fabrikationsprogramme auf, welche die 
Unternehmen durchzuführen haben. 


> 


3. Kommt ein einstimmiger Beschluß des 


Rates über die in Paragraph 2 vorgesehenen 
Maßnahmen nicht zustande, so nimmt die 
Hohe Behörde selbst die Verteilung des Auf- 
kommens der Gemeinschaft auf die Mitglied- 
staaten entsprechend dem Verbrauch und den 
Ausfuhren und unabhängig vom Standort der 
Erzeugung vor. 


In jedem Mitgliedstaat erfolgt die Ver- 


teilung der von der Hohen Behörde zuge- 
wiesenen Mengen unter der Verantwortung 
der Regierung, ohne daß die Zuteilung die 
für andere Mitgliedstaaten vorgesehenen 
Lieferungen beeinträchtigen darf; soweit es 
sich um die für die Ausfuhr und den Betrieb 
der Kohle- und Stahlindustrien bestimmten 
Mengen handelt, ist die Hohe Behörde zu 
hören. 


Wird der von einer Regierung für die 
Ausfuhr bestimmte Anteil im Verhältnis zu 
den der Gesamtzuteilung an den betreffenden 
Mitgliedstaat zugrundegelegten Mengen ge- 
kürzt, so hat die Hohe Behörde bei späteren 
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repartition, redistribuera, en tant que de 
besoin, entre les Etats membres les ressources 
ainsi degagees pour la consommation. 

Si une reduction relative dans la part 
affect&e par un gouvernement & la marche 
des industries du charbon ou de P’acier a 
pour consequence une reduction dans une 
production de la Communaut£, P’attribution 
des produits correspondants faite & l’Erat 
membre en cause lors du renouvellement des 
op£@rations de r&partition sera r&duite & con- 
currence de la reduction de production 
qui lui est imputable. 


4. Dans tous les cas, la Haute Autorite a la 
charge de r&partir entre les entreprises, sur 
une base &quitable, les quantit&s attribuees 
aux industries de sa juridiction, sur la base 
d’etudes faites en liaison avec les entreprises 
et les associations d’entreprises. 


5, Dans la situation prevue au premier alin&a 
du present article, l’etablissement, dans l’en- 
semble des Etats membres, de restrictions 
aux exportations A destination des pays tiers 
peut Etre decidE par la Haute Autorite, con- 
forme&ment aux dispositions de lP’article 57, 
apres consultation du Comite Consultatif et 
sur avis conforme du Conseil, ou, 4 defaut 
@’initiative de la Haute Autorite, par le 
Conseil statuant & l’unanimit€E sur propo- 
sition d’un gouvernement. 


6. La Haute Autorit& peut mettre fin au re- 
gime instituE en conformite du present 
article apres consultation du Comite Consul- 
tatif et du Conseil. Elle ne peut passer outre 
A un avis defavorable du Conseil, si cet avis 
a ete pris A l’unanimite. 

A defaut d’initiative de la Haute Autorit£, 
le Conseil statuant 4 l’unanimit& peut mettre 
fin A ce r&gime. 


7.La Haute Autorit& peut prononcer 4 l’en- 
contre -des entreprises qui violeraient les 
decisions prises en application du pr£sent 
article des amendes dont le montant ne peut 
exceder le double de la valeur des fabrica- 
tions ou des livraisons prescrites et non ex&- 
cutees ou detourn£es de leur emploi regulier. 
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Verteilungen die so für den Verbrauch frei- 
gewordenen Mengen auf die Mitgliedstaaten, 
soweit erforderlich, neu zu verteilen. 


Hat eine relative Kürzung des von einer 


Regierung für den Buirieb der Kohle- und 


Stahlindustrie bestimmten Anteils einen Rück- _ 


gang bei einem Produktionszweig der Gemein- 
schaft zur Folge, so ist die dem betreffenden 
Staat gewährte Zuteilung entsprechender 
Erzeugnisse bei einer neuen Verteilung bis 
zur Höhe des ihm zuzurechnenden Pro- 
duktionsrückganges zu kürzen. 


4. In allen Fällen ist es Aufgabe der Hohen 
Behörde, auf Grund von Untersuchungen, die 
sie unter Beteiligung der Unternehmen und 
Unternehmensverbände angestellt hat, zwi- 
schen den Unternehmen auf einer gerechten 
Grundlage die Mengen zu verteilen, die den 
ihrer Zuständigkeit unterstehenden Indu- 
strien zugewiesen sind. 


5. Im Falle des Paragraphen 1 dieses Artikels 
kann die Hohe Behörde gemäß den Vor- 
schriften des Artikels 57 nach Anhörung des 
Beratenden Ausschusses und nach Zustim- 
mung des Rates beschließen, daß in sämtlichen 
Mitgliedstaaten Beschränkungen für die Aus- 
fuhr nach dritten Ländern eingeführt wer- 
den; falls sie nicht die Initiative ergreift, 
kann der Rat auf Vorschlag einer Regierung 
durch einstimmigen Beschluß diese Be- 
schränkungen einführen. 


6. Die Hohe Behörde kann das gemäß die- 
sem Artikel eingeführte Verteilungssystem 
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses 
und des Rates aufheben. Sie darf sich 
über eine einstimmig beschlossene ableh- 
nende Stellungnahme des Rates nicht hin- 
wegsetzen. 


Ergreift die Hohe Behörde nicht die 

Initiative, so kann der Rat durch einstimmigen 
Beschluß dieses System aufheben. 
7. Die Hohe Behörde kann gegen Unter- 
nehmen, die den von ihr auf Grund dieses 
Artikels getroffenen Entscheidungen zu- 
widerhandeln, Geldbußen bis zum Höchst- 
betrage des doppelten Wertes der vorge- 
schriebenen und nicht ausgeführten oder 
ihrer ordnungsmäßigen Bestimmung ent- 
zogenen Erzeugung oder Lieferungen fest- 
setzen. 
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PRIX 


ARTICLE 60 


1.Sont interdites en matiere de prix les 
pratiques contraires aux articles 2, 3 er 4 
et notamment: 


— les pratiques deloyales de concurrence, 
en particulier les baisses de prix purement 
temporaires ou purement locales tendant, & 
P’interieur du march@ commun, & l’acquisition 
d’une position de monopole ; 


— les pratiques discriminatoires compor- 
tant, dans le marche commun, V’application 
par un vendeur de conditions inegales 2 des 
transactions comparables, notamment sui- 
vant la nationalite des acheteurs. 


La Haute Autorit€ pourra d£finir, par 
decisions prises apres consultation du Comite 
Consultatif et du Conseil, les pratiques visees 
par cette interdiction. 


2. Aux fins enoncees ci-dessus: 


a) les baremes des prix et conditions de 
vente appliques sur le march& commun par 
les entreprises doivent &tre rendus publics, 
dans la mesure et dans les formes prescrites 
par la Haute Autorite, apres consultation du 
Comite Consultatif; si la Haute Autorite 
reconnait que le choix, par une entreprise, du 
point sur la base duquel elle £tablit son 
bar&me presente un caractere anormal et 
permet notamment d’eluder les dispositions 
du b ci-dessous, elle adresse A cette entreprise 
les recommandations appropries; 


b) les modes de cotation appliques ne 
doivent pas avoir pour effet d’introduire 
dans les prix pratiqu&s par une entreprise 
sur le march@ commun, ramenes A leur 
&quivalent au depart du point choisi pour 
l’etablissement de son bareme: 


— des majorations par rapport au prix 
prevu par ledit bareme pour une transactıon 
comparable ; 


— ou des rabais sur ce prix dont le mon- 
tant excede: 
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Kapitel V 


PREISE 


ARTIKEL 60 
1. Auf dem Gebiet der Preise sind die zu den 


Artikeln 2, 3 und 4 in Widerspruch stehenden 


Praktiken verboten, insbesondere 


die Praktiken unlauteren Wettbewerbs, 
vor allem die nur vorübergehenden oder nur 
örtlichen Preissenkungen, die auf Erlangung 
einer Monopolstellung innerhalb des gemein- 
samen Marktes gerichtet sind; 


die diskriminierenden Praktiken, die auf 
dem gemeinsamen Markt die Anwendung 
von ungleichen Bedingungen auf vergleich- 
bare Geschäfte durch ein und denselben 
Verkäufer mit sich bringen, insbesondere 
wenn die Käufer mit Rücksicht auf ihre Na- 
tionalität unterschiedlich behandelt werden. 


Die Hohe Behörde kann durch Entschei- 
dungen, die nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses und des Rates ergehen, die von 
diesem Verbot betroffenen Praktiken näher 
bezeichnen. 


2. Zu dem vorerwähnten Zweck 


a) müssen die von den Unternehmen auf 
dem gemeinsamen Markt angewandten Preis- 
tafeln und Verkaufsbedingungen in dem Um- 
fang und in der Form veröffentlicht werden, 
welche die Hohe Behörde nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses vorschreibt; stellt 
die Hohe Behörde fest, daß die von einem 
Unternehmen getroffene Wahl des für die Auf- 
stellung seiner Preistafel maßgebenden Ortes 


ungewöhnlich erscheint, und daß sie ins-. 


besondere eine Umgehung der Vorschriften des 
Absatzes b ermöglicht, so richtet sie an dieses 
Unternehmen die geeigneten Empfehlungen; 


b) dürfen die angewandten Arten der 
Preisfestsetzung nicht dazu führen, daß die 
von einem Unternehmen auf dem gemein- 
samen Markt angewandten Preise, wenn sie 
auf ihr Äquivalent an dem Ort zurückgeführt 
sind, der für die Aufstellung seiner Preistafel 
gewählt wurde, 


die Preise überschreiten, die in dieser Preis- 
tafel für ein vergleichbares Geschäft vor- 
gesehen sind, 
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Era 


- soit la mesure permettant d’aligner 
l’offre faite sur le bar&me, £tabli sur la 
base d’un autre point, qui procure & 
l’acheteur les conditions les plus avan- 
tageuses au lieu de livraison; 


- soit les limites fix&es pour chaque 
categorie de produits, en tenant compte 
eventuellement de leur origine et de leur 
destination, par decisions de la Haute 
Autorite prises apres avis du Comite 
Consultatif. 


Ces decisions interviennent quand leur 
necessite apparalt, pour &viter des 
perturbations dans l’ensemble ou dans 
une partie du marchE commun, ou 
des desequilibres qui resulteraient 
d’une divergence entre les modes de 
cotation utilises pour un produit et 
our les matieres qui entrent dans sa 
busarlon. 


Elles ne font pas obstacle & ce que les 
entreprises alignent leurs offres sur les 
conditions offertes par des entreprises 
exterieures & la Communaut£, i con- 
dition que ces transactions soient 
.notifiees & la Haute Autorite qui peut, 
en cas d’abus, limiter ou supprimer, 
a l’&gard des entreprises en cause, le 
benefice de cette derogation. 


ARTICLE 61 


Sur la base d’etudes faites en liaison avec 
les entreprises et les associations d’entreprises, 
conforme&ment aux dispositions de l’article 
46, alinea 1, et de l’article 48, alinea 3, 
et apres consultation du Comite Consultatif 
et du Conseil, tant sur l’opportunit& de ces 
mesures que sur le niveau de prix quelles 
determinent, la Haute Autorit& peut fixer, 
pour un ou plusieurs produits soumis A sa 
juridiction: 


a) des prix maxima & l’interieur du marche 
commun, si elle reconnalt qu’une telle de- 
cision est necessaire pour atteindre les ob- 
jectifs definis A P’article 3, notamment en son 
alinea c; 

b) des prix minima A l’interieur du march& 
commun, si elle reconnait lexistence ou 
Pimminence d’une crise manifeste et la 
necessite d’une telle decision pour atteindre 
les objectifs definis A Particle 3; 
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diese Preise in einem Umfang unterschreiten, _ 
der hinausgeht über 
das Maß, das es erlaubt, das erfolgte An- 
_gebot nach der für einen anderen Ort auf- 
gestellten Preistafel auszurichten, die dem 
Käufer die günstigsten Bedingungen am 
Lieferort bietet, oder 


die Grenzen, die durch Entscheidungen der 
Hohen Behörde nach Stellungnahme des Be- 
ratenden Ausschusses für jede Gruppe von 
Erzeugnissen festgesetzt sind; bei der Fest- 
setzung sind gegebenenfalls Ursprung und 
Bestimmung dieser Erzeugnisse zu berück- 
sichtigen. 


Diese Entscheidungen werden erlassen, 
wenn sie notwendig erscheinen, damit 
Störungen des gesamten gemeinsamen 
Marktes oder eines Teiles oder Störungen 
des Gleichgewichts vermieden werden, die 
sich aus einem Unterschied zwischen den 
für ein Erzeugnis und für die zu seiner 
Herstellung dienenden Rohstoffe ange- 
wandten Preisfestsetzungsarten ergeben. 


Sie hindern die Unternehmen.nicht, ihre 
Angebote nach den Bedingungen auszu- 
richten, die von Unternehmen außerhalb 
der Gemeinschaft gemacht werden; hier- 
bei ist Voraussetzung, daß diese Geschäfte 
der Hohen Behörde mitgeteilt werden; 
bei Mißbrauch kann sie diese Vergünsti- 
gung gegenüber den betreffenden Unter- 
nehmen begrenzen oder aufheben. 


ARTIKEL 61 


Auf Grund von Untersuchungen, welche 
die Hohe Behörde unter Beteiligung der 
Unternehmen und ihrer Verbände gemäß 
Artikel 46 Absatz 1 und Artikel 47 Absatz 3 
und nach Anhörung des Beratenden Aus- 
schusses und des Rates über die Zweckmäßig- 
keit solcher Maßnahmen und über das von 
ihnen bestimmte Preisniveau angestellt hat, 
kann sie für eines oder mehrere der ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Erzeugnisse 
festsetzen: 


a) Höchstpreise innerhalb des gemein- 
samen Marktes, falls sie feststellt, daß eine 
solche Entscheidung zur Erreichung der in 
Artikel 3, insbesondere in dessen Absatz c, 
genannten Ziele erforderlich ist; 


b) Mindestpreise innerhalb des gemein- 
samen Marktes, falls sie feststellt, daß eine 
offensichtliche Krise eingetreten ist oder un- 
mittelbar bevorsteht, und daß eine solche Ent- 
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c) apres consultation des associations des 
'entreprises interessees ou de ces entreprises’ 
elles-memes, et suivant des modalit&s adaptees 
& la nature des marches exterieurs, des prix 
minima ou maxima*ä l’exportation, si une 
telle action est susceptible d’un contröle 
efficace et apparait necessaire, tant en raison 
des dangers r&sultant pour les entreprises de 
la situation .du marche que pour faire 
prevaloir dans les relations &conomiques 
internationales l’objectif defini ä Particle‘ 3 
alinea f, et sans prejudice, en cas de fixation 
de prix minima, de l’application- des dis- 
positions prevues A l’article 60, $ 2, dernier 
alinea. 


Dans la fixation des prix, la Haute 
Autorite doit tenir compte de la necessite 
d’assurer la capacit& concurrentielle tan des 
industries du charbon ou de P’acier que des 
industries utilisatrices, suivant les principes 
definis A Particle 3 alinea c. 

A defaut d’initiative de la Haute Autorite, 
dans les circonstances prevues ci-dessus, le 
gouvernement d’un des Etats membres peut 
saisir le Conseil qui, par decision prise & 
Punanimite, peut inviter la Haute Autorite 
a fixer de tels maxima ou minima. 


ARTICLE 62 


Lorsque la Haute Autorite estime qu’une 
telle action est la plus appropriee pour &viter 
que le prix du charbon ne s’etablisse au 
niveau du coüt de production des mines les 
plus coüteuses ä exploiter dont le maintien 
en service est reconnu temporairement n&- 
cessaire A l’accomplissement des missions 
definies A P’article 3, la Haute Autorite peut, 
apres avis du Comite Consultatif, autoriser 
des compensations: 


— entre entreprises d’un m&me bassin aux- 
quelles s’appliquent les m&mes baremes; 


— apres consultation du Conseil, entre 
entreprises situ&es dans des bassins differents. 


Lesdites compensations peuvent, en outre, 

A Po i 

&tre instituees dans les conditions prevues A 
Lartieler 53: 
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scheidung zur Erreichung der in Artikel 3 
genannten Ziele erforderlich ist; 


c) nach Anhörung der Verbände der be- 
teiligten Unternehmen oder dieser Unter- 
nehmen selbst und unter Anpassung an die 
Eigenart auswärtiger Märkte, Mindestpreise 
oder Höchstpreise für die Ausfuhr; diese 
Maßnahme darf nur ergriffen werden, wenn 
sie eine wirksame Kontrolle ermöglicht und 
mit Rücksicht auf die sich für die Unterneh- 
men aus der Marktlage ergebenden Gefahren 
oder zur Erreichung der in Artikel 3 Ab- 
satz f für den internationalen Handelsver- 
kehr angegebenen Ziele erforderlich er- 
scheint; diese Bestimmung gilt im Falle der 
Festsetzung von Mindestpreisen unbeschadet 
der Anwendung der Vorschriften des Ar- 
tikels 60 Paragraph 2, letzter Absatz.  ı 

Bei der Festsetzung der Preise hat die 
Hohe Behörde zu berücksichtigen, daß die 
Wettbewerbsfähigkeit der Kohle- und Stahl- 
industrie und der Verbraucherindustrie ge- 
mäß den in Artikel 3 Absatz c näher be- 
zeichneten Grundsätzen sichergestellt werden 
muß. 


Ergreift die Hohe Behörde in den vor- 


stehend genannten Fällen nicht die Initiative. 
so kann sich die Regierung eines der Mit- 
gliedstaaten an den Rat wenden, der durch 
einstimmig gefaßten Beschluß die Hohe Be- 
hörde auffordern kann, solche Höchst- oder 
Mindestpreise festzusetzen. 


ARTIKEL 62 


Kann nach Auffassung der Hohen Behörde 
durch eine solche Maßnahme am ehesten ver- 
mieden werden, daß sich der Kohlepreis auf 
dem Niveau der Erzeugungskosten der Gru- 
ben mit den höchsten Kosten bildet, 
deren Fortführung zur Erfüllung der Auf- 
gaben nach Artikel 3 als vorübergehend not- 
wendig erachtet wird, so kann die Hohe 
Behörde nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses Ausgleichszahlungen genehmigen 


zwischen Unternehmen desselben Reviers, 
für welche die gleichen Preistafeln Anwen- 
dung finden; 

nach Anhörung des Rates zwischen Unter- 
nehmen verschiedener Reviere. 

Die genannten Ausgleichszahlungen kön- 
nen ferner unter den in Artikel 53 vorge- 
sehenen Voraussetzungen eingeführt werden. 
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ARTICLE 63 


1.Si la Haute Autorit€ constate que des 
discriminations sont systematiquement exer- 
cees par des acheteurs, notamment en vertu 
de clauses regissant les march&s passes par des 
organismes dependant des pouvoirs publics, 
elle adresse aux gouvernements interesses les 
recommandations necessaires. 


2. Dans la mesure ou elle l’estime n£cessaire, 


- Ja Haute AutoritE peut decider que: 


a) les entreprises devront £tablir leurs 
conditions de vente de telle sorte que leurs 
acheteurs et leurs commissionnaires s’obligent 
A se conformer aux regles posees par la Haute 
Autorit€ en application des dispositions du 
present chapitre; 


b) les entreprises seront rendues respon- 
sables des infractions aux obligations ainsi 
contractees commises par leurs agents directs 
ou les commissionnaires traitant pour le 
compte desdites entreprises. 


Elle pourra, en cas d’infraction commise 
par un acheteur aux obligations ainsi con- 
tract&es, limiter, dans une mesure qui pourra, 
en cas de recidive, comporter une inter- 
diction temporaire, le droit des entreprises 
de la Communaut& de traiter avec ledit 
acheteur. Dans ce cas, et sans prejudice des 
dispositions de l’article 33, un recours sera 
ouvert & l’acheteur devant la Cour. 


3. En outre, la Haute Autorite est habilitee & 
adresser aux Etats membres interesses toutes 
recommandations appropriees en vue d’assu- 
rer le respect des regles posees en application 
des dispositions de l’article 60, paragraphe 1, 
par toute entreprise ou Organisme exergant 
une activite de distribution dans le domaine 
du charbon ou de Pacier. 


ARTICLE 64 


La Haute Autorit€ peut prononcer & len- 
contre des entreprises qui violeraient les 
dispositions du present chapitre ou les d£- 
cisions prises pour son application des 
amendes A concurrence du double de la 
valeur des ventes irr&gulieres.. En cas de 
recidive, le maximum ci-dessus est double. 
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ARTIREL. 3 TS EEE 
1. Stellt die Hohe Behörde fest, daß Käufer 
systematisch Diskriminierungen vornehmen, 
insbesondere auf Grund von Vereinbarun- 
gen, die für Geschäftsabschlüsse der Organi- 
sationen der Öffentlichen Hand maßgebend 


sind, so richtet sie an die beteiligten Regie- 
rungen die erforderlichen Empfehlungen. 


2.Die Hohe Behörde kann in dem von ihr 
für notwendig erachteten Ausmaß - be- 
stimmen, daß 


a) die Unternehmen ihre Verkaufsbedin- 
gungen so gestalten, daß sich ihre Käufer und 
Kommissionäre verpflichten, die von der 
Hohen Behörde in Durchführung der Vor- 
schriften dieses Artikels aufgestellten Regeln 


einzuhalten; 
= 


b) die Unternehmen für Zuwiderhandlun- 
gen gegen die so eingegangenen Verpflich- 
tungen zu haften haben, wenn diese Zu- 
widerhandlungen von ihren Vertretern oder 
den Kommissionären in Ausführung eines Ge- 
schäfts für Rechnung dieser Unternehmen 
begangen worden sind. 


Sie kann, wenn ein Käufer gegen die so 
eingegangenen Verpflichtungen verstößt, 
das Recht der Unternehmen der Gemein- 
schaft, mit dem genannten Käufer Geschäfte 
abzuschließen, in einem Umfang begrenzen, 
der im Wiederholungsfall bis zu einem zeit- 
weisen Verbot gehen kann. In diesem Fall 
kann der Käufer unbeschadet der Bestim- 
mungen des Artikels 33 beim Gerichtshof 
Klage erheben. 5 


3. Die Hohe Behörde ist ferner befugt, an die 
beteiligten Mitgliedstaaten alle Empfehlungen 
zu richten, die geeignet sind, die Beachtung der 
in Durchführung der Bestimmungen des Para- 
graphen 1 dieses Artikels aufgestellten Re- 
geln durch jedes Unternehmen oder jede Or- 
ganisation, die sich mit dem Vertrieb von 
Kohle und Stahl befassen, zu sichern. 


ARTIKEL 64 


Die Hohe Behörde kann gegen Unterneh- 
men, die den Bestimmungen dieses Kapitels 
oder den in Anwendung desselben ge- 
troffenen Entscheidungen zuwiderhandeln, 
Geldbußen bis zur Höhe des doppelten Wer- 
tes der unzulässigen Verkäufe festsetzen. Im 
Wiederholungsfalle wird der erwähnte 
Höchstbetrag verdoppelt. 
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2... Chapitre VI 


ENTENTES ET CONCENTRATIONS 


ARTICLE 65 


1.Sont interdits tous accords entre entre- 
prises, toutes decisions d’associations d’entre- 
prises et toutes pratiques concertees qui 
tendraient, sur le march&E commun, directe- 
ment ou indirectement, & empecher, 
restreindre ou fausser le jeu normal de la 
concurrence- et en particulier : 


a) a fixer ou determiner les prix; 


b) A restreindre ou ä contröler la produc- 
tion, le developpement technique ou les 
investissements; 


\ R . ’ 5 A 
c) A r&partir les marches, produits, clients 
ou sources d’approvisionnement. 


2. Toutefois, la Haute Autorite autorise, pour 
des produits determines, des accords de 
specialisation ou des accords d’achat ou de 
vente en commun, sı elle reconnalt: 


a) que cette specialisation ou ces achats ou 
ces ventes en commun contribueront ä une 
amelioration notable dans la production ou 
la distribution des produits vises; 


b) que l’accord en cause est essentiel pour 
obtenir ces effets sans qu’il soit d’un caractere 
plus restrictif que ne l’exige son objet, et 


c) qu’il n’est pas susceptible de donner aux 
entreprises interessees le pouvoir de d£- 
terminer les prix, contröler ou limiter la 
production ou les debouches, d’une partie 
substantielle des produits en cause dans le 
march@ commun, ni de les soustraire 2 une 
concurrence effective d’autres entreprises 
dans le marcheE commun. 


Si la Haute Autorite reconnalt que cer- 
tains accords sont strictement analogues. 
quant ä leur nature et ä leurs effets, aux 
accords vises ci-dessus compte tenu notam- 
ment de P’application du present paragraphe 
aux entreprises de distribution, elle les auto- 
rise egalement lorsqu’elle reconnait quils 
satisfont aux m&mes conditions. 


Les autorisations peuvent ©tre accordees & 
des conditions determinees et pour une p£- 
riode limitee. Dans ce cas, la Haute Autorite 
renouvelle l’autorisation une au plusieurs fois 
si elle constate qu’au moment du renouvelle- 
ment, les conditions prevues aux alineas a) 
A c) ci-dessus continuent d’etre remplies. 
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Kapitel VI 


KARTELLE UND ZUSAMMENSCHLÜSSE 


ARTIKEL 65 


1. Verboten sind alle Vereinbarungen zwi- 
schen Unternehmen, alle Beschlüsse von 
Verbänden von Unternehmen und alle ver- 
abredeten Praktiken, die darauf abzielen 
würden, auf dem gemeinsamen Markt direkt 
oder indirekt den normalen Wettbewerb zu 
verhindern, einzuschränken oder zu ver- 
fälschen, insbesondere 


a) die Preise festzusetzen oder zu be- 
stimmen, 


b) die Erzeugung, die technische Ent- 
wicklung oder die Investitionen einzu- 
schränken oder zu kontrollieren, 


c) die Märkte, Erzeugnisse, Abnehmer 
oder Versorgungsquellen aufzuteilen. 


2.Die Hohe Behörde genehmigt jedoch für 
bestimmte Erzeugnisse Vereinbarungen über 
Speziglisiernpg oder über gemeinsamen Ein- 
oder Verkauf, wenn sie feststellt, 

a) daß diese Spezialisierung oder diese 
gemeinsamen Ein- oder Verkäufe zu einer 
merklichen Verbesserung der Produktion 
oder der Verteilung der genannten Erzeug- 
nisse beitragen; 

b) daß die betreffende Vereinbarung für die 
Erzielung dieser Wirkungen wesentlich ist, 
ohne daß sie weitergehende Einschränkungen 
vorsieht, als dies ihr Zweck erfordert, und 

c) daß sie nicht geeignet ist, den beteilig- 
ten Unternehmen die Möglichkeit zu geben, 
für einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Erzeugnisse auf dem gemeinsamen Markt die 
Preise zu bestimmen, die Erzeugung oder den 
Absatz zu kontrollieren oder einzuschränken, 
noch diese Erzeugnisse dem tatsächlichen Wett- 
bewerb anderer Unternehmen auf dem 
gemeinsamen Markt zu entziehen. 


Stellt die Hohe Behörde fest, daß gewisse 
Vereinbarungen ihrer Natur und ihren Aus- 
wirkungen nach den obengenannten Ver- 
einbarungen, insbesondere unter Berück- 
sichtigung der Anwendung dieses Paragraphen 
auf die Vertriebs-Unternehmen, streng 
analog sind, so genehmigt sie diese Verein- 
barungen gleichfalls, wenn sie feststellt, daß sie 
denselben Bedingungen entsprechen. 
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La Haute Autorite revoque l’autorisation 


ou en modifie les termes si elle reconnait que, 
par l’effet d’un changement dans les cir- 
constances, l’accord ne repond plus aux con- 
ditions prevues ci-dessus, ou que les con- 
sequences effectives de cet accord ou de son 
application sont contraires aux conditions 
requises pour son approbation. 


Les decisions comportant octroi, re- 
nouvellement, modification, refus ou revoca- 
tion d’autorisation, ainsi que leurs motifs, 
doivent &tre publiees, sans que les limitations 
edictees par l’article 47, 2&£me alinea, soient 
applicables en pareil cas. 


3. La Haute Autorite peut obtenir, con- 
forme&ment aux dispositions de P’article 47, 
toutes informations necessaires A l’application 
du present article, soit par demande sp£ciale 
adressee aux interesses, soit par un regle- 
ment de£finissant Ja nature des accords, de- 
cisions ou pratiques qui ont A lui &tre com- 
muniqu£es. 


4. Les accords ou de£cisions interdits en vertu 
du $ 1 du present article sont nuls de plein 
droit et ne peuvent £etre invoques devant 
aucune juridiction des Etats membres. 


La Haute Autorit€ a compe£tence exclusive, 
sous reserve des recours devant la Cour, pour 
se prononcer sur la conformite avec les 
dispositions du present article desdits accords 
“ou decisions. 


5. La Haute Autorit€ peut prononcer contre 
les entreprises qui auraient conclu un accord 
nul de plein droit, applique ou tente 
d’appliquer, par voie d’arbitrage, d&dit, boy- 
cott, ou tout autre moyen, un accord ou 
une decision nuls de plein droit ou un accord 
dont l’approbation a &te refusee ou revoquee, 
ou: qui obtiendraient le benefice d’une auto- 
risation au moyen d’informations sciemment 
fausses ou deformees, ou qui se livreraient A 
des pratiques contraires aux dispositions du 
$ 1, des amendes et astreintes au maximum 
egales au double du chiffre d’affaires re&alise 
sur les produits ayant fait l’objet de lP’accord, 
de la decision ou de la pratique contraires 
aux dispositions du pr£sent article, sans pre- 
judice, si cet objet est de restreindre la pro- 
duction, le developpement technique ou les 
investissements, d’un relevement du maxi- 
mum ainsi determine A concutrence de 10 
p. 100 du chiffre d’affaires annuel des entre- 
prises en cause, en ce qui concerne l’amende, 
et de 20 p. 100 du chiffre d’affaires jour- 
nalier, en ce qui concerne les astreintes. 
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Die Genehmigungen können unter be- 
stimmten Bedingungen und für eine be- 
grenzte Zeit erteilt werden. In diesem Fal 
erneuert die Hohe Behörde die Genehmi- 
gung einmal oder mehrmals, wenn sie fest- 
stellt, daß zum Zeitpunkt der Erneuerung 
die Voraussetzungen der vorstehenden Ab- 
sätze a bis c weiterhin erfüllt werden. 


Die Hohe Behörde widerruft die Geneh- 
migung oder ändert sie, wenn sie feststellt, 
daß infolge einer Änderung der tatsäch- 
lichen Verhältnisse die Vereinbarung nicht 
mehr den oben vorgesehenen Voraus- 
setzungen entspricht, oder daß die tatsäch- 
lichen Folgen dieser Vereinbarung oder ihrer 
Anwendung zu den für ihre Genehmigung 
geforderten Bedingungen im Widerspruch 
stehen. 


Die Entscheidungen, durch die eine Ge- 
nehmigung gewährt, erneuert, geändert, ab- 
gelehnt oder widerrufen wird, sind ebenso 
wie die Gründe hierfür zu veröffentlichen, 
ohne.daß die durch Artikel 47 Absatz 2 vor- 
geschriebenen Begrenzungen in diesem Fall 
anwendbar sind. 


3. Die Hohe Behörde kann sich gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 47 alle zur Durch- 
führung dieses Artikels erforderlichen Aus- 
künfte verschaffen, und zwar durch eine be- 
sondere, an die Beteiligten gerichtete Auf- 
forderung oder durch eine Anordnung, durch 
welche die Art der ihr mitzuteilenden Verein- 
barungen, Beschlüsse oder Praktiken näher be- 
zeichnet wird. 


4. Nach Paragraph 1 dieses Artikels unter- 
sagte Vereinbarungen oder Beschlüsse sind 
nichtig; eine Berufung auf sie ist vor keinem 
Gericht der Mitgliedstaaten zulässig. 


Vorbehaltlich der bei dem Gerichtshof zu 
erhebenden Klagen ist die Hohe Behörde 
ausschließlich zuständig, darüber zu entschei- 
den, ob die genannten Vereinbarungen oder 
Beschlüsse mit den Bestimmungen dieses 
Artikels im Einklang stehen. 


5. Gegen Unternehmen, die eine nichtige Ver- 
einbarung getroffen oder im Wege eines 
Schiedsverfahrens, einer Vertragsstrafe, des 
Boykotts oder igendeines anderen Mittels eine 
nichtige Vereinbarung oder einen nichtigen 
Beschluß, oder eine Vereinbarung, deren 
Genehmigung abgelehnt oder widerrufen 
worden ist, angewendet oder anzuwenden 
versucht haben, oder die Vergünstigung einer 
Genehmigung durch vorsätzlich falsche oder 
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ARTICLE 66 


1. Est soumise a autorisation prealable de la 
Haute Autorite, sous reserve des dispositions 
du $ 3, toute op£ration ayant par elle-m&me 
pour effet direct ou indirect, & l’interieur des 
territoires vises A l’alinea 1 de Particle 79, et 
du fait d’une personne ou d’une entreprise, 
d’un groupe de personnes ou d’entreprises, 
une concentration entre entreprises dont 
Pune au moins releve de P’application de 
Particle 80, que l’op£ration soit relative & 
un m&me produit ou & des produits diffe- 
rents, qu’elle soit effectude par fusion, acqui- 
sition d’actions ou d’elements d’actifs, pret, 
contrat,' ou tout autre moyen de contröle. 
Pour Papplication des dispositions ci-dessus, 
la Haute Autorite definit par un reglement, 
etabli apres consultation du Conseil, les ele- 
ments qui constituent le contröle d’une 
entreprise. 

2.La Haute Autorite accorde l’autorisation 
visee au paragraphe precedent, si elle recon- 
nait que l’op£ration envisagee ne donnera pas 
aux personnes ou aux entreprises interessees, 
en ce qui concerne celui ou ceux des produits 
en cause qui relevent de sa juridiction, le 
pouvoir: 


— de determiner les prix, contröler ou 
restreindre la production ou la distribution, 
ou faire obstacle au maintien d’une con- 
currence effective sur une partie importante 
du march& desdits produits; 
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entstellte Auskünfte erlangen oder zu den 


Bestimmungen des Paragraphen 1 im Wider- 


spruch stehende Praktiken anwenden, kann 
die Hohe Behörde Geldbußen und Zwangs- 
gelder festsetzen; der Höchstbetrag dieser 
Geldbußen und Zwangsgelder darf das Dop- 
pelte des Umsatzes nicht überschreiten, der 
in den Erzeugnissen erzielt worden ist, die 
Gegenstand der Vereinbarung, des Beschlus- 
ses oder der Praktiken waren, die zu den 
Bestimmungen dieses Artikels im Wider- 
spruch stehen; war eine Beschränkung der 
Produktion, der 
oder der Investitionen beabsichtigt, so wird 
dieser Höchstbetrag bis auf höchstens 10 v. H. 
des Jahresumsatzes der betreffenden Unter- 
nehmen erhöht, soweit es sich um die Geld- 
bufße handelt, und bis auf höchstens 20 v. H. 
des Tagesumsatzes, soweit es sich um die 
Zwangsgelder handelt. 


ARTIKEL 66 


1. Der vorherigen Genehmigung der Hohen 
Behörde : unterliegt, vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des Paragraphen 3, innerhalb der 
in Artikel 79 Absatz 1 genannten Gebiete 
jedes Vorgehen, das unmittelbar oder mittel- 
bar seiner Natur nach und infolge der Tätig- 


keit einer Person oder eines Unternehmens, 


einer Gruppe von Personen oder Unternehmen 
zu einem Zusammenschluß zwischen Unterneh- 
men führt, von denen mindestens eines unter 
Artikel 80 fällt; dabei ist es unerheblich, ob 
das Vorgehen sich auf ein und dasselbe Er- 
zeugnis oder auf verschiedene Erzeugnisse 
bezieht, ob es in einer Fusion, einem Erwerb 
von Aktien oder Vermögenswerten, einer 
Darlehensverpflichtung, einem Vertrag oder 
einer anderen Art der Kontrolle besteht. Für 
die Anwendung der vorstehenden Bestim- 
mungen hat die Hohe Behörde nach Anhö- 
rung des Rats in einer Verordnung die Tat- 
bestandsmerkmale der Kontrolle eines Unter- 
nehmens zu bestimmen. 
2.Die Hohe Behörde erteilt die in Para- 
graph 1 vorgesehene Genehmigung, wenn sie 
feststellt, daß das beabsichtigte Vorgehen den 
beteiligten Personen oder Unternehmen nicht 
die Möglichkeit gibt, hinsichtlich der ihrer 
Zuständigkeit unterstehenden Erzeugnisse 
auf einem bedeutenden Teil des Marktes 
dieser Erzeugnisse die Preise zu bestimmen, 
die Produktion oder die Verteilung zu kon- 
trollieren oder zu beschränken oder einen 
wirklichen Wettbewerb zu verhindern, 
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— ou d’echapper, notamment en £ta- 
blissant une position artificiellement- privi- 
legiee et comportant un avantage substantiel 
dans l’acc&s aux approvisionnements ou aux 
debouches, aux regles de concurrence resul- 
tant de l’application du present Traite. 


Dans cette appreciation, et conform&ment 
au principe de non discrimination @nonce & 
Particle 4 alinea b), la Haute Autorit& tient 
compte de l’importance des entreprises de 
m£&me nature existant dans la Communaut£, 
dans la mesure quelle estime justifiee pour 
eviter ou corriger les desavantages resultant 
d’une inegalite dans les conditions de con- 
currence. 


La Haute Autorite peut subordonner 
Pautorisation & toutes conditions quelle 
estime appropriees aux fins du present 
paragraphe. 


Avant de se prononcer sur une operation 
affectant des entreprises dont l’une au 
moins &chappe & l’application de l’article 80, 
la Haute Autorit& recuüeille les observations 
du gouvernement interesse. 


3. La Haute Autorite exempte de l’obligation 
d’autorisation prealable les cat&gories d’ope- 
rations dont elle reconnait que, par P’impor- 
tance des actifs ou entreprises qu’elles affec- 
tent, consideree en liaison avec la nature de 
la concentration qu’elles realisent, elles 
doivent £&tre re&putees conformes aux con- 
ditions requises par le $ 2. Le reglement 
etablı A cet effet, apres avis conforme du 
Conseil, fixe egalement les conditions aux- 
quelles cette exemption est soumise. 


4.Sans prejudice de l’application de Par- 
ticle 47 a l’&gard des entreprises relevant de 
sa juridiction, Ja Haute Autorit€ peut, soit 
par un reglement £tabli apres consultation du 
Conseil et definissant la nature des op£rations 
qui ont ä lui &tre communiquees, soit par 
demande sp£ciale adressee aux interesses dans 
le cadre de ce reglement, obtenir des per- 
sonnes physiques ou morales ayant acquis ou 
regroup£, ou devant acquerir ou regrouper, les 

roits ou actifs en cause, toutes informations 
necessaires A l’application du pr&sent article 
sur les op£rations susceptibles de produire 
l’effet vise au $ 1. 


5.91 une concentration vient A £tre realisee, 
dont la Haute Autorit€ reconnait quelle a 
ere effectuee en infraction aux dispositions 
du $ 1 et satisfait neanmoins aux conditions 
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oder den aus der Anwendung dieses Ver- 


trages sich ergebenden Wettbewerbsregeln zu 
entgehen, insbesondere durch Schaffung einer 


künstlichen Vorzugsstellung, die einen we- | 


sentlichen Vorteil im Zugang zu den Ver- 
sorgungsquellen und zu den Absatzmärkten 
mit sich bringt. 


Bei Würdigung dieses Sachverhalts hat die 
Hohe Behörde gemäß dem Grundsatz der 
Nicht-Diskriminierung des Artikels 4 Ab- 
satz b der Größe der innerhalb der Gemein- 
schaft bestehenden Unternehmen gleicher Art 
insoweit Rechnung zu tragen, als sie dies für 
gerechtfertigt hält, um die aus einer Ungleich- 
heit der Wettbewerbsbedingungen sich er- 
gebenden Nachteile zu vermeiden oder aus- 
zugleichen. 


Die Hohe Behörde kann diese Genehmi- 
gung an jede ihr im Sinne dieses Paragraphen 
geeignet erscheinende Bedingung knüpfen. 


Bevor sich die Hohe Behörde über ein 
Vorgehen erklärt, das Unternehmen betrifft, 
von denen mindestens eines nicht unter Ar- 


 tikel 80 fällt, holt sie die Äußerung der be- 


teiligten Regierung ein. 


3, Die Hohe Behörde befreit vom Erforder- 
nis vorheriger Genehmigung alle Arten des 
Vorgehens, bei denen nach ihrer Feststellung 
angenommen werden muß, daß die Art des 
bewirkten Zusammenschlusses im Hinblick 
auf die Bedeutung der durch das Vorgehen 
erfaßten Vermögenswerte oder Unternehmen 
den in Paragraph 2 geforderten Bedingungen 
entspricht. Die nach Zustimmung des Rates 
zu diesem Zweck erlassene Verordnung setzt 
zugleich die Bedingungen fest, denen diese 
Befreiung unterliegt. 


4. Unbeschadet der. Anwendung von Ar- 
tikel 47 auf die ihrer Zuständigkeit unter- 
stehenden Unternehmen kann die Hohe Be- 
hörde alle Auskünfte von natürlichen oder 
juristischen Personen verlangen, welche die 
in Betracht kommenden Rechte oder Ver- 
mögenswerte erworben oder zusammen- 
gefaßt haben oder erwerben oder zusammen- 
fassen sollen, wenn diese Auskünfte für die 
Anwendung dieses Artikels auf ein Vorgehen 
erforderlich sind, das die in Paragraph 1 ge- 
nannte Wirkung haben könnte; ihr Ver- 
langen kann sie entweder nach Anhörung des 
Rates durch eine Verordnung, die die Arten 
des ihr mitzuteilenden Vorgehens bestimmt, 
oder durch eine besondere Anfrage an die 
Beteiligten im Rahmen dieser Verordnung 
geltend machen. 
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prevues par le $ 2, elle subordonne l’appro- 
bation de cette concentration au versement, 


par les personnes ayant acquis ou regroupe 


les droits ou actifs en cause, de l’amende 
prevue au $ 6, deuxieme alında, sans que le 
montant puisse &tre inferieur A la moitie du 
maximum prevu audit alinea.dans les cas ou 
il apparatt clairement que l’autorisation de- 
vait &tre demandee. A defaut de ce verse- 
ment, la Haute Autorite applique les mesures 
prevues ci-apres en ce qui concerne les con- 
centrations reconnues illicites. 


Si une concentration vient A &tre realısee, 
dont la Haute Autorit& reconnait qu’elle ne 
peut satisfaire aux conditions generales ou 
particulieres auxquelles une autorisation au 
ttre du $ 2 serait subordonn&e, elle con- 
state par decision motivee le caractere 
illicite de cette concentration, et, apres avoir 
mis les interesses en mesure de pr&senter leurs 
observations, ordonne la separation des entre- 
prises.ou des actifs indüment re&unis, ou la 
cessation du contröle commun, et toute autre 
action qu’elle estime appropriee pour re- 
tablir l’exploitation independante des entre- 
prises ou des actifs en cause, et restaurer des 
conditions normales de concurrence. Toute 
personne directement interessee peut former 
contre ces decisions un recours dans les 
conditions prevues & l’article 33. Par dero- 
gation audit article, la Cour a pleine com- 
petence pour apprecier si l’operation r£alisee 
a le caractere d’une concentration au sens du 
$ 1 du present article et des reglements pris 
en application du m&me paragraphe. Ce re- 
cours est suspensif. Il ne peut &tre forme 
qu’une fois ordonn&es les mesures ci-dessus 
prevues, sauf accord donne par la Haute 
Autorit€ A Pintroduction d’un recours di- 
stinet contre la decision declarant l’op£ration 
ıllicite. 


La Haute Autorit€ peut, & tout moment, 
et sauf application &ventuelle des disposi- 
tions de Particle 39 alinea 3, prendre ou 
provoquer les mesures conservatoires qu’elle 
estime n£cessaires pour sauvegarder les .in- 
ter&ts des entreprises concurrentes et des tiers 
et pr&venir toute action susceptible de faire 
obstacle A Pex&cution de ses decisions. Sauf 
decision contraire de la Cour, les recours ne 
suspendent pas l’application des mesures con- 
servatoires ainsi arretees. 


La Haute Autorit€ accorde aux interesses, 
pour ex&cuter ses decisions, un delai raison- 
nable, au-delä duquel elle peut imposer des 
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5. Falls ein Zusammenschluß erfolgt, der nah 

Feststellung der Hohen Behörde unter Ver- 
letzung der Bestimmungen des Paragraphen 1 
bewirkt worden ist und trotzdem den in 
Paragraph 2 vorgesehenen Bedingungen ent- 
spricht, macht sie die Genehmigung dieses 
Zusammenschlusses davon abhängig, daß die 
Personen, welche die Rechte oder Vermögens- 
werte erworben oder zusammengefaßt haben, 
die in Paragraph 6 Absatz 2 vorgesehene 
Geldbuße zahlen; in den Fällen, in denen 
eindeutig feststeht, daß die Zustimmung be- 
antragt werden mußte, darf jedoch der Be- 
trag dieser Geldbuße nicht geringer sein als 
die Hälfte des in dem genannten Absatz vor- 
gesehenen Höchstbetrages. Unterbleibt diese 
Zahlung, so ergreift die Hohe Behörde die 
Maßnahmen, die nachstehend für als unzu- 
vos erachtete Zusammenschlüsse vorgesehen 
sind. 


Erfolgt ein Zusammenschluß, der nach 
Feststellung der Hohen Behörde den allge- 
meinen oder besonderen Bedingungen nicht 
entsprechen kann, denen eine Genehmigung 
nach Paragraph 2 unterliegen würde, so stellt 
sie durch eine mit Gründen versehene Ent- 
scheidung den unzulässigen Charakter dieses 
Zusammenschlusses fest; nachdem sie den Be- 
teiligten Gelegenheit zur Außerung gegeben 
hat, ordnet sie die Trennung der unzulässi- 
gerweise zusammengeschlossenen Unterneh- 
men oder Vermögenswerte oder die Beendi- 
gung der gemeinsamen Kontrolle sowie jede 
andere Maßnahme an, die nach ihrer Auf- 
fassung geeignet ist, die Unabhängigkeit des 
Betriebs der betreffenden Unternehmen oder 
die Unabhängigkeit der Verwertung der be- 
treffenden Vermögenswerte sowie normale 
Wettbewerbsbedingungen wiederherzustel- 
len. Jeder unmittelbar Beteiligte kann unter 
den Voraussetzungen des Artikels 33 wegen 
dieser Entscheidungen Klage erheben. Ab- 
weichend von diesem Artikel ist der Gerichts- 
hof in vollem Umfange zuständig, darüber 
zu urteilen, ob der erfolgte Zusammenschluß 
den Charakter eines Zusammenschlusses ım 
Sinne des Paragraphen 1 dieses Artikels und 
der in Durchführung dieses Paragraphen er- 
lassenen Verordnungen trägt. Diese Klage hat 
aufschiebende Wirkung. Sie kann erst er- 
hoben werden, wenn die obengenannten 
Maßnahmen angeordnet worden sind, es sei 
denn, daß die Hohe Behörde mit der Er- 
hebung einer Einzelklage wegen der Ent- 
scheidung einverstanden ist, durch die der 
Zusammenschluß für unzulässig erklärt wird. 
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. astreintes journalieres & concurrence de un 
pour mille de la valeur des droits ou actifs 
en cause. 


En outre, 4 defaut par les interesses de 
remplir leurs obligations, la Haute Autorite 
prend elle-m&me des mesures d’ex&cution et 
peut notamment suspendre l’exercice, dans 
les entreprises relevant de sa juridiction, des 
droits attaches aux actifs irregulierement 
acquis, provoquer la nomination par autorite 
de justice d’un administrateur sequestre pour 
ces actifs, en organiser la vente forc&e dans 
des conditions preservant les interets legi- 
times de leurs proprietaires, annuler, 4 l’egard 
des personnes physiques ou morales ayant 
acquis, par l’effet de l’operation illicite, les 
droits ou actifs en cause, les actes, decisions, 
resolutions ou deliberations des organes diri- 
geants des entreprises soumises A un contröle 
irregulierement £tablı. 


La Haute Autorite est, en outre, habilitee 
a adresser aux Etats membres interesses les 
recommandations necessaires pour obtenir, 
dans le cadre des legislations nationales, 
Pexe&cution des mesures prevues aux alin&as 
precedents. 


Dans l’exercice de ses pouvoirs, la Haute 
Autorite tient compte des droits des tiers 
acquis de bonne foi. 


6. La Haute Autorite peut imposer des 
amendes & concurrence de: 


© — 3 p. 100 de la valeur des actifs acquis ou 

regroupes, ou devant £tre acquis ou re- 
groupes, aux personnes physiques ou morales 
qui se seraient soustraites aux obligations 
prevues parle$4; - 


— 10p.100 de la valeur des actifs acquis ou 
regroup£s, aux personnes physiques ou mo- 
rales qui se seraient soustraites aux obligations 
prevues par le $ 1, ce maximum £tant relev£, 
au-delä du douzieme mois qui suit la re- 
aliısation de l’op£ration, d’un vingt-quatrieme 
par mois suppl&mentaire &coul& jusqu’i la 
constatation de l’infraction par la Haute 
Autorite; 


— 10p.100 de la valeur des actifs acquis ou 
regroupes, ou devant £tre acquis ou re- 
group&s, aux personnes physiques ou morales 
qui auraient obtenu ou tente d’obtenir le 
benefice des dispositions prevues au $ 2 au 
moyen d’informations fausses ou deforme&es; 


— 15 p.100 de la valeur des actifs acquis ou 
regroupes, aux entreprises relevant de sa 
juridiction qui auraient participe ou se 
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Die Hohe Behörde kann jederzeit und vor- a 


behaltlich einer etwaigen Anwendung der 
Bestimmungen des Artikels 39 Absatz 3 die 
einstweiligen Maßnahmen ergreifen oder ver- 


anlassen, die sie zum Schutze der Interessen 


von Könkurrenzunternehmen und Dritten 
sowie zur Verhinderung jeder Handlung für 
erforderlich hält, durch welche die Ausführung 
ihrer Entscheidung behindert werden könnte. 
Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung 
gegenüber diesen einstweiligen Maßnahmen, 
es sei denn, daß das Gericht anders ent- 


scheidet. 


Die Hohe Behörde gewährt den Beteiligten 
zur Ausführung der Entscheidungen eine an- 
gemessene Frist, nach deren Überschreitung 
sie für jeden Tag Zwangsgelder bis zum 
Höchstbetrag von ein vom Tausend des Wer- 
tes der betreffenden Rechte oder Vermögens- 
werte auferlegen kann. 


Kommen die Beteiligten ihren Verpflich- 
tungen nicht nach, so ergreift die Hohe Be- 
hörde selbst Durchführungsmaßnahmen; sie 
kann insbesondere bei den ihrer Zuständig- 
keit unterstehenden Unternehmen die Aus- 
übung der mit den unrechtmäßig erworbenen 
Vermögenswerten verbundenen Rechte aus- 
setzen, die Ernennung eines treuhänderischen 
Verwalters durch die Justizbehörde für diese 
Vermögenswerte veranlassen, ihren Zwangs- 
verkauf in der Weise in die Wege leiten, daß 
die rechtmäßigen Interessen ihrer Eigen- 
tümer gewahrt werden, die Rechtsgeschäfte, 
Entscheidungen, Entschließungen oder Be- 
schlüsse leitender Organe der einer unzu- 
lässigen Kontrolle unterworfenen Unter- 
nehmen gegenüber den natürlichen oder 
juristischen Personen für nichtig erklären, 
die infolge. des unzulässigen Zusammen- 
schlusses die in Betracht kommenden Rechte 
oder Vermögenswerte erworben haben. 


Die Hohe Behörde ist außerdem berech- 
tigt, an die beteiligten Mitgliedstaaten die 
Empfehlungen zu richten, die erforderlich 
sınd, um im Rahmen der Gesetzgebung der 
einzelnen Staaten die Durchführung der in 
den vorstehenden Absätzen vorgesehenen 
Maßnahmen zu erreichen. 


‚ Bei der Ausübung ihrer Befugnisse berück- 
sichtigt die Hohe Behörde die von Dritten 
gutgläubig erworbenen Rechte. 


6. Die Hohe Behörde kann Geldbußen fest- 
setzen bis zum Betrage von 
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_ . seraient pretees ä la r£alisation d’operations 


contraires aux dispositions du pr&sent article. 


Un recours est ouvert devant la Cour, 
dans les conditions de P’article 36, au profit 
des personnes qui sont l’objet des sanctions 
prevues au present paragraphe. 


7.51 la Haute Autorite reconnait que des 
entreprises publiques ou privees qui, en droit 
ou en fait, ont ou acquierent, sur le march& 
d’un des produits relevant de sa juridiction, 
une position dominante qui les soustrait A une 
concurrence effective dans une partie impor- 
tante du marche commun, utilisent cette 
position A des fins contraires aux objectifs du 
present Traite, elle leur adresse toutes re- 
commandations propres A obtenir que cette 
position ne soit pas utilisee ä ces fins. A 
defaut d’execution satisfaisante desdites re- 
commandations dans un delai raisonnable, la 
Haute Autorite, par decisions prises en con- 
sultation avec le gouvernement interesse, et 
sous les sanctions pr&vues respectivement aux 
artıcles 58, 59 et 64, fixe les prix et con- 
ditions de vente A appliquer par l’entreprise 
en cause, ou £tablit des programmes de 
fabrication ou des programmes de livraison 
a executer par elle. 
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3 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, 
die erworben oder zusammengefaßt worden 
sind oder erworben oder zusammengefaßt 
werden sollen, gegen die natürlichen oder 
juristischen Personen, die sich den in Para-_ 
graph 4 vorgesehenen Verpflichtungen ent- 
ziehen; 


10 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, 
die erworben oder zusammengefaßt worden 
sind, gegen die natürlichen oder juristischen 
Personen, die sich den in Paragraph 1 vor- 
gesehenen Verpflichtungen entzogen haben, 
wobei sich dieser Höchstbetrag nach dem auf: 
die Durchführung des Zusammenschlusses fol- 
genden zwölften Monat um "5, für jeden bis 
zur Feststellung der Zuwiderhandlung durch 
die Hohe Behörde abgelaufenen weiteren 
Monat erhöht; 


N 


10 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, 
die erworben oder zusammengefaßt worden 
sind oder erworben oder zusammengefaßt 
werden sollen, gegen die natürlichen oder 
juristischen Personen, die sich die Vergünsti- 
gung der Bestimmungen des Paragraphen 2 
im Wege falscher oder entstellter Angaben 
verschafft oder zu verschaffen versucht 


haben; 


15 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, 
dıe erworben oder zusammengefaßt worden 
sind, gegen die ihrer Zuständigkeit unter- 
stehenden Unternehmen, die an der Durch- 
führung der zu den Vorschriften dieses Ar- 
tikels in Widerspruch stehenden Zusammen- 
schlüsse beteiligt waren oder mitgewirkt 


haben. \ 


Die Personen, gegen welche die in diesem 
Paragraphen vorgesehenen Sanktionen fest- 
gesetzt worden sind, können nach Maßgabe 
des Artikels 36 beim Gerichtshof Klage er- 
heben. 


7.Stellt die Hohe Behörde fest, daß öffent- 
liche oder private Unternehmen, die rechtlich 
oder tatsächlich auf dem Markte eines ihrer 
Zuständigkeit unterstehenden Erzeugnisses 
eine beherrschende Stellung einnehmen oder 
erwerben, durch die sie einem tatsächlichen 
Wettbewerb in einem beträchtlichen Teile des 
gemeinsamen Marktes entzogen werden, diese 
Stellung zu mit diesem Vertrag in Wider- 
spruch stehenden Zwecken verwenden, so 
rıchtet sie an diese Unternehmen alle geeig- 
neten Empfehlungen, um zu vermeiden, daß 
sie ihre Stellung für diese Zwecke ausnutzen. 
Werden die Empfehlungen nicht innerhalb 
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Chapitre VI 


ATTEINTES AUX CONDITIONS 
DE LA CONCURRENCE 


ARTICLE 67 


1. Toute action d’un Etat membre susceptible 
d’exercer une re&percussion sensible sur les 
conditions de la concurrence dans les in- 
dustries du charbon ou de l’acier .doit £tre 
portee A la connaissance de la Haute Autorite 
par le gouvernement interesse. 


2.Si une telle action est de nature, en £lar- 
gissant substantiellement, autrement que par 
variation des rendements, les differences de 
coüts de production, & provoquer un 
desequilibte grave, la Haute Autorite, apres 
consultation du Comite consultatif et du 
Conseil, peut prendre les mesures suivantes : 


Si Paction de cet Etat comporte des effets 
dommageables pour les entreprises de charbon 
ou d’acier relevant de la juridiction dudit 
Etat, Ja Haute Autorit€ peut l’autoriser & 
leur octroyer une aide dont le montant, les 
conditions et la duree sont fixes en accord 
avec elle. Les m&mes dispositions s’appliquent 
en cas de variation des salaires et des con- 
ditions de travail qui auraient les m&mes 
effets, m&me si elles ne re&sultent pas d’une 
action de l’Etat. 


Si Paction de cet Etat comporte des 
effets dommageables pour les entreprises de 
charbon ou d’acier relevant de la juridiction 
des autres Etats membres, la Haur* Autorite 
lui adresse une recommandation en vue d’y 
remedier par les mesures qu’il estimera les 
plus compatibles avec son propre &quilibre 
economique. 


4032 


einer angemessenen Frist in befriedigender 


Weise ausgeführt, so setzt die Hohe Behörde 
durch Entscheidungen, die nach Anhörung 
der beteiligten Regierung erlassen werden, 
und bezüglich derer die in den Artikeln 58, 
59 und 64 vorgesehenen Sanktionen anwend- 
bar sind, für das betreffende Unternehmen 
Preise und Verkaufsbedingungen sowie Fa- 
brikations- oder Lieferprogramme fest. 


Kapitel VII 


BEEINTRACHTIGUNGEN DER 
WETTBEWERBSBEDINGUNGEN 


ARTIKEL 67 


1. Jede Maßnahme eines Mitgliedstaates, die 
eine fühlbare Auswirkung auf die Wettbe- 
werbsbedingungen in der Kohle- und Stahl- 
industrie haben kann, ist der Hohen Behörde 
durch die beteiligte Regierung zur Kenntnis 
zu bringen. 


2. Ist eine solche Maßnahme geeignet, eine 
schwere Störung des Gleichgewichts hervor- 
zurufen, indem sie die Unterschiede der 
Produktionskosten in anderer Weise als 
durch Veränderung der Leistungen wesent- 
lich vergrößert, so kann: die Hohe Behörde 
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses 
und des Rates folgende Maßnahmen er- 
greifen: 


Hat die Maßnahme dieses Staates schäd- 
liche Auswirkungen auf die. Kohle- oder 
Stahlunternehmen innerhalb der Hoheits- 
gewalt des betreffenden Staates, so kann die 
Hohe Behörde ihn ermächtigen, ihnen eine 
Beihilfe zu gewähren, deren Höhe, Bedin- 
gungen und Dauer im Einvernehmen mit 
ihr festgesetzt werden. Die gleichen Vor- 
schriften finden bei Änderungen von Löhnen 
und Arbeitsbedingungen Anwendung, welche 
dieselben Wirkungen haben, auch wenn sie 
nicht auf einer Maßnahme des Staates be- 
ruhen. 


Hat die Maßnahme dieses Staates schädliche 
Auswirkungen auf die Kohle- oder Stahl- 
unternehmen innerhalb der Hoheitsgewalt 
anderer Mitgliedstaaten, so richtet die Hohe 
Behörde an ihn eine Empfehlung mit der 
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ee 


= Si l’action Ka cet FE reduit les differences , 


de coüts de production en apportant un 


avantage sp£cial, ou en imposant des charges 


speciales, aux entreprises de charbon ou 
d’acier relevant de sa juridiction par compa- 
raison avec les autres industries du m£me 
pays, la Haute Autorite est habilitee, apres 
consultation du Comite Consultatif et du 
Conseil, ä adresser ä cet Etat les recomman- 
dations necessaires. 


Chapitre VII 


SALAIRES ET MOUVEMENTS 
DE LA MAIN-D’CEUVRE 


ARTICLE 68 


1. Les modes de fixation des salaires et des 
prestations sociales en usage dans les diffe- 
rents Etats membres ne sont pas affectes, en 
ce quı concerne les industries du charbon et 
de l’acier, par l’application du present Trait£, 
sous reserve des dispositions suivantes. 


2. Lorsque la Haute Autorite reconnait que 
des prix anormalement bas pratiques dans 
une ou plusieurs entreprises resultent de 
salaires fix&s par ces entreprises A un niveau 
anormalement bas eu &gard au niveau des 
salaires pratiques dans ja iörme region, elle 
adresse A celles-ci, apres avis du Comite Con- 
sultatif, les en andaricns necessaires. Si 
les salaires anormalement bas resultent de 
decisions gouvernementales, la Haute Auto- 
rite entre en consultation avec le gouverne- 
ment interesse auquel, a defaut d’accord, elle 
peut, apres avis du Comite Consultatif, 
adresser une recommandation. 


3. Lorsque la Haute AutoriteE reconnait 
qu’une baisse des salaires, tout A la fois, 
entraine une baisse du niveau de vie de la 
main-d’ceuvre et est employ&e comme moyen 
d’ajustement &conomique “permanent des 
entreprises ou de concurrence entre les entre- 
prises, elle adresse a Pentreprise ou au gou- 
vernement interesse, apres avis du Comite 
Consultatif, une recommandation en vue 
d’assurer, A la chärge des entreprises, des 
avantages A la main-d’oeuvre compensant 


cette baisse. 


Cette disposition ne s’applique pas: 


a) aux mesures d’ensemble appliqu&es par 
un Etat membre pour retablir son &quilibre 
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Aufforderung, diese Auswirkungen durch 
Maßßnahmen zu beseitigen, die nach seiner An- 
sicht am besten mit seinem eigenen wirtschaft- 
lichen Gleichgewicht vereinbar sind. 


3. Vermindert die Maßnahme dieses Staates 
die Unterschiede der Produktionskosten, in- 
dem sie den Kohle- oder Stahlunternehmen 
innerhalb seiner Hoheitsgewalt im Vergleich 
zu anderen Industrien des gleichen Landes 
einen besonderen Vorteil bringt oder ihnen 
besondere Lasten auferlegt, so kann die Hohe 
Behörde an diesen Staat nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses und des Rates 
die erforderlichen, Empfehlungen richten. 


Kapitel VII 


LOHNE UND FREIZÜGIGKEIT 
DER ARBEITNEHMER 


ARTIKEL 68 


1. Die in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
angewandten Arten der Festsetzung der 
Löhne, und Sozialleistungen werden, soweit 
die Kohle- und Stahlindustrie in Betracht 
kommt, von der Durchführung dieses Ver- 
trages nicht berührt; jedoch sind folgende 
Vorschriften zu beachten, 


2. Stellt die Hohe Behörde fest, daß ein oder 
mehrere Unternehmen ungewöhnlich niedrige 
Preise anwenden, und daß sich diese Preise aus 
Löhnen ergeben, die von diesen Unterneh- 
men auf ein im Vergleich zu den Löhnen des 
gleichen Gebietes ungewöhnlich niedriges 
Niveau festgesetzt worden sind, so richtet 
sie an diese nach Stellungnahme des Beraten- 
den Ausschusses die erforderlichen Empfeh- 
lungen. Sind die ungewöhnlich niedrigen 
Löhne eine Folge von Regierungsent- 
scheidungen, so setzt sich die Hohe Behörde 
mit der beteiligten Regierung ins Benehmen, 
an die sie nach Stellungnahme des Beratenden 
Ausschusses eine Empfehlung richten kann, 
wenn es zu keiner Einigung kommt. 


3. Stellt die Hohe Behörde fest, daß eine 
Lohnsenkung zugleich eine Senkung des 
Lebensstandards der Arbeiterschaft zur Folge 
hat und als Mittel dauernder wirtschaftlicher 
Anpassung der Unternehmen oder des Wett- 
bewerbs zwischen den Unternehmen ange- 
wendet wird, so richtet sie nach Stellung- 
nahme des Beratenden Ausschusses an das 
beteiligte Unternehmen oder die beteiligte 
Regierung eine Empfehlung, um der Ar- 
beiterschaft zu Lasten der Unternehmen Vor- 
teile zu sichern, die diese Lohnsenkungen 
ausgleichen. 
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ext@rieur, sans prejudice, dans ce dernier cas, 
de Papplication @ventuelle des dispositions 
prevues & l’article 67; 


b) aux baisses de salaires resultant de 
Papplication de l’Echelle mobile legalement ou 
contractuellement £tablie ; 

.c) aux baisses de salaires provoqu&es par 
une baisse du coüt de la vie; 

d) aux baisses de salaires qui corrigeraient 
les hausses anormales anterieurement inter- 
venues dans des circonstances exceptionnelles 
qui ont cesse de produire leurs effets. 


4.En dehors des cas prevus en a et b au 
paragraphe precedent, toute baisse de salaires 
affectant l’ensemble ou une fraction notable 
de la main-d’oeuvre d’une entreprise doit 
etre notifiee & la Haute Autorite. 


5. Les recommandations prevues aux paragra- 
phes precedents ne peuvent £tre faites par 
la Haute Autorit@ qu’apres consultation du 
Conseil, sauf si elles sont adressees A des 
entreprises qui n’atteindraient pas une im- 
portance definie par la Haute Autoyite en 
accord avec le Conseil. 

Lorsqu’une modification, dans un des Etats 

membres, des dispositions relatives au finan- 
cement de la Securite sociale, ou des moyens 
de lutte contre le chömage et les- effets du 
chömage, ou une variation de salaires produit 
les effets vises A P’article 67, paragraphes 2 
et 3, la Haute Autorit& est habilitee 4 appli- 
quer les dispositions prevues audit article. 
6. Au cas ou les entreprises ne se conforme- 
raient pas aux recommandations qui leur sont 
adressees en application du present article, 
la Haute Autorite peut leur infliger des 
amendes et des astreintes ä concurrence du 
double des &conomies de frais de main- 
d’oeuvre indÜüment realisees. 


ARTIGLE 69 


Les Etats membres s’engagent A £carter 
toute restriction, fond£e sur la nationalite, A 
’emploi dans les industries du charbon et de 
Pacier, A l’&gard des travailleurs nationaux 
d’un des Etats membres de qualification con- 
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Diese Vorschrift findet keine Anwendung | 


a) auf die von einem Mitgliedstaat zur 
Wiederherstellung seines außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts getroffenen Gesamtmaßnah- 


men, unbeschadet der Anwendung des Ar- 


tikels 67 auf diesen Fall; 

b) auf Lohnsenkungen, die sich aus der An- 
wendung der gesetzlichen oder vertraglich 
vereinbarten gleitenden Skala ergeben; 

c) auf Lohnsenkungen, die durch eine 
Senkung der Lebenshaltungskosten hervor- 
gerufen- werden; 

d) auf Lohnsenkungen, die ungewöhnliche 

Erhöhungen berichtigen, welche sich auf 
Grund außergewöhnlicher, inzwischen 
wirkungslos gewordener Umstände früher 
ergeben haben. 
4. Abgesehen von den unter a und b ım 
vorstehenden Paragraphen erwähnten Fällen 
ist jede Lohnsenkung, von der die Gesamt- 
heit oder ein beträchtlicher Teil der Arbeiter- 
schaft eines Unternehmens betroffen wird, 
der Hohen Behörde zur Kenntnis zu brin- 
gen. 


.5. Die in den vorstehenden Paragraphen vor- 


gesehenen Empfehlungen können von der Ho- 
hen Behörde nur nach Anhörung des Rates 
ausgesprochen werden, mit Ausnahme der 
Empfehlungen, die an Unternehmen ge- 
richtet werden, welche einen durch die Hohe 
Behörde im Einvernehmen mit dem -Rat 
näher bezeichneten Umfang nicht erreichen. 


Falls in einem der Mitgliedstaaten eine 
Änderung der Vorschriften über die Finan- 
zierung der Sozialversicherung oder der 
Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und ihrer Wirkungen oder eine Änderung 
der Löhne, die in Artikel 67 Paragraphen 2 
und 3 genannten Wirkungen hat, kann die 
Höhe Behörde die Vorschriften jenes Artikels 
anwenden. 

6. Halten sich die Unternehmen nicht an die 
Empfehlungen, die ihnen auf Grund dieses 
Artikels erteilt werden, so kann ihnen die 
Hohe Behörde Geldbußen und Zwangsgelder 
bis zur doppelten Höhe der unzulässiger- 


weise erzielten Lohneinsparungen aufer- 
legen. 

ARTIKEL 69 
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, 


jede auf die Staatsangehörigkeit gegründete 
Beschränkung hinsichtlich der Beschäftigung 
anerkannter Kohle- und Stahlfacharbeiter, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind, in 
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firm&e dans les professions du charbon et de 


Vacier, sous r&serve des limitations qui resul- 
 tent des ne£cessites fondamentales de sante 


et d’ordre public. 


Pour Papplication de cette disposition ils 
etabliront une definition commune des 
specialites et des conditions de qualification, 
determineront d’un commun accord les limi- 
tations prevues au paragraphe pr&cedent et 
rechercheront les .proce&d&s techniques per- 
mettant la mise en contact des offres et des 
demandes d’emploi dans l’ensemble de la 
Communaute. 


En outre, pour les categories de travailleurs 
non prevues au paragraphe precedent et au 
cas ou un developpement de production dans 
Pindustrie du charbon et de lacier serait 
freineE par une pe@nurie de main-d’oeuvre 
approprice, ils adapteront leurs reglementa- 
tıons relatives A l’immigration dans la mesure 
necessaire pour mettre fin ä cette situation; 
en particulier, ils faciliteront le reemploi des 
travailleurs en provenance des industries du 
‚ charbon et de l’acier d’autres Etats membres. 

Ils interdiront toute discrimination dans 
la remun£ration et les conditions de travail 
entre travailleurs nationaux et travailleurs 
immigres, sans prejudice des mesures spe- 
ciales interessant les travailleurs frontaliers; 
en particulier, ils rechercheront entre eux 
tous arrangements qui demeureraient ne&ces- 
saires pour que les dispositions relatives A la 
Securite sociale ne fassent pas obstacle aux 
mouvements de main-d’oeuvre. 

La Haute Autorit& doit orienter et faciliter 
action des Etats membres pour l’application 
des mesures pr&vues au present article. 

Le present article ne porte pas atteinte aux 
obligations internationales des Etats membres. 


Chapitre IX 
TRANSPORTS 
ARTICLE 70 


I est reconnu que l’etablissement du 
marcheE commun rend necessaire l’application 
de tarifs de transport du charbon et de l’acier 
de nature A offrir des conditions de prix 
comparables aux utilisateurs places dans des 
conditions comparables. 
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der Kohle- und Stahlindustrie zu beseitigen, 
vorbehaltlich der Beschränkungen, die sich aus 
den grundlegenden Erfordernissen der Ge- 
sundheit und öffentlichen Ordnung ergeben. 

Für die Anwendung dieser Bestimmung 
werden sie eine gemeinsame Begriffsbestim- 
mung für die Fachrichtungen und die Be- 
dingungen für die Zuerkennung der Fach- 
arbeitereigenschaft aufstellen, im gegen- 
seitigen Einverständnis die in Absatz 1 
erwähnten Beschränkungen festlegen und die 
technischen Möglichkeiten erforschen, durch die 
innerhalb der Gemeinschaft Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt miteinander 
in Verbindung gebracht werden können. 

Soweit es sich um Gruppen von Arbeit- 
nehmern handelt, die in den vorstehenden - 
Absätzen nicht genannt sind, und falls die 
Entwicklung der Erzeugung in der Kohle- 
und Stahlindustrie durch Mangel an geeig- 
neten Arbeitskräften gehemmt wird, haben 
sie außerdem ihre Einwanderungsbestimmun- 
gen in dem zur Beseitigung dieses Zustandes 
erforderlichen Umfange zu ändern; sie haben 
insbesondere die Wiederbeschäftigung der aus 
der Kohle- und Stahlindustrie anderer Mit- 
gliedstaaten stammenden Arbeitnehmer zu 
erleichtern. 


Sie haben ferner jede Diskriminierung bei 
der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen 
zwischen inländischen und eingewanderten 
Arbeitern zu verbieten, unbeschadet besonderer 
Maßnahmen für die Grenzgänger; insbeson- 
dere haben sie untereinander alle etwa noch 
erforderlichen Vereinbarungen anzustreben, 
um zu erreichen, daß die Bestimmungen über 
die Sozialversicherung den Wechsel der Ar- 
beitsplätze nicht behindern. 

Die Hohe Behörde hat für die Tätigkeit 
der Mitgliedstaaten bei der Durchführung der 
Maßnahmen dieses Artikels allgemeine Hin- 
weise zu geben und deren Arbeit zuerleichtern. 


Dieser Artikel läßt die internationalen Ver- 
pflichtungen der Mitgliedstaaten unberührt. 


Kapitel IX 
TRANSPORTE 


ARTIKEL 70 


Es wird anerkannt, daß die Errichtung des 
gemeinsamen Marktes die Anwendung solcher 
Transporttarife für Kohle und Stahl erfor- 
derlich macht, die den in vergleichbarer Lage 
befindlichen Verbrauchern vergleichbare 


Preisbedingungen bieten. 
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Sont notamment interdites, pour le trafic 
entre les Etats membres, les discriminations, 
dans les prix et conditions de transport de 
toute nature, fond&es sur le-pays d’origine 
ou de destination des produits. La suppression 
de ces discriminations comporte en parti- 
culier l’obligation d’appliquer aux transports 
de charbon et d’acier, en provenance ou & 
destination d’un autre pays de la Commu- 
naute, les bar&mes, prix et dispositions tari- 
faires de toute nature applicables aux trans- 

orts interieurs de la m&me marchandise, 
raue celle-ci emprunte le m&me parcours. 


Les bar&mes, prix et dispositions tarifaires 
de toute nature applique&s aux transports de 
charbon et d’acier SD) inschese de chaque 
Etat membre et entre les Etats membres sont 
publies ou portes A la connaissance de la 
Haute Autorit£. 


L’application de mesures tarifaires inte- 
rieures sp£ciales, dans l’interet d’une ou 
. plusieurs entreprises productrices de charbon 
ou d’acier, est soumise A l’accord pr£alable de 
la Haute Autorite qui s’assure de leur con- 
formite avec les principes du present Trait&; 
elle peut donner un accord temporaire ou 
conditionnel. 

Sous reserve des dispositions du present 
article, ainsi que des autres dispositions du 
present Traite, la politique commerciale des 
transports, notamment l’etablissement et la 
modification des prix et conditions de trans- 
port de toute nature, ainsi que les am&nage- 
ments de prix de transport tendant & assurer 
l’Equilibre financier des entreprises de trans- 
port, restent soumis aux dispositions legis- 
latives ou reglementaires de chacun des Etats 
membres; il en est de m&me pour les mesures 
de coordination ou de concurrence entre les 
divers modes de transport ou entre les diver- 
ses voies d’acheminement. 


Chapitre X 


POLITIQUE COMMERCIALE 
ARTICLE 71 


La competence des gouvernements des 
Etats membres en matiere de politique com- 
merciale n’est pas affect&e par l’application 
du pr&sent Traite, sauf dispositions contraires 
de celui-ci. 
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Im Verkehr zwischen den Ländern der 


Gemeinschaft sind insbesondere die auf dem‘ 


Herkunfts- oder Bestimmungsland der Er- 
zeugnisse beruhenden Diskriminierungen bei 
den Frachten und Beförderungsbedingungen 
aller Art verboten. Die Beseitigung dieser 
Diskriminierungen bringt insbesondere die 
Verpflichtung mit sich, auf die Kohlen- und 
Stahltransporte aus oder nach einem anderen 
Mitgliedstaat die Frachttafeln, Frachten und 
Tarifbestimmungen aller Art anzuwenden, 
die für die Binnentransporte der gleichen 
Güterart gelten, sofern dasGut auf der gleichen 
Strecke befördert wird. 

Die Frachttafeln, Frachten und Tarıf- 
bestimmungen jeder Art, die auf die Binnen- 
transporte von Kohle und Stahl innerhalb 
jedes Mitgliedstaates und zwischen den Mit- 
gliedstaaten Anwendung finden, werden ver- 
öffentlicht oder der Hohen Behörde zur 
Kenntnis gebracht. 


Die Anwendung von Ausnahmetarifen im 
Binnenverkehr zugunsten eines oder mehre- 
rer Unternehmen der Kohleförderung und 
Stahlerzeugung bedarf der vorherigen Ge- 
nehmigung der Hohen Behörde, die sich ver- 
gewissert, daß die Maßnahmen mit den 
Grundsätzen des Vertrages im Einklang 
stehen; sie kann die Genehmigung befristet 
oder bedingt erteilen. 


Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses 
Artikels sowie der anderen Vertragsbestim- 
mungen bleibt die Verkehrspolitik, insbeson- 
dere die Aufstellung oder Änderung von 
Frachten und Beförderungsbedingungen jeder 
Art sowie die Änderung der Frachten zur 
Sicherung des finanziellen Gleichgewichts der 
Transportunternehmen, den gesetzlichen Vor- 
schriften und Durchführungsbestimmungen 
eines jeden Mitgliedstaates unterworfen; das 
gleiche gilt für Maßnahmen der Koordinie- 
rung oder des Wettbewerbs zwischen den 
verschiedenen Transportarten oder verschie- 
denen Leitungswegen. 


Kapitel X 
HANDELSPOLITIK 


ARTIKEL 71 


Die Zuständigkeit der Regierungen der 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Handels- 
politik wird durch die Anwendung dieses 
Vertrages nicht berührt, es sei denn, daß die- 
ser etwas anderes bestimmt. 
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Les pouvoirs attribu&s 4 la Communaut& 
. par le present Trait& en matiere de politique 
‚ commerciale ä l’egard des pays tiers ne 
peuvent exc&der ceux qui sont reconnus aux 
Etats membres par les accords internationaux 
auxquels ils sont parties, sous reserve de 
l’application des dispositions de Particle 75. 

Les gouvernements des Etats membres se 
pretent mutuellement le concours necessaire 
pour l’application des mesures reconnues par 
la Haute AutoritE conformes au present 
Trait€ et aux accords internationaux en 
vigueur. La Haute Autorite est habilitee & 
proposer aux Etats membres interesses les 
methodes par lesquelles ce concours mutuel 
peut £tre assure. 


ARTICLE 72 


Des taux minima, au-dessous desquels les 
Etats membres s’engagent & ne pas abaisser 
leurs droits de douane sur le charbon et 
Pacier ä l’&gard des pays tiers, et des taux 
maxima, au-dessus desquels ils s’engagent & 
ne pas les Elever, peuvent £tre fixes par 
decision du Conseil prise 4 Punanimite sur 
proposition de la Haute Autorite, presentee 
a son initiative ou sur demande d’un Etat 
membre. 


Entre les limites fix&es par ladite decision, 
chaque gouvernement determine ses tarifs 
suivant sa procedure nationale. La Haute 
Autorit& peut, de sa propre initiative, ou A la 
demande d’un des Etats membres, &mettre 
un avis tendant & la modification des tarifs 


dudit Etat. 


ARTICLE 73 


L’administration des licences d’importa- 
tion et d’exportation dans les relations avec 
les pays tiers releve du gouvernement sur le 
territoire duquel se situe le point de desti- 
nation des importations ou le point d’origine 
des exportations. 


La Haute Autorit& est habilitee a veiller 
sur l’administraion et le contröle desdites 
licences en matiere de charbon et d’acier. 
Elle adresse, en tant que de besoin, aux 
Etats membres, apres consultation du Conseil, 
des recommandations, tant pour £viter que 
les dispositions adoptees aient un caractere 
plus restrictif que ne Pexige la situation qui 
en justifie l’etablissement ou le maintien, que 
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Die der Gemeinschaft durch diesen Vertrag 
auf dem Gebiet der Handelspolitik über- 
tragenen Befugnisse gegenüber dritten Län- 
dern dürfen, vorbehaltlich der Anwendung 
der Bestimmungen des Artikels 75, nicht 
über die Befugnisse hinausgehen, die den 
Mitgliedstaaten durch internationale Ab- 
kommen zuerkannt sind, an denen sie sich 
beteiligt haben. 


Die Regierungen der Mitgliedstaaten lei- 


sten sich gegenseitig den erforderlichen Bei- 
stand für die Durchführung der Maßnahmen, 
die nach Feststellung der Hohen Behörde mit 
diesem Vertrag und den geltenden internatio- 
nalen Abkommen im Einklang stehen. Die 
Hohe Behörde ist befugt, den beteiligten 
Mitgliedstaaten vorzuschlagen, in welcher 
Weise dieser gegenseitige Beistand geleistet 
werden kann. 


ARTIKEL 72 


Mindest- und Höchstsätze für Zölle können 
auf Grund eines Vorschlags der Hohen Be- 
hörde, den sie von sich aus oder auf Antrag 
eines Mitgliedstaates vorbringt, durch ein- 
stimmigen Beschluß des Rates festgesetzt wer- 
den; die Staaten verpflichten sich, diese Zoll- 
sätze für Kohle und Stahl im Verkehr mit 
dritten Ländern nicht zu unter- oder über- 
schreiten. 


Innerhalb der durch den genannten Beschluß 
festgesetzten Grenzen bestimmt jede Re- 
gierung ihre Tarife nach dem in ihrem Land 
geltenden Verfahren. Die Hohe Behörde kann 
von sich aus oder auf Antrag eines Mitglied- 
staates eine Stellungnahme zwecks Änderung 
der Tarife dieses Staates abgeben. 


ARLIREIL 73 


Die Handhabung der Ein- und Ausfuhr- 
lizenzen im Verkehr mit dritten Ländern er- 
folgt durch die Regierung, auf deren Staats- 
gebiet der Bestimmungsort der Einfuhren oder 
der Ursprungsort der Ausfuhren liegt. 

Die Hohe Behörde ist befugt, die Hand- 
habung und Kontrolle dieser Lizenzen auf 
dem Gebiet von Kohle und Stahl zu über- 
wachen. Sie richtet erforderlichenfalls nach 
Anhörung des Rates Empfehlungen an die 
Mitgliedstaaten, um zu vermeiden, daß die 
erlassenen Vorschriften weitergehende Be- 
schränkungen zur Folge haben, als es die ihre 
Einführung oder Beibehaltung rechtfertigenden 
Verhältnisse erfordern, und um eine Koor- 
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pour assurer une coordination des mesures 
prises au titre de P’article 71, alinea 3, et de 
Particle 74. 


ARTICLE 74 


Dans les cas enume£res ci-dessous, la Haute 
Autorite est habilitee a prendre toutes 
 mesures conformes au present Traite et, en 
particulier, aux objectifs definis A l’article 3 
et & adresser aux gouvernements toutes 
recommandations conformes aux dispositions 
de Particle 71, alinea 2: 

1° Si des procedes de dumping ou d’autres 
pratiques condamnees par la Charte de la 
Havane sont constates & la charge de pays 
non membres de la Communaute ou d’entre- 
prises situees dans ces pays; 


2° Si une difference entre les offres faites 
par des entreprises chappant & la juridiction 
de la Communaut& et par les entreprises 
relevant de sa juridiction est exclusivement 
imputable au fait que les offres des premieres 
sont fondees sur des conditions de concur- 
rence contraires aux dispositions du present 
Traite; 

30 Si ’un des produits enume£res 4 l’article 
81 du present Trait est importe dans le 
territoire d’un ou plusieurs Etats membres 
en quantites relativement accrues et ä& des 
conditions telles que ces importations por- 
tent ou menacent de porter un prejudice 
'serieux & la production, dans le march& com- 
mun, des produits similaires ou directement 
concurrents, 

Toutefois des recommandations ne peu- 
vent £tre formulees en vue d’etablir des 
restrictions quantitatives au titre du 2° ci- 
dessus que sur avis conforme du Conseil, et 
au titre du 3° ci-dessus que dans les con- 
ditions prevues 4 l’article 58. 


ARTICIE73 


Les Etats membres s’engagent & tenir la 
Haute Autorite informee des projets 
d’accords commerciaux ou d’arrangements 
d’effet analogue dans la mesure olı ceux-ci 
interessent le charbon et l’acier ou l’impor- 
tation des autres matieres premieres et des 
equipements sp£cialises necessaires A la pro- 
duction du charbon et de l’acier dans les 
Etats membres. 
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dinierung der gemäß Artikel 71 Absatz 3 und 


Artikel 74 ergriffenen Maßnahmen zu 


sichern. 


ARTIKEL 74 


In den nachstehend aufgeführten Fällen ist 
die Hohe Behörde befugt, Maßnahmen jeder 
Art zu ergreifen, die mit diesem Vertrag, ins- 
besondere mit den Zielen des Artikels 3, ım 


Einklang stehen, und an die Regierungen alle 
Empfehlungen zu richten, die den Bestim-' 


mungen des Artikels 71 Absatz 2 entsprechen: 
1. wenn Dumping-Verfahren oder andere 
durch die Havanna-Charta für unzulässig er- 
klärte Praktiken zu Lasten von Ländern fest- 
gestellt werden, die nicht Mitglieder der Ge- 


meinschaft sind, oder zu Lasten von Unter- 


nehmen, die in diesen Ländern liegen; 

2. wenn ein Unterschied zwischen den Ange- 
boten von Unternehmen, die nicht der Zu- 
ständigkeit der Gemeinschaft unterstehen, und 
von Unternehmen, die ihrer Zuständigkeit 
unterstehen, ausschließlich dem Umstande zu- 
zuschreiben ist, daß die Angebote der ersteren 
auf Wettbewerbsbedingungen beruhen, die zu 


den Bestimmungen des Vertrages im Wider- 


spruch stehen; 


3. wenn eines der in Artikel 81 dieses Vertrages 
genannten Erzeugnisse in das Gebiet eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten in verhältnismäßig 
erhöhten Mengen und unter solchen Bedin- 
gungen eingeführt wird, daß diese Einfuhren 
für die Erzeugung ähnlicher oder direkt kon- 
kurrierender Erzeugnisse auf dem gemein- 
samen Markt einen schwerwiegenden Nachteil 
mit sich bringen oder mit sich zu bringen 
drohen. 

Empfehlungen zur Einführung mengen- 
mäßiger Beschränkungen dürfen jedoch im 
Falle der vorstehenden Ziffer 2 nur mit Zu- 
stimmung des Rates, und im Falle der Zif- 
fer 3 nur. nach Maßgabe von Artikel 58 aus- 
gesprochen werden. 


ARTIKEL 25 


Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, die 
Hohe Behörde über Entwürfe von Handelsab- 
kommen oder Abmachungen gleicher Wirkung 
insoweit auf dem laufenden zu halten, 
als diese Kohle und Stahl oder die Einfuhr 
anderer Rohstoffe und von Spezialausrüstun- 
gen betreffen, die für die Kohle- und Stahl- 
SEANENDE in den Mitgliedstaaten erforderlich 
sind. 
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i est faite; elle peut dans tout autre die erforderlichen Empfehlungen; sie kann Be: e. 
ee des avis. jedem anderen Falle Stellungnahmen abgeben. 


TITRE QUATRIEME 
Dispositions Generales 


l 
ARLICLE?776 


La Communaute jouit, sur les territoires 
des Etats membres, des immunites et privi- 
leges necessaires pour remplir sa mission, 
dans les conditions definies & un Protocole 
annexe. 


ARTICLE 77 


Le siege des Institutions de la Communaute 
sera fixe du commun accord des gouverne- 
ments des Etats membres. 


ARTJIELEX7E 


1. L’exercice financier de la Communaute 
s’etend du 1° juillet au 30 juin. 


2.Les depenses administratives de la Com- 
munaute comprennent les depenses de .la 
Haute Autorite, y compris celles qui sont 
afferentes au fonctionnement du Comite 
Consultatif, ainsi que celles de la Cour, du 
secretariat de l’Assemblee et du secretariat 
du Conseil. ) 
3.Chacune des institutions de la Commu- 
naute £tablit un £tat previsionnel de ses 
depenses administratives, groupees par 
articles et chapitres. 


Toutefois, le nombre des agents, les- 


echelles de leurs traitements, indemnites et 
pensions, pour autant qu’ils n’auront pas £te 
fixes en vertu d’une autre disposition du 
Traite ou d’un reglement d’ex&cution, ainsi 
que les depenses extraordinaires, sont preala- 
blement determine par une Commission 
groupant le president de la Cour, le presi- 
dent de la Haute Autorite, le president de 
l’Assemblee et le president du Conseil. Cette 
Commission est presidee par le president de 
la Cour. 


Les Etats previsionnels sont groups dans 
un tat pr&visionnel general comportant une 
section speciale pour les depenses de chacune 
de ces institutions et qui est arrete par la 
Commission des presidents prevue A l’alinea 
precedent. 


La fixation de l’&tat previsionnel gen£ral 
vaut autorisation et obligation pour la Haute 
Autorit€ de percevoir le montant des recet- 
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VIERTER TITEL 


Allgemeine Bestimmungen 


ARTIKEL 76 


Die Gemeinschaft genießt nach den Bestim- 
mungen eines Zusatzprotokolls in den Ge- 
bieten der Mitgliedstaaten die Immunitäten 
und Privilegien, die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gabe erforderlich sind. 


ARTIKEL 77 


Der Sitz der Organe der Gemeinschaft wird 
durch gemeinsames Übereinkommen der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten festgelegt. 


ARTIKEL 78 


1. Das Rechnungsjahr der Gemeinschaft be- 
ginnt am 1. Juli und endet am 30. Juni. 


2. Die Verwaltungsausgaben der Gemeinschaft 
umfassen die Ausgaben der Hohen Behörde 
einschließlich der Ausgaben für den Beratenden 
Ausschuß, die Ausgaben des Gerichtshofes, des 
Sekretariats der Versammlung und des Sekre- 
tariats des Rates. 

3. Jedes Organ der Gemeinschaft stellt einen 
nach Artikeln und Kapiteln gegliederten 
Haushaltsvoranschlag seiner Verwaltungsaus- 
gaben auf. 


Die Anzahl der Angestellten, die Sätze für 
ihre Gehälter, Vergütungen und Ruhege- 
hälter, soweit sie nicht auf Grund einer an- 
deren Bestimmung des Vertrages oder einer 
Durchführungsvorschrift geregelt sind, und die 
außerordentlichen Ausgaben werden jedoch im 
voraus durch einen Ausschuß festgesetzt, der aus 
den Präsidenten des Gerichtshofes, der Hohen 
Behörde, der Versammlung und des Rates be- 
steht. In diesem Ausschuß führt der Präsident 
des Gerichtshofes den Vorsitz. 


Die Haushaltsvoranschläge werden in einem 
allgemeinen Haushaltsvoranschlag zusammen- 
gefaßt, der einen besonderen Abschnitt für die 
Ausgaben jedes dieser Organe enthält, und der 
von dem im vorstehenden Absatz genannten 
Ausschuß der Präsidenten verabschiedet wird. 


Die Festsetzung des allgemeinen Haushalts- 
voranschlags bedeutet für die Hohe Behörde 
Ermächtigung und Verpflichtung, den Betrag 
der entsprechenden Einnahmen gemäß Artikel 
49 zu erheben. Die Hohe Behörde stellt die 
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tes correspondantes, conform&ment aux dis- 
positions de P’article 49. La Haute Autorit® 
met les fonds prevus pour le fonctionnement 
de chacune des institutions A la disposition du 
president competent qui peut proceder ou 
faire proceder & P’engagement ou A la liqui- 
dation des d&penses. 

La Commission des presidents peut 
autoriser des virements A linterieur des cha- 
pitres et de chapitre & chapitre. 


4. L’Etat previsionnel general est inclus dans 
le rapport annuel present par la Haute 
Autorit€e a l’Assemblee en vertu de 
l’article 17. 


5. Si le fonctionnement de la Haute Autorite 
ou de la Cour Pexige, leur president peut 
presenter & la Commission des presidents un 
etat previsionnel supplementaire, soumis 
aux memes regles que l’etat previsionnel 
general. 

6. Le Conseil designe pour trois annees un 
commissaire aux comptes dont le mandat 
est renouvelable et qui exerce ses fonctions 
en toute independance. La fonction de 
commissaire aux comptes est incompatible 
avec toute autre fonction dans une institu- 
tion ou un service de la Communaute. 


‘Le commissaire aux comptes est charge de 
faire annuellement un rapport sur la regu- 
larit€ des op£@rations comptables et de la 
gestion financiere des differentes institutions. 
Il dresse ce rapport six mois au plus tard 
apres la fin de P’exercice auquel le compte 
se rapporte et l’adresse & la Commission des 
presidents. 

La Haute Autorit€ communique ce rap- 
port & l’Assembl&ee en m&me temps que le 
rapport prevu & P’article 17. 


ARTIGEE 79 


Le present Traite est applicable aux Terri- 
toires europ£ens des Hautes Parties Contrac- 
tantes. I] s’applique egalement aux Territoires 
europ£eens dont un Etat signataire assume les 
relations exterieures; en ce qui concerne la 
Sarre, un &change de lettres entre le Gouverne- 
ment de la R£publique federale d’Allemagne, 
et le Gouvernement de la R£publique Fran- 
gaise est annex& au present Traite. 

Chaque Haute Partie Contractante s’engage 
A &tendre aux autres Etats membres les mesu- 
res de preference dont Elle ben£ficie, pour le 
charbon et J’acier, dans les Territoires non 
europ£ens soumis & sa juridiction. 
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für die Arbeit jedes der Organe vorgesehenen 
Mittel dem zuständigen Präsidenten zur Ver- 
fügung, der Verpflichtungen zu Zahlungen 
eingehen oder veranlassen oder Zahlungen 
leisten kann. 


Der Ausschuß der Präsidenten kann Über- 
tragungen innerhalb der Kapitel oder von 
Kapitel zu Kapitel genehmigen. 


4. Der allgemeine Haushaltsvoranschlag wird 
in den Jahresbericht aufgenommen, der von 
der Hohen Behörde auf Grund von Artikel 17 
der Versammlung vorzulegen ist. 


5. Falls es die Arbeiten der Hohen Behörde 
oder des Gerichtshofes erfordern, können ihre 
Präsidenten dem Ausschuß der Präsidenten 
einen zusätzlichen Haushaltsvoranschlag vor- 
legen, für den die gleichen Vorschriften wie 
für den allgemeinen Haushaltsvoranschlag 
gelten. 

6. Der Rat bestellt für die Dauer von 3 Jahren 
einen Rechnungsprüfer, dessen Auftrag er- 
neuert werden kann, und der seine Tätigkeit 
völlig unabhängig ausübt. Das Amt des Rech- 
nungsprüfers ist mit jeder anderen Tätigkeit 
bei einem Organ oder einer Dienststelle der 


. Gemeinschaft unvereinbar. 


Der Rechnungsprüfer hat jährlich einen Be- 
richt über die Ordnungsmäßigkeit der Buch- 
führung und des Finanzgebarens der ver- 
schiedenen Organe zu erstatten. Er hat diesen 
Bericht spätestens sechs Monate nach Schluß 


“ des Rechnungsjahres abzufassen, auf das sich 


der Abschluß bezieht, und ihn dem Ausschuß 


der Präsidenten zuzuleiten. 


Die Hohe Behörde übermittelt der Ver- 
sammlung diesen Bericht zugleich mit dem in 
Artikel 17 vorgesehenen Bericht. 


ARTIKEL 79 


Dieser Vertrag findet auf die europäischen 
Gebiete der Hohen Vertragschließenden Teile 
Anwendung. Er findet ebenso auf die euro- 
päischen Gebiete Anwendung, deren aus- 
wärtige Angelegenheiten von einem Signatar- 
staat wahrgenommen werden; bezüglich der 
Saar ist ein Briefwechsel zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der französischen Republik 
diesem Vertrag beigefügt. 

Jeder Hohe Vertragschließende Teil ver- 
pflichtet sich, den anderen Mitgliedstaaten die 
Vergünstigungen einzuräumen, die er in den 
seiner Zuständigkeit unterstehenden außer- 
europäischen Gebieten für Kohle und Stahl 
genießt. 
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ARTICLE 80 


Les entreprises, au sens du present Traite, 
sont celles qui exercent une activite de pro- 
duction dans le domaine du charbon et de 
Pacier & Pinterieur des territoires vises & 
sarticle 79, 1°T alinea, et, en outre, en ce 
qui concerne les articles 65 et 66, ainsi que 
les informations requises pour leur appli- 
cation et les recours forme&s A leur occasion, 
les entreprises ou organismes qui exercent 
habituellement une activite de distribution 
autre que la vente aux consommateurs 
domestiques ou & l’artisanat. 


ARTICLE 81 


Les expressions charbon et acier sont 

a ne ge 
definies A ’annexe I jointe au present Traite. 

Les listes comprises dans cette annexe peu- 
vent Etre completees par le Conseil statuant 
& l’unanimite. ; 


ARITIGLE 82 


Le chiffre d’affaires servant de base au 
calcul des amendes et des astreintes appli- 
cables aux entreprises en vertu du present 
Traite est le chiffre d’affaires afferent aux 
produits soumis 4 la juridiction de la Haute 
Autorite. 


AREICLEE 83 


_L’institution de la Communaut& ne prejuge 
en rien le regime de propriete des entreprises 
soumises aux dispositions du present Traite. 


ARTICLE 84 


Dans les dispositions du present Traite, 
les mots «le present Trait&» doivent £tre 
entendus comme visant les clauses du Traite 
et de ses annexes, des Protocoles annexes et 
de la Convention relative aux‘ dispositions 
transitoires. 


ARTICLE 85 


Les mesures initiales et transitoires con- 
venues par les Hautes Parties Contractantes 
en vue de permettre l’application des dispo- 
sitions du present Trait& sont fixees par une 
Convention annexe. 
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ARTIKEL 


Unternehmen im Sinne dieses Vertrages sind 


.die Unternehmen, die auf dem Gebiet von 
Kohle und Stahl innerhalb der in Artikel 79 
Absatz 1 genannten Gebiete eine Produktions- 
tätigkeit ausüben, und im Sinne der Artikel 65 
und 66 und, soweit es sich um die zu ihrer 
Anwendung erforderlichen Auskünfte und die 
ihretwegen erhobenen Klagen handelt, außer- 
dem die Unternehmen oder Organisationen, die 
üblicherweise eine andere Vertriebstätigkeit 
ausüben als den Verkauf an Haushaltungen 
und Kleingewerbetreibende. 


ARTIKEL 81 


Die Ausdrücke Kohle und Stahl sind in 
der Anlage I zu diesem Vertrag näher be- 
stimmt. 

Die in dieser Anlage enthaltenen Listen 
können durch einstimmigen Beschluß des Rates 
ergänzt werden. 


ARTIKEL 82 


Der Umsatz, der als Grundlage für die Be- 
rechnung von Geldbußen und Zwangsgeldern 


“dient, die auf Grund dieses Vertrages gegen 


Unternehmen festgesetzt werden, ist- der Um- 
satz in den der Zuständigkeit der Hohen Be- 
hörde unterstehenden Erzeugnissen. 


ARTIKEL 83 


Die Begründung der Gemeinschaft berührt 
nicht die Ordnung des Eigentums an den 
Unternehmen, für welche die Bestimmungen 
dieses Vertrages gelten. 


ARTIKEL 84 


Unter dem Ausdruck „dieser Vertrag“ in 
den Bestimmungen dieses Vertrages sind die 
Bestimmungen“ des Vertrages, der Zusatz- 
protokolle und des Abkommens über die 
Übergangsbestimmungen zu verstehen. 


ARTIKEL 85 


Die von den Hohen Vertragschließenden 
Teilen vereinbarten Anlaufs- und Übergangs- 
maßnahmen, welche die Durchführung der Be- 
stimmungen dieses Vertrages ermöglichen 
sollen, werden in einem Zusatzabkommen fest- 
gelegt. 
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ARTICLE 86 


Les Etats membres s’engagent i prendre 


toutes mesures generales ou particulieres 
propres A assurer l’ex&cution des obligations 
resultant des decisions et recommandations 
des institutions de la Communaute et A faci- 
liter & celle-ci l’accomplissement de sa 
mission. 

Les Etats membres s’engagent A s’abstenir 
de toute mesure incompatible avec lexi- 


stence du march&E commun vise aux articles 
rer 4: 


Ils prennent, dans ka mesure de leur com- 

7 . ©. . 
petence, toutes dispositions utiles pour 
assurer les reglements internationaux corres- 

R er 

pondant aux &changes de charbon et d’acier 
dans le march@ commun et se pretent un 
concours mutuel pour faciliter ces regle- 
ments, 


Les agents de la Haute Autorite charges 
par elle de missions de contröle disposent, 
sur le territoire des Etats membres et dans 
toute la mesure necessaire A l’accomplisse- 
ment de leur mission, des droits et pouvoirs 
devolus par les lEgislations de ces Etats aux 
agents des administrations fiscales. Les mis- 
sions de contröle et la qualit& des agents 
charges de celles-ci sont düment notifiees A 
P’Etat interesse. Des agents de cet Etat peu- 
vent, ä la demande de celui-ci ou de la Haute 
Autorite, assister les agents de la Haute 
Autorite dans lPaccomplissement de leur 
mission. 


ARFIGER: 87. 


Les Hautes Parties Contractantes ‘s’enga- 
gent ä ne pas se prevaloir des traites, con- 
ventions ou declarations existant entre Elles 
en vue de soumettre un differend relatif & 
Pinterpretation ou & l’application du present 
Traite A un mode de reglement autre que 
ceux prevus par celui-ci. 


ARLIGLE "88 


Si la Haute Autorite estime qu’un Etat 
a manqu& & une des obligations qui lui 
incombent en vertu du present Traite, elle 
constate ledit manquement par une decision 
motivee, apres avoir mis cet Etat en mesure 
de presenter ses observations. Elle impartit 
3 PEtat en cause un delai pour pourvoir & 
Pex&cution de son obligation. 
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ARTIKEL 86 


. Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, alle 
geeigneten allgemeinen oder besonderen Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Erfüllung der 
Verpflichtungen zu sichern, die sich aus den 
Entscheidungen und Empfehlungen der Or- 
gane der Gemeinschaftergeben, und der Gemein- 
schaft die Erfüllungihrer Aufgaben zuerleichtern. 


Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, jede 
Maßnahme zu’ unterlassen, die mit dem Be- 
stehen des gemeinsamen Marktes gemäß Ar- 
tikel 1 und 4 unvereinbar ist. 


Sie erlassen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
alle geeigneten Vorschriften, um die inter- 
nationalen Regelungen für den Austausch von 
Kohle und Stahl innerhalb des gemeinsamen 
Marktes sicherzustellen, und unterstützen sich 
gegenseitig, um die Durchführung dieser Rege- 
lungen zu erleichtern. 

Die mit der Durchführung von Kontroll- 
aufgaben beauftragten Angehörigen der 
Hohen Behörde besitzen auf dem Gebiete der 
Mitgliedstaaten und im vollen zur Durchfüh- 
rung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfange 
Rechte und Befugnisse, die nach den Ge- 
setzen dieser Staaten den Angehörigen ihrer 
Finanzverwaltungen zustehen. Die Kontroll- 
aufgaben und die Stellung der mit ihrer 
Durchführung beauftragten Personen sind 
dem beteiligten Staat ordnungsmäßig be- 
kanntzugeben. Beamte dieses Staates können 
auf: seinen Antrag oder auf Antrag der 
Hohen Behörde die Beauftragten der Hohen 
Behörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 


unterstützen. 


ARTIRKEL’87 


Die Hohen Vertragschließenden Teile über- 
nehmen die Verpflichtung, sich nicht auf Ver- 
träge, Abkommen oder Erklärungen zu be- 
rufen, die zwischen ihnen bestehen, um einen 
Streitfall über die Auslegung oder Durchfüh- 
rung dieses Vertrages in anderer als in diesem 
Vertrag vorgesehener Weise zu regeln. 


ARTIKEL 88 
Ist die Hohe Behörde der Auffassung, daß 


ein Staat einer ihm nach diesem Vertrag ob- 
liegenden Verpflichtung nicht nachgekom- 
men ist, so stellt sie diese Verletzung durch 
eine mit Gründen versehene Entscheidung 
fest; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Sie setzt ihm eine 
Frist, binnen derer er seine Verpflichtung 
zu erfüllen hat. 
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ra 


Un recours de pleine juridiction est ouvert 
A cet Etat devant la Cour dans un delai de 
deux mois A compter de la notification de 
la decision. 

Si l’Etat n’a pas pourvu & l’ex&cution de son 
obligation dans le delai fix& par la Haute 
Autorit€E ou, en cas de recours, si celui-ci 
a ete rejete, la Haute Autorite peut, sur avis 
conforme du Conseil statuant A la majorite 
des deux tiers: 

a) suspendre le versement des sommes 
dont elle serait redevable pour le compte 
de l’Etat en question en vertu du present 
Traite; 

b) prendre ou autoriser les autres Etats 
membres ä prendre des mesures derogatoires 
aux dispositions de Particle 4 en vue de 
corriger les effets du manquement constate. 

Un recours de pleine juridiction est 
ouvert, dans un delai de deux mois & comp- 
ter de leur notification, contre les decisions 
prises en application des alineas a et b. 

Si les mesures ci-dessus prevues s’averent 
inoperantes, la Haute Autorite en refere au 
Conseil. 


ARLICLE28I 


Tout differend entre Etats membres au 
sujet de l’application du present Traite, qui 
n’est pas susceptible d’etre r&glE par une 
autre procedure prevue au present Traite, 
peut £tre soumis 4 la Cour, & la requete de 
’un des Etats parties au differend. 

‚La Cour est £galement compe£tente pour 
statuer sur tout differend entre Etats membres 
en connexite avec l’objet du present Traite, 
si ce differend lui est soumis en vertu d’un 
compromis. 


ARFIGLE:30 


Si un manquement a une obligation r&sul- 
tant du present Trait€E commis par une 
entreprise constitue @galement un manque- 
ment & une obligation resultant pour elle 
de la legislation de P’Etat dont elle releve 
et si, en vertu de ladite l&gislation, une pro- 
cedure judiciaire ou administrative est 
engagee contre cette entreprise, l’Etat en 
question devra en aviser la Haute Autorite, 
qui pourra surseoir A statuer. 
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Der Staat kann binnen einer Frist von zwei 


Monaten nach Zustellung der Entscheidung bei 


dem Gerichtshof Klage im Verfahren mit 


unbeschränkter Ermessensnachprüfung er- 


heben. 


Hat der Staat seine Verpflichtung inner- 
halb der von der Hohen Behörde gesetzten 
Frist nicht erfüllt oder ist seine Klage abge- 
wiesen worden, so kann die Hohe Behörde 
nach einer mit Zweidrittelmehrheit erteilten 
Zustimmung des Rates 


a) Zahlungen aussetzen, die sie zugunsten 
des beteiligten Staates auf Grund dieses Ver- 
trages vorzunehmen hat; 


b) in Abweichung von den Vorschriften des 
Artikels 4 Maßnahmen ergreifen oder die an- 
deren Mitgliedstaaten ermächtigen, Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Wirkungen der 
festgestellten Verletzung auszugleichen. 


Wegen der in Anwendung der Absätze a 
und b getroffenen Entscheidungen kann 
binnen einer Frist von zwei Monaten nach 
ihrer Zustellung Klage im Verfahren mit un- 
beschränkter Ermessensnachprüfung erhoben 
werden. 


Erweisen sich die oben vorgesehenen Maß- 
nahmen als wirkungslos, so berichtet die Hohe 
Behörde hierüber an den Rat. 


ARTIKEL 89 


Jeder Streit unter Mitgliedstaaten über die 
Durchführung dieses Vertrages, der nicht durch 
ein anderes in diesem Vertrag vorgesehenes 
Verfahren erledigtwerden kann,kann auf An- 
trag eines der am Streit beteiligten Staaten bei 
dem Gerichtshof anhängig gemacht werden. 


Der Gerichtshof ist ferner zuständig, bei 
jedem Streit unter Mitgliedstaaten im Zu- 
sammenhang mit dem Gegenstand dieses Ver- 
trages zu entscheiden, wenn dieser Streitfall 
auf Grund eines Schiedsvertrages bei ihm an- 
hängig gemacht wird. 


ARTIKEL 90 


Bildet die von einem Unternehmen began- 
gene Verletzung einer Verpflichtung aus diesem 
Vertrage zugleich eine Verletzung einer Ver- 
pflichtung, die sich für das Unternehmen aus 
den Gesetzen seines Staates ergibt, und ist auf 
Grund der genannten Gesetze gegen dieses 
Unternehmen ein Gerichts- oder Verwaltungs- 
verfahren eingeleitet worden, so muß-der be- 
treffende Staat die Hohe Behörde hiervon 
unterrichten; diese kann die Beschlußfassung 
aussetzen. 
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une 


Si la Haute Autorit@ sursoit A statuer, elle 


est inform&e du deroulement de la proc&dure 


et mise en mesure de produire tous docu- 
ments, expertises et te@moignages pertinents. 
Elle sera de m&me informee de la decision 
definitive qui sera intervenue et devra tenir 
compte de cette decision pour la determi- 
nation de la sanction qu’elle serait Eventuelle- 
ment amenee & prononcer. 


ARTIGLE 91 


Si une entreprise n’effectue pas, dans les 
delais prescrits, un versement auquel elle est 
assujettie envers la Haute Autorite, soit en 
vertu d’une disposition du present Traite 
ou d’un reglement d’application, soit en 
vertu d’une sanction p£cuniaire ou d’une 
astreinte prononcee par la Haute Autorite, 
ıl sera loisible & celle-ci de suspendre, jusqu’ä 
concurrence du montant de ce versement, le 
reglement des sommes dont elle serait elle- 
meme redevable & ladite entreprise. 


ARTICLE-92 


Les decisions de la Haute Autorite compor- 
tant des obligations p&cuniaires forment titre 
executoire. 


L’execution forcee sur le territoire des 
Etats membres est poursuivie suivant les 
voies de droit en vigueur dans chacun de ces 
Etats et apres qu’aura Et€ apposee, sans autre 
contröle que celui de la verification de 
Pauthenticite de ces de£cisions, la formule 
ex&cutoire usitee dans l’Etat sur le territoire 
duquel la dEcision doit &tre ex&cutee. I est 
pourvu ä cette formalite ä la diligence d’un 
Ministre designe A cet effet par chacun des 
gouvernements. 


L’execution forc&e ne peut ©tre suspendue 
qu’en vertu d’une decision de la Cour. 


ARTICLE,.93 


La Haute Autorit& assure avec les Nations 
Unies et avec l’Organisation Europeenne de 
Cooperation Economique toutes liarsons utiles 
et les tient r&egulierement informees de Pacti- 
vite de Ja Communaut£. 


ARLIGLE 94 


La liaıson entre les institutions de la Com- 
munaute et le Conseil de l’Europe est assurde 
dans les conditions prevues par un Protocole 
annexe. 
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Setzt die Hohe Behörde die Beschlußfassung 


- aus, so ist sie über den Fortgang des Ver- 


fahrens zu unterrichten und ihr die Möglich- 
keit zu geben, jede Art von rechtserheblichen 
Urkunden, Gutachten und Zeugenaussagen 
vorzulegen. Sie ist ferner von der endgültigen 
Entscheidung in Kenntnis zu setzen und hat 
diese Entscheidung bei der etwaigen Festset- 
zung einer Sanktion zu berücksichtigen. 


ART IREL N 


Bewirkt ein Unternehmen nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Fristen eine Zahlung, zu 
der es der Hohen Behörde gegenüber auf 
Grund einer Bestimmung dieses Vertrages oder 
seiner Durchführungsbestimmungen oder auf 
Grund einer von der Hohen Behörde fest- 
gesetzten finanziellen Sanktion oder eines 
von ihr festgesetzten Zwangsgeldes verpflichtet 
ist, so steht es der Hohen Behörde frei, bis zur 


.Höhe dieses Betrages die Zahlungen auszu- 


setzen, die sie selbst dem betreffenden Unter- 
nehmen schuldet. 


ARTIKEL 92 
Die Entscheidungen der Hohen Behörde, die 


geldliche Verpflichtungen enthalten, stellen 


vollstreckbare Titel dar. 


Die Zwangsvollstreckung auf dem Gebiete 
der Mitgliedstaaten erfolgt nach dem in jedem 
dieser Staaten geltenden Verfahrensrecht und 
nach Erteilung der Vollstreckungsklausel ge- 
mäß den Bestimmungen des Staates, auf dessen 
Gebiet die Entscheidung vollstreckt werden soll; 
dabei ist lediglich die Echtheit der Urschrift der 
Entscheidungen nachzuprüfen. Die Erteilung 
dieser Vollstreckungsklausel erfolgt auf Veran- 
lassung eines von jeder Regierung hierfür be- 
stimmten Ministers. ; 


Die Zwangsvollstreckung kann nur durch 
eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt 
werden. 


ARTIREL»II 


Die Hohe Behörde unterhält alle zweck- 
dienlichen Verbindungen mit den Vereinten 
Nationen und der Furopäischen Organisa- 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
unterrichtet beide regelmäßig über die Tätig- 
keit der Gemeinschaft. 


ARTIKEL 94 


Die Verbindung zwischen den Organen der 
Gemeinschaft und dem Europarat wird nach 
Maßgabe eines Zusatzprotokolls sichergestellt. 
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dass 


% 


ARTICLE 95 


Dans tous les cas non prevus au pre&sent 
Traite, dans lesquels une decision ou une 
recommandation de la Haute Autorite 
apparait necessaire pour r£aliser, dans le 
fonctionnement du marchE commun du 
charbon et de l’acier et conformement aux 
dispositions de l’article 5, ’un des objets de 
la Communaut£, tels qu’ils sont definis aux 
articles 2, 3 et 4, cette decision ou cette 
recommandation peut ©tre prise sur avis 
conforme du Conseil statuant & l’unanimite 
et apres consultation du Comite Consultatif. 

La m&me decision ou recommandation, 
prise dans la m&me forme, determine &ven- 
tuellement les sanctions applicables. 


Apres Pexpiration de la periode de tran- 
sition prevue par la Convention sur les dis- 
positions transitoires, si des difficultes impre- 
vues, r&velees par l’experience, dans les moda- 
lites d’application du present Traite, ou un 
changement profond des conditions &conomi- 
ques ou techniques qui affecte directement le 
march@ commun du charbon et de l’acier, ren- 
dent necessaire une adaptation des regles rela- 
tives & l’exercice par la Haute Autorite des 
pouvoirs qui luı sont conferes, des modifi- 
cations appropriees peuvent y &tre apport£es, 
sans qu’elles puissent porter atteinte aux dis- 
positions des articles 2, 3 et 4 ou au rapport 
des pouvoirs respectivement attribues a la 
Haute Autorit& et aux autres institutions de 
la Communaute. 


Ces modifications font l’objet de propo- 
sitions etablies en accord par la Haute Auto- 
rit€ et par le Conseil statuant ä& la majorite 
des cing sixiemes de ses membres, et soumises 
a l’avis de la Cour. Dans son examen, la Cour 
a pleine compe£tence pour apprecier tous les 
elements de fait et de droit. Si, A la suite de 
cet examen, la Cour reconnait la conformite 
des propositions aux dispositions de l’alinea 
qui precede, elles sont transmises & l’Assemblee 
et entrent en vigueur si elles sont approuve£es 
A la majorit& des trois quarts des voix expri- 
mees et 4 la majorit& des deux tiers des mem- 
bres qui composent l’Assemblee. 


ARTICLE 96 


Apres l’expiration de la periode de transi- 
tion, le gouvernement de chaque Ktat 
membre et la Haute Autorit& pourront pro- 
poser des amendements au present Traite. 
Cette proposition sera soumise au Conseil. Si 
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ARTIKEL 95 


In allen in diesem Vertrag nicht vorgesehenen 
Fällen, in denen eine Entscheidung oder 
Empfehlung der Hohen Behörde erforderlich 
erscheint, um eines der in Artikel 2, 3 und 4 
näher bezeichneten Ziele der Gemeinschaft auf 
dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl 
gemäß Artikel 5 zu erreichen, kann diese Ent- 
scheidung oder Empfehlung nach einstim- 
miger Zustimmung des Rates und nach An- 
hörung des Beratenden Ausschusses ergehen. 


Die gleiche, in derselben Form erlassene Ent- 
scheidung oder Empfehlung bestimmt gege- 
benenfalls die anzuwendenden Sanktionen. 


Erfordern nach Ablauf der in dem Ab- 
kommen über die Übergangsbestimmungen 
vorgesehenen Übergangszeit unvorherge- 
sehene, durch die Erfahrung sichtbar gewor- 
dene Schwierigkeiten bei den Einzelheiten 
der Anwendung dieses Vertrages oder eine 
tiefgehende Anderung der wirtschaftlichen 
oder technischen Bedingungen, die unmittel- 
bar den gemeinsamen Markt für Kohle und 
Stahl beeinflußt, eine Anpassung der Vor- 
schriften über die der Hohen Behörde über- 
tragenen Befugnisse, so können geeignete 
Abänderungen vorgenommen werden; diese 


dürfen weder die Bestimmungen der Artikel: 


2, 3 und 4 noch das Verhältnis zwischen den 
der Hohen Behörde und den den anderen 
Organen der Gemeinschaft zugewiesenen Be- 
fugnisse beeinträchtigen. 


Diese Änderungen werden als Vorschläge 
von der Hohen Behörde und dem mit einer 
Mehrheit von fünf Sechstel seiner Mitglieder 
beschließenden Rat in gegenseitigem Einver- 
nehmen aufgestellt und dem Gerichtshof zur 
Stellungnahme unterbreitet. Der Gerichtshof 
hat für seine Prüfung eine tatsächlich 


und rechtlich unbeschränkte Nachprüfungsbe- 


fugnis. Stellt der Gerichtshof auf Grund 
seiner Prüfung fest, daß die Vorschläge mit 
den Bestimungen des vorstehenden Absatzes 
übereinstimmen, so werden die Vorschläge 
der Versammlung zugeleitet. Sie treten in 
Kraft, wenn sie mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen und zwei 
Dritteln der Mitglieder der Versammlung ge- 
billigt werden. 


ARTIKEL 96 


Nach Ablauf der Übergangszeit hönnen die 
Regierung jedes Mitgliedstaates und die Hohe 
Behörde Änderungen dieses Vertrages vor- 
schlagen. Dieser Vorschlag wird dem Rat 
unterbreitet. Außert sich dieser mit Zwei- 
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celui-ci &met, & la majorit& des deux tiers, 


‘un avis favorable & la r&union d’une con- 
 ference des representants des gouvernements 


des Etats membres, celle-ci est immediate- 
ment convoque£e par le president du Conseil, 
en vue d’arreter d’un commun accord les 
modifications A apporter aux dispositions du 
Traite. 


Ces amendements entreront en vigueur 
apres avoir ete ratifies par tous les Etats 
membres en conformite de leurs regles con- 
stitutionelles respectives. 


ARTICLE. IZ 


Le present Trait€ est conclu pour une 
N . . 
duree de cinquante ans & dater de son entree 
en vigueur. 


ARTICLE 98 


Tout Etat europeen peut demander & 
adherer au present Traite. Il adresse sa de- 
mande au Conseil, lequel, apres avoir pris 
Pavis de la Haute Autoritd, statue & l’unani- 
mite et fixe, &galement ä& l’unanimite, les 
conditions de Padhesion. Celle-ci prend effet 
du jour oü Pinstrument d’adhesion est regu 
par le gouvernement depositaire du Traite. 


ARLICEE99 


Le present Trait& sera ratifi€ par tous les 
Etats membres, en conformite de leurs reg- 
les constitutionnelles respectives; les instru- 
ments de ratification seront de&poses aupres 
du Gouvernement de la R&publique Frangaise. 

Il entrera en vigueur le jour du depöt de 
instrument de ratification de l’Etat signa- 
taire qui procedera le dernier & cette for- 
malite. 

Au cas oü tous les instruments de ratifi- 
cation n’auraient pas Et€ deposes dans un 
delai de six mois 4 dater de la signature du 
present Traite, les gouvernements des Etats 
ayant effectue le depöt se concerteraient 
sur les mesures 4 prendre. 


ARTICLE 100 


Le present Traite, redige en un seul exem- 
plaire, sera depose dans les archives du Gou- 
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drittelmehrheit für die Abhaltung einer Kon- 
ferenz der Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten, so wird diese sofort durch den 
Präsidenten des Rates einberufen zu überein- 
stimmender Beschlußfassung über die Ände- 
rungen der Vertragsbestimmungen. 


Diese Änderungen treten in Kraft, nachdem 
sie von allen Mitgliedstaaten gemäß deren 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen ratifi- 
ziert worden sind. 


ARLIREL.27 


Dieser Vertrag gilt für die Dauer von 
fünfzig Jahren vom Zeitpunkt seines Inkraft- 
tretens an. 


ARTIKEL 98 


Jeder europäische Staat kann einen Antrag 


auf Beitritt zu diesem Vertrag stellen. Der 


Antrag ist an den Rat zu richten, der nach Ein- 
holung der Stellungnahme der Hohen Behörde 
einstimmig hierüber entscheidet und ebenfalls 
einstimmig die Bedingungen für den Beitritt 
festsetzt. Der Beitritt wird mit dem Tage des 
Eingangs der Beitrittsurkunde bei der Re- 
gierung wirksam, bei welcher der Vertrag 
hinterlegt ist. 


ARLIREIEI 


Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung 
durch alle Mitgliedstaaten gemäß deren jewei- 
ligen verfassungsrechtlichen Bestimmungen; 
die Ratifikationsurkunden sind bei der Re- 
gierung der französischen Republik zu hinter- 
legen. 


Der Vertrag tritt am Tage der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunde desjenigen 


Signatarstaates in Kraft, der als letzter diese 


Hinterlegung vornimmt. 

Sind nicht alle Ratifikationsurkunden 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
nach Unterzeichnung des Vertrages hinterlegt 
worden, so haben sich die Regierungen der 
Staaten, die die Hinterlegung vorgenommen 
haben, über die zu treffenden Maßnahmen zu 
verständigen. 


ARTIKEL 100 


Dieser Vertrag wird in einem Exemplar 
verfaßt; dieses Exemplar ist in den Archiven 
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vernement de la Republique Franc qui 
en remettra une copie certifiee conforme & | eg 
 &hacun des gouvernements des autres Etats eine beglaubigte Dr 
_  signataires. | Abschrif 
den Regierungen der anderen Signatarstaat 
/ übermittelt. 


EEE > 

EN FOI DE QUOI les Plenipotentiaires ZU URKUND DESSEN N, die 

gr ann ont appose£ leurs signatures au bas unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unter- 

du present Trait€ et Pont revetu de leurs schriften unter diesen Vertrag gesetzt und Ku 
 sceaux. mit ihren Siegeln versehen. 


‚Fait A PARIS, le dix-huit ER mil neuf Geschehen zu PARIS, am achtzehnten 
cent cinquante et un. April neunzehnhunderteinundfünfzig. 
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Annexe I 


Ys 


A 


DEFINITION DES EXPRESSIONS 
CHARBON ET. ACIER 


1.Les expressions «charbon» eı «acier» 
‚couvrent les produits figurant sur la liste 
 ei-apres. 
2. L’action de la Haute Autorit& concernant 
les produits en acier special, le coke et la 
- ferraille doit tenir compte des conditions 
particulieres de leur production ou de leur 
commerce. 


-  3.L’action de la Haute Autorite, en ce qui 
concerne le coke de gaz et le lignite utilise 
en dehors de la fabrication de briquettes et 
de semi-coke, ne s’exercera que dans la 
ı mesure ol des perturbations sensibles cre&es 
de leur fait sur le march& des combustibles 
_ viendraient & l’exiger. 


4.L’action de la Haute Autorit& doit tenir 
compte du fait que la production de certains 
- des produits figurant sur cette liste est direc- 
'tement liee ä celle de sous-produits qui n’y 
' figurent pas, mais dont les prix de vente 
peuvent conditionner celui des produits 
principaux. 
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Anlage I Er: 
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BESTIMMUNG DER BEGRIFFE — 

„KOHLE“ UND „STAHL“ 2 2 
> 5 5 R 

1. Die Ausdrücke „Kohle“ und „Stahl“ um- Be 
fassen die auf nachstehender Lite ufge- 
führten Erzeugnisse. LER nr R 


2. Die Tätigkeit der Hohen Behörde auf dem Sn 


zeugnissen berücksichtigen. 


3. Die Tätigkeit der Hohen Behörde erstreckt 
sich auf das Gebiet des Gaskokses nd ddr 
Braunkohle, die nicht zur Brikett-- ode 
Schwelkoksherstellung verwendet wird, ur 
insoweit, als von diesen verursachte fühlbare & 
Störungen des Brennstoffmarktes dis rforr-r 


derlich machen. ' ip 


4. Die Tätigkeit der Hohen Behörde muß uf 
den Umstand Rücksicht nehmen, daß die re- 
zeugung gewisser, auf dieser Liste aufge- rs 


Gebiet der Edelstähle, des Kokses und ds Er 
Schrottsmuß die besonderen Bedingungen hrer 
Herstellung und des Handels mit diesen re- 

Ep rei. 


führter Erzeugnisse in unmittelbarem Zuam- 
menhang steht mit der von Nebenerzeugnisen, 
die dort nicht aufgeführt sind, deren Ver- Nr 
kaufspreise aber den der Haupterzeugnise e- 

dingen können. | en. ee Br 
4 SE 

Br 
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NUMERO 
DE CODE 
del’O.E.C.E. 
pour m&morie 


= 


DESIGNATION DES PRODUITS 


3.000 
3.100 
3.200 
3.300 


3.400 
3.500 


4.000 
4.100 


4.200 


4.300 


4.400 
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COMBUSTIBLES 
Houille 
Agglomeres de honille 


Coke, excepte coke pour electrodes 
et coke de pe£trole 
Semi-coke de houille 


Briquettes de lignite 


Lignite 
Semi-coke de lignite 


SIDERURGIE 


Matieres premieres pour la pro- 
duction de la fonte et de P’acier (1) 
Minerai de fer (sauf pyrites) 

Ferraille 
Minerai de manganese 


Fonte et ferro-alliages 
Fonte pour la fabrication de 
Pacier 
Fonte de fonderie et autres 
fontes brutes 


Spiegels et ferro-manganese 
carbure (2) 


Produits bruts et produits demi- 
finis en fer, en acier ordinaire on 
en acier special, y compris les pro- 
duits de reemploi ou de relaminage 


Acier liquide coul€E ou non en 
lingots, dont lingots destines 
a la forge (3) 


Produits demi-finis: blooms, 
billettes et brames, largets, coils 
larges lamines & chaud (autres 
que les coils consideres comme 
produits finis) 


Produits finis a chaud en fer, en 
acier ordinaire on en acier spe- 
cial (4) 
Rails, traverses, selles et Eclisses, 
poutrelles profil&s lourds et 
- barres de 80 mm. et plus, pal- 
planches 
Barres et profil&s de moins de 


80 mm. et plats de moins de 
150 mm. 


Kennzahl der 


OEEC- 


"Nomenklatur 


(als Hinweis) 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


3.000 
3.100 
3.200. 
3.300 


3.400 
3.500 


4.000 
4.100 


4.200 


4.300 


4.400 


BRENNSTOFFE 
Steinkohle 
Steinkohlenbriketts 


" Koks, mit Ausnahme von Elek- 


trodenkoks und von Petrolkoks, 
Steinkohlen-Schwelkoks 


Braunkobhlen-Briketts 


Rohbraunkohle 


Braunkohlen-Schwelkoks 


EISENINDUSTRIE 


Rohstoffe für die Erzeugung von 


Roheisen und Stahl (1) 


Eisenerz (mit Ausnahme von. 


Schwetelkies) 
Schrott 
Manganerz 


Roheisen und Ferrolegierungen 
Roheisen für die Erzeugung von 
Stahl 
Giessereiroheisen und sonstige 
Roheisensorten 
Spiegeleisen u. Hochofen-Ferro- 
mangan (2) 

Roh-und Halbfertigerzeugnisse aus 

Eisen, Stahl oder Edelstahl ein- 

schließlich der zur Wiederverwen- 

dung oder zum Wiederauswalzen 
bestimmten Erzeugnisse 
Flüssiger Stahl, gleichgültig ob in 
Blöcken gegossen oder nicht, 
darunter zu Schmiedezwecken 
bestimmte Blöcke (3) 
Halbzeug: Vorgewalzte Blöcke 
(Luppen), 
Knüppel und Brammen, Plati- 
nen, warmgewalztes breites 
Bandeisen (soweit es nicht als 
Fertigerzeugnis anzusehen ist) 


Walzwerks-Fertigerzeugnisse aus 
Eisen, Stahl oder Edelstahl (4) 


Schienen, Schwellen, Unterlags- 


platten und Laschen, Träger, 


schwere Formeisen und Stab- 
eisen von 80 mm und mehr, 
Spundwandeisen 
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EL 


= del’O.E.C.E. 
pour memoire 


NUMERO | = 
DE CODE D£SIGNATION DES PRODUITS 


I 


Fil machine 

Ronds et carr&s pour tubes 
Feuillards et bandes lamin&es & 
chaud (y compris les bandes & 
tubes) 

Töles laminees A chaud de 
moins de 3 mm. (non rev£tues 
et revetues) 

Plaques et töles d’une &paisseur 


de 3 mm. et plus, larges plats 
de 150 mm. et plus 


4.500 Produits finaux en fer, en acier 
ordinaire ou en acier special (5) 
Fer blanc, töle plombee, fer 
noir, töles galvanisees, autres 
töles rev&tues 
Töles lamindes & froid de moins 
de 3 mm 
Töles magnetiques 
Bandes destinees & faire le fer 
blanc 


OBSERVATIONS 


(1) Ne sont pas comprises les matieres premieres 
du n® de code 4190 de la Nomenclature de l’O.E.C.E. 
(autres matieres premitres non denomme&es ailleurs 
pour la production de la fonte et de l’acier). Ne sont 
pas compris notamment les r£fractaires, 

»(2) Ne sont pas compris les autres ferro-alliages. 

(3) L’action de la Haute Autorite, en ce qui con- 
cerne les productions d’acier coul& destinees aux mou- 
lages, ne s’exerce que dans le cas oü elles doivent 


"etre considerees comme entrant dans l’activite de 


Pindustrie siderurgique proprement dite. 

Les autres productions d’acier coule pour mou- 
lages, telles que celles des petites et moyennes fon- 
deries autonomes, ne sont soumises qu’ä des con- 
tröles statistiques, sans qu’il en rösulte, A leur &gard, 
de mesures discriminatoires. 

(4) Ne sont pas compris les moulages d’acier, les 
pieces de forge et les produits obtenus 4 partir de 
poudres. 

(5) Ne sont pas compris les tubes d’acier (sans 
soudure ou soudes), les bandes lamindes ä froid de 
largeur inferieure & 500 mm. (autres que celles 
destindes A faire le fer-blanc), les trefiles, les barres 
calibrees et les moulages de fonte (tubes, tuyaux et 
accessoires de tuyauteries, pieces de fonderie). 
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Kennzahl der 
OEEC- 
Nomenklatur 
(als Hinweis) 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


Stab- und Profileisen unter 
80 mm sowie Flacheisen unter 
150 mm. 

Walzdraht. 


Röhrenrundstahl und Röhren- 
vierkantstahl. 


Warmgewalztes Bandeisen 
(einschl. der Streifen zur Röhren- 
herstellung). 

Warmgewalzte Bleche unter 
3 mm Stärke (mit oder ohne 
Überzug). 

Grob- und Mittelbleche von 
3 mm Stärke und mehr; Univer- 
saleisen von 150 mm und mehr. 


4.500 , Weiterverarbeitete Walzwerksfer- 
tigerzeugnisse aus Eisen, Stahl oder 
Edelstahl (5) 
Weißblech, verbleites Blech, 
Schwarzblech, verzinkte Bleche, 
sonstige mit Überzug versehene 
Bleche. 
Kaltgewalzte Bleche unter 3 mm 
Stärke. 
Transformatoren- und Dynamo- 
bleche. 
Zur Herstellung von Weißblech 
bestimmtes Bandeisen. 


BEMERKUNGEN 

(1) Nicht einbegriffen sind die Rohstoffe, die unter 
der Kennzahl Nr. 4190 der OEEC-Nomenklatur auf- 
geführt sind (andere, sonst nicht genannte Rohstoffe 
tür die Erzeugung von Roheisen und Stahl). Nicht 
einbegriffen sind insbesondere die feuerfesten Stoffe. 

(2) Nicht einbegriffen sind die übrigen Ferro- 
legierungen. & 

(3) Die Erzeugung von Stahlformguß, der für die 
Giefßsereien bestimmt ist, untersteht der Hohen Be- 
hörde nur in den Fällen, in denen sie als Tätigkeit 
der eigentlichen Stahlindustrie zu gelten hat. 

Die übrige Erzeugung von Stahlguß für Gießereien, 
z. B. die der kleinen und mittelgroßen unabhängigen 
Gießereien, unterliegt lediglich statistischen Kon- 
trollen, ohne daß daraus für sie diskriminierende 
Maßnahmen erwachsen. 

(4) Nicht einbegriffen sind Stahlformguß, Schmiede- 
stücke und die nach pulvermetallurgischem Verfahren 
hergestellten Erzeugnisse. ; 

(5) Nicht einbegriffen sind Stahlröhren (nahtlos 
oder geschweißt), kaltgewalztes Bandeisen mit weniger 
als 500 mm Breite (soweit es nicht zur Weißblech- 
herstellung bestimmt ist), gezogener Draht, Blank- 
stahl und Gußstücke (Röhren, Gußeisenrohre und 
Rohrleitungszubehör, schwere Gußstücke). 
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Annexe Il 


2 


FERRAILLE 


Les dispositions du present Traite sont 
applicables A la ferraille, compte tenu des 
modalites pratiques suivantes rendues ne&ces- 
saires par les conditions particulieres de sa 
collecte et de son commerce: 


a) les fixations de prix par la Haute 
Autorite, dans les conditions du chapitre V 
du titre II, s’appliquent 4 l’achat par les 
entreprises de la Communaute; les Etats 
membres pretent leur concours & la Haute 
Autorite pour veiller au respect, par les ven- 
deurs, des decisions prises; 


b) sont exclues de lapplication de 


Particle 59: 


— les vieilles fontes dont la nature limite 
leur emploi aux industries de la fonderie 
echappant 4 la juridiction de la Commu- 
naut£; 


— les ferrailles de chute utilisees directe- 
ment par les entreprises; toutefois, il est tenu 
compte des ressources que constituent ces 
chutes dans l’etablissement des bases de 
repartition de la ferraille de r&cup£ration; 


c) pour P’application des dispositions de 
Particle 59 A la ferraille de recuperation, la 
Haute Autorite rassemble, en coop£ration 
avec les gouvernements des Etats membres, 
les informations ne£cessaires tant sur les res- 
sources que sur les besoins, y compris les 
exportations vers les pays tiers. 


Sur la base des informations ainsi rassem- 
blees, Ja Haute Autorite, en se conformant 
aux dispositions de l’article 59 et compte 
tenu tant des possibilites les plus &cono- 
miques d’utilisation de la ressource que de 
ensemble des conditions d’exploitation et 
d’approvisionnement. propres aux differentes 
fractions de l’industrie siderurgique soumise 
a sa juridiction, r&partit les ressources entre 
les Etats membres. 


En vue d’Eviter que les livraisons prevues, 
au titre de cette repartition, d’un Etat 
membre 4 un autre, ou l’exercice des droits 
d’achat reconnus aux entreprises d’un Etat 
membre sur le marche d’un autre Etat 
membre entrainent des discriminations pre- 
judiciables aux entreprises relevant de Pun 
ou de J’autre desdits Etats membres, les 
mesures suivantes seront prises: 
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Anlage n 


SCHROTT 


Die Bestimmungen dieses Vertrages sind auf 


_ Schrott unter Berücksichtigung der nachstehen- 


den, sich aus der Praxis ergebenden Modali- 
täten anwendbar, die die besonderen Bedin- 
gungen der Erfassung und des Handels mit 
Schrott erforderlich machen. 


a) Die Preisfestsetzungen durch die Hohe 
Behörde nach Maßgabe des Kapitels V des 
Titels III finden auf den Ankauf durch die 
Unternehmen der Gemeinschaft: Anwendung; 
die Mitgliedstaaten unterstützen die Hohe 
Behörde bei der Überwachung der Einhaltung 
der erlassenen Entscheidungen durch die Ver- 
käufer. 


b) Artikel 59 findet keine Anwendung auf 


Gußbruch, dessen Eigenart seine Verwendung 
auf die nicht der Zuständigkeit der Gemein- 
schaft unterstehenden Gießereien beschränkt; 


von den Unternehmen unmittelbar verwen- 
deten Abfallschrott; bei der Berechnung des 
Verteilerschlüssels für Zukaufsschrott ist je- 
doch das Aufkommen zu berücksichtigen, das 
dieser Abfallschrott darstellt. 


c) Zwecks Anwendung der Vorschriften des 
Artikels 59 auf den Zukaufsschrott holt die 
Hohe Behörde in Zusammenarbeit mit den 
Regierungen der Mitgliedsstaaten die erforder- 
lichen Auskünfte über das Aufkommen und 
den Bedarf einschließlich der Ausfuhren nach 
dritten Ländern ein. 


Auf der Grundlage der so eingeholten Aus- 
künfte verteilt die Hohe Behörde gemäß den 
Vorschriften des Artikels 59 das Aufkommen 
auf die Mitgliedstaaten; dabei hat sie die wirt- 
schaftlichsten Möglichkeiten für die Verwen- 
dung des Aufkommens sowie sämtliche Ver- 
sorgungs- und Betriebsbedingungen zu berück- 
sichtigen, die den verschiedenen Zweigen der 
ihrer Zuständigkeit unterstehenden Stahl- 
industrie eigentümlich sind. 


Um zu vermeiden, daß die auf Grund 
dieser Verteilung vorgesehenen Lieferungen 
eines Mitgliedstaates an einen anderen oder 
die Ausübung der den Unternehmen eines 
Mitgliedstaates auf dem Markt eines anderen 
Mitgliedstaates zuerkannten Aufkaufrechte 
nachteilige Diskriminierungen für die Unter- 
nehmen in dem einen oder anderen dieser Mit- 
gliedstaaten zur Folge haben, sind folgende 
Maßnahmen zu ergreifen: 
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1. chaque Etat membre autorisera la sortie 


de son territoire des livraisons aux autres, 


Etats membres correspondant A la reparti- 


tion &tablie par la Haute Autorite; en contre- 


partie, chaque Etat membre sera autorise A 
appliquer les contröles necessaires pour 
Sassurer que les sorties ne soient pas supe- 


 rieures aux quantites ainsi prevues. La Haute 


Autorite est habilitee A veiller A ce que les 
dispositions adopt&es n’aient pas un caractere 
plus restrictif que ne Pexige leur objet; 


# 


2: la r&partition entre les Etats membres 
sera reyue a intervalles aussi rapproches qu’il 
sera necessaire pour maintenir une relation 
equitable, tant pour les acheteurs locaux que 
pour les acheteurs en provenance d’autres 
Etats membres, entre les ressources con- 
states dans chaque Etat membre et les livrai- 
sons A d’autres Etats membres qui lui sont 
assignees; 


3.]a Haute Autorite veillera A ce que les 
dispositions r&glementaires adoptees par 
chaque Etat membre & Pegard des vendeurs 
relevant de sa juridiction n’aient pas pour 
effet P’application de conditions inegales A 
des transactions comparables, notamment 
suivant la nationalit@ des acheteurs. 


Annexe III 


ACIERS SPECIAUX 


Les aciers speciaux et les aciers fins au 
carbone, tels qu’ils sont caracterises dans le 
projet de nomenclature douaniere euro- 
peenne mis au point & Bruxelles par le Co- 
mite Tarifaire dans sa seance du 15 juillet 
1950, seront traites en consideration de leur 
appartenance a un des trois groupes cı- 
apres: 

a) aciers speciaux commun&ment appeles 
aciers de construction et definis par une 
teneur en carbone inferieure A 0,6 p: 100 et 
en elöments d’alliage ne depassant pas au total 
8 p. 100 s’il y en a au moins deux et 5 p. 100 
sil n’y ena qu’un (1); 

b) aciers fins au carbone, dont la teneur 
en carbone est ‚somprise entre 0,6 et 1,6 
p. 100; aciers speciaux allies autres que ceux 
definis au paragraphe a prec&dent et dont 


Europa-Archiv./ 20. Mai 1951 


l. Jeder Mitgliedstaat hat die Durchführung 
von Lieferungen aus seinem Staatsgebiet nach 
den anderen Mitgliedstaaten zu genehmigen, die 
der von der Hohen Behörde vorgenommenen 
Verteilung entspricht. Auf der anderen Seite 
ist jeder Mitgliedstaat zu ermächtigen, die 
Kontrollen durchzuführen, die erforderlich 
sind, damit er sich vergewissern kann, daß die 
Ausfuhren nicht die so vorgesehenen Men- 
gen überschreiten. Die Hohe Behörde ist 
befugt, darüber zu wachen, daß die erlasse- 
nen Vorschriften keinen stärker einschränken- 


den Charakter haben, als es ihr Zweck er- 


fordert. 


2. Die Verteilung auf die Mitgliedstaaten ist 
in so kurzen Zeitabständen zu überprüfen, 
wie es für die Aufrechterhaltung eines ange- 
messenen Verhältnisses zwischen dem in jedem 
Mitgliedstaat festgestellten Aufkommen und 
den den anderen Mitgliedstaaten zugewiesenen 
Lieferungen sowohl für die örtlichen Auf- 
käufer als für die Käufer aus anderen Mit- 
gliedstaaten erforderlich ist. 


3. Die Hohe Behörde hat darüber zu 
wachen, daß die von jedem Staat hinsichtlich 
der seiner Zuständigkeit unterstehenden Ver- 
käufer erlassenen Durchführungsvorschriften 
nicht zur Anwendung ungleicher Bedingungen 
auf vergleichbare Geschäfte, insbesondere nach 
der Staatsangehörigkeit der Käufer, führen. 


Anlage IH 


EDELSTÄHLE 


Edelstähle und Kohlenstoff-Feinstähle, wie 
sie im Entwurf einer europäischen Zoll- 
nomenklatur vom Tarifausschuß in Brüssel in 
der Sitzung vom 15. Juli 1950 zusammen- 
gestellt worden sind, werden je nach ihrer Zu- 
gehörigkeit zu einer der drei nachstelienden 
Gruppen behandelt: 


a) Edelstähle, allgemein Baustähle ge- 
nannt und gekennzeichnet durch einen 
Kohlenstoffgehalt unter 0,6 v. H. und einen 
Gehalt an Legierungselementen, der bei min- 
destens zwei Legierungselementen insgesamt 
8 v.H. und bei nur einem Legierungselement 
5 v.H. nicht überschreitet (T); 

b) Kohlenstoff-Feinstähle, deren Kohlenstoff - 
gehalt zwischen 0,6 und 1,6 v. H. liegt; legierte 
Edelstähle, soweit sie nicht im vorstehenden 
Absatz a genannt sind und deren Gehalt an 
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la teneur en &l&ments d’alliage est inferieure 
4 40 p. 100 s’il y en a au moins deux et 
a 20 p. 100 s’iln’y en a qu’un (1); 

c) aciers speciaux n’entrant pas dans la 
‚definition des paragraphes a et b ci-dessus. 


Les produits appartenant aux groupes a 
et b entrent dans la compe£tence de la Haute 
Autorite; mais, en vue de permettre, en ce 
qui les concerne, l!’&tude des modalites appro- 
. priees d’application du Traite eu &gard aux 
conditions particulieres de leur production 
et de leur commerce, la date & laquelle 
seront abolis les droits d’entree et de sortie 
ou les taxes &quivalentes, ainsi que toutes les 
restrictions quantitatives & leur circulation & 
Pinterieur de la Communaut£, sera reportee 
& un an apres Ja date d’etablissement du 
march@ commun de Pacier. 


Pour les produits appartenant au groupec, 
la Haute Autorite entreprendra, des son 
entree en fonctions, des &tudes destinees & 
fixer les modalites appropriees de son applı- 
cation A ces differents produits, eu egard aux 
conditions particulieres de leur production 
et de leur commerce; au fur et A mesure de 
l’aboutissement de ces Etudes, et, au plus 
tard, dans un delai de tröis ans & dater de 
Petablissement du march& commun, les dispo- 
sitions retenues pour chacun des produits en 
cause seront soumises par la Haute Autorite 
au Conseil qui statuera dans les conditions 
prevues A l’article 81. Durant cette p£riode, 
les produits appartenant 4 la categorie c 
seront uniquement soumis A des contröles 
statistiques de la part de la Haute Autorit£. 


(1) Ne sont pas comptes comme &l&ments d’alliage 
le soufre, le phosphore, le silicium et le mangandse 
en teneur normalement acceptee pour les aciers 
courants. 
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Legierungselementen bei. mindestens zwei 
Legierungselementen unter 40 v.H.und bei nur 
inem Legierungselement unter 20 v.H.liegt (I); 


c) Edelstähle, die nicht unter die Begriffs- || 


bestimmung von Absatz a und b fallen. 


Die Erzeugnisse, die zu den Gruppen a | 
und b gehören, unterstehen der Zuständigkeit 
der Hohen Behörde; der Zeitpunkt, zu dem die 
Ein- und Ausfuhrzölle oder die Abgaben 
gleicher Wirkung sowie alle mengenmäßigen 
Beschränkungen für ihre Bewegung innerhalb 
der Gemeinschaft aufzuheben sind, wird jedoch | 
auf ein Jahr nach dem Zeitpunkt der Her- 
stellung des gemeinsamen Marktes für Stahl 
verschoben; damit mit Rücksicht auf die be- 
sonderen Bedingungen ihrer Erzeugung und 
des Handels mit ihnen die geeigneten Modali- 
täten für die Anwendung des Vertrages auf 
sie geprüft werden können. 


Bei den zu Gruppe c gehörenden Erzeug- 
nissen hat die Hohe Behörde sogleich nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit Untersuchungen 
anzustellen, die dazu bestimmt sind, die für 
seine Anwendung auf die verschiedenen Er- 
zeugnisse geeigneten Modalitäten unter Be- 
rücksichtigung der Besonderheiten ihrer Er- 
zeugung und des Handels mit ihnen festzu- 
setzen; je nachdem diese Untersuchungen zu 
Ergebnissen führen, spätestens innerhalb von 
drei Jahren nach Herstellung des gemein- 
samen Marktes, sind die für jedes der Erzeug- 
nisse aufgestellten Vorschriften durch die Hohe 
Behörde dem Rat vorzulegen, der hierüber 
nach Maßgabe von Artikel 81 zu entscheiden 
hat. Während dieser Zeit unterliegen die zur 
Gruppe c gehörenden Erzeugnisse ausschließ- 
lich statistischen Kontrollen seitens der Hohen 
Behörde. 


(l) Als Legierungselemente gelten nicht: Schwefel, 
Phosphor, Silicium und Mangan mit einem für die 


üblichen Stahlsorten normalerweise angenommenen 
Gehalt. 
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 Protocole sur les Privileges 
et Immunites de la 
Communaute 


Les HAUTEs PARTIES CONTRACTANTES: 

. CoNSIDERANT que, aux termes de l’article 76 
Sr OR 
du Traite, la Communaut£ jouit sur les terri- 
_ toires des Etats membres des immunitds et 
SR Ser 

privileges necessaires pour remplir sa mission 
dans les conditions prevues A un Protocole 
annexe; 

SONT CONVENUES de ce qui suit:: 


Chapitre I 


BIENS, FONDS ET AVOIRS 


ARTICLE 1 


Les locaux et les bätiments de la Com- 
munaute sont inviolables. Ils sont exempts de 
perquisition, requis'tion, confiscation ou ex- 
propriation. Les biens et avoirs de la Com- 
munaute ne peuvent £tre l’objet d’aucune me- 
sure de contrainte administrative ou judiciaire 
sans une autorisation de la Cour. 


ARZIGLE, 2 


Les archives de la Communaut& sont in- 
violables. 


ARTICLE 3 


La Communaut& peut detenir des devises 
quelconques et avoir des comptes en n’importe 
quelle monnaıie. 


ARTICLE 4 


La Communaute, ses avoirs, revenus et 
autres biens sont exoner6s : 


a) de tout impöt direct; toutefois, la Com- 
- munaute ne demandera pas l’exon£ration des 
- impöts, taxes et droits qui ne constituent que 
la simple remuneration de services d’utilite 
publique; 

b) de tous droits de douane, prohibitions 
et restrictions d’importation et d’exportation, 
ä Pegard des articles destines A son usage 
officiel; les articles ainsi importes en franchise 
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Protokoll über die Privilegien 
und Immunitäten der 
Gemeinschaft 


Die HoHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE 


haben 


IN DER ErwÄGung, daß die Gemeinschaft nach 


Artikel 76 des Vertrages in den Gebieten der 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe eines Zusatz- 
protokolls die Immunitäten und Privilegien 
genießt, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er- 
forderlich sind, 


folgendes VEREINBART: 


Kapitel I 


VERMOÖGENSWERTE, GELDER UND 


GUTHABEN 


ARDLIREIKE 


Die Räume und Gebäude der Gemeinschaft 
sind unverletzlich. Sie dürfen nicht durch- 
sucht, beschlagnahmt, eingezogen oder ent- 
eignet werden. Vermögen und Guthaben der 
Gemeinschaft dürfen ohne Ermächtigung des 
Gerichtshofes nicht Gegenstand irgendwelcher 
Zwangsmaßnahmen der Verwaltungsbehörden 
oder Gerichte sein. 


ARTIKEL 2 


Die Archive der Gemeinschaft sind unver- 
letzlich. 


ARLIREL 3 


Die Gemeinschaft darf Devisen aller Art 
und Konten in jeder beliebigen Währung 
besitzen. 


ARTIKEL 4 


Die Gemeinschaft, ihre Guthaben, Ein- 
künfte und sonstigen Vermögenswerte sind 
befreit 

a) von jeder direkten Steuer; die Gemein- 
schaft darf jedoch keine Befreiung von 
Steuern, Abgaben und Gebühren verlangen, 
die lediglich die Vergütung für Leistungen 
öffentlicher Versorgungsbetriebe darstellen; 


b) von allen Zöllen, allen Verboten und 
Beschränkungen der Ein- und Ausfuhr für die 
zu ihrem Dienstgebrauch bestimmten Gegen- 
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ne seront pas vendus sur le territoire du pays 
dans lequel ils auront &t€ introduits, sauf a des 
conditions agreees par le gouvernement de ce 
pays; 

c) de tout droit de douane et de toutes 
prohibitions et restrictions d’importation et 
d’exportation & l’egard de ses publications. 


Chapitre II 


COMMUNICATIONS 
ET LAISSEZ-PASSER 


ARTICEE:3 


Les institutions de la Communaute bene- 
ficient, sur le territoire de chaque Etat membre, 
pour leurs communications officielles, du 
traitement accord& par cet Etat aux missions 
diplomatiques. _ 

La correspondance officielle et les autres 
communications officielles des institutions de 
la Communaute ne peuvent Etre censure£es. 


ARLIGLEI6 


Le president de la Haute Autorit& delivre 
des laissez-passer aux membres de la Haute 
Autorit€ et aux fonctionnaires sup@rieurs des 
institutions de la Communaute. Ces laissez- 
passer seront reconnus comme titres valables 
de voyage par les autorites des Etats membres 


Chapitre III 
MEMBRES DE L’ASSEMBLEE 


ARTICLE 7° 


Aucune restriction d’ordre administratif 
ou autre n’est apportee au libre deplacement 
des membres de l’Assemblee se rendant au 
lieu de r&eunion de l’Assembl&e ou en re- 
venant. 

Les membres de l’Assemblee se voient 


accorder en matiere de douane et de contröle 
des changes: 


a) par leur propre gouvernement, les m£- 
mes facilit&s que celles reconnues aux hauts 
fonctionnaires se rendant A l’etranger en 
mission officielle temporaire; 


4056 


handlung wie die 


stände; die auf diese Weise zollfrei einge- 
führten Gegenstände dürfen im Gebiet des || 
Landes, in das sie eingeführt worden sind, 
nicht verkauft werden, es sei denn zu Be- 


dingungen, mit welchen sich die Regierung 
dieses Landes einverstanden erklärt hat; 
c) von jeglichem Zoll und von allen Ver- 


boten und Beschränkungen der Ein- und Aus- | 


fuhr für ihre Veröffentlichungen. 


Kapitel II 


NACHRICHTENÜBERMITTLUNG 
UND AUSWEISE 


ARTIKEL 5 


Die Organe der Gemeinschaft genießen auf 
dem Gebiet jedes Mitgliedstaates für ihre amt- 
liche Nächrichtenübermittlung die gleiche Be- 
diplomatischen  Ver- 
tretungen. 

Der amtliche Schriftwechsel und die übrige 
amtliche Nachrichtenübermittlung der Organe 
der Gemeinschaft dürfen nicht zensiert 
werden. 


ARTIKEL 6 


Der Präsident der Hohen Behörde stellt 
ihren Mitgliedern und den höheren Beamten 
der Organe der Gemeinschaft Ausweise aus. 
Diese Ausweise sind von den Behörden der 
Mitgliedstaaten als gültige Reiseausweise an- 
zuerkennen. 


Kapitel II 
MITGLIEDER DER VERSAMMLUNG 


ARTLIKEL7 


Die Hin- und Rückreise der Mitglieder der 
Versammlung nach und von dem Tagungsort 
der Versammlung unterliegt keinerlei ver- 
waltungsmäßigen oder sonstigen Beschrän- 
kungen. 


Die Mitglieder der Versammlung erhalten 
für Zollabfertigung und Devisenkontrolle 


a) seitens ihrer eigenen Regierung dieselben 
Erleichterungen wie hohe Beamte, die sich in 
dienstlichem Auftrag vorübergehend ins Aus- 
land begeben; 
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In 


er #) 


>» 


S b) par le gouvernement des autres Etats 


_ membres les m&mes facilites que celles re- " 
‚connues aux representants de gouvernements 
etrangers en mission officielle temporaire. 


ARTICLE 8 


Les membres de !’Assemblee ne peuvent 
etre recherches, detenus ou poursuivis en rai- 
son des opinions ou votes &mis par eux dans 
Pexercice de leurs fonctions. 


ARTICLE.I 


Pendant la duree des sessions de l’Assem- 
blee, les membres de celle-ci ben£ficient: 

a) sur leur territoire national, des immuni- 
tes reconnues aux membres du Parlement de 
leur pays; 

b) sur le territoire de tout autre Etat 
membre, de l’exemption de toutes mesures 


- de detention et de toute poursuite judiciaire. 


L’immunite les couvre &galement lorsqu’ils 
se rendent au lieu de r&union de l’Assemblee 
ou en reviennent. Elle ne peut &tre invoquee 
dans le cas de flagrant dElit et ne peut non 
plus mettre obstacle au droit de l’Assemblee 
de lever Pimmunite d’un de ses membres. 


N 


Chapitre IV 
REPRESENTANTS AU CONSEIL 


ARTICLE 10 


Les representants au Conseil et les per- 
sonnes qui les accompagnent A titre officiel 
jouissent, pendant P’exercice de leurs fonc- 
tions et au cours de leurs voyages & desti- 
nation ou en provenance du lieu de la r£- 
union, des privileges et immunites d’usage. 
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b) seitens der Regierungen der anderen 
Mitgliedstaaten dieselben Erleichterungen wie 
die Vertreter ausländischer Regierungen, die 
sich in dienstlichem Auftrag vorübergehend in 
ihrem Lande aufhalten. 


ARTIKEL 8 


Die Mitglieder der Versammlung dürfen s 


wegen der in Ausübung ihres Amtes zum Aus- 
druck gebrachten Meinungen oder abgegebenen 
Stimmen - weder Untersuchungsverfahren 


unterworfen noch festgenommen oder gericht- 


lich verfolgt werden. 


ARTIKEL 9 


Während der Dauer der Sitzungsperiode der 
Versammlung | 

a) genießen ihre Mitglieder in ihrem 
Heimatstaat die den Parlamentsmitgliedern 
ihres Landes zuerkannten Immunitäten; 


b) dürfen ihre Mitglieder im Gebiete jedes 
anderen Mitgliedstaates weder verhaftet noch - 
gerichtlich verfolgt werden. | 

Die Immunität schützt sie auch auf der 
Hin- und Rückreise nach und von dem 
Tagungsort der Versammlung. Bei Ergreifung 
auf frischer Tat kann sie nicht geltend gemacht 
werden; sie steht auch nicht dem Recht der 
Versammlung entgegen, die Immunität eines 
ihrer Mitglieder aufzuheben. | 


Kapitel IV “4 
VERTRETER IM RAT 


ARTIKEL 10 


Die in den Rat entsandten Vertreter und 
die sie in amtlichem Auftrag begleitenden Per- 
sonen besitzen während der Ausübung ihres 
Amtes und auf ihren Reisen nach und von dem 
Tagungsort die üblichen Privilegien und 
Immunitäten. 
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E) 


Chapitre V 


MEMBRES DE LA HAUTE AUTORITE 
ET FONCTIONNAIRES DES INSTITU- 
TIONS DE LA COMMUNAUTE 


ARIUMGLE 14 


Sur le territoire de chacun des Etats 
membres, et quelle que soit leur nationalit£, 
les membres de la Haute Autorite et les 
fonctionnaires de la Communaute: 


a) jouissent, sous reserve des dispositions de 
Particle 40, alinea 2, du Traite, de P’immunite 
de juridiction pour les actes accomplis par 
eux, y compris leurs paroles et Ecrits, en leur 
qualit& officielle; ils continueront A bene- 
ficier de cette immunite apres la cessation de 
leurs fonctions; 


b) sont exoneres de tout impöt sur les 
traitements et &moluments verses par la 
Communaute; 


c) ne sont pas soumis, non plus que leurs 
conjoints et les membres de leur famille 
vivant A leur charge, aux dispositions limitant 
Pimmigration et aux formalites d’enregistre- 
ment des Etrangers; 3 


d) jouissent du droit d’importer en fran- 
chise leur mobilier et leurs effets & P’occasion 
de leur premiere prise de fonction dans le 
pays interesse, et de les r&exporter en fran- 
chise vers leurs pays de domicile lors de la 
cessation de leurs fonctions. 


ARTICER 12 


Le president de la Haute Autorite de- 
termine les categories de fonctionnaires 
auxquels s’appliquent, en tout ou partie, les 
dispositions du present chapitre. Il en soumet 
la liste au Conseil et en donne ensuite com- 
munication aux gouvernements de tous les 
Etats membres. Les noms des fonctionnaires 
compris dans ces categories sont communi- 
ques periodiquement aux gouvernements des 
Etats membres. 


ARTICLE 13 


Les privilöges, immunites et facilites sont 
accordes aux membres de la Haute Autorite 
et aux fonctionnaires des institutions de la 
Communaut& exclusivement dans P’interet de 
cette derniere. 
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Kapitel V 


MITGLIEDER DER HOHEN BEHÖRDE 
UND BEAMTE DER ORGANE DER 
GEMEINSCHAFT 


ARTIKEL 11 


Die Mitglieder der Hohen Behörde und die 
Beamten der Gemeinschaft besitzen auf dem 
Gebiet aller Mitgliedstaaten und ohne Rück- 
sicht auf ihre Staatsangehörigkeit die folgen- 
den Immunitäten und Privilegien: 


a) sie besitzen, vorbehaltlich der Bestimmun- - 
gen des Artikels 40 Absatz 2 des Vertrages, 


Immunität gegenüber gerichtlichen Verfolgun- 
gen für die in amtlicher Eigenschaft begange- 
nen Handlungen einschließlich ihrer Außerun- 
gen in Wort und Schrift; auch nach Beendi- 
gung ihrer Amtszeit bleiben sie weiter im 
Genuß dieser Immunität; 

b) sie sind von Steuern jeder Art auf die 
ihnen von der Gemeinschaft gezahlten Ge- 
hälter und Bezüge befreit; 

c) sie unterliegen weder Einwanderungs- 
beschränkungen noch den Vorschriften über 
die Registrierung der Ausländer; das gleiche 
gilt für ihre Ehegatten und die von ihnen 
unterhaltenen Familienmitglieder; 

d) sie haben das Recht, bei det ersten Auf- 
nahme ihrer Tätigkeit ihre Möbel und die 
zu ihrem persönlichen Bedarf bestimmten 
Gegenstände zollfrei in das in Betracht kom- 
mende Land einzuführen und bei Beendigung 
ihrer Amtszeit wieder zollfrei in das Land 
auszuführen, in dem sie ihren Wohnsitz haben. 


ARTIKEL 12 


Der Präsident der Hohen Behörde bestimmt 
die Gruppen von Beamten, auf welche die 
Bestimmungen dieses Kapitels in vollem Um- 
fange oder zum Teil Anwendung finden. Er 
legt dem Rat eine Aufstellung hierüber vor 
und gibt sodann den Regierungen aller Mit- 
gliedstaaten hiervon Kenntnis. Die Namen 
der zu diesen Gruppen gehörenden Beamten 
sind den Regierungen der Mitgliedstaaten in 
regelmäßigen Zeitabständen mitzuteilen. 


ARTIKELI3 


Die Privilegien, Immunitäten und Erleich- 
terungen werden den Mitgliedern der Hohen 
Behörde und den Beamten der Organe der 
Gemeinschaft ausschließlich im Interesse der 
Gemeinschaft gewährt. 
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1. st Te en 


en, a A re f 
‚pr&sident de la Haute Autorit& est tenu 
de lever Pimmunite accordee & un fonc-' 
_ tionnaire dans tous les cas ol il estime que 
la levee de cette immunite n’est pas contraire 

_ aux interets de la Communaute£. 


= 
4 

He 

B 


Chapitre VI 
DISPOSITIONS GENERALES 


4 ARTIGLE 1% 


La Haute Autorit@ peut conclure avec un 


ou plusieurs Etats membres des accords 


complementaires am&nageant les dispositions 
du present Protocole. . 


z ARTICLE 15 


| En $ : SR 

- Les privileges, immunites et facılites ac- 
cordes aux juges, greffier et personnel de la 

 Cour sont regl&s par son statut. 


> 

, 

: 

F ARTICLE 16 

— Toute contestation portant sur l’inter- 
 pretation ou l’application du present Proto- 
cole sera soumise ä la Cour. 

= Fait A Paris, le dix-huit avril mil neuf 
x cent cinquante et un. 
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Der Präsident der Hohen Behörde hat de 
Immunität eines Beamten in allen Fällen auf- 


zuheben, in denen nach seiner Auffassung die 
Aufhebung der Immunität zu den Interessen 
der Gemeinschaft nicht im Widerspruch steht. 


Kapitel VI 


ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 


ARTIKEL 14 


Die Hohe Behörde kann mit einem oder 
mehreren der Mitgliedstaaten Zusatzabkommen 


zur Durchführung der Bestimmungen dieses 


Protokolls abschließen. 


ARTIKEL 45 


Die den Richtern, dem Leiter der Gerichts- 
kanzlei und dem Personal des Gerichtshofes 
gewährten Privilegien, Immunitäten und Er- 
leichterungen werden durch das Statut des 


Gerichtshofs geregelt. ee: na 


ARTIKEL 16 


Jeder Streit über die Auslegung oder An- 
wendung dieses Protokolls ist dem Gerichtshof 
zur Entscheidung vorzulegen. 


Geschehen zu Paris am achtzehnten April 
neunzehnhunderteinundfünfzig . 
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Protocole sur le Statut de la 


‚Cour de Justice 


Les HAUTEs PARTIES CONTRACTANTES, 


D&sırant fixer le Statut de la Cour de 
. . BT 
Justice prevu & P’article 45 du Traite, 


SONT CONVENUES de ce qui suit: 


ARTICLE 1 


La Cour de justice instituee par l’article 7 
du Traite est constituee et exerce ses fonctions 
conform&ment aux dispositions du Traite et 
du present Statut. 


TITRE PREMIER 


Statut des juges 
SERMENT 
ARTICLE 2 


Tout juge doit, avant d’entrer en fonctions, 
en seance publique, faire serment d’exercer 
ses fonctions en pleine impartialite et en toute 
conscience et de ne rien divulguer du secret 
des deliberations. 


PRIVILEGES ET IMMUNITES 


ARLIGHESS 


Les juges jouissent de l’immunite de juridic- 
tion. En ce qui concerne les actes accomplis 
par eux, y compris leurs paroles et &crits, en 
leur qualite officielle, ils continuent ä bene- 
ficier de ’immunite apres la cessation de leurs 
fonctions. 


La Cour, siegeant en seance pleniere, peut 
lever ’immunite. 
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Protokoll über die 
Satzung des Gerichtshofes 


Die HoHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE 
haben ın DEM Wunsch, : 
die ın Artikel 45 des Vertrages ee 
Satzung festzulegen, folgendes VEREINBART: 


ARTIREL A 


Für die Errichtung und die Tätigkeit des 
durch Artikel 7 des Vertrages geschaffenen 
Gerichtshofes gelten die Bestimmungen des 
Vertrages und dieser Satzung. L 


ERSTER TITEL 


Die Richter 
EID 


ARTIKEL 2 


Jeder Richter hat vor Aufnahme seiner 
amtlichen Tätigkeit in Öffentlicher Sitzung 
einen Eid zu leisten, daß er sein Amt un- 
parteiisch und gewissenhaft ausüben und 
das Beratungsgeheimnis wahren werde. 


PRIVILEGIEN UND IMMUNITÄTEN 


ARTIKEL 3 


Die Richter genießen Immunität gegen 
gerichtliche Verfolgung. Hinsichtlich ihrer in 
amtlicher Eigenschaft vorgenommenen Hand- 
lungen, einschließlich ihrer mündlichen und 
schriftlichen Äußerungen, genießen sie diese 
Immunität auch nach Beendigung ihrer amt- 
lichen Tätigkeit. 

Der Gerichtshof kann in einer Plenar- 
sitzung diese Immunität aufheben. 
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 Aucas ol, l’immunite ayant &t& lev&e, une, 


action penale est engagee contre un juge, 


eelui-ci n’est justiciable, dans chacun des Etats 


membres, que de l’instance comp£tente pour 
juger les magistrats appartenant A la plus 
haute juridiction nationale. 

Les juges, quelle que soit leur nationalite, 
beneficient, en outre, sur le territoire de 
chacun des Etats membres des privileges 
enume£res aux alineas b) c) et d) de l’article 11 
du Protocole sur les privileges et immunites 
de la Communaute, 


INCOMPATIBILITES 


ARTICLE 4 


Les juges ne peuvent exercer aucune fonc- 
tion politique ou administrative. 

Ils ne peuvent, sauf derogation accordee A 
ttre exceptionnel par le Conseil statuant a la 
majorite des deux tiers, exercer aucune activite 
professionnelle, remundr&e ou non. 

Ils ne peuvent acquerir ou conserver, 
directement ou indirectement, aucun interet 
dans les affaires relevant du charbon et de 
Pacier pendant l’exereice de leurs fonctions et 
pendant une duree de trois ans 4 partir de la 
cessation desdites fonctions. 


DROITS PECUNIAIRES 


ARIIGEES 


Les traitements, indemnites et pensions du 
presiden: et des juges sont fixes par le Con- 
seil sur la proposition de la Commission 
prevue & Particle 78, $ 3, du Traite. 


CESSATION DES FONCTIONS 


ARTICLE; 6 


En dehors des renouvellements re&guliers, les 
fonctions de juge prennent fin individuelle- 
ment par deces ou d&mission. 

En cas de d&mission d’un juge, la lettre de 
demission sera adressee au president de la 
Cour pour £tre transmise au president du 
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Wird nach Aufhebung der Immunität 
gegen einen Richter ein Strafverfahren ein- 
geleitet, so entscheidet in jedem Mitgliedstaat 
das Gericht, das für Verfahren gegen Richter 
der obersten nationalen Gerichte zuständig ist. 

Die Richter genießen ohne Rücksicht auf 
ihre Staatsangehörigkeit außerdem auf dem 
Gebiet jedes Mitgliedstaates die in Artikel 11 
Absatz b, c und d des Protokolls über die 
Privilegien und Immunitäten der Gemein- 
schaft aufgezählten Privilegien und Immuni- 
täten, 


MIT DEM RICHTERAMT 
UNVEREINBARE TÄTIGKEITEN 


ARTIKEL 4 


Die Richter dürfen weder eine politische 
Funktion noch eine Verwaltungstätigkeit 
ausüben. 


Sie dürfen keine entgeltliche oder unent- 
geltliche berufliche Tätigkeit ausüben, es sei 


denn, daß der Rat mit Zweidrittelmehrheit 
ausnahmsweise einer Abweichung von dieser 
Vorschrift zustimmt. i 

Während ihrer Amtszeit und drei Jahre 
nach deren Beendigung dürfen sie weder sich 
an Geschäften, die Kohle und Stahl betreffen, 
unmittelbar oder mittelbar beteiligen noch 
daran. beteiligt bleiben. 


GEHALTSANSPRÜCHE 


ARTIKELS, 


Die Gehälter, Vergütungen und Ruhe- 
gehälter des Präsidenten und der Richter 
werden auf Vorschlag des in Artikel 78 Para- 
graph 3 des Vertrages vorgesehenen  Aus- 
schusses vom Rat festgesetzt. 


BEENDIGUNG DES RICHTERAMTES 


ARTIKEL 6 


Abgesehen von den regelmäßigen Neu- 
besetzungen endet das Amt eines Richters 
durch Tod oder Rücktritt. 


Bei Rücktritt eines Richters ist das 
Rücktrittsschreiben an den Präsidenten des 
Gerichtshofes zur Weiterleitung an den Prä- 
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Conseil. Cette derniere notification emporte 
vacance de siege. 

Sauf les cas ot Particle 7 ci-apres regoit 
application, tout juge continue & sieger jusqu’a 
l’entree en fonction de son successeur. 


ARMIELERZ 


Les juges ne peuvent £tre releves .de leurs 
fonctions que si, au jugement unanıme des 
autres juges, ils ont cesse de repondre aux 
conditions requises. 

Le president du Conseil, le president de la 
Haute Autorite et le president de l’Assemblee 
en sont inform&s par le greffier. 

Cette communication emporte vacance de 
siege. 


ARTICLE 8 


Le juge, nomme en remplacement d’un 
membre dont le mandat n’est pas expire, 
acheve le terme du mandat de son pre&d£cesseur. 


TIIIRE I 


Organisation 
ARTICLE 9 


Les juges, les avocats genereaux et le gref- 
fier sont tenus de resider au siege de la Cour. 


ARTICLE 10 


La Cour est assistee de deux avocats gen&- 
raux et d’un greffier. 


AVOCATS GENERAUX 


ARTICLE<LI 


L’avocat general a pour röle de pr&senter 
publiquement, en toute impartialit& et en toute 
independance, des conclusions orales et mo- 
tivees sur les affaires soumises A la Cour, en 
vue d’assister celle-ci dans l’accomplissement 
de sa mission, telle qu’elle est definie & Particle 
31 du Traite. 
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sidenten des Rates zu richten. Mit der Be- | 
nachrichtigung des Präsidenten des Rates 


wird der Sitz frei. 
Mit Ausnahme der Fälle, in denen der 
nachstehende Artikel 7 Anwendung findet, 


bleibt jeder Richter bis zum Amtsantritt 


seines Nachfolgers im Amt. 


ARTIKEL 7 


Die Richter können ihres Amtes nur dann 
enthoben werden, wenn sie nach einstimmi- 
gem Urteil der anderen Richter nicht mehr 
die erforderlichen Vorbedingungen erfüllen. 

Die Präsidenten des Rates, der Hohen Be- 
hörde und der Versammlung sind hiervon 
durch den Kanzler des Gerichtshofes zu be- 
nachrichtigen. 

Mit dieser Benachrichtigung wird der Sitz 
frei. 


ARTIKEL 8 


Der anstelle eines Mitgliedes des Gerichts- 
hofes, dessen Mandat noch nicht abgelaufen 
ist, ernannte Richter beendet die Amtszeit 
seines Vorgängers. 


ZWEITER TITEL. 


Organisation 
ARTIKEL 9 


Die Richter, Generalanwälte und der 
Kanzler des Gerichtshofes sind verpflichtet, 
am Sitz des Gerichtshofes zu wohnen. 


ARTIKEL 10 


Der Gerichtshof wird bei seiner Tätigkeit 
von zwei Generalanwälten und einem Kanz- 
ler unterstützt. 


GENERALANWAÄLTE 


ARTIKEL 11 


Der Generalanwalt hat in völliger Unpar- 
teilichkeit und Unabhängigkeit mündliche 
und begründete Schlußanträge zu den dem 
Gerichtshof unterbreiteten Streitsachen öffent- 
lich zu stellen, um den Gerichtshof bei der 
Erfüllung seiner in Artikel 31 des Vertrages 
näher bestimmten Aufgabe zu unterstützen. 
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ARTICLE 12 


Les avocats generaux sont nomm&s pour six 
' ans dans les m&mes conditions que les juges. 
Un renouvellement partiel a lieu tous les trois 
ans. L’avocat general dont la designation est 
sujette ä renouvellement & la fin de la pre- 
miere p£riode de trois ans est designe par le 
sort. Les dispositions des troisitme et qua- 
trieme alineas de Particle 32 du Traite et 
celles de P’article 6 du present Statut sont 
applicables aux avocats generaux. 


ARTICLE 13 


Les dispositions des articles 2& 5 et 8 ci- 
dessus sont applicables aux avocats gen&raux. 

Les avocats generaux ne peuvent £tre 
relev&s de leurs fonctions que s’ils ont cesse 
de r&pondre aux conditions requises. La de- 
cision est prise par le Conseil statuant & l’un- 
anımite, apres avis de la Cour. 


GREFFIER 
ARTICLE 14 


Le greffier est nomme& par la Cour qui fixe 
son statut, compte tenu des dispositions de 
Particle 15 ci-apres. Il prete serment devant 
la Cour d’exercer ses fonctions en pleine im- 
partialit€ et en toute conscience et de ne rien 
divulguer du secret des deliberations. 

Les dispositions des articles 11 et 13 du 
Protocole sur les privileges et immunites de la 
Communaut£& sont applicables au greffier; 
toutefois, les attributions confer&es par lesdits 
articles au president de la Haute Autorite, 
sont exercees par le president de la Cour. 


ARTICLE 15 


Les traitements, indemnites et pensions du 
greffier sont fixes par le Conseil sur la pro- 
position de la Commission prevue A P’article 


78,$ 3 du Traite. 


PERSONNEL DE LA COUR 


ARTICLE 16 


Des fonctionnaires ou employe&s sont atta- 
ches & la Cour pour permettre d’en assurer le 
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ARTIKEL 2 


Die Generalanwälte werden für die Dauer 
von 6 Jahren nach denselben Bedingungen 
wie die Richter ernannt. Eine teilweise Neu- 
besetzung erfolgt alle 3 Jahre. Der General- 
anwalt, dessen Stelle nach Ablauf der ersten 
dreijährigen Periode neu zu besetzen ist, wird 
durch das Los bestimmt. Die Bestimmungen 
des Artikels 32 Absatz 3 und 4 des Ver- 
trages und des Artikels 6 dieser Satzung 
finden auf die Generalanwälte Anwendung. 


ARTIKEL, 13 


Die Bestimmungen der vorstehenden Ar- 
tikel 2 bis 5 und 8 finden auf die General- 
anwälte Anwendung. 


Die Generalanwälte können ihres Amtes 
nur dann enthoben werden, wenn sie nicht 
mehr die erforderlichen Vorbedingungen er- 
füllen. Der Rat entscheidet hierüber ein- 


stimmig nach Stellungnahme des Gerichts- 
hofes. 


DER KANZLER DES GERICHTSHOFES 
ARTIKEL 14 


Der Kanzler wird von dem Gerichtshof er- 
nannt; dieser legt das Statut des Kanzlers 
unter Berücksichtigung des nachstehenden 
Artikels 15 fest. Der Kanzler hat vor dem Ge- 
richtshof einen Eid zu leisten, daß er sein 
Amt unparteiisch und gewissenhaft ausüben 
und das Beratungsgeheimnis wahren werde. 

Die Bestimmungen der Artikel 11 und 13 
des Protokolls über die Privilegien und Im- 
munitäten der Gemeinschaft sind auf den 
Kanzler anzuwenden. Jedoch werden die 
durch diese Artikel dem Präsidenten der 
Hohen Behörde zugewiesenen Befugnisse 
durch den Präsidenten des Gerichtshofs aus- 
geübt. 


ARTIKEL 13 


Das Gehalt, die Vergütungen und das 
Ruhegehalt des Kanzlers werden auf Vor- 
schlag des in Artikel 78 Paragraph 3 des 
Vertrages vorgesehenen Ausschusses durch 
den Rat festgelegt. 


PERSONAL DES GERICHTSHOFES 


ARTIKEL 16 


Dem Gerichtshof werden Beamte und An- 
gestellte beigegeben, um ihm die Erfüllung 
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fonctionnement. Is relevent du greffier, sous 
lPautorit€E du president. Leur statut est fixe 


par la Cour. L’un d’eux est designe par la 


Cour pour assurer la suppl&ance du greffier 
en cas d’emp£chement. 


Des rapporteurs-adjoints, justifiant des 
titres necessaires, peuvent Etre appeles, en cas 
de necessite et dans les conditions qui seront 
fix&es par le reglement de procedure prevu A 
article 44 ci-apres, A participer A l’instruc- 
tion des affaires dont la Cour est saisie et A 
collaborer avec le juge-rapporteur. Leur statut 
est fixe par le Conseil, sur la proposition de la 
Cour. Ils sont nommes par le Conseil. 

Les dispositions des articles 11, 12 et 13 du 
Protocole sur les privileges et immunites de la 
Communaut& sont applicables aux fonction- 
naires et employ&s de la Cour ainsi qu’aux 
rapporteurs-adjoints; toutefois, les attributions 
confer&es par lesdits articles au president de 
la Haute Autorit& sont exercees par le pr£- 
sident de la Cour. 


FONCTIONNEMENT DE LA COUR 


ARINGLENIZ 


La Cour demeure en fonctions d’une ma- 
niere permanente. La dur&e des vacances judi- 
ciaires est fix&e par la Cour, sous r&serve des 
necessites du service. 


FORMATION DE LA COUR 


ARTICLE 18 


La Cour siege en seance pleniere, Toutefois, 
elle peut creer en son sein deux chambres 
compos@es chacune de trois juges, en vue 
soit de proc&der ä certaines mesures d’instruc- 
tion, soit de juger certaines cat@gories d’affai- 
res, dans les conditions pevues par un regle- 
ment qu’elle £tablit A cet effet. 

La Cour ne peut valablement sieger qu’en 
nombre impair. Les deliberations de la Cour 
siegeant en seance pleniere sont valables si 
cing juges sont presents. Les deliberations 
des chambres ne sont valables que si elles sont 
prises par trois juges; en cas d’empe£chement 
de l’un des juges composant la chambre, il 
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seiner Aufgaben zu ermöglichen. Sie unter- | 
stehen dem Kanzler unter Aufsicht des Prä- 


sidenten. Ihr Statut wird vom Gerichtshof 
festgelegt. Einer von ihnen wird von dem 
Gerichtshof als Vertreter des Kanzlers für 
den Fall seiner Verhinderung bestellt. 

Im Bedarfsfalle können Hilfsberichterstat- 
ter berufen werden, welche die erforderliche 
Eignung nachgewiesen haben; hierfür gelten 
die Vorschriften der Verfahrensordnung, die 
in dem nachstehenden Artikel 44 vorgesehen 
ist; die Hilfsberichterstatter nehmen an der 
Bearbeitung der bei dem Gerichtshof an- 
hängigen Streitsachen teil und arbeiten mit 
dem. Berichterstatter zusammen. Ihr Statut 
wird auf Vorschlag des Gerichtshofes durch 
den Rat festgelegt. Sie werden durch den Rat 
ernannt. 

Die Bestimmungen der Artikel 11, 12 und 
13 des Protokolls über die Privilegien und 
Immunitäten der Gemeinschaft finden so- 
wohl auf die Beamten und Angestellten des 
Gerichtshofes wie auf die Hilfsberichterstat- 
ter Anwendung. Jedoch werden die durch 
diese Artikel dem Präsidenten der Hohen 
Behörde zugewiesenen Befugnisse durch den 
Präsidenten des Gerichtshofes ausgeübt. 


ARBEITSWEISE DES GERICHTSHOFES 


ARTIKEL 17 


Der Gerichtshof tagt ständig. Die Dauer 
der Gerichtsferien wird vom Gerichtshof vor- 
behaltlich dienstlicher Notwendigkeiten fest- 
gesetzt. 


BILDUNG DES GERICHTSHOFES 


ARTIKEL 18 


Der Gerichtshof tagt in Plenarsitzungen. 
Er kann jedoch aus seiner Mitte zwei Kam- 
mern mit je drei Richtern bilden, die be- 
stimmte Untersuchungsaufgaben erledigen 
oder bestimmte Streitsachen entscheiden; 
hierfür gelten die Vorschriften einer Ge- 
schäftsordnung, die der Gerichtshof erläßt. 

Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung 
mit einer ungeraden Zahl von Richtern 
rechtswirksam tätig werden. 

Die in Plenarsitzungen des Gerichtshofes 
getroffenen Entscheidungen des Gerichtshofes 
sind gültig, wenn fünf Richter anwesend sind. 
Die Entscheidungen der Kammern sind nur 
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peut Ötre fait appel 2 un juge an partie 
de Pautre chambre dans les conditions qui, 
seront determindes par le r&glement prevu ci- 
dessus. 


Les recours formes par les Etats ou par le 
Conseil devront, dans tous les cas, &tre juges 
en seance plenidre. 


REGLES PARTICULIERES 


ARTIGEE 19 


Les juges et les avocats generaux ne peu- 
vent participer au reglement d’aucune affaire 
dans laquelle ils sont anterieurement inter- 
venus comme agent, conseil ou avocat de 
Pune des parties, ou sur laquelle ils ont e&te 
appeles A se prononcer comme membre d’un 
tribunal, d’une commission d’enquete ou & 
tout autre titre. 

Si, pour une raison speciale, un juge ou 
un avocat general estime ne pas pouvoir 
participer au jugement ou ä l’examen d’une 
affaire determinee, ıl en fait part au presi- 
dent. Au cas oü le president estime qu’un 
juge ou un avocat general ne doit pas, pour 
une raison sp£ciale, sieger ou conclure dans 
une affaire ne il en avertit Jinte- 


BE resse. 


En cas de difficult& sur Papplication du 
present article, la Cour statue. 

Une partie ne peut invoquer soit la natio- 
nalite d’un juge soit P’absence au sein de la 
Cour ou d’une de ses chambres d’un juge de 
sa nationalite pour demander la modification 
de la composition de la Cour ou d’une de ses 


chambres. 
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gültig, wenn sie von drei Richtern getroffen 
sind; bei Verhinderung eines Richters einer 
Kammer kann gemäß den Vorschriften der 
vorstehend vorgesehenen Geschäftsordnung 
ein Richter der anderen Kammer heran- 
gezogen werden. 

Über Klagen der Staaten oder des Rates 
kann in allen Fällen nur in einer Plenar- 
sitzung entschieden werden. 


EINZELBESTIMMUNGEN 


ARTIKEL 19 


Die Richter und Generalanwälte dürfen an 


der Erledigung keiner Angelegenheit teil- 
nehmen, bei der sie vorher als Bevollmäch- 
tigte, Rechtsbeistäinde oder Anwälte einer 
der Parteien tätig gewesen sind, oder über 


die zu befinden sie als Mitglied eines Gerichts, 


eines Untersuchungsausschusses oder in 
irgendeiner anderen Eigenschaft berufen 
waren. 


Glaubt an Richter oder Generalanwalt 


bei der Entscheidung oder Untersuchung eines 


bestimmten Falles aus einem besonderen‘ 


Grunde nicht mitwirken zu können, so macht 
er davon dem Präsidenten Mitteilung. Hält 
der Präsident die Teilnahme eines Richters 
oder Generalanwalts an der Verhandlung 
oder Entscheidung in einem bestimmten 
Falle aus einem besonderen Grunde für nicht 
angebracht, so setzt er ihn hiervon in 
Kenntnis. 


Ergibt sich für die Anwendung dieses Ar- 
tikels eine Schwierigkeit, so entscheidet der 
Gerichtshof. 


Eine Partei kann zur Begründung eines 
Antrags auf Änderung der Zusammensetzung 
des Gerichtshofes oder einer seiner Kammern 
nicht die Staatsangehörigkeit eines Richters 
anführen, ebenso kann sie nicht geltend 
machen, daß dem Gerichtshof oder einer 
seiner Kammern kein Richter ihrer Staats- 
angehörigkeit angehört. 
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TITRE Il 
Procedure 


REPRESENTATION ET ASSISTANCE 
DES’PARTIFS 


ARLIGLE2O 


Les Etats ainsi que les institutions de la 
Communaut£& sont representes devant la Cour 
par des agents nomme&s pour chaque affaire; 
lagent peut £tre assiste d’un avocat inscrit 
A un barreau de l’un des Etats membres. 


Les entreprises et toutes autres personnes 
physiques ou morales doivent £tre assistees par 
un avocat inscrit A un barreau de l’un des 
Etats membres. 


Les agents et avocats comparaissant devant 
la Cour jouissent des droits et garanties n&- 
cessaires A l’exercice independant de leurs 
fonctions, dans les conditions qui seront de- 
terminees par un reglement £tabli par la Cour 
et soumis & l’approbation du conseil. 

La Cour jouit & l’egard des avocats qui se 
presentent devant elle des pouvoirs normale- 
ment reconnus en la matiere aux Cours et 
“tribunaux, dans des conditions qui seront 
determinees par le m&me reglement. 


Les professeurs ressortissants des Etats 
membres dont la legislation leur reconnait un 
droit de plaider jouissent devant la Cour des 
droits reconnus aux avocats par le present 
‚Traite. 


PHASES DE LA PROCEDURE 


ARTICRE"2I 


La procedure devant la Cour comporte 
deux phases : !’une Ecrite, l’autre orale. 


La procedure Ecrite comprend la communi- 
cation aux parties, ainsi qu’aux institutions de 
la Communaute dont les decisions sont en 
cause, des requetes, m&moires, defenses et ob- 
servations et, Eventuellement, des re&pliques, 
ainsi que de toutes pieces et documents A 
l’appui ou de leurs copies certifiees conformes. 


Les communications sont faites par les soins 
du greffier dans l’ordre et les delais deter- 
mines par le reglement de procedure. 


La procedure orale comprend la lecture du 
rapport present par un juge rapporteur, ainsi 
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DRITTER TITEL 


Verfahren 


VERTRETUNG UND BEISTAND 
DER PARTEIEN 


ARTIKEL 20 


Die Staaten sowie die Organe der Gemein- 
schaft werden vor dem Gerichtshof durch Be- 
vollmächtigte vertreten, die für jede Streit- 
sache ernannt werden; der Bevollmächtigte 
kann sich des Beistandes eines Anwalts be- 
dienen, der zur Anwaltschaft in einem Mit- 
giedstaat zugelassen ist. 

Die Unternehmen und alle anderen natür- 
lichen und juristischen Personen müssen sich 
des Beistandes eines Anwalts bedienen, der 


zur Anwaltschaft in einem Mitgliedstaat zu- 


gelassen ist. 

Die vor dem Gerichtshof auftretenden Be- 
vollmächtigten und Anwälte genießen die 
zur unabhängigen Ausübung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Rechte und Garantien nach 
Maßgabe einer Vorschrift, die vom Gerichts- 
hof erlassen wird und der Zustimmung des 
Rates bedarf. 

Dem Gerichtshof stehen gegenüber den vor 
ihm auftretenden Anwälten die den Gerich- 
ten allgemein insoweit zuerkannten Befug- 


nisse nach Maßgabe derselben Vorschrift zu.. 


Universitätsprofessoren, die Angehörige 
von Mitgliedstaaten sind, deren Gesetze ihnen 
ein Recht geben, zu plädieren, genießen beim 
Gerichtshof die den Anwälten in diesem Ar- 
tikel zuerkannten Rechte. 


VERFAHRENSABSCHNITTE 


ARTIKEL 21 


Das Verfahren vor dem Gerichtshof zer- 
fällt in zwei Abschnitte: einen schriftlichen 
und einen mündlichen. 


Das schriftliche Verfahren umfaßt ne 
Übermittlung der Klageschriften, Schrift- 
sätze, Klagebeantwortungen und Einwendun- 
gen und gegebenenfalls die Repliken sowie 
aller zur Unterstützung vorgelegten Beleg- 
stücke und Urkunden oder ihrer beglaubig- 
ten Abschriften an die Parteien und die 
Organe der Gemeinschaft, deren Entscheidun- 
gen Gegenstand des Verfahrens sind. 

Die Übermittlung erfolgt durch den Kanz- 


ler in der Ordnung und innerhalb der Fristen 
welche die Verfahrensordnung bestimmt. 


3 
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4 que l’audition par la Cour des t&moins, ex- 
perts, agents et avocats et des conclusions de’ 
Pavocat-general. 


REQUETE 


ARTICLE 22 


La Cour est saisie par une requ£te adressee 


‚au greffier. La requ£te doit contenir P’indica- 


tion du nom et de la demeure de la partie et 
de la qualit@ du signataire, Pobjet du litige, 
les conclusions et un expos@ sommaire des 
moyens invoques. 

Elle doit &tre accompagnee, s’il y a lieu, de 
la d&cision dont l’annulation est demande&e ou, 
en cas de recours contre une decision implicite, 
d’une piece justifiant de la date du d&pöt de 
la demande. Si ces pieces n’ont pas &t& jointes 
&ä la requ£te, le greffier invite l’interesse ä en 
effectuer la production dans un d£lai raison- 
nable, sans qu’aucune forclusion puisse &tre 
opposee au cas oü la regularisation inter- 
viendrait apres l’expiration du d@lai de re- 
cours, 


TRANSMISSION DES PIECES 


ARTICLE 23 


Lorsqu’un recours est form& contre une d£- 
ceision prise par une des institutions de la Com- 
munaut£, cette institution est tenue de trans- 
mettre A la Cour toutes les pieces relatives ä 
Paffaire qui est portee devant elle. 


MESURES D’INSTRUCTION 


ARTICLE 24 


La Cour peut demander aux parties, & leurs 
representants ou agents, ainsi qu’aux gou- 
vernements des Etats membres, de produire 
tous documents et de fournir toutes infor- 
mations qu’elle estime desirables. En cas de 
refus, elle en prend acte. 
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Das mündliche Verfahren umfaßt die Ver- 


lesung des von einem Berichterstatter vor- 
gelegten Berichts sowie die Anhörung der 
Zeugen, Sachverständigen, Bevollmächtigten 
und Anwälte und der Schlußanträge des Ge- 
neralanwalts durch den Gerichtshof. 


KLAGESCHRIFT 


ARTIKEL 22 


Die Klageerhebung bei dem Gerichtshof er- 
folgt durch Einreichung einer Klageschrift bei 
dem Kanzler. Die Klageschrift muß den Na- 
men und Wohnsitz der Partei und die Eigen- 
schaft des Unterzeichnenden, den Streitgegen- 
stand, die Anträge und eine kurze Darstellung 
der Klagegründe angeben. 


Ihr ist gegebenenfalls die Entscheidung bei- 
zufügen, deren Aufhebung beantragt wird, 
oder im Falle einer Untätigkeitsklage eine 
Unterlage, aus der sich der Zeitpunkt ergibt, 
zu dem der Antrag auf eine Entscheidung ge- 
stellt wurde. Sind diese Unterlagen der Klage- 
schrift nicht beigefügt, so fordert der Kanzler 


den Kläger auf, diese innerhalb einer ange- 


messenen Frist beizubringen; die Klage kann 
nicht deshalb zurückgewiesen werden, weil die 
Beibringung erst nach Ablauf der Frist für 
die Klageerhebung erfolgt. 


ÜBERSENDUNG DER VORGÄNGE 


ARLIKEN 23, 


Wird die Entscheidung eines Organs der 
Gemeinschaft mit einer Klage angefochten, 
so hat dieses Organ dem Gerichtshof alle 
Vorgänge zu der bei dem Gerichtshof an- 
hängig gemachten Streitsache zu übersenden. 


UNTERSUCHUNGSMASSNAHMEN 


ARTIKEL 24 


Der Gerichtshof kann von den Parteien, 


ihren Vertretern oder Bevollmächtigten so- 


wie von den Regierungen der Mitgliedstaaten 
die Vorlegung aller Urkunden und die Er- 
teilung aller Auskünfte verlangen, die er für 
wünschenswert hält. Im Falle einer Weige- 
rung stellt der Gerichtshof dies ausdrücklich 
fest. 
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ART IGLE/2 
Ä tout moment, la Cour peut confier une 
mission d’enquete ou une expertise A toute 
personne, corps, bureau, commission ou organe 
de son choix; 4 cet effet, elle peut dresser une 
liste de personnes ou d’organismes agrees en 
qualite Be 


PUBLICITE DE L’AUDIENCE 


ARTICLE 26 


L’audience est publique, & moins qu’il n’en 
soit decide autrement par la Cour pour des 
motifs graves. 


PROCES-VERBAL 


ARLICLE.27 


Il est tenu de chaque audience un proces- 
verbal sign& par le president et le greffier. 


AUDIENCE 


ARTICLE2S 


Le röle des audiences est arr£t& par le pre£si- 
dent. 


Des temoins peuvent £tre entendus dans les 
conditions qui seront determinees par le regle- 
ment de procedure. Ils peuvent &tre entendus 
sous la foi du serment. 


Au cours des d&bats, la Cour peut interroger 
egalement les experts et les personnes qui ont 
et& chargees d’une enqu£te, ainsi que les parties 
elles-m&mes; toutefois, ces dernieres ne peu- 
vent plaider que par l’organe de leur repre- 
sentant ou de leur avocat. 


Lorsqu’il est &tabli qu’un temoin ou un 
expert a dissimul& ou contrefait la r&alit& des 
faits sur lesquels il a depose ou a £te in- 
terroge par la Cour, celle-ci est habilitee & 
saisir de ce manquement le ministre de la 
Justice de !’Etat dont le temoin ou l’expert est 
ressortissant, en vue de lui voir appliquer les 
sanctions pr&vues dans chaque cas par sa loi 
nationale. | 
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ARTIKEL 235 

Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, 
Körperschaften, Dienststellen, 
oder Organe nach seiner Wahl mit der Vor- 
nahme von Untersuchungen oder der Abgabe 
eines Gutachtens betrauen; zu diesem Zweck 
kann er eine Liste der als Sachverständige zu- 
gelassenen Personen oder Organisationen auf- 
stellen. 


OFFENTLICHKEIT DER 
VERHANDLUNG 


ARTIKEL 26 - 


Die Verhandlung ist öffentlich, es sei denn, 
daß der Gerichtshof aus wichtigem Grund 
etwas anderes beschließt. 


PROTOKOLLE 


ARITKER 27. 


Über jede mündliche Verhandlung ist ein 
Protokoll aufzunehmen, das von dem Vor- 
sitzenden und dem Kanzler zu unterzeich- 
nen ist. 


VERHANDLUNG 


ARTIKEL 28 


Die Terminliste wird durch den Vor- 
sitzenden festgelegt. 

Zeugen können nach Maßgabe der Ver- 
fahrensordnung vernommen werden. Sie 
können eidlich vernommen werden. 


Ebenso kann der Gerichtshof während der 
Verhandlung die Sachverständigen und die 
mit einer Untersuchung beauftragten Per- 
sonen sowie die Parteien selbst vernehmen; 
jedoch können für die letzteren nur ihre be- 
vollmächtigten Vertreter oder ihre Anwälte 
plädieren. 

Wird festgestellt, daß ein Zeuge oder Sach- 
verständiger Tatsachen, über die er ausgesagt 
hat oder vom Gerichtshof befragt worden ist, 
verschwiegen oder falsch dargestellt hat, so 
ist der Gerichtshof berechtigt, sich wegen 
dieser Verfehlung an den Justizminister des 
Staates zu wenden, dem der Zeuge oder Sach- 
verständige angehört, damit die von den 
nationalen Gesetzen angedrohten Strafen ver- 
hängt werden. E 
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Ausschüsse | 


2 \ x 

our jouit & l’egard des temoins defail- 
des pouvoirs generalement reconnus en 
 matiere aux Cours et tribunaux, dans des 
_ conditions qui seront determinees par un 
reglement £tabli par la Cour et soumis & 
 Papprobation du Conseil. 


.  SECRET DES DELIBERATIONS 


ARTICLE 29 


Les deliberations de la Cour sont et restent 
 secretes. 


ARRETS 


- ARTICLE 30 


Les arr&ts sont motives. Ils mentionnent le 
_ nom des juges qui ont siege. 


ARTICLE 31 


Les arr&ts sont signes par le president, le 
_ juge-rapporteur et le greffier. Ils sont lus en 
 seance publique. 


DEPENS 


ARTICLE ‘32 


La Cour statue sur les d&pens. 


REFERE 


ARTICLE 33 


Le president de la Cour peut statuer selon 
- une proc&dure sommaire derogeant, en tant 
que de besoin, ä certaines des regles contenues 
dans le present statut et qui sera fix&e par le 
 reglement de proc&dure, sur des conclusions 
 tendant soit ä l’obtention du sursis prevu A 
Particle 39, alin&a 2 du Traite, soit A P’appli- 
cation de mesures provisoires en vertu du 
- troisieme alinea du m&me article, soit & la sus- 
pension de l’ex&cution forc&e conforme&ment 
 & Particle 92, troisieme alinea. 
En cas d’emp£chement du pr£sident, celui- 
ci sera remplac& par un autre juge dans les 
conditions determindes par le reglement prevu 
A Particle 18 du present Statut. 
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Dem Gerichtshof stehen gegenüber aus- 


bleibenden Zeugen die den Gerichten allge- 


mein insoweit anerkannten Befugnisse nach 
Maßgabe einer Vorschrift zu, die vom Ge- 
richtshof erlassen wird und der Zustimmung 
des Rates bedarf. 


BERATUNGSGEHEIMNIS 


ARTIKEL 29 


Die Beratungen des Gerichtshofes sind und 
bleiben geheim. 


URTEILE 


ARTIKEL 30 


Die Urteile sind mit Gründen zu versehen 
und haben die Namen. der mitwirkenden 
Richter zu enthalten. 


ARTIKEL 31 


Die Urteile werden von dem Vorsitzenden, 
dem Berichterstatter und dem Kanzler unter- 


zeichnet. Sie werden in öffentlicher Sitzung 
verlesen. 
KOSTEN 
ARTIKEL 32 
Der Gerichtshof entscheidet über die 
Kosten. 


EINSTWEILIGE ANORDNUNGEN 


ARTIKEL 33 


Der Präsident des Gerichtshofes kann in 
einem in der Verfahrensordnung festgelegten 
abgekürzten Verfahren und soweit erforder- 
lich unter Abweichung von bestimmten Vor- 
schriften dieser Satzung eine Anordnung er- 
lassen; diese Anordnung kann auf Grund von 
Anträgen erfolgen, mit denen eine Aus- 
setzung gemäß Artikel 39 Absatz 2 des Ver- 
trages oder der Erlaß einstweiliger Anord- 
nungen auf Grund von Absatz 3 desselben 
Artikels oder die Aussetzung der Zwangs- 
vollstreckung gemäß Artikel 92 Absatz 3 
verlangt werden. 

Bei Verhinderung des Präsidenten wird 
dieser durch einen anderen Richter nach Maß- 
gabe der in Artikel 18 dieser Satzung vor- 
gesehenen Geschäftsordnung vertreten. 
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L’ordonnance rendue par le president ou 
son remplagant n’a qu’un caractere provisoire 
et ne prejuge en rien la decision de la Cour 
statuant au principal. 


INTERVENTION 


ARTICLE 34 


Les personnes physiques ou morales justi- 
fiant d’un interet A la solution d’un litige 
soumis & Ja Cour, peuvent intervenir 4 ce 
litige. 

Les conclusions de la requete en interven- 
tion ne peuvent avoir d’autre objet que le 
soutien des conclusions d’une partie ou leur 
rejet. 


ARRET PAR DEFAUT 
ARTICLE235 


Lorsque, dans un recours de pleine juri- 
diction, la partie defenderesse, regulierement 
mise en cause, s’abstient de deposer des con- 
clusions Ecrites, l’arr&t est rendu par defaut A 
son €gard. L’arret est susceptible d’opposition 
dans le delai d’un mois A compter de sa 
notification. Sauf decision contraire de la 
Cour, l’opposition ne suspend pas l’ex&cution 
de l’arr&t rendu par defaut. 


TIERCE-OPPOSTTION 


ARTICLE 36 


Les personnes physiques ou morales, ainsi 
que les institutions de la Communaut£, peu- 
vent, dans les cas et dans les conditions qui 
seront determines par le reglement de proce- 
dure, former tierce-opposition contre les arrets 
rendus sans qu’elles aient &t& appelees. 


INTERPRETATION 


ARTICLE 37 


En cas de difficult€ sur le sens et la portee 
d’un arret, il appartient A la Cour de l’inter- 
preter sur la demande d’une partie ou d’une 
institution de la Communaute justifiant d’un 
interet & cette fin, 
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Die von dem Präsidenten oder seinem Ver- 
treter erlassene Anordnung stellt nur eine 
einstweilige Regelung dar und greift der Ent- | 
scheidung des Gerichtshofes in der Haupt- 
sache in keiner Weise vor. | 


INTERVENTION 


ARTIKEL 34 


Natürliche und juristische Personen, die 
ein berechtigtes Interesse am Ausgang eines 
dem Gerichtshof unterbreiteten Rechts- 


streits haben, können sich am Streit beteili- | 


gen. Mit den Anträgen der Beitrittserklärung 
können nur die Anträge einer Partei unter- 


stützt oder deren Abweisung verlangt 
werden. : 
VERSAUMNISURTEIL 
ARTIKEL 35 


Stellt bei einer Klage im Verfahren mit un- 
beschränkter Ermessensnachprüfung der ord- 
nungsmäßig geladene Beklagte keine schrift- | 
lichen Anträge, so ergeht gegen ihn Ver- 
säumnisurteil.. Gegen dieses Urteil kann | 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung | 
Widerspruch eingelegt werden. Der Wider- | 
spruch hat keine Aussetzung der Vollstreckung | 
aus dem Versäumnisurteil zur Folge, es sei | 
denn, daß der Gerichtshof etwas anderes be- 


schließt. 


DRITTWIDERSPRUCH 


ARTIKEL 36 


Natürliche und juristische Personen sowie 
die Organe der Gemeinschaft können in den 
von der Verfahrensordnung bestimmten 
Fällen und unter den dort vorgesehenen Vor- 
aussetzungen Einspruch gegen die erlassenen 
Urteile erheben, auch wenn sie nicht am 
Streit beteiligt waren. 


AUSLEGUNG 


ARTIKEL 37 


Entsteht ein Streit über Sinn und Trag- 
weite eines Urteils, so hat der Gerichtshof auf 
Antrag einer Partei oder eines Organs der 
Gemeinschaft, die hieran ein rechtliches Inter- 
esse haben, das Urteil auszulegen. 
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REVISION 


ARTICLE 38 


La revision de l’arr&t ne peut &tre deman- 
dee A la Cour qu’en raison de la decouverte 
d’un fait de nature ä exercer une influence 
decisive et qui, avant le prononc£ de P’arrtt, 
etait inconnu de la Cour et de la partie qui 
demande la revision. 


La proc&dure de revision s’ouvre par un 
A 
arret de la Cour constatant expressement 
Pexistence d’un fait nouveau, lui recon- 
naissant les caracteres qui donnent ouverture 
\ EN & 
a la revision, et declarant de ce chef la de- 
mande recevable. 


Aucune demande de revision ne pourra 
A , \ P} ® a > [4 Q 
Etre formee apres l’expiration d’un delai de 
dix ans ä dater de Parret. 


DELAIS 


ARLIGLE 39 


Les recours pre&vus par les articles 36 et 37 
du Trait€ doivent &tre formes dans le delai 
d’un mois prevu au dernier alinea de 
Particle 33. 

Des delais de distance seront &tablis par le 
 reglement de procedure. 


Aucune dech&ance tiree de l’expiration des 
delais ne peut &tre opposee lorsque l’interesse 
etablit l’existence d’un cas fortuit ou de force 
majeure, 


PRESCRIPTION 
ARTICLE 40 


Les actions prevues aux deux premiers 
alineas de P’article 40 du Trait& se prescrivent 
par cing ans & compter de la survenance du 
fait qui y donne lieu. La prescription est in- 
terrompue soit par la requete formee devant 
la Cour, soit par la demande pr£alable que 
la victime peut adresser A l’institution com- 
- petente de Ja Communaute. Dans ce dernier 
cas, la requ&te doit &tre formee dans le delai 
 d’un mois prevu au dernier alinea de 
Particle 33; les dispositions du dernier alinea 
de Particle 35 sont, le cas Ech&ant, applicables. 
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WIEDERAUFNAHME 
DES VERFAHRENS 


ARTIKEL 38 


Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann 
beim Gerichtshof nur beantragt werden auf 
Grund der Ermittlung einer Tatsache, die 
geeignet ist, einen entscheidenden Einfluß aus- 
zuüben, und die vor Verkündung des Urteils 
dem Gerichtshof und der die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens beantragenden Partei 
unbekannt war. 


Das Wiederaufnahmeverfahren wird durch 
eine Entscheidung des Gerichtshofes eröffnet, 
die das Vorhandensein der neuen Tatsache 
ausdrücklich feststellt, ihr die für die Er- 
öffnung des Wiederaufnahmeverfahrens An- 
laß gebenden Merkmale zuerkennt und des- 
halb den Antrag für zulässig erklärt. 

Nach Ablauf von zehn Jaliren seit Erlaß 
des Urteils kann kein Wiederaufnahme- 
antrag mehr gestellt werden. 


FRISTEN 


ARTIKEL 39 


Die in den Artikeln 36 und 37 des Ver- 
trages vorgesehenen Klagen müssen innerhalb 
der im letzten Absatz des Artikels 33 vor- 
gesehenen Frist von einem Monat erhoben 
werden. 

Besondere Fristen mit Rücksicht auf die 
Entfernung werden durch die Verfahrens- 
ordnung festgelegt. 

Der Ablauf von Fristen hat keinen Rechts- 
nachteil zur Folge, wenn der Beteiligte dartut, 
daß ein Zufall oder ein Fall höherer Gewalt 
vorliegt. 


VERJAHRUNG 


ARTIKEL 40 


Die in Artikel 40 Absatz 1 und 2 des Ver- 
trages vorgesehenen Klagen verjähren inner- 
halb von fünf Jahren nach Eintritt des Um- 
standes, der zu ihrer Erhebung Anlaß gibt. 
Die Verjährung wird durch die Einsendung 
der Klageschrift bei dem Gerichtshof oder 
durch den vorangehenden Antrag unter- 
brochen, den der Verletzte an das zuständige 
Organ der Gemeinschaft richten kann. In 
diesem Falle muß die Klage innerhalb der 


im letzten Absatz des Artikels 33 vorge- 


sehenen Frist von einem Monat erhoben 
werden; die Bestimmungen des letzten Ab- 
satzes des Artikels 35 sind gegebenenfalls 
anzuwenden. 
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REGLES SPECIALES RELATIVES AUX 
DIFFERENDS ENTRE ETATS MEMBRES 


ARTICLE 41 


Lorsqu’un differend entre Etats membres 
‘est soumis 4 la Cour en vertu de l’article 89 
du Traite, les autres Etats membres sont 
avertis sans delai par le greffier de P’objet du 
litige. 
‘ Chacun de ces Etats a le droit d’intervenir 
au proces. 

Les differends vises au present article de- 
vront £tre juges par la Cour en seance 
pleniere. 


ARTICLE 42 


Si un Etat intervient dans les conditions 
prevues & P’article precedent dans une affaire 
soumise & la Cour, lP’interpretation donnde 
par l’arr&t s’impose & lui. 


RECOURS DES TIERS 


ARTICLE 43 


Les decisions prises par la Haute Autorite 
par application de l’article 63, $ 2, du Traitg, 
doivent £tre notifiees ä P’acheteur ainsi qu’aux 
entreprises interessees; si la decision concerne 
Pensemble ou une cat&gorie importante des 
entreprises, la notification & leur &gard peut 
Etre remplacee par une publication. 


Un recours est ouvert, dans les conditions 


de Particle 36 du Traite, & toute personne 4 


qui une astreinte a &t& imposee par application 
de P’article 66, $ 5, alinda 4. 


REGLEMENT DE PROCEDURE 


ARTICLE 44 


La Cour £tablit elle--m&me son reglement de 
procedure. Ce reglement contient toutes les 
dispositions necessaires en vue d’appliquer et, 
en tant que de besoin, completer le present 
Statut. 
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 SONDERVORSCHRIFTEN FÜR | 
STREITIGKEITEN a 
UNTER MITGLIEDSTAATEN 


ARTIKEL 41 


Wird auf Grund des Artikels 89 des Ver- | 
trages ein Streit zwischen Mitgliedstaaten 
dem Gerichtshof unterbreitet, so werden die 
anderen Mitgliedstaaten unverzüglich von | 
dem Kanzler von dem Gegenstand des Streits 
unterrichtet. i 

Jeder dieser Staaten hat das Recht, sich an 
dem Verfahren zu beteiligen. 

Die in diesem Artikel genannten Streit- 
sachen müssen von dem Gerichtshof in einer 
Plenarsitzung entschieden werden. ] 


ARTIKEL 42 


Beteiligt sich ein Staat nach Maßgabe des 
vorstehenden Artikels an einer dem Gericht 
unterbreiteten Streitsache, so wirkt die in dem 
Urteil gegebene Auslegung gegen ihn. 


KLAGEN DRITTER 


ARTIKEL 43 


Die von der Hohen Behörde in Anwen- 
dung des Artikels 63 Paragraph 2 des Ver- | 
trages erlassenen Entscheidungen müssen dem 
Käufer und den beteiligten Unternehmen zu- 
gestellt werden; betrifft die Entscheidung die 
Gesamtheit oder eine bedeutende Gruppe der 
Unternehmen, so kann die Zustellung ihnen 
gegenüber durch eine Veröffentlichung er- 
setzt werden. - 


Liegen die Voraussetzungen des Artikels 36 
des Vertrages vor, so kann jeder Klage er- 
heben, gegen den ein Zwangsgeld in An- | 
wendung von Artikel 66 Paragraph 5, Ab- | 
satz 4 festgesetzt worden ist. 


VERFAHRENSORDNUNG ° 


ARTIKEL 44 


Der Gerichtshof erläßt selbst seine Ver- 
fahrensordnung. Diese Verfahrensordnung 
enthält alle Vorschriften, die für die An- 
wendung der Satzung und erforderlichenfalls 
für ihre Ergänzung notwendig sind. 


45 
ıt du Conseil pr erg ee, 
Ss la; prestation de serment, ala 
ion, par tirage au sort, des juges et 
vocats generaux dont les fonctions sont 
ettes ä renouvellement X la fin de la pre- 
niere periode de trois ans conformement A 

© Partiele 32 du Traite. 


ie & Paris, le dix-huit avril mil neuf- 
cent cinquante et un. | 


bar er: der le die ee der‘ 
Richter und Generalanwälte vor, deren 
Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre BEN 
mäß Artikel 32 des Vertrages neu beserzt E: | 
werden. Ei 


De 


Protocole sur les relations 
avec le Conseil de ’Europe 


Les HAUTEs PARTIES CONTRACTANTES: 


PLEINEMENT CoNSCIENTES de la necessite 
d’etablir des liens aussi &troits que possible 
entre JaCommunaute Europ&enne du Charbon 
et de l’Acier et le Conseil de l’Europe, notam- 
ment entre les deux Assemblees; 


PRENANT ACTE des recommandations de 
l’Assemblee du Conseil de P’EUROPE; 


SONT COoNVENUES des dispositions sui- 
vantes: 


ARTICLE! 


Les gouvernements des Etats membres sont 
invites a recommander & leurs Parlements res- 
pectifs que les membres de l’Assemblee, qu’ils 
sont appeles A designer, soient choisis de pre&- 
ference parmi les representants 4 l’Assemblee 
Consultative du Conseil de l’Europe. 


ARTICLE 


L’Assemblee de la Communaut& presente 
chaque annee A l’Assembl&ee Consultative du 
Conseil de ’Europe un rapport sur son 
activite. 


ARTICLE 3 


La Haute Autorit€ communique chaque 
annee au Comit& des Ministres et ä l’Assem- 
blee Consultative du Conseil de l’Europe le 
rapport general prevu A P’article 17 du Traite. 


ARLICLEA 


La Haute Autorite fait connaltre au Con- 
seil de l’Europe la suite qu’elle a pu donner 
aux recommandations qui lui auraient &te 
adressees par le Comite des Ministres du Con- 
seil de ’Europe, en vertu de P’article 15 (b) 
du Statut du Conseil de l’Europe. 
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Protokoll über die 
Beziehungen zum Europarat 


Die HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN PARTEIEN, 


von der Notwendigkeit überzeugt, mög- 
lichst enge Beziehungen zwischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und dem Europarat, insbesondere zwischen 
deren beider Versammlungen, herzustellen, 


ın Kenntnis der Empfehlungen der Be- 
ratenden Versammlung des Europarats, 


sind über folgende Bestimmungen ÜBEREIN- 
GEKOMMEN: 


ARTIKEL 1 


Die Regierungen der Mitgliedstaaten mögen 
ihren Parlamenten empfehlen, die von ihnen 
zu bestimmenden Mitglieder der Versamm- 
lung vorzugsweise unter den Vertretern in 
der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates auszuwählen. 


ARTIKEL 2 


Die Versammlung der Gemeinschaft über- 
mittelt jedes Jahr der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates einen Tätigkeitsbericht. 


ARTIKEL 3 


Die Hohe Behörde übersendet jedes Jahr 
dem Ministerrat und der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats den in Artikel 17 
des Vertrages vorgesehenen Gesamtbericht. 


ARFIKEL:A 


Die Hohe Behörde unterrichtet den 
Europarat darüber, inwieweit sie in der Lage 
war, den Empfehlungen, die von dem Mi- 
nisterrat des Europarats nach Artikel 15 (b) 
der Satzung des Europarats an sie gerichtet 
worden sind, stattzugeben. | 
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"harb ’Acier 
ont Bee aupr&s du Secre- 
endral du Conseil de l’Europe. 


he N 


ARTICLE 6 


En accords entre la Communaut& er le 
“ Conseil de l’Europe pourront, entre autres, 
prevoir toute autre forme d’assistance mutu- 


tions, et, ei des formes appro- 
iees de ’une ou de l’autre. 


Rait a Paris, le dix-huit avrıl mil neuf 
cent cinquante et un. 
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N all ee seiner ist Ki 
dem Generalsekretariat des Europarate 
zu registrieren. i 


ARTIREL'e: A 


r R 

Durch Abkommen zwischen der Gemein- 
schaft und’dem Europarat kann, unter ande- 
rem, jede andere Art beiderseitiger Unter- 
stützung und Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Organisationen vorgesehen und se 
gebenenfalls die hierfür geeignete Fo 
vereinbart werden. 


Geschehen zu Paris am achtzehnten Kor 
neunzehnhunderteinundfünfzig. 


ECHANGE DE LETTRES 
ENTRE LE GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 
D’ALLEMAGNE 
ET LE GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANGAISE 


CONCERNANT LA SARRE 
(TRADUCTION DE LA LETTRE CI-CONTRE.) 


a. pr Paris, lerlsyavrıl, 21951 


A Son Excellence 
Monsieur le President Robert SCHUMANN, 
Ministre des Affaires Etrangeres, 


Paris 


Monsieur le President, 


Les repr&sentants du Gouvernement Federal 
ont declar& & plusieurs reprises, au cours des 
negociations sur Ja Communaute europeenne 
du Charbon et de l’Acier, que le reglement 
definitif du statut de la Sarre ne peut £tre 
fait que par un Trait€ de paix ou un Traite 
'analogue. Au cours des negociations, ils ont 
en outre declare qu’en signant le Trait£, le 
Gouvernement Federal n’exprime nullement 
sa reconnaissance du statut actuel de la Sarre. 


Je repete cette declaration et vous prie de 
me confirmer que le Gouvernement frangais 
est d’accord avec le Gouvernement Federal 
sur le fait que le reglement d£finitif du statut 
de la Sarre ne pourra £tre fait que par le 
TraitE de paix ou un Traite analogue et que 
le Gouvernement frangais ne voit pas, dans 
la signature par le Gouvernement Federal du 
Trait€ pour la Communaute europeenne du 
Charbon et de l’Acier, une reconnaissance du 
statut actuel de la Sarre par le Gouvernement 
Federal. 


Veuillez agr&eer, Monsieur le President, l’ex- 
pression de ma tres haute consid£ration. 


(signe): Adenauer 
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BRIEFWECHSEL 
ZWISCHEN DER REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

UND DER REGIERUNG 
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 
ÜBER DIE SAAR 


z. Zt. Paris, den 18. April 1951 | 


Seiner Exzellenz 
Herrn 


Präsidenten Robert SCHUMAN 


Minister des Auswärtigen 


Paris 


Herr Präsident! 


Die Vertreter der Bundesregierung haben 


bei den Verhandlungen über die Europäische 


5 
| 
7 
7 
3 
- 
4 
7 


F} 


Gemeinschaft für Kohle und Stahl wiederholt 


die Erklärung abgegeben, daß die endgültige 
Regelung des Status der Saar nur durch den 
Friedensvertrag oder einen gleichartigen Ver- 
trag erfolgen kann. Sie haben ferner bei den 
Verhandlungen die Erklärung abgegeben, daß 


die Bundesregierung durch die Unterzeichnung 


des Vertrages keine Anerkennung des gegen- 
wärtigen Status an der Saar ausspricht. 


Ich wiederhole diese Erklärung und bitte, 
mir zu bestätigen, daß die Französische Re- 
gierung mit der Bundesregierung darüber 
übereinstimmt, daß die endgültige Regelung 
des Status der Saar nur durch den Friedens- 
vertrag oder einen gleichartigen Vertrag er- 
folgt und daß die Französische Regierung in 


der Unterzeichnung des Vertrags über die 


Europäische Gemeinschaft für 


Kohle und ) 


Stahl durch die Bundesregierung keine An- 


erkennung des gegenwärtigen Status an der 
Saar durch die Bundesregierung erblickt. 


Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Aus- 


druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 


(gez.) Adenauer 


El 
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E En reponse a votre lettre du 18 avril 1951, 


= 


Gouvernement francais prend acte de ce 


} que le Gouvernement Federal n’entend pas, 


en signant | le Traite instituant la Communaute 
 europeenne du charbon et de l’acier, recon- 


_ naitre le statut actuel de la Sarre. 


Le Gouvernement frangais declare, en con- 
formite de son propre point de vue, qu’il agit 


_ au nom de la Sarre en vertu du statut actuel 


de celle-ci, mais qu’il ne voit pas dans la 


signature par le Gouvernement Federal du 


Trait@ une reconnaissance du statut actuel de 
la Sarre par le Gouvernement Fed£ral. Il n’a 
pas entendu que le Traite instituant la Com- 


 munaut£ europeenne du charbon et de P’acier 


prejugeät le statut definitif de la Sarre, qui 
releve du Traite de Paix ou d’un rs en 
tenant lieu. 


Veuillez agreer, Monsieur le Chanccelier, 


 Pexpression de ma tres haute consideration. 


-— 


(signe): Schuman 


E: Monsieur le Docteur Konrad ADENAUER, 


Chancelier et Ministre des Affaires 
Etrang£res de la R£publique Fed£rale 
 d’Allemagne. 


Be bersezung ae nebenstehenden. Schrebens) 2 


—- paris, den 18. April 1951. % 


Herr Bundeskanzler, 


In Beantwortung Ihres Schreibens vom Sr 


18. April 1951 nımmt die französische Re- 
gierung davon Kenntnis, daß die Bundes- 


regierung in der Unterzeichnung des Ver- 
trages über die Gründung der Europäischen 


Gemeinschaft für Kohle und Stahl keine An- 
erkennung des gegenwärtigen Status der Saar 
er 


erblickt. 


Die französische Regierung erklärt von 


ihrem eigenen Standpunkt aus, daß sie im 
Namen derSaar aufGrund ihres gegenwärti- 


gen Status handelt, daß sie aber in der Unter- 


zeichnung des Vertrages durch die Bundes- 


regierung keine Anerkennung des gegen- 


wärtigen Status der Saar durch die Bundes- 


regierung erblickt. Sie ist nicht 
fassung, daß der Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 


vorgreift, der durch einen Friedensvertrag 


-oder durch einen an Stelle eines Friedensver- 


trages abgeschlossenen Vertrag zu regeln ist. 


der Au 


und Stahl dem endgültigen Status der Saar 2 


Genehmigen Sie, Herr Bundeskanzler, den = z 


Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoi 


achtung. 
(gez.) ee 


Herrn 


" Dr. Konrad ADENAUER 


Bundeskanzler und Bundesminister des Aus- 
wärtigen der Bundesrepublik Deutschland 
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CONVENTION 


© 


Les HAUTEs PARTIES CONTRACTANTES 


D£sirant etablir la Convention relative 
aux dispositions transitoires prevue A l’article 
85 du Traite, 


SONT CONVENUES de ce qui suit: 


OBJET DE LA CONVENTION 


$1 


1. L’objet de la presente Convention, £tablie 
en execution de article 85 du Traite, est 
de pr&voir les mesures necessaires A l’etablisse- 
ment du marchecommun etäl’adaptation pro- 
gressive des productions aux conditions nou- 
‚ velles qui leur sont faites, tout en facilitant 
la disparition des desequilibres resultant des 
conditions anciennes. 


2. Ä cet effet, la mise en application du Traite 
s’effectue en deux pe£riodes, dites periode 
pr&paratoire et p£riode de transition. 


3. La p£riode preparatoire s’etend de la date 
de l’entree en vigueur du Traite A la date de 
l’etablissement du march& commun. 


Au cours de cette p£riode: 


a. La mise en place de toutes les institutions 
de la Communaute et l’organisation des 
liaisons entre elles, les entreprises et leurs 
associations, les. associations de travailleurs, 
d’utilisateurs et de negociants s’effectuent 
aux fins de placer le fonctionnement de la 
Communaut& sur une base de consultation 
constante et d’etablir entre tous les interesses 
une vue commune et une connaissance mu- 
tuelle. 

b. L’action de la Haute Autorite comporte: 

1° Des etudes et des consultations; 
2° Des negociations avec les pays tiers. 

Les Etudes et les consultations ont pour 
objet de permettre, en liaison constante avec 
les gouvernements, les entreprises et leurs 
associations, les travailleurs et les utilisateurs, 
et negociants l’etablissement d’une vue d’en- 
semble de la situation des industries du char- 
bon et de l’acier dans la Communaute£ et des 
probl&mes que cette situation comporte, et la 
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ABKOMMEN 


Die HoHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE 
haben IN DEM WUNSCHE, 


das in Artikel 85 des Vertrages vorge- 
sehene Abkommen über die Übergangsbestim- 
mungen festzulegen, folgendes vereinbart: 


GEGENSTAND DES ABKOMMENS 


$ı 


1. Dieses in Durchführung des Artikels 85 
des Vertrages getroffene Abkommen hat den 
Zweck, die Maßnahmen vorzusehen, die für 
die Errichtung des gemeinsamen Marktes 
und zur fortschreitenden Anpassung der Pro- 
duktion an die neu geschaffenen Verhältnisse 
erforderlich sind, und gleichzeitig die Mög- 
lichkeit zur Beseitigung von Störungen des 
Gleichgewichts zu geben, die sich aus früheren 
Verhältnissen ergeben. 


2. Zu diesem Zweck beginnt die Anwendung 
des Vertrages in zwei Zeitabschnitten, der An- 
laufzeit und der Übergangszeit. 


3. Die Anlaufzeit beginnt bei Inkrafttreten 
des Vertrages und endet bei Errichtung des 
gemeinsamen Marktes. 


Während dieses Zeitabschnittes 


a) werden alle Organe der Gemeinschaft 
eingesetzt und Verbindungen zwischen ihnen, 
den Unternehmen und ihren Verbänden und 
den Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Händ- 
lerverbänden mit dem Ziele hergestellt, die 
Arbeit der Gemeinschaft auf der, Grundlage 
einer ständigen Fühlungnahme aufzubauen 
und unter allen Beteiligten gemeinsame Auf- 
fassungen und gegenseitige Unterrichtung 
herbeizuführen; 


b) umfaßt die Tätigkeit der Hohen Be- 
hörde: 
1. Untersuchungen und Beratungen, 
2. Verhandlungen mit dritten Ländern. 


Die Untersuchungen und Beratungen ver- 
folgen den Zweck, in ständiger Verbindun 
mit den Regierungen, den Unternehmen un 
ihren Verbänden, den Arbeitnehmern, Ver- 
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preparation de la forme concrete des mesures 


qui devront £tre prises pour y faire face pen- : 
dant la periode de transition. 


Les negociations avec les pays tiers ont 
pour objet: 


— d’une part, d’etablir les bases de la 
cooperation entre la Communaute et ces 


PayS; 


— d’autre part, d’obtenir avant la suppres- 
sıon des droits de douane et des restrictions 
quantitatives A l’interieur de la Communaut£, 
les derogations ne£cessaires: 


— 2 la clause de la nation la plus 
favorisee, dans le cadre de Accord G£- 
n£ral sur les Tarifs douaniers et le Com- 
merce et des accords bilateraux; 


— & la clause de non-discrimination 
regissant la liberation des &changes dans 
le cadre de l’Organisation Europ&enne 
de Cooperation Economique. 


4.La periode de transition commence ä la 
date de l’etablissement du march@ commun et 
prend fin & l’expiration d’un delai de cinq 
ans & compter de l’institution du marche 
commun pour le charbon. 


5. Des l’entree en vigueur du Trait& dans les 
conditions fixees & l’article 99, ses dispositions 
sont applicables, sous reserve des derogations 
et sans pr&judice des dispositions compl&emen- 
taires prevues par la presente Convention 
aux fins ci-dessus definies. 


Sauf les exceptions expressement pre&vues 
par la pr&sente Convention, ces derogations 
et dispositions compl&mentaires cessent d’Etre 
applicables et les mesures prises pour leur 
execution cessent d’avoir effet A l’expiration 
de la p£riode de transition. 
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brauchern und Händlern die Aufstellung einer 
Gesamtübersicht über die Lage in der 
Kohle- und Stahlindustrie innerhalb der Ge- 
meinschaft und die hierbei auftretenden 
Probleme sowie die Vorbereitung konkreter 
Maßnahmen zu ermöglichen, die zur Lösung 
dieser Probleme während der Übergangszeit 
zu treffen sind. 


Die Verhandlungen mit dritten Ländern 
verfolgen den Zweck, 


— einerseits die Grundlagen für die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Gemeinschaft 
und diesen Ländern zu schaffen, 


— andererseits vor Aufhebung der Zölle 
und mengenmäßigen Beschränkungen inner- 
halb der Gemeinschaft zu erreichen, daß fol- 
gende Klauseln in dem erforderlichen Um- 
fang geändert werden: 


die Meistbegünstigungsklausel im Rahmen 


des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom- 
mens und der zweiseitigen Verträge, 


die Nichtdiskriminierungsklausel, die für 
die Liberalisierung des Warenverkehrs im 
Rahmen der Europäischen Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit maßgebend 
1St. 


4. Die Übergangszeit beginnt mit der Errich- 
tung des gemeinsamen Marktes und endet 
mit Ablauf einer Frist von fünf Jahren nach 


der Errichtung des gemeinsamen Marktes für 
Kohle. 


5.Mit dem Inkrafttreten des Vertrags ge- 
mäß Artikel 99 sind: seine Bestimmungen an- 


wendbar, vorbehaltlich der Änderungen und 


unbeschadet der ergänzenden Bestimmungen, 
die zu den oben genannten Zwecken in die- 
sem Abkommen vorgesehen sind. 


Vorbehaltlich der in diesem Abkommen 
ausdrücklich vorgesehenen Ausnahmen sind 
mit Ablauf der Übergangszeit diese Ände- 
rungen und ergänzenden Bestimmungen 
nicht mehr anwendbar. Die zu ihrer Durch- 


führung ergriffenen Maßnahmen verlieren 
ihre Wirkung. 
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PREMIERE PARTIE 


Mise en application du Traite 
Chapitre I 


MISE EN PLACE DES INSTITUTIONS 
DE LA COMMUNAUTE 


LA HAUTE AUTORITE 


S2 


1.La Haute Autorite entrera en fonctions 
des la nomination de ses membres. 


2.En vue de remplir la mission qui lui est 
assignee par le paragraphe 1 de la presente 
Convention, elle exercera sans delai les fonc- 
tions d’information et d’etude qui lui sont 
confiees par le Traite, dans les conditions 
et avec les pouvoirs fixes aux articles 46, 47, 
48 er54, alınea 3. Des son entree en fonctions, 
les gouvernements lui notifieront, en vertu 
de l’article 67, toute action susceptible de 
modifier les conditions de la concurrence et, 
en vertu de l’article 75, les clauses d’accords 
commerciaux on d’arrangements d’effet ana- 
logue interessant le charbon et Pacier. 

Elle determinera, sur la base des informa- 
tions recueillies sur les &quipements et les 
programmes, la date ä partir de laquelle les 
dispositions de l’article 54, autres que celles 


visees 4 l’alinea precedent, seront applicables 


tant aux programmes d’investissement qu’aux 
projets en cours d’execution & cette date. 
Sont toutefois exceptes de l’application de 
’avant-dernier alinea dudit article, les projets 
pour lesquels des commandes ont &t& passees 
avant le 1°° mars 1951. 

Elle exercera des son entr&e en fonctions, 
en tant que de besoin, et en consultation 


avec les gouvernements, les pouvoirs prevus 
a. l’article 59, $ 3. 


Elle n’exercera les autres fonctions qui lui 
sont devolues par le Trait@ qu’& partir de 
la date qui marque, pour chacun des produits 
en cause, Je debut de la periode de transition. 
3. Aux dates prevues ci-dessus, la Haute 
Autorit€ notifiera aux Etats membres, pour 
chacune de ses fonctions, qu’elle est en me- 
sure d’en assumer la charge. Jusqu’ä cette 
notification, les pouvoirs correspondants 
continueront d’etre exerces par les Etats 
membres. 
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© ERSTER TEIL. 
‚Anwendung des Vertrages 


Kapitel I 


EINSETZUNG DER ORGANE DER 
GEMEINSCHAFT 


DIE HOHE BEHÖRDE 


$2 


1. Die Hohe Behörde nimmt ihre Tätigkeit 
auf, sobald ihre Mitglieder ernannt sind. 


2. Zur Durchführung der ihr in Paragraph 1 
dieses Abkommens zugewiesenen Aufgaben 
beginnt die Hohe Behörde unverzüglich die ihr 
durch den Vertrag zugewiesene Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Einholung von Auskünften 
und der Untersuchungen in der in den Artikeln 
46, 47,48 und 54 Absatz 3 vorgesehenen Weise 
und mit den dort festgelegten Befugnissen. So- 
bald sie ihre Tätigkeit aufgenommen hat, 
haben ihr die Regierungen gemäß Artikel 67 
jede Maßnahme mitzuteilen, die geeignet ist, 
die Wettbewerbsbedingungen zu verändern; 
dasselbe gilt für die Mitteilung der in Handels- 
verträgen und Vereinbarungen gleicher Wir- 
kung enthaltenen Bestimmungen über Kohle 
und Stahl gemäß Artikel 75. 


Die Hohe Behörde hat auf Grund der von 
ihr eingeholten Auskünfte über die Aus- 
rüstungen und Programme den Zeitpunkt zu 
bestimmen, von dem an die im vorstehenden 
Absatz nicht bezeichneten Bestimmungen des 
Artikels 54 auf die Investitionsprogramme 
und auf die Vorhaben Anwendung finden, die 
in diesem Zeitpunkt ausgeführt werden; die 
Bestimmungen des vorletzten Absatzes dieses 
Artikels finden jedoch keine Anwendung auf 
Vorhaben, für welche die Aufträge vor dem 
1. März 1951 erteilt worden sind. 


Die Hohe Behörde übt, soweit erforderlich, 
vom Zeitpunkt der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
an ım Benehmen mit den Regierungen die Be- 
fugnisse aus, die in Artikel 59 Paragraph 3 
vorgesehen sind. 


Die übrigen ihr durch den Vertrag zuge- 
wiesenen Tätigkeiten hat die Hohe Behörde 
erst von dem Zeitpunkt an auszuüben, der 
für jedes der in Betracht kommenden Er- 
Ba den Beginn der Übergangszeit dar- 
stellt. 
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Enitefoß: A compter d’une date qui sera 
fixe par la Haute Autorite des son entree 
n fonctions, des consultations s’etabliront 
‚entre elle et les Etats membres avant toutes 
- mesures legislatives ou reglementaires que 
. ceux-ci envisageraient de prendre concernant 


les questions sur lesquelles le Trait& lui donne 
- compe£tence. 


 4.Sans prejudice des dispositions de l’ar- 
ücle 67 relatives ä l’effet de mesures nou- 
velles, la Haute Autorite examinera avec 
les gouvernements interesses leffet sur les 
industries du charbon et de l’acier des dis- 
positions legislatives et reglementaires exi- 
stantes, notamment de la fixation des prix 
des sous-produits Schappant 3 A sa juridiction, 
ainsı que des regimes conventionnels de 
Securite sociale, dans la mesure ol ces regimes 
ont des consequences &quivalentes A celles de 
dispositions reglementaires en la matiere. Si 
elle reconnalt que certaines de ces disposi- 
tions, soit par leur incidence propre, soit par 
la discordance qu’elles presentent entre deux 
ou plusieurs Etats membres, sont susceptibles 
de fausser gravement les conditions de la 
concurrence dans les industries du charbon 
ou de P’acier, soit sur le march& du pays en 
cause, soit dans le reste du marche commun, 
soit sur les march&s d’exportation, elle propo- 
sera aux gouvernements interesses, apres 
consultation du Conseil, toute action qu’elle 
estimera susceptible de corriger de telles dis- 
positions ou d’en compenser les effets. 


5. Afin de pouvoir fonder son action sur 
des bases independantes des pratiques diverses 
des entreprises, la Haute Autorit& recher- 
chera, en consultation avec les gouverne- 
ments, les entreprises et leurs associations, les 
travailleurs et les utilisateurs et negociants, 
par quelle methode il serait possible de rendre 
comparables: 


— les Echelles de prix pratiquees pour les 
differentes qualit&s autour du prix moyen des 
produits ou pour les stades successifs d’elabo- 
ration des produits; 


—Je calcul des provisions d’amortisse- 
ments. 


6. Au cours de la p£riode pr&paratoire, la 
täche principale de la Haute Autorit& devra 
&tre d’entrer en relations avec les entreprises, 
leurs associations, les associations de tra- 
vailleurs et d’utilisateurs et negociants, pour 
acquerir une connaissance concrete tant de 
la situation d’ensemble que des situations 
particulieres dans la Communaute. 
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3.Zu den oben vorgesehenen Zeitpunkten 
hat die Hohe Behörde den Mitgliedstaaten 
hinsichtlich jeder ihrer Tätigkeiten mitzuteilen, 
daß sie zu deren Aufnahme in der Lage ist. 
Bis zu dieser Mitteilung werden die ent- 
sprechenden Befugnisse weiter von den Mit- 
gliedstaaten ausgeübt. 

Von einem Zeitpunkt an, den die Hohe 
Behörde nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
festzusetzen hat, haben sich jedoch die Hohe 
Behörde und die Mitgliedstaaten miteinander 


ins Benehmen zu setzen, bevor die Mitglied-: 


staaten von ihnen beabsichtigte Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zu den Fragen er- 
lassen, die nach dem Vertrage zur Zuständig- 
keit der Hohen Behörde gehören. 


4. Unbeschadet der Vorschriften des Ar- 
tikels 67 über die Wirkung neuer Maßnah- 
men hat die Hohe Behörde zusammen mit 
den beteiligten Regierungen zu prüfen, wie 
sich die bestehenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, insbesondere über die 
Preisfestsetzung für die ihrer Zuständigkeit 
nicht unterstehenden Nebenerzeugnisse auf 
die Kohle- und Stahlindustrie auswirken; 
das gleiche gilt für die vertraglichen Regelun- 
gen der Sozialversicherung, soweit diese die 
gleichen Wirkungen haben wie die auf die- 
sem Gebiet geltenden Verwaltungsvorschriften. 
Stellt sie fest, daß einzelne dieser Vorschrif- 
ten für sich allein oder durch die von ihnen 
begründeten Unterschiede zwischen zwei oder 
mehreren Mitgliedstaaten geeignet sind, die 
Wettbewerbsbedingungen in der Kohle- und 
Stahlindustrie entweder auf dem Markte des 
betreffenden Landes oder auf dem übrigen 
Teil des gemeinsamen Marktes oder auf den 
Ausfuhrmärkten erheblich zu verfälschen, so 
hat sie nach Anhörung des Rats den beteiligten 
Regierungen Mafßnahmen jeder Art vorzu- 
schlagen, die sie zur Berichtigung solcher Vor- 


schriften oder zum Ausgleich ihrer Auswirkun-, 


gen für geeignet hält. 
5. Um ihre Tätigkeit auf Grundlagen auf- 


bauen zu können, die von den unterschiedlichen 


Praktiken der Unternehmen unabhängig sind, 
hat die Hohe Behörde im Benehmen mit den 
Regierungen, den Unternehmen und ihren 
Verbänden, den Arbeitnehmern, den Ver- 
brauchern und Händlern zu prüfen, wie 


— die Preistafeln, die für die verschiede- 
nen Güteklassen im Umkreis um den 
Durchschnittspreis der Erzeugnisse oder 
für die aufeinanderfolgenden Bear- 
beitungsstufen der Erzeugnisse angewandt 
werden, 
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A Paide des informations qu’elle recueillera 
sur les march&s, les approvisionnements, les 
conditions de production des entreprises, les 
conditions de vie de la main-d’oeuvre, les 
programmes de modernisation et d’&quipe- 
ment, elle &tablira, en liaison avec tous les 
- interesses et pour Eclairer leur action com- 
mune, un tableau general de la situation de la 
Communaut£. 


Sur la base de ces consultations et de cette 
connaissance d’ensemble, seront prepar£es les 
mesures necessaires pour £tablir le marche 
commun et pour faciliter l’adaptation des 
productions. 


LE CONSEIL 


$3 


Le Conseil se r&unira dans le mois qui 
suivra l’entree en fonctions de la Haute 
Autorite. 


LE COMITE CONSULT ATIF 


$ 4 


En vue de la constitution du Comite Con- 
sultatif dans les conditions prevues & Par- 
ticle 18 du Traite, les gouvernements com- 
muniqueront A la Haute Autorite, des son 
entree en fonctions, toutes les informations 
sur la situation des organisations de produc- 
teurs, de travailleurs et d’utilisateurs existant 
dans chaque pays pour le charbon d’une part, 
et pour l’acier d’autre part, notamment sur la 
composition, la zone d’extension geogra- 
phique, les statuts, les attributions et le röle 
de ces organisations. 
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— die Berechnung der Abschreibungs- I: 
rückstellungen Ze 
vergleichbar gemacht werden können. 


6. Während der Anlaufzeit besteht die i 
Hauptaufgabe der Hohen Behörde darin, mit i 
den Unternehmen und deren Verbänden 
und den Arbeitnehmer-, Verbraucher- und 
Händlerverbänden in Verbindung zu treten, || 
um sich eine konkrete Kenntnis der Gesamt- 
lage und der besonderen Verhältnisse inner- 
halb der Gemeinschaft zu verschaffen. 

Mit Hilfe der Auskünfte, die sie über die 
Märkte, die Versorgung, die Produktions- 
bedingungen der Unternehmen, die Lebens- | 
bedingungen der Arbeiterschaft sowie die 
Modernisierung- und Ausrüstungspro- 
gramme einholt, hat sie zusammen mit allen | 
Beteiligten und um deren gemeinsames 
Handeln zu erhellen, eine Gesamtübersicht 
über die Lage der Gemeinschaft aufzustellen. | 

Auf Grund dieser Fühlungnahmen und 
dieser Kenntnis der Gesamtlage sind die 
Maßnahmen vorzubereiten, die erforderlich 
sind zur Errichtung des gemeinsamen Marktes 
und zur Erleichterung einer Anpassung der Er- 
zeugung. 


2 ana gere ht 


DER RAT j 


$ 3 


Der Rat tritt in dem Monat zusammen, der 
auf den Beginn der Tätigkeit der Hohen Be- 
hörde folgt. 


DER BERATENDE AUSSCHUSS 


San 

Im Hinblick auf die Bildung des Beraten- | 
den Ausschusses gemäß Artikel 18 des Ver- 
trages haben die Regierungen der Hohen Be- 
hörde, sobald diese ihre Tätigkeit aufgenom- 
men hat, alle Auskünfte über die Verhält- 
nisse der Erzeuger-, Arbeitnehmer- und Ver- 
braucherorganisationen mitzuteilen, die in 
jedem Land für Kohle und Stahl bestehen, 
insbesondere über die Zusammensetzung, den 
geographischen Bereich, die Satzungen, die 
Befugnisse und die Aufgaben dieser Organi- 
sationen. 
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Sur la base des informations ainsi r&unies, 
la Haute Autorit& provoquera, dans les deux 
_ mois de son entree en fonctions, une d£- 
_ eision du Conseil 4 Peffet de designer les 


‚organisations de producteurs et de travailleurs 


2 

% 
7 
J 


chargees de presenter les candidats. 


Le Comite Consultatif devra &tre consti- 
_ tue dans le mois suivant cette decision. 


LA COUR 


55 


La Cour entrera en fonctions des la nomi- 
nation de ses membres. La premiere desi- 
gnation du president sera faite dans les 
m&mes conditions que celle du president de 
la Haute Autorite. 


La Cour £tablira son reglement de proc£- 
dure dans un delaı maximum de trois mois. 


Les recours ne pourront £tre introduits 
qu’ä partir de la date de publication de ce 
reglement. L’imposition des astreintes et le 
recouvrement des amendes seront suspendus 
jusqu’ä cette date. 


Les delais d’introduction des recours ne 


 courront qu’& compter de cette m&me date. 


L’ASSEMBLEF 


\ 6 

L’Assemblee se r&unira un mois apres la 
date d’entree en fonctions de la Haute 
Autorite, sur convocation du president de 
celle-ci, pour &lire son bureau et &laborer 
son reglement interieur. Jusqu’& l’election du 
bureau, elle sera presidee par le doyen d’äge. 


Elle tiendra une deuxieme session cinq 
mois apres la date d’entree en fonctions de la 
Haute Autorite, pour entendre un expose 
d’ensemble sur la situation de la Commu- 
naute, accompagne du premier dtat pre- 
visionnel. 
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Auf Grund dieser Auskünfte hat die Hohe 
Behörde innerhalb von zwei Monaten nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit einen Beschluß des 
Rates über die Bestimmung der Erzeuger- 
und Arbeitnehmerorganisationen herbeizu- 
führen, die Kandidaten vorzuschlagen haben. 


Der Beratende Ausschuß muß in dem auf 
diesen Beschluß folgenden Monat gebildet 
werden. 


DER GERICHTSHOF 


$5 


Der Gerichtshof nimmt seine Tätigkeit 
auf, sobald seine Mitglieder ernannt sind. Die 
erste Ernennung des Präsidenten erfolgt nach 


denselben Bestimmungen wie die Ernennung 


des Präsidenten der Hohen Behörde. 
Der Gerichtshof hat sich innerhalb von 


drei Monaten eine Verfahrensordnung zu 
geben. 


Klagen können erst vom Zeitpunkt 
der Veröffentlichung dieser Verfahrensord- 
nung an erhoben werden. Die Auferlegung 
von Zwangsgeldern und die Einziehung von 
Geldbußen werden bis zu diesem Zeitpunkt 


ausgesetzt. 


Die Fristen für die Erhebung von Klagen 
beginnen erst vom gleichen Zeitpunkt an zu 
laufen. 


DIE VERSAMMLUNG 


56 


Die Versammlung wird von ihrem Präsi- 
denten einberufen und tritt einen Monat 
nach Beginn der Tätigkeit der Hohen Be- 
hörde zusammen, um die Mitglieder ihres 
Büros zu wählen und ihre Geschäftsordnung 
auszuarbeiten. Bis zur Wahl der Mitglieder des 
Büros führt der Alterspräsident den Vorsitz. 


Fünf Monate nach Beginn der Tätigkeit 
der Hohen Behörde hält sie eine zweite 
Sitzung ab, um einen Gesamtbericht über die 
Lage der Gemeinschaft entgegenzunehmen, 
dem der erste Haushaltsvoranschlag beigefügt 
wird. 
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DISPOSITIONS FINANCIERES ET 
ADMINISTRATIVES 


$7 


1.Le premier exercice financier s’etendra de 
la date d’entree en fonctions de la Haute 
Autorite au 30 juin de l’ann&e suivante. 


2.Le prelevement prevu & Particle 50 du 
Traite pourra &tre pergu A compter de 
P’etablissement du premier &tat previsionnel. 
Ä titre transitoire et pour faire face aux 
premieres depenses administratives, les Etats 
membres feront des avances remboursables 
et sans interet, reparties au prorata de leurs 
cotisations A l’Organisation Europeenne de 
Cooperation Economique. 


3. En attendant que la Commission prevue A 
article 78 du Traite ait fixe Peffectif des 
agents et &tabli leur statut, le personnel 
necessaire est recrute sur. contrat. 


Chapitre I 


- ETABLISSEMENT DU MARCHE 
COMMUN 


$8 


L’etablissement du marche commun, pre- 
par& par la mise en place de toutes les insti- 
tutions de la Communaut£, par les consul- 
tations d’ensemble entre la Haute Autorite, 
les gouvernements, les entreprises et leurs 
associations, les travailleurs et les utilisateurs, 
et par le tableau general de la situation de 
la Communaut& qui d&coulera des informa- 
tions ainsi recueillies, resultera des mesures 
d’application de P’article 4 du Traite. 


Ces mesures entreront en vigueur, sans 
prejudice des dispositions particulieres pre£- 
vues A la presente Convention: 


a) en ce qui concerne le charbon, sur noti- 
fication par la Haute Autorit& de la mise en 
place des mecanismes de per&quation pr&vus 
a la troisieme partie de la pr&sente Conven- 
tion, chapitre II; 
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FINANZ- UND. 


VERWALTUNGSBESTIMMUNGEN 


67 


folgenden Jahres. 


2. Die in Artikel 50 des Vertrages vorgesehene | 
Umlage kann von der Aufstellung des ersten ‘| 
Haushaltsvoranschlages an erhoben werden. | 
Für den Übergang und zur Bestreitung der 
ersten Verwaltungsausgaben haben die Mit- . 
gliedstaaten rückzahlbare und unverzinsliche 
Vorschüsse im Verhältnis ihrer Beiträge zu der 
Europäischen Organisation für wirtschaftliche 


Zusammenarbeit zu leisten. 


Bis zur Festsetzung der Zahl der Ange- 
stellten und ihres Statuts durch den in Ar- 
tikel 78 des Vertrages vorgesehenen Ausschuß 
wird das erforderliche Personal auf Grund von 


Dienstverträgen angestellt. 


Kapitel II 


ERRICHTUNG DES GEMEINSAMEN 
MARKTES 


N: 


Die Errichtung des gemeinsamen Marktes 
wird ‚vorbereitet durch die Einsetzung aller 
Organe der Gemeinschaft, durch umfassende 
Fühlungnahmen der Hohen Behörde mit den 
Regierungen, den Unternehmen und ihren 
Verbänden, den Arbeitnehmern und Ver- 
brauchern und durch den sich aus den so 
erhaltenen Auskünften ergebenden 
meinen Überblick über die Lage der Ge- 
meinschaft; sie ergibt sich aus den Maßnahmen 


zur Durchführung des Artikels 4 des Vertrages. | 


Diese Maßnahmen treten unbeschadet der 


in diesem Abkommen vorgesehenen besonde- 


ren Vorschriften in Kraft, und zwar: 
a) soweit es sich um Kohle handelt, sobald 


die Hohe Behörde die Einsetzung der im 


Dritten Teil — Kapitel II — dieses Ab- 


kommens vorgesehenen Einrichtungen für die 


Ausgleichszahlungen bekanntgegeben hat; 
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.b) en ce qui concerne le minerai de fer et 


‚charbon; 


c) en ce qui concerne l’acier, deux mois 

 apres la date prevue ci-dessus. 

Les me£canismes de per&quation prevus 

pour le charbon, conform&ment aux dispo- 

_  sitions de la troisieme partie de la presente 
Convention, devront &tre mis en place dans 
un delai de six mois & dater de Pentree en 
fonctions de la Haute Autorite. 


Au cas ou des delais suppl&mentaires 
seraient necessaires, ils seraient fix&s par le 
Conseil, sur proposition de la Haute 
Autorite. 


SUPPRESSION DES DROITS DE 
DOUANE ET DES RESTRICTIONS 
QUANTITATIVES 


$ 9 


Sous reserve des dispositions particulieres 
prevues A la presente Convention, les Etats 
membres aboliront tous droits d’entree et de 

 sortie ou taxes d’effet &quivalent et toutes 
restrictions quantitatives & la circulation du 
charbon et de l’acier & l’interieur de la Com- 
munaute, aux dates fixees pour l’etablisse- 
ment du marche@ commun, dans les condi- 
tions prevues au paragraphe 8 pour le char- 
bon, le minerai de fer et la ferraille d’une 
part, et pour l’acier d’autre part. 


TRANSPORTS 


$ 10 


Une Commission d’experts design&s par les 
gouvernements des Etats membres sera 
chargee par la Haute Autorit£, qui la convo- 
quera sans delai, de l’&tude des dispositions 
ä proposer aux gouvernements, en ce. qui 
concerne les transports de charbon et d’acier, 
pour atteindre les buts definis A Particle 70 
du Traite. 

Les negociations necessaires pour re£alıser 
Paccord des gouvernements sur les diffe- 
rentes mesures proposees, sans prejudice des 
dispositions du dernier alinea de l’article 70, 
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la ferraille, 4 la m&me date que pour le’ 


; ‚ 


b) soweit es sich um Eisenerz und Schrott 


handelt, zu dem gleichen Zeitpunkt wie für 


Kohle; 


c) soweit es sich um Stahl handelt, zwei 
Monate nach dem oben vorgesehenen Zeit- 
punkt. 


Die nach den Vorschriften des Dritten 
Teiles dieses Abkommens für Kohle vorge- 
sehenen Einrichtungen für die Ausgleichs- 
zahlungen sind binnen sechs Monaten nach 
Beginn der Tätigkeit der Hohen Behörde 
zu schaffen. 


Etwa erforderliche zusätzliche Fristen sind 
auf Vorschlag der Hohen Behörde durch den 
Rat festzusetzen. 


BESEITIGUNG DER ZÖLLE 
UND DER MENGENMÄSSIGEN 
BESCHRÄNKUNGEN 


g9 


Vorbehaltlich der in diesem Abkommen 
vorgesehenen besonderen Vorschriften haben 


die Mitgliedstaaten alle Ein- und Ausführzölle 


oder Abgaben gleicher Wirkung und mengen- 
mäßige Beschränkungen jeder Art für den 
Verkehr mit Kohle und Stahl innerhalb der 
Gemeinschaft zu den Zeitpunkten zu be- 
seitigen, die zur Errichtung des gemeinsamen 
Marktes gemäß Paragraph 8 für Kohle, 
Eisenerz und Schrott einerseits sowie für 
Stahl andererseits vorgesehen sind. 


TRANSPORTWESEN 


$ 10 


Ein Ausschuß von Sachverständigen, die 
von den Regierungen der Mitgliedstaaten 
ernannt werden, ist von der Hohen Behörde 
mit der Ausarbeitung von Vorschriften zu 
beauftragen, die zur Erreichung der ın 
Artikel 70 des Vertrages bestimmten Ziele den 
Regierungen für die Transporte von Kohle 
und Stahl vorzuschlagen sind; die Hohe 
Behörde hat diesen Ausschuß unverzüglich eir.- 
zuberufen. 


Die zur Herbeiführung des Einverständ- 
nisses der Regierungen mit den verschiedenen 
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seront engagees A Tinitiative de la Haute 
Autorite, qui prendra &galement P’initiative 
des ne&gociations &ventuellement ne£cessaires 
avec les Etats tiers interesses. 


Les mesures & etudier par la Commission 
d’experts seront les suivantes: 


1° Suppression des discriminations con- 
traires aux dispositions de article 70, 
alinea 2; 


2% Fitablissement, pour les transports & 
Pinterieur de la Communaute, de tarifs 
directs internationaux tenant compte de la 
distance totale et presentant un caractere 
de degressivite, sans prejuger la repartition 
des taxes entre les entreprises de transports 
interessees; 


30 Examen, pour les differents modes de 
transport, des prix et conditions de trans- 
port de toute nature appliqu&s au charbon 
et & l’acier, en vue d’en r£aliser ’harmoni- 
sation dans le cadre de la Communaute et 
dans la mesure n&cessaire au bon fonction- 
nement du march@E commun, en tenant 
compte, entre autres elements, du prix de 
revient des transports. 


La Commission d’experts disposera au 
maximum des delais d’etudes suivants: 


— trois mois pour les mesures visees en 1°; 
— deux ans pour les mesures visees en 
2er etH3); 

Les mesures visees en 1° entreront en 


vigueur au plus tard lors de l’&tablissement 
du march@ commun pour le charbon. 


Les mesures visees en 2° et 30 entreront 
en vigueur simultanement, sitöt re£alise 
l’accord des gouvernements. Toutefois, au 
cas ou, deux ans et demi apres Pinstitution 
de la Haute Autorite, l’accord des gouver- 
nements des Etats membres ne serait pas 
r&alise sur les mesures visees en 3°, les mesures 
visees en 2° entreraient seules en vigueur A 
une date determine par la Haute Autorite. 
Dans ce cas, la Haute Autorit& ferait, sur 
propositions de la Commission d’experts, les 
recommandations qui lui paraitraient neces- 
saires, en vue d’viter toutes perturbations 
graves dans le domaine des transports. 


Les mesures tarifaires visees au quatrieme 
l’alinea de Particle 70, en vigueur lors de 
Pinstitution de la Haute Autorite, seront 

eg Nr 
notifiees A la Haute Autorite qui devra 
accorder pour leur modification les delais 
necessaires pour &viter toute perturbation 
economique grave. 
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vorgeschlagenen Maßnahmen erforderlichen 
Verhandlungen sind unbeschadet der Be- 
stimmungen des Artikels 70 letzter Absatz von 
der Hohen Behörde in die Wege zu leiten; 
diese hat gleichfalls die etwa notwendigen 
Verhandlungen mit beteiligten dritten Staaten 
einzuleiten. 


Die von dem Ausschuß zu prüfenden Maß- il) 
nahmen sind folgende: 


1) Beseitigung der zu den Bestimmungen des 
Artikels 70 Absatz 2 in Widerspruch stehen- 
den Diskriminierungen; 


2) für die Transporte innerhalb der Ge- 
meinschaft Aufstellung von direkten inter- 
nationalen Tarifen, die die Gesamtentfernung 
berücksichtigen und einen degressiven Cha- 
rakter tragen, ohne der Aufteilung der Frach- 
ten auf die beteiligten Verkehrsunternehmen 
vorzugreifen; 


3) Prüfung der bei den verschiedenen Be- 
förderungsarten für Kohle und Stahl ange- 
wandten Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen aller Art, damit sie im Rahmen der Ge- 
meinschaft aufeinander abgestimmt werden, 
soweit dies für das ordnungsgemäße Arbeiten 
des gemeinsamen Marktes erforderlich ist; da- 
bei sind unter anderem die Selbstkosten der 
Transporte zu berücksichtigen. 


Der Sachverständigenausschuß hat seine 
Arbeiten spätestens innerhalb folgender 
Fristen abzuschließen: 


drei Monate für die unter 1) genannten 
Maßnahmen; 


zwei Jahre für die unter 2) und 3) genann- 
ten Maßnahmen. 


Die unter 1) genannten Maßnahmen treten 
spätestens mit der Errichtung des gemeinsamen 
Marktes für Kohle in Kraft. 


Die unter 2) und 3) genannten Maßnahmen 
treten gleichzeitig in Kraft, sobald das Ein- 
verständnis der Regierungen vorliegt. Falls 
jedoch zweieinhalb Jahre nach Errichtung der 
Hohen Behörde das Einverständnis der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten mit den 
unter 3) genannten Maßnahmen nicht herbei- 
geführt sein sollte, treten die unter 2) ge- 
nannten Maßnahmen zu einem von der Hohen 
Behörde bestimmten Zeitpunkt allein in 
Kraft. In diesem Falle hat die Hohe Be- 
hörde auf Vorschlag des Sachverständigen- 
ausschusses die ihr notwendig erscheinenden 
Empfehlungen zu erteilen, um jede schwere 
Störung im Transportwesen zu vermeiden. 
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La Commission d’experts recherchera et 
Proposera aux gouvernements interesses les 
.derogations qu’ils autoriseront le Gouverne- 


ment luxembourgeois & apporter aux mesures 
et principes definis ci-dessus, pour tenir 
compte de la situation speciale des Chemins 
de fer luxembourgeois. 


Les gouvernements int£resses, apres consul- 
tation de la Commission d’experts, autorise- 
ront le Gouvernement luxembourgeois, pour 
autant que cette situation particuliere l’exige, 
& proroger pendant la periode permanente 
Papplication de la solution adoptee. 


Tant qu’un accord sur les mesures pre£- 
vues aux alin&as qui precedent n’a pu 
s’etablir entre les gouvernements interesses, 
le Gouvernement luxembourgeois est auto- 
rise & ne pas appliquer les principes definis 
a Particle 70 du Traite ainsi qu’au present 
paragraphe. 


SUBVENTIONS, AIDES DIRECTES OU 


INDIRECTES, CHARGES SPECIALES 


$ 11 


Les gouvernements des Etats membres 
notifieront & la Haute Autorite, des son 
entree en fonctions, les aides et subventions 
de toute nature dont ben£ficie dans leurs 
pays respectifs P’exploitation des industries 
du charbon et de Pacier ou les charges 
speciales qui lui sont imposees. Sauf accord 
de la Haute Autorit& sur le maintien desdites 
aides, subventions ou charges sp£ciales et les 
conditions auxquelles ce maintien est subor- 
donne&, elles devront &tre interrompues, aux 
dates et dans les conditions fix&es par la Haute 
Autorite, apres consultation du Conseil, sans 
que cette interruption puisse &tre obligatoire 
avant la date qui marque le debut de la 
periode de transition pour les produits en 
cause. 
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Die in Artikel 70 Absatz 4 genannten 
und bei der Einsetzung der Hohen Behörde 
geltenden Tarifbestimmungen sind der Hohen 
Behörde mitzuteilen; diese hat für ihre Ab- 
änderung die Fristen zu bewilligen, die er- 
forderlich sind, um jede schwere wirtschaft- 
liche Störung zu vermeiden. 


Der Sachverständigenausschuß hat Ab- 
änderungen auszuarbeiten und den beteiligten 
Regierungen vorzuschlagen; diese werden die 
luxemburgische Regierung ermächtigen, die 
vorgeschlagenen Abänderungen auf die oben 
näher bezeichneten Maßnahmen und Grund- 
sätze anzuwenden, um der besonderen Lage 


der luxemburgischen Eisenbahn Rechnung zu 


tragen. 

Die beteiligten Regierungen werden nach 
Anhörung des Sachverständigenausschusses die 
luxemburgische Regierung, soweit es die be- 
sondere Lage erfordert, ermächtigen, die ange- 
nommene Lösung während des Dauerzustandes 
weiter anzuwenden. 

Solange über die in den vorstehenden Ab- 
sätzen vorgesehenen Maßnahmen keine Eini- 
gung zwischen den beteiligten Regierungen 
erzielt werden kann, braucht die luxem- 
burgische Regierung die in Artikel 70 des Ver- 


trages und in diesem Paragraphen angegebe- _ 


nen Grundsätze nicht anzuwenden. 


SUBVENTIONEN, UNMITTELBARE 
ODER MIET ELBARE, BEIHILFEN: 
BESONDERE LASTEN 


g1 


Die Regierungen der Mitgliedstaaten haben 
der Hohen Behörde, sobald diese ihre Tätig- 
keit aufgenommen hat, von Beihilfen und 
Subventionen jeder Art, die den Kohle- und 
Stahlindustrien in ihren Ländern zugute kom- 
men, oder von den ihnen auferlegten beson- 
deren Lasten Kenntnis zu geben. Stimmt die 
Hohe Behörde der Beibehaltung dieser Bei- 
hilfen, Subventionen oder besonderen Lasten 
und der Bedingungen für ihre Beibehaltung 
nicht zu, so sind sie zu den von der 
Hohen Behörde bestimmten Zeitpunkten 
und unter den von ihr festgesetzten Be- 
dingungen nach Stellungnahme des Rates ein- 
zustellen, ohne daß diese Einstellung vor dem 
Zeitpunkt verbindlich werden kann, der den 
Beginn der Übergangszeit für die in Betracht 
kommenden Erzeugnisse darstellt. 
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ENTENTES ET ORGANISATIONS 
MONOPOLISTIQUES 


Se 


Toutes informations sur les ententes ou 
organisations visees A l’article 65 seront com- 
muniquees 4 la Haute Autorite, dans les 
conditions prevues au paragraphe 3 dudit 
article. 


Dans les cas ol la Haute AutoritE ne 
donnera pas les autorisations prevues au 
paragraphe 2 dudit article, elle fixera des 
delais raisonnables A P’expiration desquels les 
interdictions prevues au m&me article pren- 
dront effet. 


En vue de faciliter la liquidation des orga- 
nisations interdites au titre de l’article 65, la 
Haute Autorit@ pourra nommer des liquida- 
teurs responsables devant elle et agissant sur 
ses instructions. 


Avec le concours de ces liquidateurs, elle 
etudiera les problEmes qui se posent et les 
moyens qui doivent &tre mis en auvre pour: 


— assurer la distribution et Putilisation 
les plus &conomiques des produits, et 
notamment des differentes sortes et qualites 


„de charbon; 


— e@viter, en cas de reduction de la de- 
mande, toute atteinte A des capacites de pro- 
duction, et notamment A des installations 
charbonnieres, necessaires A l’approvisionne- 
ment du marche@ commun en p£riode nor- 
male ou de haute conjoncture; 


— £viter une r&partition in&quitable entre 
les salaries des reductions de l’emploi qui 
pourraient r&sulter d’une reduction de la de- 
mande. 

La Haute Autorite, sur la base de ces 
etudes, et en conformite avec les missions qui 
lui sont devolues, instituera, sans que la vali- 
dite en soit limitee A la p@riode de transition, 
tels proc&dures ou organismes auxquels le 
Traite lui donne latitude de recourir, qu’elle 
estimera appropries A la solution de ces pro- 
blemes dans l’exercice de ses pouvoirs, no- 
tamment au titre des articles 53, 57, 58 et 
du chapitre V du titre III. 


$ 13 
Les dispositions du paragraphe 5 de P’article 
66 sont applicables des P’entree en vigueur du 
Traite. Elles pourront, en outre, &tre appli- 
quees A des operations de concentration 
realisees entre la date de signature et la date 
d’entree en vigueur du Traite, si Ja Haute 
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MONOPOLARTIGE ABKOMMEN 


UND ORGANISATIONEN 
Alle Auskünfte über die in Artikel 65 ge- 
nannten Abkommen oder Organisationen sind 


der Hohen Behörde gemäß Paragraph 3 des 
genannten Artikels zu erteilen. 


Verweigert die Hohe Behörde die Erteilung 
der inParagraph2 des genannten Artikels vor- 
gesehenen Genehmigungen, so hat sie ange- 
messene Fristen festzusetzen, nach deren Ab- 
lauf die in demselben Artikel vorgesehenen 
Verbote wirksam werden. 


Um die Liquidierung der gemäß Artikel 65 
verbotenen Organisationen zu erleichtern, 
kann die Hohe Behörde Liquidatoren er- 
nennen, die ihr gegenüber verantwortlich 
sind und auf ihre Weisungen handeln. 

Unter Mitwirkung dieser Liquidatoren 
prüft sie die entstehenden Probleme und die 
Mittel, die zur Anwendung gebracht werden 
müssen, um 


— die wirtschaftlichste Verteilung und Ver- 
wendung der Erzeugnisse und insbesondere 
der verschiedenen Sorten und Güteklassen von 
Kohle sicherzustellen; 


— bei einem Nachlassen der Nachfrage jede 
Beeinträchtigung der Produktionskapazität und 
insbesondere der für die Versorgung des ge- 
meinsamen Marktes in normalen Zeiten oder 
in Zeiten der Hochkonjunktur erforderlichen 
Kohlebergbauanlagen zu vermeiden; 

— eine ungleichmäßige Aufteilung der ver- 
ringerten Arbeitsmöglichkeiten, die sich aus 
einem Nachlassen der Nachfrage ergeben 
könnten, auf die Arbeitnehmer zu vermeiden. 


Die Hohe Behörde schafft auf Grund dieser 
Prüfungen und im Einklang mit den ihr über- 
tragenen Aufgaben die Verfahren und Orga- 
nisationen, die zu schaffen ihr der Vertrag 
Raum läßt, und die sie zur Lösung dieser 
Probleme bei Ausübung ihrer Befugnisse, ins- 
besondere nach den Artikeln 53, 57, 58 und 
Kapitel V des Titels III, für zweckdienlich 
hält, ohne daß deren Bestand auf die Über- 
gangszeit beschränkt wäre. 


$13 
Die Bestimmungen des Artikels 66 Para- 
graph 5 sind anwendbar, sobald der Vertrag 
in Kraft getreten ist. Sie können außerdem 
auf Zusammenschlüsse angewendet werden, 
die zwischen dem Zeitpunkt der Unterzeich- 
nung und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
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| te la preuve que ces op£rations 
fectu&es en vue d’Eluder l’application’ 
article 66. 
Jusqu’a ce quwait &te pris le röglement 
revu au paragraphe 1, dudit article les op£- 
rations visees au dit paragraphe ne seront pas 
_ obligatoirement soumises A autorisation pre£- 
_ alable. La Haute Autorit& n’est pas tenue de 
_ statuer immediatement sur les demandes 
 d’autorisation qui lui seraient soumises. 
Jusqu’ä ce qu’ait &te pris le r&glement prevu 
. au paragraphe 4 du me&me article, les infor- 

mations visees audit paragraphe ne pourront 
_ Etre exigees que des entreprises soumises & la 
juridiction de la Haute Autorite, dans les 
conditions prevues A Particle 47. 

Les reglements pr&vus aux paragraphes 1 et 
4 de Particle 66 devront &tre pris dans les 
_  quatre mois qui suivent l’entr&e en fonctions 
de la Haute Autorite. 


br 


La Haute Autorit& recueille aupres des. 


_  gouvernements, des associations de produc- 
 teurs et des entreprises, toutes informations 
utiles & lapplication des dispositions des 
_  paragraphes 2 et 7 de Particle 66 sur les 
situations existant dans les diverses regions 
- de la Communaute. _ 

Les dispositions du paragraphe 6 de 
Particle 66 sont applicables A mesure de 
Pentree en vigueur des dispositions dont elles 
sanctionnent respectivement l’application. 

Les . dispositions du paragraphe 7 de 
Particle 66 sont applicables 4 compter de la 
date de l’&tablissement du march@ commun 
dans les conditions prevues au paragraphe 8 
de la pr&sente Convention. 


H 


N 
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des Vertrages bewirkt worden sind, wenn 


_ die Hohe Behörde nachweist, daß dieses Vor- 


gehen erfolgt ist, um der Anwendung des 
Artikels 66 zu entgehen. 


Bis zum Erlaß der in Artikel 66 Para- En F 


graph 1 vorgesehenen Anordnung bedarf das 
in diesem Paragraphen bezeichnete Vorgehen 
keiner vorherigen Zustimmung. Die Hohe 
Behörde ist nicht verpflichtet, über die ihr ein- 
gereichten Anträge auf Zustimmung sofort zu 


entscheiden. Bet 
Bis zum Erlaß der in Artikel 66 Para- 


graph 4 vorgesehenen Anordnung können die 
in diesem Paragraphen erwähnten Auskünfte 
von den der Zuständigkeit der Hohen Behörde 
unterstehenden Unternehmen nur unter den 
in Artikel 47 vorgesehenen Voraussetzungen 
verlangt werden. | 


Die in Artikel 66 Paragraph 1 und 4 vor- Re 


gesehenen Anordnungen sind innerhalb von 


vier Monaten nach Beginn der Tätigkeit dr 


Hohen Behörde zu erlassen. SE 
Die Hohe Behörde holt bei den Regierun- 


gen, den Erzeugerverbänden und den Unter- vz 
nehmen alle zur Durchführung der Bestim- 


mungen der Paragraphen 2 und 7 des Ar- 


tikels 66 zweckdienlichen Auskünfte über de 
in den verschiedenen Gebieten der Gemein- 
schaft bestehenden Verhältnisse ein. a 


Die Bestimmungen des Artikels 66 Para- Er, S 


graph 6 sind je nach dem Inkrafttreten der 


Vorschriften anwendbar, deren Anwendung Te 


sie für zulässig erklären. 


Die Bestimmungen des Artikels 66 Para- ee 
graph 7 sind vom Zeitpunkt der Errichtung n 


des gemeinsamen Marktes an gemäß Para- 
graph 8 dieses Abkommens anwendbar. 
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DEUXIEME PARTIE 


Relations de la Communaute 
avec les pays tiers 


Chapitre 1 


NEGOCIATIONS AVEC LES PAYS TIERS 


$ 14 


Des Pentree en fonctions de la Haute 
Autorite, les Etats membres engageront des 
negociations avec les gouvernements des pays 
tiers, et en particulier avec le Gouvernement 
britannique, sur lP’ensemble des relations &co- 
nomiques et commerciales concernant le 
charbon et l’acier entre la Communaute et 
ces pays. Dans ces negociations, la Haute 
Autorite, agissant sur instructions d£liberees 
par le Conseil & ’unanimite, sera mandataire 
commun des gouvernements des Etats mem- 
bres. Des repr&sentants des Etats membres 
pourront assister auxdites n&gociations. 


$ 15 


En vue de laisser aux Etats membres toutes 
libertE pour negocier des concessions de la 
part des pays tiers, notamment en &change 
d’un abaissement des droits sur l’acier dans le 
sens d’une harmonisation avec les tarifs les 
moins protecteurs pratiques dans la Commu- 
naut£, les Etats membres conviennent, & dater 
de l’etablissement du march&E commun pour 
Pacier, des dispositions suivantes: 

Dans le cadre de contingents tarifaires, les 
pays du Benelux conservent aux importa- 
tions en provenance des pays tiers et des- 
tinees A leur propre march& le ben£fice des 
droits qu’ils appliquent lors de lentree en 
vigueur du Traite. 

Ils soumettent les importations effectudes 
en sus de ce contingent, qui sont r&putees des- 
tinees A d’autres pays de la Communaut£, & 
des droits egaux au droit le moins &leve 
appliqu& dans les autres Etats membres, dans 
le cadre de la Nomenclature de Bruxelles de 
1950, ä la date d’entr&e en vigueur du Traite. 


Le contingent tarifaire est £tabli, pour 
chaque rubrique du tarif douanier Benelux, 
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ZWEITER TEIL 


Beziehungen der Gemeinschaft 
zu dritten Ländern | 


Kapitel I 


VERHANDLUNGEN MIT DRITTEN 
LÄNDERN 


$ 14 


Sobald die Hohe Behörde ihre Tätigkeit 
aufgenommen hat, haben die Mitgliedstaaten 
mit den Regierungen dritter Länder, insbe- 
sondere mit der britischen Regierung, Ver- 
handlungen über sämtliche Wirtschafts- und 


. Handelsbeziehungen zwischen der Gemein- 


schaft und diesen Ländern einzuleiten, soweit 
sie Kohle und Stahl betreffen. Bei diesen 
Verhandlungen tritt die Hohe Behörde als 
gemeinsame Beauftragte der Mitgliedstaaten 
auf; sie handelt auf Grund von Weisungen, 
die der Rat einstimmig beschlossen hat. Ver- 
treter der Mitgliedstaaten können an diesen 
Verhandlungen teilnehmen. 


$15 


Um den Mitgliedstaaten jede Freiheit zur 
Aushandlung von Konzessionen seitens drit- _ 
ter Länder zu lassen, insbesondere als Gegen- 
leistung für eine Senkung der Zölle für Stahl 
im Sinne einer Anpassung an die in der Ge- 
meinschaft angewandten niedrigsten Schutz- 
zölle, vereinbaren die Mitgliedstaaten fol- 
gende Bestimmungen, die von der Herstellung 
des gemeinsamen Marktes für Stahl ab gelten: 


Im Rahmen von Zollkontingenten bleiben 
die Benelux-Länder bei den für ihren eigenen 
Markt bestimmten Einfuhren aus dritten 
Ländern weiter im Genuß der von ihnen bei 


Inkrafttreten des Vertrages angewandten 
Zölle. 


Sie wenden auf die über dieses Kontingent 
hinausgehenden Einfuhren, von denen anzu- 
nehmen ist, daß sie für andere Länder der 
Gemeinschaft bestimmt sind, die Zölle an, 
die im Rahmen der Brüsseler Nomenklatur 
von 1950 dem niedrigsten bei Inkrafttreten 
des Vertrages in den anderen Mitgliedstaaten 
angewandten Zoll gleichkommen. 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


EN 


par p£riodes d’un an et sous r&serve de re- 
vision de trois mois en trois mois, par les 
gouvernements des pays du Benelux, en 
accord avec la Haute Autorite, et compte 
tenu de l’Evolution des besoins et des cou- 
rants d’echanges. Les premiers contingents 
 seront fixes sur la base des importations 

moyennes des pays du Benelux en provenance 

des. pays tiers au cours d’une periode de 
reference appropri&e, et compte tenu, le cas 
echeant, des productions destindes 4 £tre 
substitu&es A Pimportation qui correspondent 
aux mises en services prevues d’installations 
nouvelles. Les depassements rendus necessaires 
par des besoins impr&vus sont immediatement 
notifies A la Haute Autoritd qui pourra les 
interdire, sauf application temporaire de 
contröles des livraisons des pays du Benelux 
vers les autres Etats membres, quand elle 
constatera un accroissement notable de ces 
livraisons exclusivement imputable & ces de- 
passements. Le benefice du droit le plus bas 
n’est accord€ aux importateurs dans les pays 
du Benelux que moyennant un engagement 
de non-reexportation vers les autres pays de 
la Communaut£. 


L’engagement du pays du Benelux d’etablir 

\ un contingent tarifaire cessera d’avoir effet 

dans les conditions pr&vues par l’accord qui 

conclura les n&gociations avec la Grande- 

Bretagne, et au plus tard & Pexpiration de la 
periode de transition. 


Au cas ou la Haute Autorit& reconnaftrait, 
a P’expiration de la periode de transition ou 
lors de la suppression anticipee du contin- 
gent tarifaire, qu’un ou plusieurs Etats 
membres sont justifies 4 pratiquer & l’egard 
des pays tiers des droits de douane sup£rieurs 
a ceux qui r&sulteraient d’une harmonisation 
avec les tarifs les moins protecteurs pratiqu&s 
dans la Communautg, elle les autoriserait, dans 
les conditions prevues au paragraphe 29, & 
appliquer eux-m&mes les mesures appropriees 
pour assurer ä leurs importations indirectes 
a travers les Etats membres & tarifs moins 
‚elev&s une protection &gale & celle qui r&sulte 
de Papplication de leur propre tarif & leürs 
importations directes. 


Pour faciliter l’harmonisation des tarifs 
douaniers, les pays du Benelux conviennent, 
dans la mesure reconnue necessaire par la 
Haute Autorit€ en consultation avec leurs 
gouvernements, de relever les droits de leurs 
tarifs actuels sur l’acier dans une limite 
maxima de deux points. Cet engagement ne 
prendra effet qu’au moment oü sera supprim& 
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Das Zollkontingent wird alljährlich und 
vorbehaltlich einer alle drei Monate stattfin- 
denden Nachprüfung für jede Rubrik des 
Benelux-Zolltarifs von den Regierungen der 
Benelux-Länder mit Zustimmung der Hohen 
Behörde unter Berücksichtigung der Ent- 
wicklung des Bedarfs und des laufenden 
Warenverkehrs bestimmt. Die ersten Kon- 
tingente werden auf der Grundlage der 
durchschnittlichen Einfuhren der Benelux- 
Länder aus dritten Ländern während einer 
geeigneten Vergleichsperiode und im gegebe- 
nen Falle unter Berücksichtigung der als Er- 
satz für die Einfuhren bestimmten Produk- 
tionen festgesetzt, die der vorgesehenen In- 
betriebnahme neuer Werksanlagen entspre- 
chen. Ist es infolge eines unvorhergesehenen 
Bedarfs notwendig, die festgesetzten Kon- 
tingente zu überschreiten, so ist die Hohe 
Behörde sofort zu verständigen; diese kann, 
abgesehen von der vorübergehenden Durch- 
führung von Kontrollen der Lieferungen der 
Benelux-Länder nach den anderen Mitglied- 
staaten, die Überschreitung der Kontingente 
verbieten, wenn sie ein beträchtliches An- 
steigen dieser Lieferungen feststellt, das aus- 
schließlich auf die Überschreitung der Kontin- 
gente zurückzuführen ist. Der Vorteil des 
niedrigsten Zolles wird den Importeuren in 
den Benelux-Ländern nur dann zugebilligt, 
wenn sie sich verpflichten, die Waren nicht 
wieder nach anderen Ländern der Gemein- 
schaft auszuführen. 


Die Verpflichtung der Benelux-Länder zur 
Festsetzung eines Zollkontingents erlischt 
nach Maßgabe des Abkommens, durch das 
die Verhandlungen mit Großbritannien ab- 
geschlossen werden, spätestens mit Ablauf 
der Übergangszeit. 


Stellt die Hohe Behörde bei Ablauf der 
Übergangszeit oder bei der vorzeitigen Auf- 
hebung des Zollkontingents fest, daß einer oder 
mehrere der Mitgliedstaaten berechtigt sind, 
gegenüber dritten Ländern höhere Zollsätze 
anzuwenden, als sie sich aus einer Anglei- 
chung an die in der Gemeinschaft angewand- 
ten niedrigsten Schutzzölle ergeben, so hat 
sie diese Staaten nach Maßgabe von Para- 
graph 29 zu ermächtigen, selbst die Maß- 
nahmen zur Anwendung zu bringen, die ge- 
eignet sind, ihren indirekten Einfuhren 
durch die Gebiete der Mitgliedstaaten zu er- 
mäßigten Zollsätzen einen gleichen Schutz zu 
gewähren, wie er sich aus der Anwendung 
ihrer eigenen Zollsätze auf ihre direkten Ein- 
fuhren ergibt. 
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le contingent tarifaire prevu aux alineas 2, 


3 et 4 ci-dessus, et ol l’un au moins des Etats 
membres voisins des pays du Benelux s’ab- 
2 5 
stiendra d’appliquer les mecanismes &qui- 


. valents prevus & l’alina precedent. 


$ 16 


Sauf accord de la Haute Autorite, l’oblı- 
gation contractee en vertu de l’article 72 
du Traite entraine pour les Etats membres 
Pinterdiction de consolider par des accords 
internationaux les droits de douane en 
vigueur au moment de P’entree en vigueur 
du Traite. 


Les consolidations anterieures resultant 
d’accords bilateraux ou multilateraux seront 
notifiees & la Haute Autorite, qui examinera 
si leur maintien parait compatible avec le 
bon fonctionnement de l’organisation com- 
mune et pourra, le cas Echeant, intervenir 
aupres des Etats membres par les recomman- 
dations appropriees en vue de mettre fin & 
ces consolidations suivant la procedure pr£- 
vue par les accords dont elles r&sultent. 


$17 


Les accords commerciaux encore appli- 
cables pour une duree superieure A un an & 
dater de l’entr&e en vigueur du present Traite 
ou comportant une clause de tacite recon- 
duction sont notifies A la Haute Autorite qui 
peut adresser A l’Etat membre interesse les 
recommandations appropriees en vue de 
rendre, le cas &ch&ant, les dispositions de ces 
accords conformes A article 75, suivant la 
procedure prevue par lesdits accords. 
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A 


Zwecks Erleichterung der Angleichung der 


rn 


Zollsätze vereinbaren die Benelux-Länder, in 
dem von der Hohen Behörde in Fühlung- 
nahme mit ihren Regierungen als notwendig 


anerkannten Maße ihre gegenwärtigen Zoll- 
sätze für Stahl um höchstens zwei Punkte zu 


erhöhen. Diese Verpflichtung wird erst zu 


dem Zeitpunkt wirksam, zu dem das in den 
vorstehenden Absätzen 2, 3 und 4 vor- 
gesehene Zollkontingent aufgehoben wird 
und mindestens einer der den Benelux-Län- 
dern benachbarten Mitgliedstaaten davon 
absieht, die im vorhergehenden Absatz vor- 
gesehenen Maßnahmen gleicher Wirkung an- 


zuwenden. Be 


$ 16 


Die auf Grund des Artikels 72 des Ver- 
trages eingegangene Verpflichtung hat für die 
Mitgliedstaaten das Verbot zur Folge, durch 
internationale Vereinbarungen eine dauernde 
Beibehaltung der im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Vertrages geltenden Zölle zu ver- 
einbaren, es sei denn, daß die Hohe Behörde 
ihre Zustimmung gibt. 


Frühere auf zwei- oder mehrseitigen Ver- 
einbarungen beruhende Bindungen über Bei- 
behaltung von Zollsätzen sind der Hohen Be- 
hörde mitzuteilen; diese hat zu prüfen, ob 
deren Beibehaltung mit dem einwandfreien 
Arbeiten der gemeinsamen Organisation ver- 
einbar scheint; sie kann gegebenenfalls durch 
geeignete Empfehlungen bei den Mitgliedstaa- 
ten intervenieren, um diese Bindungen nach 
dem Verfahren aufzuheben, das in den ihnen 
zugrundeliegenden Vereinbarungen vorgesehen 
Ist. 


Sr, 


Die Handelsabkommen, die noch für die 
Dauer von mehr als einem Jahr nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages anwendbar sind oder 
eine Klausel über stillschweigende Verlänge- 


u a ach 


rung enthalten, sind der Hohen Behörde 


mitzuteilen; diese kann an den beteiligten 
Mitgliedstaat die Empfehlungen richten, die 
geeignet sind, gegebenenfalls die Bestimmun- 
gen dieser Abkommen gemäß den in ihnen 
vorgesehenen Verfahren mit Artikel 75 in 
Einklang zu bringen. 
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_ Aussi longtemps que les clauses prevues 
pa les reglementations des changes des 
differents Etats membres, en ce qui concerne 
devises laissees A la disposition des ex- 
 portateurs, ne seront pas unifiees, desmesures 
particulieres devront £tre appliqudes pour 
_eviter que la suppression des droits de douane 
et des restrictions quantitatives entre les Etats 
‚membres ait pour effet de frustrer certains 
_ d’entre eux du produit, en devises des pays 
_ tiers, des exportations realisees par leurs 
 entreprises. 
En application de ce principe, les Etats 
 membres s’engagent & n’accorder. aux ex- 
portateurs de charbon et d’acier, dans le cadre 
des clauses visees ci-dessus, que des avantages 
dans Putilisation des devises au plus &gaux ä& 
_ ceux qu’assure la reglementation d’un Etat 
 membre dont le produit est originaire. 


_ La Haute Autorite est habilitee & veiller ä 
- Papplication desdites mesures par des recom- 
 mandations adressees aux gouvernements, 
_ apres consultation du Conseil. 


g19 


Si la Haute Autorit& reconnait que P’eta- 
 blissement du marche commun a pour effet, 
en substituant des r&exportations A des ex- 
_ portations directes, un d&placement dans les 
changes avec les pays tiers qui cause un 
_ dommage important A l’un des Etats mem- 
 bres, elle peut, & la demande du gouverne- 
_ ment interesse, prescrire aux producteurs de 
 cet Etat lP’insertion dans leurs contrats de 
_ vente d’une clause de destination. 


Chapitre II 


_ DEROGATION A LA CLAUSE DE LA 
NATION LA PLUS FAVORISEE 


/ $ 20 


Bi.A Pegard des pays qui beneficient de la 
 clause de la nation la plus favorisee par 


Kapitel I 


AUSFUHREN 


, $ 18 


Solange die in den Devisenvorschriften 


der verschiedenen Mitgliedstaaten vor- 
gesehenen Bestimmungen über die den Ex- 


porteuren zu ihrer Verfügung überlassenen 


Devisen nicht vereinheitlicht sind, sind be- 
sondere Maßnahmen zu ergreifen, um zu 
verhindern, daß infolge der Aufhebung der 
Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen 
zwischen den Mitgliedstaaten einzelne von 
ihnen um den durch Ausfuhren ihrer Unter- 
nehmen erzielten Erlös in Devisen dritter 
Länder gebracht werden. 


In Anwendung dieses Grundsatzes ver- 


pflichten sich die Mitgliedstaaten, den Ex- 
porteuren von Kohle und Stahl im Rahmen 
der oben erwähnten Bestimmungen für die 


Verwendung von Devisen höchstens die glei-> 


chen Vorteile einzuräumen, wie sie die Be- 


stimmungen eines Mitgliedstaates gewähren, 


aus dem das Erzeugnis stammt. 
Die Hohe Behörde ist befugt, die Anwen- 
dung dieser Maßnahmen durch Empfeh- 


lungen zu überwachen, die an die Regierun- 


gen nach Stellungnahme des Rates zu richten 
sind. 


$ 19 De: 
Stellt die Hohe Behörde fest, daß die Er- 


richtung des gemeinsamen Marktes infolge 
der Ersetzung der unmittelbaren Ausfuhren 


durch Wiederausfuhren zu einer Verlagerung 


des Warenverkehrs mit dritten Ländern 
führt, die einem der Mitgliedstaaten einen 
bedeutenden Schaden zufügt, so kann sie auf 


Antrag der beteiligten Regierung den Er- 


zeugern in diesem Staate vorschreiben, eine 
Abrede über den Bestimmungsort in ihre 
Kaufverträge aufzunehmen. 


Kapitel II 


ABWEICHUNG VON DER MEIST- 
BEGÜNSTIGUNGSKLAUSEL 


$ 20 


1. Hinsichtlich der Länder, die in Anwen- 
dung des Artikels 1 des Allgemeinen Zoll- 
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application de l’article premier de l’Accord. 


general sur les tarifs douaniers et le com- 
merce, les Etats membres devront exercer, 
aupres des parties contractantes audit Accord, 
une action commune en vue de soustraire les 
dispositions du Traite & Papplication de P’ar- 
ticle premier precite. La convocation d’une 
session sp£ciale du G.A.T.T. sera, en tant que 
de besoin, demande&e & cette fin. 


2.En ce qui concerne les pays qui, n’etant 
pas parties A l’Accord general sur les tarifs 
douaniers et le commerce, beneficient ne&an- 
moins de la clause de la nation la plus 
favorisee en vertu des conventions bilaterales 
en vigueur, des negociations seront engagees 
des la signature du Traite.e A defaut du 
consentement des pays interesses, la modifi- 
cation ou la d@nonciation des engagements 
devra Etre effectu&e conform&ment aux con- 
ditions fixe&es par lesdits engagements. 

Au cas ou un pays refuserait son consente- 
ment aux Etats membres ou & l’un d’entre 
eux, les autres Etats membres s’engagent & 
se preter une aide effective qui pourrait aller 
jusqu’a la denonciation par tous les Etats 


membres des accords passes avec le pays en 


question. 


Chapitre IV 


LIBERATION DES ECHANGES 


g 21 


Les Etats membres de la Communaute 
reconnaissent qu’ils constituent un regime 
douanier particulier au sens de Particle 5 du 
Code de liberation des &changes de l’Organi- 
sation Europeenne de Cooperation Econo- 
mique, tel qu’il est en vigueur A la date de la 
signature du Traite. Ils conviennent en 
consequence d’en donner notification, le 
moment venu, & l’Organisation. 
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und Handelsabkommens im Genuß « | 
Meistbegünstigungsklausel sind, haben die 
Miegliedstaaten bei den an dem genannten 
Abkommen ‚beteiligten Partnern gemeinsam 
Schritte zu unternehmen, um zu erreichen, daß 
der vorerwähnte Artikel 1 auf die Vor- 
schriften des Vertrages keine Anwendung 
findet. Zu diesem Zweck ist, soweit erforder- 
lich, die Einberufung einer Sondertagung des 
G.A.T.T. zu beantragen. 

2.Soweit es sich um die Länder handelt, die 
zwar nicht Partner des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens sind, denen aber auf 
Grund zweiseitiger Abkommen die Meistbe- 
günstigung eingeräumt ist, sind sogleich nach 
Unterzeichnung des Vertrages Verhandlungen 
einzuleiten. Wird die Zustimmung der be- 
teiligten Länder nicht erreicht, so hat die 
Anderung oder Kündigung der Abkommen 
nach Maßgabe der in ihnen festgelegten Be- 
dingungen zu erfolgen. 

Sollte ein Land den Mitgliedstaaten oder 
einem von ihnen seine Zustimmung verwei- 
gern, so verpflichten sich die übrigen Mit- 
gliedstaaten zu wirksamer Unterstützung, 
die sich bis zur Kündigung der mit dem in 
Betracht kommenden Land geschlossenen 
Abkommen durch alle Mitgliedstaaten stei- 
gern kann. 


rn BZ a ren hate Alte 


0 nn per 


Kapitel IV j 
LIBERALISIERUNG DES HANDELS 
$ 21 


Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 
kennen an, daß sie ein besonderes Zollsystem 
im Sinne des im Zeitpunkt der Unterzeich- 
nung des Vertrages geltenden Artikels 5 der 
Bestimmungen der Organisation für Euro- 
päische wirtschaftliche Zusammenarbeit für 
die Liberalisierung des Handels bilden. Da- 
her vereinbaren sie, der Organisation hier- 
von zu gegebenem Zeitpunkt Mitteilung zu 
machen. 


Chapitre V 
DISPOSITION PARTICULIERE 


$ 22 


Sans pr&judice de l’expiration de la p£riode 
transitoire, les changes portant sur le char- 
bon et Pacier entre la Republique federale 
d’Allemagne et la zone d’occupation sovie- 
‚tique seront regles, en ce qui concerne la 
‘Republique federale, par le gouvernement, 
par de celle-ci en accord avec la Haute 
Autorite. 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


Kapitel V 
SONDERBESTIMMUNG 


22 


Der Warenaustausch auf dem Gebiet von 
Kohle und Stahl zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der sowjetischen. Besatzungs- 
zone wird, soweit es sich um die Bundes- 
republik Deutschland handelt, unbeschadet des 
Ablaufs der Übergangszeit durch die deutsche 
Bundesregierung im Einverständnis mit der 
Hohen Behörde geregelt. 
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TROISIEME PARTIE 


Mesures generales de 
sauvegarde 


Chapitre I 
DISPOSITIONS GENERALES 


READAPT ATION 


$ 23 


1. Au cas oü les consequences que comporte 
Petablissement du marche commun_ place- 
raient certaines entreprises ou parties 
d’entreprises dans la necessit€ de cesser ou de 
changer leur activit€E au cours de la periode 
de transition definie au paragraphe 1 de la 
presente Convention, la Haute Autorite, sur 
la demande des gouvernements interesses et 
dans les conditions fix&es ci-dessous, devra 
apporter son concours afın de mettre la 
main-d’euvre & l’abri des charges de la 
readaptation et de lui assurer un emploi 
productif, et pourra consentir une aide non 
remboursable 4 certaines entreprises. 


2. A la demande des gouvernements interesses 
“ et dans les conditions definies A l’article 46, 
la Haute Autorit& participera & P’etude des 
possibilites de r&emploi, dans les entreprises 
existantes ou par la creation d’activites nou- 
velles, de la main-d’@uvre rendue disponible. 


3. Elle facilitera, suivant les modalites pre- 
vues ä l’article 54, le financement des pro- 
grammes presentes par le gouvernement 
interesse, et approuves par elle, de transfor- 
mation d’entreprises ou de creation, soit 
dans les industries relevant de sa juridiction, 
soit, sur avis conforme du Conseil, dans 
toute autre industrie, d’activites nouvelles 
economiquement saines, susceptibles d’assurer 
un emploi. productif & la main-d’euvre 
rendue disponible. Sous reserve de l’avis 
favorable du gouvernement interesse, la 
Haute Autorit@ accorderg de pröference ces 
facilites aux programmes soumis par, les 
“ entreprises amenees & cesser leur activite du 
fait de l’etablissement du marche commun. 


4.La Haute Autorite consentira une aide 
non remboursable pour les objets suivants: 


a) contribuer, en cas de fermeture totale 
ou partielle d’entreprises, 
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Kapitel I 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
ANPASSUNG 
$ 23 


1. Falls infolge der Errichtung des gemein- 
samen Marktes einzelne Unternehmen oder 
Teile von Unternehmen vor der Notwendig- 
keit stehen sollten, ihre Tätigkeit während 
der in Paragraph 1 dieses Abkommens näher 
bezeichneten Übergangszeit einzustellen oder 
zu ändern, hat die Hohe Behörde auf An- 
trag der beteiligten Regierungen und unter 
den nachstehenden Voraussetzungen dabei 


mitzuwirken, daß die Arbeiterschaft vor den 


Lasten der Anpassung geschützt und ihr eine 


produktive Beschäftigung gesichert wird; sie 


kann einzelnen Unternehmen eine nicht 
rückzahlungspflichtige Beihilfe bewilligen. 


2. Auf Antrag der beteiligten Regierungen 


und nach Maßgabe von Artikel 46 hat sich 


die Hohe Behörde an der Untersuchung über 
die Möglichkeiten einer Wiederbeschäftigung 
der freigewordenen Arbeitskräfte in bestehen- 


den Unternehmen oder durch Schaffung neuer 


Arbeitsplätze zu beteiligen. 


3. Sie hat gemäß Artikel 54 die Finanzierung 
der von der beteiligten Regierung vor- 
gelegten und von ihr selbst genehmigten 
Programme für die Umstellung von Unterneh- 
men oder die Schaffung neuer, wirtschaftlich 
gesunder Arbeitsplätze in den ihrer Zustän- 
digkeit unterstehenden Industrien oder nach 
Zustimmung des Rates in jeder anderen In- 
dustrie zu erleichtern, die den freigeworde- 


nen Arbeitskräften eine produktive Beschäf- 


tigung sichern können. 


Vorbehaltlich der 


befürwortenden Stellungnahme seitens der | 


beteiligten Regierung hat die Hohe Behörde 
diese Erleichterungen vorzugsweise für Pro- 
gramme der Unternehmen zu gewähren, die 


infolge der Errichtung des gemeinsamen 


Marktes gezwungen sind, ihre Tätigkeit ein- 
zustellen. 


4. Die Hohe Behörde hat eine nicht rückzah- 


je FERNER Meinen ihrer. 


lungspflichtige Beihilfe für folgende Zwecke | 


aux versements x... zu bewilligen: 
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i i en DE " 
eis rat he ee wider 


‚ PE= 
>, 637, 


e d’etre replacee; > 
eprises, A assurer le payement de leur 
ersonnel en cas de mise en conge tempo- 
raire necessitee par leur changement d’ac- 
tivite; 

c) contribuer ä l’attribution aux travail- 
leurs d’allocations pour frais der£installation; 
 d) contribuer au financement de la reedu- 
cation professionnelle des travailleurs amen&s 
Aa changer d’emploi. : 


 5.La Haute Autorite pourra &galement con- 
‚sentir une aide non remboursable aux entre- 
prises amen£es A cesser leur activite du fait 
- de Petablissement du marche commun, A 
condition que cette situation soit directe- 
ment et exclusivement imputable & la limi- 
tation du march commun aux industries du 
charbon et de Pacier, et qu’elle entraine un 
_ accroissement relatif de la production dans 
_ d’autres entreprises de la Communaut£. 
- Cette aide sera limitee au montant neces- 
 saire pour permettre aux entreprises de faire 
face A leurs engagements immediatement 
exigibles. 
- Les entreprises interessees devront intro- 
- duire toutes requetes pour l’obtention de 
cette aide par l’intermediaire de leur gou- 
_ vernement. La Haute Autorite pourra re- 
- fuser toute aide ä une entreprise qui n’aura 
pas inform& son gouvernement et la Haute 
 Autorit€ du developpement d’une situation 
pouvant la conduire ä cesser ou & changer 
son activite. 


Ir 


LEE: 


6.La Haute Autorit@ conditionnera l’octroi 
k d’une aide non remboursable dans les con- 
 ditions prevues aux alineas 4 et 5 ci-dessus 
_ au versement par l’Etat interesse d’une con- 
- tribution speciale au moins &quivalente, sauf 
 derogation autorisee par le Conseil A la ma- 
- jorite des deux tiers. 


za \% 


ALU 


- 7.Les modalites de financement prevues 
pour l’application de l’article 56 sont appli- 
 cables au present paragraphe. 

1: benefice des dispositions du present 
_ paragraphe pourra &tre accorde aux interesses 
_ au cours des deux annees qui suivront 
Pexpiration de la periode de transition par 
decision de Ja Haute Autorite, prise sur avis 


Al 


A, 


_ conforme du Conseil. 


- 
= 
E 
2 
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e> 
EN 
DISTE 

he „ii 


VE Ba 
°s permettant ä la main-d’euvre 


) contribuer, par des allocations aux 


f EN ET N ! 

a) um bei einer gänzlichen oder teilweisen 
Stillegung von Unternehmen einen Beitrag 
zur Zahlung von Entschädigungen zu leisten, 
die es den Arbeitnehmern ermöglichen, ihre 
Wiederbeschäftigung abzuwarten; 


b) um durch Zuwendungen an die Unter- 
nehmen zur Sicherstellung der Entlohnung 
ihres Personals bei zeitweiser Beurlaubung 
beizutragen, die durch Anderung ihrer 
Tätigkeit notwendig geworden ist; 


c) um dazu beizutragen, daß den Arbeit- 
nehmern Beihilfen für die Kosten zur Er- 
langung eines neuen Arbeitsplatzes gewährt 
werden; 


d) um zur Finanzierung der Umschulung 
der Arbeitnehmer beizutragen, die ihre Be- 
schäftigung wechseln müssen. 


5. Die Hohe Behörde kann ferner den Un- 
ternehmen, die infolge der Errichtung des 
gemeinsamen Marktes ihre Tätigkeit einstel- 
len müssen, eine nicht rückzahlungspflichtige 


Beihilfe bewilligen unter der Voraussetzung, 


daß diese Sachlage unmittelbar und aus- 


schließlich der Begrenzung des gemeinsamen 
Marktes auf die Kohle- und Stahlindustrie 


zuzuschreiben ist, und daß sie einen entspre- 
chenden Produktionsanstieg in anderen Un- 
ternehmen der Gemeinschaft zur Folge hat. 
Diese Beihilfe ist auf den Betrag zu beschrän- 


ken, der erforderlich ist, um den Unterneh- 


men die Erfüllung ihrer sofort fälligen Ver- 
bindlichkeiten zu ermöglichen. 


Die beteiligten Unternehmen haben alle 


Anträge auf Bewilligung dieser Beihilfe durch 


Vermittlung ihrer Regierung einzureichen. 


Die Hohe Behörde kann einem Unterneh- 
men jede Beihilfe verweigern, das seine Re- 
gierung und die Hohe Behörde nicht über die 
Entwicklung einer Lage unterrichtet hat, die 
zu einer Einstellung oder Änderung seiner 
Tätigkeit führen kann. 


6. Die Hohe Behörde hat die Gewährung 
einer nicht rückzahlungspflichtigen Beihilfe 


nach Maßgabe der vorstehenden Absätze 4 


und 5 davon abhängig zu machen, daß der 
beteiligte Staat einen mindestens gleichwerti- 
gen besonderen Beitrag leistet, es sei denn, 
daß der Rat mit Zweidrittelmehrheit eine 
abweichende Regelung genehmigt. 


7. Die für die Durchführung des Artikels 56 
vorgesehenen Finanzierungsbedingungen sind 
auf diesen Paragraphen anwendbar. 


8.Die Vergünstigung, die die Vorschriften 
dieses Paragraphen gewähren, kann den Be- 
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Chapitre II 


DISPOSITIONS PARTICULIERES AU 
CHARBON 


$ 24 


Au cours de la p&riode de transition, il est 
reconnu que des me&canismes de sauvegarde 
sont necessaires pour Eviter qu’il se produise 
des deplacements de production pre£cipites 
et dangereux. Ces me&canismes de sauvegarde 
devront tenir compte des situations existan- 
tes au moment de l’Etablissement du marche 
commun. 


D’autre part, des precautions devront £tre 
prises s’ıl apparaissait que, dans une ou plu- 
sieurs regions, certaines hausses de prix d’une 
ampleur et d’une soudainet€ dommageables 
"risquent de se produire, pour &viter ces effets. 


Pour faire face ä& ces probl&mes, la Haute 
Autorite autorisera pendant la pe£riode de 
transition, en tant que de besoin et sous son 
contröle: 

a) lapplication de pratiques prevues A 
Particle 60, $ 2, alinea b, ainsi que de prix 
de zone dans des cas non pr&vus au chapitre V 
du titre III; 

b) le maintien ou l’&tablissement de caisses 
ou mecanismes nationaux de compensation, 
alimentes par un prelevement sur la pro- 

- duction nationale, sans pr&judice des ressour- 
ces exceptionelles pr&vues ci-apres. 


$ 25 


La Haute Autorite& instituera un preleve- 
ment de per&quation, & la tonne marchande, 
representant un pourcentage uniforme de la 
recette de producteurs, sur les productions 
de charbon des pays ou les prix de revient 
moyens sont inferieurs & la moyenne pon- 
deree de la Communaute. 

Le plafond du prelövement de p£r&qua-- 
tion sera de 1,5 p. 100 de ladite recette pour 
la premiere annee de fonctionnement du 
marche commun, et sera reduit de 20 p. 
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teiligten während zweier Jahre nach Ab auf | 
der Übergangszeit durch eine nach Zustim- 
mung des Rates erlassene Entscheidung der 
Hohen Behörde bewilligt werden. 


1m 


Kapitel I 


N 


BESONDERE VORSCHRIFTEN 
FÜR KOHLE < 


S 24 


Es wird anerkannt, daß im Laufe der 
Übergangszeit Schutzeinrichtungen erforder- 
lich sind, damit übereilte und gefährliche Pro- 
duktionsverlagerungen vermieden werden. 
Diese Schutzeinrichtungen haben den im Zeit- 
punkt der Errichtung des gemeinsamen 
Marktes bestehenden Verhältnissen Rechnung. 
zu tragen. E 


Falls es den Anschein hat, daß in einem | 


oder mehreren Gebieten gewisse Preissteige- 
rungen von schädlicher Ausdehnung und 
Plötzlichkeit zu entstehen drohen, müssen 
andererseits Vorkehrungen zur Vermeidung | 
dieser Wirkungen getroffen werden. el 
Um diesem Problem zu begegnen, hat die 
Hohe Behörde während der Übergangszeit, so- 
weit erforderlich, zu genehmigen, daß unter 
ihrer Kontrolle i 
a) die in Artikel 60 Paragraph 2 Absatz b 
vorgesehenen Praktiken sowie Zonenpreise | 
in den in Kapitel V des Titels III nicht vor- 
gesehenen Fällen angewendet werden; u 
b) staatliche Kassen oder Einrichtungen 
für Ausgleichszahlungen, die durch eine Um- 
lage auf die inländische Erzeugung finanziert 
werden, unbeschadet der nachstehend vor- 
gesehenen besonderen Hilfsquellen, beibehal- 
ten oder geschaffen werden. 


$25 


Die Hohe Behörde hat die Kohleproduk- 
tion der Länder, in denen die durchschnitt- 
lichen Gestehungskosten unter dem gewoge- 
nen Mittel der Gemeinschaft liegen, mit 
einer Ausgleichsumlage je Handelstonne zu 
belasten, die einen gleichmäßigen Hundert- 
satz des Erlöses der Erzeuger darstellt. 

Der Höchstbetrag der Ausgleichsumlag: 
beträgt 1,5 v. H. des genannten Erlöses für 
das erste Jahr des Arbeitens des gemein- | 
samen Marktes und wird gegenüber dem ur- | 


PL. 
hin 

a 

4 


| 


i. 
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e tenu des besoins reconnus par 
'ormement aux paragraphes 26 et 27 
et A l’exclusion des charges sp£ciales 


nt Eventuellement d’exportations vers 


tiers, la Haute Autorit& determinera 


liquement le montant du prel&evement 

f et des subventions gouvernementales 
jul y seront associees conforme&ment aux 
egles suivantes: 


1° Dans la limite du plafond d£fini ci- 

dessus, elle calculera le montant du preleve- 

ent effectif de telle sorte que les subven- 

_ tions gouvernementales effectivement versees 
 soient au moins Egales & ce prelevement; 


2° Elle fixera le montant maximum auto- 
rise des subventions gouvernementales, &tant 
‚entendu que: i 


— Poctroi de ces subventions $ concur- 
 rence de ce montant est une faculte 
pour les gouvernements, et non une 
obligation; 


— laide regue de l’exterieur ne peut, 
en aucun cas, depasser le montant de la 
 subvention effectivement versee. 


Les charges suppl&mentaires r&sultant d’ex- 
portations vers des pays tiers n’entreront ni 
- dans le calcul des versements de per&quation 
necessaires, ni dans l’appreciation des. sub- 
_ ventions qui contrebalancent ce prelevement. 


“ 


BELGIQUE 


E:: $ 26 
1.1 est reconnu que la production char- 
‚bonniere nette de la Belgique: 


_ —ne doit pas avoir 4 supporter, chaque 


nee, par rapport ä& l’annee precedente, urie 
-eduction superieure & 3 p. 100 si la pro- 
‘duction totale de la Communaut£& est con- 
 stante ou accrue par rapport & l’ann&e 
_ precedente; 


ou ne doit pas £tre inferieure A la pro- 
uction de l’annee precedente, diminude de 
p. 100, le chiffre ainsi obtenu £tant affecte 


-meme du coefficient de reduction dont 
affectee la production totale de la 


Du) 
ya 


der gegebenenfalls auf Ausfuhren nach drit- 
ten Ländern beruhenden Sonderlasten be- 
stimmt die Hohe Behörde in regelmäßigen 


Jahr 


BR 4 
{av BR 


Zeitabständen den Betrag der tatsächlichen Be: 
Umlage und der Regierungssubventionen, Eh 
die nach folgenden Regeln hinzukommen ir 


müssen: 


1. Sie berechnet in den Grenzen des vor- 
stehend genannten Höchstbetrages den Be- 
trag der tatsächlichen Umlage so, daß die tat- 
sächlich gezahlten Regierungssubventionen 
mindestens dieser Umlage gleichkommen. 


2.Sie setzt den zulässigen Höchstbetrag 
für die Regierungssubventionen fest, wobei 


die Bewilligung dieser Subventionen bis zu 
diesem Betrag ein Recht, aber keine Pfliht 


der Regierungen darstellt; 


die von außen eingehende Beihilfe keines- 
falls den Betrag der tatsächlich gezahlten 
Subvention übersteigen darf. | 


y 


= 
b5 
Er> 

ı + 

RN 


2 


Die auf Ausfuhren nach dritten Ländern FR ) 


beruhenden zusätzlichen Lasten werden weder 
bei der Berechnung der erforderlichen Aus 
gleichszahlungen, noch bei der Feststellung 


der dieser Umlage entsprechenden Subven- Es 


tionen berücksichtigt. 


BELGIEN 


$ 26 


1. Es wird anerkannt, daß die Netto-Kohlen- 
erzeugung Belgiens 


jährlich im Verhältnis zum vorhergehenden 
Jahr nicht um mehr als 3 v. H. vermindert 
zu werden braucht, falls die Gesamterzeugung 
der Gemeinschaft gleich geblieben oder gegen- 
über dem vorhergehenden Jahr angestiegen 
ist, oder 2 


nicht unter der um 3 v. H. verminderten 
Erzeugung des vorhergehenden Jahres zu 
liegen braucht; hierbei fällt der so erhaltene 
Wert seinerseits unter den Verminderungs- 
koetfizienten, von dem die Gesamterzeugung 
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Communaute, par rapport 4 l’annde prece- 
dente (1). | 

La Haute Autorite, responsable de l’appro- 
visionnement regulier et stable de la Com- 
munaute£, Etablit les perspectives A long terme 
de production et d’ecoulement et, apres con- 
sultation du Comite Consultatif et du Con- 
seil, adresse au Gouvernement belge, aussi 
longtemps que l’isolement du march& belge 
prevu & l’alinea 3 ci-dessous.est en vigueur, 
une recommandation sur les d&placements de 
production reconnus possibles par elle, sur la 
base des perspectives ainsi &tablies. Le Gou- 
vernement belge decide, avec l’accord de la 
Haute Autorite, des dispositions & pren- 
dre en vue de rendre effectifs les deplace- 
ments &ventuels de production dans les 
limites specifiees ci-dessus. 
2. La per&quation est destinee, des le debut de 
la periode de transition: 


a) A permettre de rapprocher des prix du 
marche commun pour l’ensemble des con- 
sommateurs de charbon belge sur le march& 
commun, les prix de ce charbon dans une 
mesure qui les abaisse aux environs des coüts 
de production previsibles & la fin de la pe- 
riode de transition. Le bar&me £tabli sur ces 
bases ne peut pas Etre change sans accord de 
la Haute Autorit£; 

b) a Eviter que la siderurgie belge ne soit 
empe£chee, du fait du regime special du char- 
bon belge, d’etre integree dans le march& 
commun de l’acier et, A cet effet, d’abaisser 
ses prix au niveau pratiqu& dans ce march£. 


La Haute Autorit& fixera periodiquement 
le montant de la compensation additionelle, 
pour le charbon belge livre A la siderurgie 
belge, qu’elle reconnaitrait necessaire A cet 
effet, compte tenu de tous les &l&ments de 
’exploitation de cette industrie, en veillant Ä 
ce que cette compensation ne puisse avoir 
pour effet de porter prejudice aux industries 
siderurgiques voisines.’ En outre, compte tenu 
des dispositions de l’alinea a ci-dessus, cette 
compensation ne devra en aucun cas aboutir 
a reduire le prix du coke utilise par la 


(1) Exemple: En 1952, production totale de la 
Communaut£: 250 millions de tonnes; de la Belgique: 
30 millions de tonnes. En 1953, production totale 
de la Communaut£: 225 millions de tonnes, soit un 
coefficient de reduction de 0,9. La production belge 
en 193 ne .doit pas etre inferieure A: 
30X0,97X0,9=26,19 millions de tonnes. 

Cette reduction de production correspond pour 
900 000 tonnes & un deplacement permanent et, pour 
le solde, soit 2.910.000 tonnes, A une r&duction con- 
joncturelle. 
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> der Gemeinschaft gegenüber dem vorher 
den Jahr betroffen wird.') ae 


mäß 


gische Regierung, solange der belgische Markt 
gemäß nachstehendem Absatz 3 getrennt ge- 
halten wird, auf Grund der so aufgestellten | 
Vorschauen eine Empfehlung über die von || 
ihr für möglich gehaltenen Produktionsver- || 
lagerungen. Die belgische Regierung beschließt ' 
im Einverständnis mit der Hohen Behörde 
die zu ergreifenden Maßnahmen, um die 
etwaigen Produktionsverlagerungen innerhalb 
der oben näher bezeichneten Grenzen wirksam 
zu gestalten. 
2.Die Ausgleichszahlungen sind vom An-- 
fang der Übergangszeit an dazu bestimmt, 


a) für die Gesamtheit der Verbraucher bel- 
gischer Kohle auf dem gemeinsamen Markt 
eine Annäherung der belgischen Kohlenpreise 
an die Preise des gemeinsamen Marktes in dem 
Maße zu ermöglichen, daß sie auf die voraus- 
sichtlichen ungefähren Produktionskosten am 
Ende der Übergangszeit gesenkt werden. Die 
auf dieser Grundlage aufgestellte Preistafel 
darf nicht ohne Einverständnis der Hohen Be- 
hörde verändert werden; F 


b) zu verhindern, daß die belgische Eisen- 
industrie infolge der Sonderregelung für bel- 
gische Kohle gehindert wird, in den gemein- 
samen Markt für Stahl eingegliedert zu wer- 
den und zu diesem Zweck ihre Preise auf das 
in diesem Markt angewandte Preisniveau zu 


senken. 


Die Hohe Behörde hat in regelmäßigen 
Zeitabständen für die an die belgische Eisen- 
industrie gelieferte belgische Kohle den Be- 
trag der zusätzlichen Ausgleichszahlungen fest- 
zusetzen, den sie hierfür unter Berücksichti- 


gung aller Betriebsfaktoren dieser Industrie | 
für erforderlich hält; sie hat hierbei darauf | 


_ 


’ 
# 

d 
1 


1) Beispiel: Gesamtproduktion der Gemeinschaft im | 
Jahre 1952: . BE LER 250 Miot 
Gesamtproduktion Belgiens , , 30Miot. 
Gesamtproduktion der Gemeinschaft im 2 
Jahre 1953 auge re re 
mithin Reduktionskoeffizient: 0,9. Fi 
Die belgische Produktion im Jahre 1953 darf alsofl 
nicht unter 30 X 0,97 X 0,9 — 26,19 Mio t liegen. j 
Diese Verminderung der Erzeugung bedeutet Fr 
900000 t eine dauernde Verlagerung und für den 


Rest, d. h. 2910000 t, eine konjunkturbedingte Ver- 
minderung. 


. 225 Miot 


BEE NEEIN. SE 
© au-desous du prix, 
TEE RENTE ET IE 
t obtenir si elle &tait 
provisionnee en coke de la Ruhr; 
) & accorder, pour les exportations de 
"bon belge dans le march& commun re- 
nnues necessaires par la Haute Autoritd, 
mpte tenu des perspectives de production 
et de besoins de la Communaut, une com- 
_ pensation additionnelle correspondant & 80 
 p. 100 de la difference reconnue par la Haute 
 Autorit& entre les prix depart, accrus des 
 frais de transport jusqu’aux lieux de de- 
_  stination, du charbon belge et du charbon des 
_ autres pays de la Communaute. 


 3.Le Gouvernement belge pourra, par de- 
_ rogation aux dispositions du paragraphe 9 
de la presente Convention, maintenir ou 
_  Ainstituer, sous le contröle de la Haute 
Autorit&, des mecanismes permettant d’isoler 
le march& belge du march@ commun. 


Les importations de charbon en provenance 
des pays tiers seront soumises & ’approbation 
de la Haute Autorit£. 


- Ce regime particulier prendra fin comme 
il est dit ci-dessous. 
 4.Le Gouvernement belge s’engage A &li- 
 miner, au plus tard & l’expiration de la p£- 
_ riode de transition, les me&canismes d’isole- 
ment du march& belge du charbon prevus & 
Palinea 3 ci-dessus. Si elle estime que des 
_  eirconstances exceptionnelles, non pre£visibles 
 actuellement, le rendent ne£cessaire, la Haute 
 Autorite pourra, apres consultation du 
_  Comite Consultatif, et sur avis conforme du 
- Conseil, accorder au Gouvernement belge, 
par deux fois, un delai additionnel d’un an. 


 L’integration ainsi prevue se fera apres 

_ consultation entre le Gouvernement belge et 
la Haute Autorite, qui determineront ‚les 
_ _ moyens et modalit&s propres ä la realiser; les 

_ modalites pourront comporter pour le Gou- 
 vernement belge, nonobstant les dispositions 
 duc de Particle 4, la facult@ d’accorder des 
= subventions correspondant aux frais d’ex- 
- ploitation additionnels r&sultant des condi- 
tions naturelles des gisements, et tenant 
 _compte des charges resultant &ventuellement 
des desequilibres manifestes qui alourdiraient 
ces frais d’exploitation. Les modalites d’octroi 
des subventions et leur montant maximum 
 seront soumis A l’accord de la Haute Auto- 
 rite, qui devra veiller ä& ce que le montant 
maximum des subventions et le tonnage sub- 
ventionne soient reduits aussi rapidement que 
possible, compte tenu des facilites de r&adap- 
_ tation et de l’extension du marche commun 
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x rendu 
effective- 
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Pr 
zu ach 


dazu führen, daß die Preise für den von der ne Y Bu = 
belgischen Stahlindustrie verwendeten Koks 


unter dem Preis am Lieferort liegt, den sie 


wendig anerkannten Ausfuhren belgischer BR 
Kohle in den gemeinsamen Markt unter Be Rn 
rücksichtigung der voraussichtlichen Erzeu-r 

gung und des voraussichtlichen Bedarfs der » 
Gemeinschaft zusätzliche Ausgleichszahlungen 
zu bewilligen, die 80 v.H. des von der Hohen 
Behörde anerkannten Unterschiedes zwischen 
den Preisen ab Werk zuzüglich der Transport - 
kosten bis zum Bestimmungsort für belgische 


2 a 


Kohle und der Kohle der anderen Länder dr 
Gemeinschaft entsprechen. RR 


3. Die belgische Regierung kann abweichend 
von den Vorschriften des Paragraphen 9 die- 
ses Abkommens unter der Kontrolle dr 
Hohen Behörde Einrichtungen aufrechterhal- 
ten oder schaffen, um den belgischen Markt 


vom gemeinsamen Markt getrennt zu halten. EN 
ze 


Die Einfuhren von Kohle aus dritten Län- 
dern unterliegen der Genehmigung der Hohen 
Behörde. Bi vo 
Diese Sonderregelung endet wie nachstehend f 7 
angegeben. | N 


4. Die belgische Regierung verpflichtet sich, 
spätestens am Ende der Übergangszeit die 
Maßnahmen zur Abtrennung des belgischen 
Kohlemarktes aufzuheben, die im vorstehen- 


vorhersehbare Ausnahmeverhältnisse es not- 
wendig machen, so kann sie nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses und nach Zustim- 
mung des Rates der belgischen Regierung” 
zweimal eine zusätzliche Frist von einem Jahr 
bewilligen. ee 


Die derart vorgesehene Eingliederung hat 
nach Fühlungnahme zwischen der ‘belgischen . 
Regierung und der Hohen Behörde zu erfol- 
gen, die die für die Durchführung dieser Ein- 
gliederung geeigneten Mittel und Modalitäten 
bestimmen. Die Modalitäten können unge- 
achtet der Bestimmungen des Artikels 4 c für 
die belgische Regierung das Recht vorsehen, 
Subventionen zu bewilligen, die den aus den 
natürlichen Bedingungen der Kohlevorkommen 
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X d’autres produits que le charbon et l’acier, 
et en &vitant que l’importance des reductions 
eventuelles de production ne provoque des 
troubles fondamentaux dans l’&conomic belge. 

La Haute Autorite devra soumettre tous 
les deux ans ä& P’approbation du Conseil des 
propositions sur le tonnage susceptible d’Etre 
subventionne. 


IT ALIE 
$27 


1. Le benefice des dispositions du para- 
graphe 25 ci-dessus sera accorde aux. mines 
de Sulcis pour leur permettre, en attendant 
P’achevement des operations d’&quipement en 
cours, d’affronter la concurrence du march& 
commun; la Haute Autorit€ determinera 
periodiquement le montant des aides n£cessai- 
res, sans que l’aide exterieure puisse durer 
plus de deux ans. 


2. Tenant compte de la situation particuliere 
des cokeries italiennes, Ja Haute Autorite est 
habilitee & autoriser le Gouvernement italien, 
dans la mesure n£cessaire, A maintenir, pen- 
dant la p£riode de transition definie au para- 
graphe 1 de la pr&sente Convention, des droits 
de douane sur le coke en provenance des 
autres Etats membres, sans qu’ils puissent 
Etre superieurs, au cours de la premiere annde 
de ladite periode, A ceux qui resultent du 
decret presidentiel n® 442 du 7 juillet 1950, 
. ce plafond £tant reduit de 10 p. 100 la 
seconde annee, 25 p. 100 la troisieme anne, 
45 p. 100 la quatrieme, 70 p. 100 la cin- 
quieme, pour aboutir ä la suppression com- 
plete de ces droits ä la fin de la periode de 
transition. 
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= en Suschichen Abba 


kosten en 
sprechen; dabei sind die etwaigen Lasten zu 
berücksichtigen, die sich aus offensichtlich 

Störungen des Gleichgewichtes ergeben und 
diese Abbaukosten vergrößern. Die Modali- 
täten für die Bewilligung der Subventionen 
und ihr Höchstbetrag unterliegen der Zu- 
stimmung der Hohen Behörde. Diese hat 
darüber zu wachen, daß der Höchstbetrag der 
Subventionen und die subventionierten Men- 
gen so schnell wie möglich unter Berücksichti- 
gung der Erleichterungen für die Anpassung 
und der Ausdehnung des gemeinsamen 
Marktes auf andere Erzeugnisse als Kohle und 
Stahl herabgesetzt werden; dabei ist zu ver- 
meiden, dafßß der Umfang der etwaigen Pro- 
duktionseinschränkungen tiefgreifende Stö- 
rungen in der belgischen Wirtschaft hervor- 
ruft. 


Die Hohe Behörde hat alle zwei Jahre dem 1 
Rat Vorschläge für die Mengen zur Geneh- 
migung vorzulegen, die subventioniert wer- 


‚en „fe hehe hehe de renden abe 


den können. H 
2, 

# 

IT ALIEN Re; 

| 

$ 27 4 


1. Die Vergünstigung der Bestimmungen des 

vorstehenden Paragraphen 25 wird den Gru- 
ben von Sulcis gewährt, damit diese bis zur 
Beendigung der in Durchführung begriffenen 
Ausrüstungsmaßnahmen den Wettbewerb 
des gemeinsamen Marktes aushalten können. 
Die Hohe Behörde hat in regelmäßigen Zeit- 
abständen den Betrag der erforderlichen Bei- 
hilfen festzusetzen, ohne daß die von außen | 
gewährte Beihilfe länger als zwei Jahre 
dauern darf. ee | 


ee 


2. Unter Berücksichtigung der besonderen Lage 
der italienischen Kokereien ist die Hohe Be- 
hörde berechtigt, die italienische Regierung zu 
ermächtigen, in dem erferderlichen Ausmaß 
während der Dauer der in Paragraph 1 die- 
ses Abkommens näher bezeichneten Übergangs- 
zeit Zölle für den aus den anderen Mit- 

gliedstaaten kommenden Koks aufrechtzuer- | 


Präsidial-Dekret Nr. 442 vom 7. Juli 1950 
ergeben; dieser Höchstbetrag ist im zweiten 
Jahr um 10 v.H., im dritten Jahr um 25v.H., 
im vierten Jahr um 45 v. H., im fünften Jahr 
um 70 v.H. zu kürzen, damit am Ende der 
Übergangszeit die vollständige Beseitigung die- 
ser Zölle erreicht wird. rg 


est reconnu que la production charbon- 
dans les mines frangaises: 

ne doit pas avoir & supporter chaque 
e: inne, par rapport a P’annee precedente, une 
_ Feduction superieure a un million de tonnes, si 
la production totale de la Communaut& est 
_ constante ou accrue par rapport A l’annde 
 precedente; 

— — ou ne doit pas £tre inferieure A la 
production de l’ann&e prec&dente, diminuce de 
_ un million de tonnes, le chiffre ainsi obtenu 
 etant affecte lui-möme du coefficient de 
reduction dont serait affectee la production 
totale de la Communaute par rapport A 
Pannee precedente. 


2.Aux fins d’assurer le maintien dans les 
E limites ci-dessus des d&placements de produc- 


tion, les moyens d’action vises au paragraphe 
- 24 pourront &tre renforc&s par une ressource 
_ exceptionelle tiree d’un prel&vement special 
 etabli par laHaute Autorite sur l’accroissement 
des livraisons nettes d’autres charbonnages 
telles qu’elles resultent des statistigues doua- 
_ nieres frangaises, dans la mesure oü cet 
accroissement represente un deplacement de 
production. 


En consequence, pour l’etablissement de ce 
 prelevement, seront prises en consideration les 
_ quantites repr&sentant l’excedent des livraisons 
nettes r&alisees au cours de chaque p£riode par 
 rapport ä& celles de 1950, dans la limite de la 
 diminution constatee dans la production 
charbonniere desminesfrangaises, par rapport 
a celle de 1950, affectee elle-m&me, &ventuelle- 
_ ment, du m&me coefficient de reduction que 
la production totale de la Communaut£. Ce 
 prelevement specialcorrespondra au maximum 
a 10p. 100 de la recette des producteurs sur 
_ les quantitäs en cause et sera utilise, en accord 
avec la Haute Autorite, ä abaisser dans les 


ab 


rn 
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_ produits par les mines frangaises. 


—_ 


ne 
Bis = 
En 2 


zones appropriees le prix de certains charbons 


| FRANKREICH 
$ 28 


1. Es wird anerkannt, daß die Kohleförderung x 
in den französischen Gruben 


jährlich im Verhältnis zum vorhergehen- 
den Jahr nicht um mehr als 1 Million Ton- 
nen vermindert zu werden braucht, falls die 
Gesamterzeugung der Gemeinschaft gleich- 
geblieben oder gegenüber dem vorhergehen- 
den Jahr angestiegen ist, oder 

nicht unter der um 1 Million Tonnen - 
verminderten Erzeugung des vorhergehenden 
Jahres zu liegen braucht; hierbei fällt der so 
erhaltene Wert seinerseits unter den Ver- 
minderungskoeffizienten, von dem die Ge- 
samterzeugung der Gemeinschaft gegenüber 
dem vorhergehenden Jahr betroffen wird. 


2. Die in Paragraph 24 genannten Maßnahmen 
können durch besondere Mittel verstärkt wer- 
den, damit sichergestellt ist, daß die Produk- 
tionsverlagerungen innerhalb der vorstehen- 
den Grenzen bleiben; die Mittel werden durch 
eine Sonderumlage aufgebracht, die von der. 
Hohen Behörde nach dem Ansteigen der 
Nettolieferungen anderer Kohlengruben, wie 
sie sich aus den französischen Zollstatistiken 
ergeben, errechnet wird, soweit dieses An- 
steigen eine Produktionsverlagerung darstellt. 


Bei der Festsetzung dieser Umlage sind 
daher die Mengen zu berücksichtigen, die den 
Überschuß der Nettolieferungen darstellen, die 
im Laufe jedes Zeitabschnittes gegenüber den- 
jenigen des Jahres 1950 erfolgt sind, in den 
Grenzen der Verminderung, die bei dr 
Kohleförderung der französischen Gruben 
gegenüber derjenigen des Jahres 1950 festge- 
stellt wird; dabei wird diese selbst gegebenen- 
falls von dem gleichen Verminderungskoeffi- 
zıenten betroffen, wie die Gesamterzeugung 
der Gemeinschaft. Diese Sonderumlage darf 
höchstens 10 v.H. des Erlöses der Erzeuger 
bei den in Betracht kommenden Mengen ent- 
sprechen und ist im Einverständnis mit der 
Hohen Behörde dazu zu verwenden, in den 
geeigneten Zonen den Preis für gewisse in 
den französischen Gruben geförderte Kohle 
zu senken. | 


\ 
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Chapitre IT 


/ DISPOSITIONS PARTICULIERES A 


L’INDUSTRIE DE TACIER 
> N 


. Au cours de la periode de transition, il est 
$ reconnu que des mesures de sauvegarde 
particulieres peuvent &tren&cessaires, en cequi 
12 concerne l’industrie de l’acier, pour Eviter que 
4 des deplacements de production imputables A 
we l’etablissement du march& commun n’aboutis- 
sent A mettre en difficulte des entreprises qui 
seraient en tat, apres P’adaptation prevue au 
paragraphe 1 de la presente Convention, de 
soutenir la concurrence, ou A deplacer une 
main-d’oeuvre plusnombreuse que celle qui peut 
beneficier des dispositions du paragraphe 23. 
Dans la mesure ou la Haute Autorit& recon- 
naitra qu’il ne peut £tre fait application des 
er dispositions du Traite, en particulier de celles 
N), des articles 57, 58, 59 et 60, $ 2, alinea b, 
Be elle est habilit£e, en recourant aux moyens 
AN: d’action definis ci-apres dans l’ordre de pre- 
Te ference qui resulte de l’ordre dans lequel ils 
Be - sont enonces: 


er 


Bar \® \ 


Ks tatif et du Conseil, & limiter de facon directe 

Er ou indirecte P’accroissement net des livraisons 
d’une des regions & une autre dans le march£ 
BEN commun; 


b) apres consultation du Comite Consul- 
| tatif et sur avis conforme du Conseil, tant 
2, sur P’opportunite que sur les modalites de ces 
mesures, a user des moyens d’intervention 
| prevus par l’article 61, alınea b, sans que, par 
5. derogation audit article, Vexistence ou 
-  Pimminence d’une crise manifeste soit requise 
a cet effet; 


BR“, c) apres consultation du Comite Consul- 

De tatif et sur avıs conforme du Conseil, X &tablir 

4 ' un regime de quotas de production sans qu’il 
puisse affecter la production destinee A 
’exportation; 


d) apres consultation du Comite Consul- 
tatif et sur avis conforme du Conseil, A auto- 
riser un Etat membre & appliquer les mesures 
prevues au paragraphe 15 alinea 6, dans les 
conditions fixees audit alinda. 


2. Pour l’application des dispositions ci-des- 
sus, la Haute Autorit@ devra, au cours de la 
periode preparatoire definie au paragraphe 1 
de la presente Convention, et en consultation 
avec les associations de producteurs, le Comite 
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a) apres consultation du Comite Consul- - 


BESONDERE BESTIMMUNGEN e 
FÜR DIE STAHLINDUSTRIE 


$ 29 


1. Es wird anerkannt, daß während der Ober 
gangszeit besondere Schutzmaßnahmen bei der 
Stahlindustrie erforderlich werden a 
damit vermieden wird, daß durch Produk- 
tionsverlagerungen infolge der Errichtung des 

gemeinsamen Marktes Unternehmen in 
Schwierigkeiten kommen, die nach der in 
Paragraph 1 dieses Abkommens Ve 
Anpassung in der Lage wären, den Wettbe- 

werb auszuhalten, oder daß hierdurch eine 4 
größere Anzahl von Arbeitnehmern ent 
wird als diejenige, der die Vorschriften des 
Paragraphen 23 zugute kommen können. 
Soweit die Hohe Behörde feststellt, daß die 
Bestimmungen des Vertrages, insbesondere die 
der Artikel 57, 58, 59 und 60 Paragraph 2 
Absatz b ka Anwendung finden können, 
ist sie befugt, mit Hilfe nachstehender Maß- 
nahmen, in der Reihenfolge der folgenden 
Aufzählung, 3 


a) nach Stellungnahme des Beratenden Aus- 
schusses und des Rates unmittelbar oder mit- 
telbar die Nettosteigerung der Lieferungen 
von einem Gebiet nach einem anderen inner- 
halb des gemeinsamen Marktes zu begrenzen; 


b) nach Stellungnahme des Beratenden Aus- 
schusses und nach Zustimmung des Rates zur 
Zweckmäßigkeit und zu den Modalitäten die- 
ser Maßnahmen, von den in Artikel 61 Ab- 
satz b vorgesehenen Eingriffsmöglichkeiten 
Gebrauch zu machen, ohne daß hierzu, in Ab- 
weichung von dem genannten Artikel, das Be- 
stehen oder- unmittelbare Bevorstehen einer 
offensichtlichen Krise verlangt wird; 


c) nach Stellungnahme des Beratenden Aus- 
schusses und nach. Zustimmung des Rates ein 
System von Produktionsquoten nur 
ohne daß hiervon die zur Ausfuhr bestimmte 
Erzeugung berührt werden darf; 


d) nach Stellungnahme des Beratenden Aus- 
schusses und mit Zustimmung des Rates einen 
Mitgliedstaat zu ermächtigen, die in Para- 
graph 15 Absatz 6 vorgesehenen Maßnahınen 
Br diesem- Absatz anzuwenden. 

2. Zur Durchführung der vorstehenden Vor- 
scheiftenkhas die Hohe Behörde während der 
in Paragraph 1 dieses Abkommens näher be- 
stimmten Anlaufzeit und in Fühlungnahme. 
mit den Erzeugerverbänden dem Beste 
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 eieres que les entreprises auront pu tirer de 
_ leur exploitation ou qui auront pu &tre mises 
A leur disposition, soit de circonstances ex- 
 ceptionnelles et actuellement impr£vues, 
Padaptation ou les tranformations necessaires 
des conditions de production n’ont pu 
 s’operer, les dispositions du present para- 
graphe pourront £&tre appliquees, A lexpi- 
ration de la periode de transition, apres avis 
du Comite Consultatif et sur avis conforme 
du Conseil, pendant un de&lai compl&mentaire 
au plus Egal au temps pendant lequel la 
situation visee ci-dessus se sera manifestee, 
sans qu’il puisse exc&der deux annees. 


Er, ; TFALIE 


s 30 
; 


T4 f > S : 
1. Tenant compte de la situation particuliere 
E de la siderurgie italienne, la Haute Autorite 


x 
= 


est habilitee A autoriser le Gouvernement 
italien, dans la mesure necessaire, X main- 
tenir, pendant la p£riode de transition d£finie 
au paragraphe 1 de la pr&sente Convention, 
des droits de douane sur les produits siderur- 
. giques en provenance des autres Etats mem- 
 bres, sans qu’ils puissent &tre sup£rieurs, au 
 cours de la premiere anne de ladite p£riode, 
- a ceux qui resultent de la Convention d’An- 
_  necy du 10 octobre 1949, ce plafond £tant 
b 


R 


25 p. 100 la troisieme, 45 p. 100 la quatrieme, 
70 p. 100 la cinquieme, pour aboutir & la 
_ suppression complete de ces droits ä la fin de 
” Ja p£riode de transition. 
E | 
les ventes d’acier sur le march& italien, ra- 
_  men&s & leur &quivalent au d&part du point 
_  choisi pour P’Etablissement de leur bartme, 
_ ne pourront tre inferieurs au prix prevu 
- par ledit bareme pour des transactions com- 
E parables, sauf autorisation donnde par la 
Haute Autorite, en accord avec le Gouverne- 
= ment italien, sans pr&judice des dispositions de 
E Particle 60, $ 2b, dernier alinea. 
Rn . 


= 
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“fixer les critres Ausschuß und dem Rat die technischen Ein- 


es mesures de sauve- 


‚reduit de 10 p. 100 la seconde annee, 


i 2. Les prix pratiqu&s par les entreprises pour 
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zelheiten für die Durchführung der oben er- 
" wähnten Schutzmaßnahmen festzulegen. 2 he 
3. Haben sich während eines Abschnitts der 
Übergangszeit infolge einer Mangellage oder 
Fehlens von Geldmitteln, die die Unterneh- 
men aus ihrem Betrieb hätten herauszihen 
können oder die ihnen hätten zur Verfügung 
gestellt werden können, oder infolge beson- 
derer, zur Zeit nicht vorauszusehendr Um- 
stände die Anpassung oder die erforderlichen 
Umstellungen der Produktionsbedingungen 
nicht durchführen lassen, so können die Vor- 
schriften dieses Paragraphen bei Ablauf der 
Übergangszeit nach Stellungnahme des Bera- 
tenden Ausschusses und nach Zustimmung des 
Rates höchstens so lange weiter angewendet 
werden, als der oben bezeichnete Sachverhalt 
fortbesteht; diese Frist darf jedoch zwei Jahre 
nicht überschreiten. 


IT ALIEN 
$ 30 


1. Unter Berücksichtigung der besonderen Lage 

der italienischen Eisenindustrie ist die Hohe 
Behörde befugt, die italienische Regierung n 
dem erforderlichen Ausmaß während. der n 
Paragraph 1 dieses Abkommens näher bezih-- 
neten Übergangszeit zur Beibehaltung von 

Zöllen für Erzeugnisse der Eisenindustrie us 
anderen Mitgliedstaaten zu ermächtigen; diese FeSS £ 
Zölle dürfen jedoch während des ersten Jahres 
dieses Zeitabschnittes nicht höher sein as de 
Zölle, die sich aus dem Abkommen von Annecy 
vom 10. Oktober 1949 ergeben; dieser Höchst- 
satz wird um 10 v.H. für das zweite, um 
25 v.H. für das dritte, um 45 v.H. für das 
vierte und 70 v.H. für das fünfte Jahr ge- 
kürzt, damit am Ende der Übergangszeit eine 
vollständige Aufhebung der Zölle erreicht 


wird. 


2.Die von den Unternehmen für die Stahl- 
verkäufe auf dem italienischen Markt ange- 
wandten Preise dürfen, wenn sie auf ihr 
Aquivalent an dem Ort zurückgeführt sind, 
der für die Aufstellung ihrer Preistafel ge- 
wählt wurde, nicht unter dem. von dieser 
Preistafel für vergleichbare Geschäfte vor- 
gesehenen Preis liegen, es sei denn, daß die 
Hohe Behörde im Einverständnis mit der 
italienischen Regierung ihre Zustimmung er- 
teilt; die Bestimmungen des Artikels 60 
Paragraph 2b, letzter Absatz, bleiben hier- 
von unberührt. 
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Dans l’application des mesures de sauve- 
garde prevues au paragraphe 29 du present 
chapitre, la Haute Autorite devra tenir 
compte de l’importance toute particuliere de 
la siderurgie dans l’&conomie generale du 
Luxembourg et de la necessite d’eviter des 
perturbations graves dans les conditions sp£&- 
ciales d’ecoulement de la production siderur- 
gique luxembourgeoise qui ont result pour 
celle-ci de Il’Union Economique belgo- 
luxembourgeoise. 


A defaut d’autres mesures, Ja Haute 
Autorite pourra recourir, s’il y a lieu, aux 
fonds dont elle dispose au titre de l’article 49 
du present Traite dans la limite des r&percus- 
sions €ventuelles sur la siderurgie luxem- 
bourgeoise des dispositions prevues au para- 
graphe 26 de la presente Convention. 


Fait & Paris, le dix-huit avril mil neuf 
cent cinquante et un. 
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Bei der Anwendung der in $ 29 dieses Ab- 
kommens vorgesehenen Schutzmaßnahmen hat 
die Hohe Behörde der ganz besonderen Bedeu- 
tung der Eisenindustrie in der Gesamtwirtschaft 
Luxemburgs und der Notwendigkeit Rechnung 
zu tragen, daß schwere Störungen in den be- 
sonderen Absatzverhältnissen der Erzeugnisse 
der luxemburgischen Eisenindustrie vermieden 
werden, die sich für diese Industrie aus der 
belgisch-luxemburgischen Wirtschaftsunion er- 
geben. 


Mangels anderer Maßnahmen kann die 
Hohe Behörde, falls hierzu Anlaß besteht, ım 
Rahmen der etwaigen nachteiligen Rückwir- 
kungen der in Paragraph 26 dieses Ab- 
kommens vorgesehenen Vorschriften auf die 
luxemburgische Eisenindustrie die Fonds 
heranziehen, über die sie nach Artikel 49 
dieses Vertrages verfügt. 


Geschehen zu Paris, am achtzehnten April 
neunzehnhunderteinundfünfzig. 
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PROTOCOLE DE LA 
CONFERENCE DES 
MINISTRES RELATIF A LA 
COMMISSION 
INTERIMAIRE 


PROTOKOLL DER 
MINISTERKONFERENZ 
ÜBER DEN 
INTERIMSAUSSCHUSS 


Les delegations qui ont participe & P’&labo- 
ration du Traite se r&uniront p£riodique- 
ment en commission interimaire dans Pin- 
tervalle qui separera la signature de Pentree 
en fonctions des institutions de la Commu- 
naute. Elles se consulteront mutuellement sur 
les problömes interessant la Communaut£ et 
sur les mesures que les gouvernements signa- 
taires pourraient tre appeles ä prendre avant 
Pentree en fonctions de la Haute Autorite. 


Elles Etudieront, en particulier, les ques- 
tions relatives au siege des institutions, ainsi 
que celles qui concernent le regime lin- 
guistigque de la Communaute et feront aux 
gouvernements des propositions motivees. 


En outre, les delegations, &tudieront et 
pr&pareront des informations A, mettre A la 
disposition de la Haute Autorite, concernant 
les mesures & prendre par elle immediate- 
ment apres son entree en fonctions, en appli- 
cation du paragraphe 2, n® 2, alinea 3 de la 
Convention. 


La Conference des Ministres confie & cette 
commission le soin d’elaborer des proposi- 
tions chiffrees sur la r&partition effective des 
sieges attribues, au sein du Comite Consul- 
tatif, aux producteurs et aux utilisateurs et 
negociants. Quant aux producteurs, ces pro- 
positions seront £tablies en fonction de la 
valeur des productions dans les differentes 
regions interessees, et, en ce qui concerne les 
utilisateurs et negociants, de la valeur des 
consommations, @tant entendu qu’il sera 
prevu dans ces &tudes que le Comite com- 
prendra, tant pour le charbon que pour 
Pacier, au moins un ressortissant de chacun 
des Etats membres. 


Fait & Paris, le dix-huit avril mil neuf 
cent cinquante et un. 


Europa-Archiv / 20. Mai 1951 


Die Delegationen, die an der Ausarbeitung 
des Vertrages teilgenommen haben, werden 
innerhalb des Zeitraums, der zwischen der 
Unterzeichnung und der Aufnahme der 
Tätigkeit der Organe der Gemeinschaft liegt, 
in regelmäßigen Zeitabständen als Interims- 
ausschuß zusammentreten. Sie werden sich 
gegenseitig über die Probleme der Gemein- 
schaft und über die Maßnahmen beraten, 
welche die Signatarregierungen vor Auf- 
nahme der Tätigkeit der Hohen Behörde zu 
ergreifen veranlaßt sein könnten. 


Sie haben insbesondere die Fragen des 
Sitzes der Organe sowie die Regelung der 
Sprachenfrage für die Gemeinschaft zu unter- 
suchen und den Regierungen begründete 
Vorschläge zu machen. 


Außerdem haben die Delegationen Infor- 
mationen für die Hohe Behörde auszuarbei- 
ten und vorzubereiten über die von ihr so- 
fort nach Aufnahme ihrer Tätigkeit in An- 
wendung des $ 2 Ziffer 2 Absatz 3 des Ab- 
kommens zu treffenden Maßnahmen. 


Die Ministerkonferenz überträgt diesem 
Ausschuß die Ausarbeitung von Vorschlägen 
mit zahlenmäßiger Aufstellung über die tat- 
sächliche Verteilung der Sitze, die im Beraten- 
den Ausschuß den Erzeugern, Verbrauchern 
und Händlern zugewiesen sind. Bei den Er- 
zeugern sind diese Vorschläge nach dem 
Wert der Erzeugung in den verschiedenen 
beteiligten Gebieten, bei den Verbrauchern 
und Händlern nach dem Wert des Ver- 
brauchs aufzustellen. Hierbei ist vorzusehen, 
daß ım Beratenden Ausschuß sowohl für die 
Kohle als auch für den Stahl wenigstens ein 
Angehöriger jedes Mitgliedstaates vertreten 
sein muß. 


Geschehen zu Paris, am achtzehnten April 
neunzehnhunderteinundfünfzig. 
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